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Hampelmann

Oh du, mein Hampelmann,

mein Hampelmann, mein Hampelmann,

oh du, mein Hampelmann,

mein Hampelmann bist du.

So lauten die Worte eines volkstümlichen Kinderliedes. Gemeint ist
eine durch Fäden in ihren Gelenken verknüpfte Puppe, die, an die Wand
an einen Nagel oder Haken gehängt, mithilfe einer Fadenverlängerung zu
hampelnden und spreizenden Bewegungen manipuliert werden kann. Dabei
erweckt sie nicht selten durch entsprechend geschickte Handhabung den
Eindruck eines tanzenden und hüpfenden Narren oder Clowns.

Wird nun die Manipulation geschickt genug verborgen, wird die
Aufmerksamkeit des Betrachters oder zufälligen Beobachters wesentlich
durch den Eindruck einer sich frei bewegenden Figur an der Wand
bestimmt. Nicht zuletzt ist es eine latente Orientierungsnot, die den
Menschen dazu veranlaßt, Dinge und Verhältnisse anders zu sehen als
sie es tatsächlich sind. So etwas prädestiniert schlußendlich die
Aufmerksamkeit im allgemeinen und manchmal auch im besonderen für
Täuschungen und Selbsttäuschung.

Dabei ist der Hampelmann in seiner Funktion naturgemäß noch leicht zu
durchschauen und für jedermann an seinem Zugfaden zu erkennen. Viel
schwieriger wird es jedoch bereits, wenn statt eines Fadens ein
Gebäude an der ins Auge gefaßten Figur hängt wie beispielsweise ein
Weißes Haus.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. März 2019
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Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - 15. März 2019

Uranfabriken: Massive Kritik an Bundestagsbeschluss 

Karfreitag wieder Ostermarsch zur Gronauer Uranfabrik



(Berlin, Düsseldorf, Hannover, Bonn, 15.03.2019) Der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) kritisiert massiv den
Bundestagsbeschluss, dass die umstrittenen Uranfabriken in Gronau und
Lingen unbefristet weiter laufen sollen. Am Donnerstag (14. März 2019)
hat eine große Mehrheit der Bundestagsabgeordneten Stilllegungsanträge
der Linksfraktion sowie der Fraktion von Bündnis 90 / Die Grünen abgelehnt.
[1], [2]

Nach Auffassung des BBU ist der unbefristete Betrieb der Uranfabriken
unverantwortlich und nicht hinnehmbar. "Die Anti-Atomkraft-Bewegung wird
nicht tatenlos zusehen, wie in Gronau und Lingen weiterhin
Nuklearbrennstoffe für Atomkraftwerke in aller Welt, aber auch in großen
Mengen Atommüll, produziert werden", so das Gronauer
BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz in einer aktuellen Pressemitteilung
des BBU.

Ebenso wie Atomkraftwerke sind auch Uranfabriken mit verschiedensten
Gefahren behaftet. Die Anlagen in Gronau und Lingen arbeiten beide mit
der hochgefährlichen Substanz Uranhexafluorid. Beide Anlagen sind nicht
gegen Flugzeugabstürze gesichert und in Gronau wird Atommüll in
Containern unter dem freien Himmel gelagert. Ende 2018 sorgte die
Brennelementefabrik in Lingen für Sorgen und Aufsehen, weil es dort
einen Brand gegeben hat. In dessen Folge wurde die ganze Anlage für zwei
Monate stillgelegt.

Mit ihrem Abstimmungsverhalten im Bundestag sind die Abgeordneten der
Großen Koalition von CDU/CSU und SPD ihrer ehemaligen
Bundesumweltministerin Barbara Hendricks in den Rücken gefallen.
Gutachten, die noch während ihrer Amtszeit in Auftrag gegeben wurden,
belegen, dass durchaus die rechtliche Möglichkeit besteht, den
Uranfabriken die Betriebsgenehmigung zu entziehen. [3]

Die Anti-Atomkraft-Bewegung wird sich weiterhin mit Nachdruck für die
Stilllegung der Gronauer Urananreicherungsanlage und der
Brennelementefabrik in Lingen einsetzen. Schon jetzt rufen u. a. der
Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau, das Aktionsbündnis Münsterland gegen
Atomanlagen und der BBU zur Teilnahme an einem Ostermarsch auf, der
Karfreitag (19.4.19) wieder vom Gronauer Bahnhof zur
Urananreicherungsanlage führen wird. Auftakt ist um 13 Uhr am Bahnhof.
Zuvor treffen sich bereits am 7. April traditionell
Anti-Atomkraft-Initiativen aus verschiedenen Orten zum monatlichen
Sonntagsspaziergang an der Gronauer Urananreicherungsanlage. Und in
Lingen wird weiterhin mit der "Lingen-Resolution" die sofortige
Stilllegung der Brennelementefabrik und des AKW Emsland gefordert.
Mit dem Elternverein Restrisiko Emsland, weiteren Initiativen aus dem
Weser-Ems-Bereich und der Deutschen Sektion der Internationalen Ärzte
für die Verhütung des Atomkrieges (IPNW) haben bereits mehr als 350
Initiativen und Verbände die Resolution unterschrieben.[4], [5]

Bei ihren Protesten vernetzt sich die Anti-Atomkraft-Bewegung auch
weiterhin international. "Wir setzen uns grenzüberschreitend auch für
die Stilllegung der niederländischen Urananreicherungsanlage ein und
arbeiten auch gemeinsam mit belgischen Anti-Atomkraft-Initiativen, um
die Stilllegung der belgischen AKW zu erreichen", so Udo Buchholz.


Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen
die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.

http://www.bbu-online.de


Anmerkungen:

[1] https://www.wn.de/Muensterland/Kreis-Borken/Gronau/3702244-Trittin-kritisiert-Weiterbetrieb-Bundestag-lehnt-Schliessung-der-Urananreicherungsanlage-ab

[2] https://www1.wdr.de/nachrichten/westfalen-lippe/urananreicherung-gronau-bundestag-100.html

[3] https://www.ippnw.de/atomenergie/atomrecht/artikel/de/gutachten-uranfabriken-koennen-stil.html

[4] https://ostermarsch-gronau.de

[5] https://bbu-online.de/AK%20Energie/Aktuelles%20AK%20Energie/Lingen-Resolution%202018.pdf

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 15.03.2019

Pressemitteilung Trägerkreis der Ahaus-Demonstration

Rede von Udo Buchholz in Ahaus

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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KOHLEALARM/580: Klimakampf und Kohlefront - Lausitzer Intitiative marschiert mit ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 19. März 2019

Lausitzer nehmen an kohlekritischem Sternmarsch im Rheinland teil



Cottbus, 19.03.2019. Am Sonnabend nimmt eine Delegation von Lausitzer
Bürgerinitiativen am Sternmarsch der Dörfer im Tagebaugebiet Garzweiler
(Nordrhein-Westfalen) teil. Die Fahrt ins Rheinland wird von der
Umweltgruppe Cottbus der GRÜNEN LIGA organisiert.

"Der Lausitzer Widerstand gegen neue Tagebaue hat sich über zehn Jahre bei
einem Sternmarsch der vom Tagebau Jänschwalde-Nord bedrohten Dörfer
getroffen - jetzt sind Atterwasch, Kerkwitz und Grabko gerettet. Wenn nun
erstmals im Rheinland ein Sternmarsch der Dörfer stattfindet, darf eine
Delegation aus der Lausitz nicht fehlen." sagt René Schuster von der GRÜNEN
LIGA.

Um am Sternmarsch teilzunehmen, beginnt die Fahrt aus der Lausitz bereits
gegen vier Uhr morgens in Cottbus.

Am 23. März organisiert das Bündnis "Alle Dörfer bleiben" einen Sternmarsch
der vom Tagebau Garzweiler betroffenen Dörfer, deren Umsiedlung teilweise
bereits begonnen wurde.

Bereits seit 2006 haben sich die Initiativen der Tagebaubetroffenen beider
Reviere immer wieder gegenseitig besucht und sich bei Menschenketten,
Kundgebungen und Tagungen unterstützt. So hatte im Herbst 2016 eine
Lausitzer Delegation in Kuckum einen typischen Lausitzer Apfelbaum
("Gubener Warraschke") gepflanzt und dafür eine rheinische Apfelsorte
("rheinische Schafsnase") mit nach Proschim genommen.

Allerdings müssen sich die Lausitzer Aktiven am Sonnabend aufteilen: In
Berlin diskutiert die Bundesmitgliederversammlung der GRÜNEN LIGA
zeitgleich neben anderen Themen ebenfalls den Stand der Braunkohlepolitik
in Deutschand.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 19.03.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/579: Klimakampf und Kohlefront - öffentlicher Appell ignoriert ... (LoB)


Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne Braunkohle" - 17. März
2019

Stommelner Appell: LoB wartet auf Antwort



Offensichtlich ignoriert Ministerpräsident Laschet ein Anliegen vieler
Bürger im rheinischen Braunkohlerevier. Das Aktionsbündnis Stommelner
Bürger "Leben ohne Braunkohle" (LoB) hatte bereits im Januar einen offenen
Brief an Ministerpräsident Laschet gesendet und wartet bisher vergeblich
auf Antwort. Mit dem Brief war der sogenannte Stommelner Appell mit den
Unterschriften von über 600 Bürgern und mit Unterstützung zahlreicher
Gruppierungen übersendet worden.[1]

Mit Hinweis auf Vereinbarungen im Koalitionsvertrag wird der
Ministerpräsident darin aufgefordert, sich der Problematik der Folgeschäden
des Braunkohleabbaus anzunehmen.

Auslöser des Stommelner Appells war ein Informationsabend des
Aktionsbündnis mit dem Titel: "Die Spätfolgen der Braunkohle - Wer zahlt
die Zeche?"

Dabei wurde darüber informiert, dass der Braunkohleabbau neben den
aktuellen Problemen auch in Zukunft nach seinem Ende ungeklärte Risiken
schafft.

Dazu zählen neben den nicht reparablen Landschaftsschäden und weiter
auftretenden Bergschäden auch die drohende Schädigung und der weitere
Verlust von Millionen Kubikmetern wertvollen Grundwassers

Um Schaden von der Umwelt abzuwehren wird es unumgänglich sein, auch nach
Tagebauende dauerhaft Sümpfungen aufrechtzuerhalten, um zu vermeiden, dass
Schadstoffe die jahrzehntelang in ausgekohlten Tagebauen deponiert wurden,
in das wieder ansteigende Grundwasser gelangen.

Bisher existiert weder für die Beseitigung von Bergschäden noch für den
Schutz des Grundwassers eine Regelung.

Angesicht der Tatsache, dass der Bergbaubetreiber hohe Entschädigungssummen
für sein vorzeitiges Ende verlangt, fordert das Aktionsbündnis, dass hier
eine Gegenrechnung aufgemacht werden muss , um die verursachten Schäden
auszugleichen

Während im Bereich des Steinkohlebergbaus eine Sicherung in Form eines
Ewigkeitslastenfonds eingerichtet wurde, existiert ein solcher für das
Rheinische Braunkohlenrevier nicht. Um die Folgekosten für Mensch und
Umwelt nicht auf unsere Kinder und Enkel abzuwälzen, ist es an der Zeit,
den Verursacher dafür jetzt in die Pflicht zu nehmen.

Deshalb hatte das Aktionsbündnis Herrn Laschet und seine Landesregierung in
dem Brief gefragt:

"Welche Vorkehrungen treffen Sie, um Schäden von den Betroffenen jetzt und
in Zukunft abzuwenden?"

Da bisher keine Antwort aus Düsseldorf vorliegt, hat das Aktionsbündnis
seinen Appell nun auch online gestellt. Jetzt können auch bundesweit Bürger
den Appell unterstützen [2].

 * 


Stommelner Appell 

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident,

der Braunkohletagebau hinterlässt schon seit Jahrzehnten großflächige,
nicht wiederherstellbare Schäden. Dazu gehören neben nur unzulänglich
reparablen Landschaftsschäden und Bergschäden durch Bodenabsenkungen
auch die Gefährdung des nun wiederansteigenden Grundwassers durch
Altlasten wie Kraftwerksaschen, Restmüll, Munitionsrückstände etc.
Diese seit mehr als fünfzig Jahren teilweise nicht sachgerecht
gesicherten Rückstände stellen eine permanente Gefahr für die
kommenden Jahrzehnte dar.

Wer für diese Schäden in Zukunft - auch nach dem Ende des
Braunkohleabbaus - aufkommt, ist völlig ungeklärt. Während im Bereich
des Steinkohlebergbaus eine Sicherung in Form eines
Ewigkeitslastenfonds eingerichtet wurde, existiert ein solcher für das
Rheinische Braunkohlenrevier bisher nicht. In Ihrer
Koalitionsvereinbarung von 2017 heißt es unter anderem: "Wir wollen
die Rechte aller Bergbaubetroffenen schützen." Um auch die
nachfolgenden Generationen - also unsere Kinder und Enkel - vor
unübersehbaren Belastungen wenigstens finanziell zu schützen, fordern
wir folgende Maßnahmen,


	Möglichst lückenlose Erfassung aller deponierten Altlasten

	Sanierung aller Deponien, die das Grundwasser potentiell gefährden können

	Verpflichtung des Bergbaubetreibers, alle dafür erforderlichen Maßnahmen umzusetzen

	Einrichtung eines Fonds, vergleichbar der RAG-Stiftung im Steinkohlebergbau, um die Ewigkeitslasten zu kompensieren.



Herr Ministerpräsident wir appellieren an Sie, nehmen Sie sich
persönlich des Problems an.

Mit freundlichen Grüßen

Unterzeichner:

Name Adresse Unterschrift


Link zum Appell

https://weact.campact.de/petitions/stommelner-appell-folgen-des-braunkohletagebaus-transparent-machen


Anmerkung:

[1] siehe im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / Umwelt → Brennpunkt →

KOHLEALARM/540: Klimakampf und Kohlefront - Finanzierungsversicherung ... (LoB)

 * 

Quelle:

Presseinformation, Stommeln 17.03.2019

Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne Braunkohle"
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KOHLEALARM/578: Klimakampf und Kohlefront - Kirche an die Front ... (Antje Grothus)


GEMEINSAME PRESSEMITTEILUNG - 18. März 2019

"Die Kirche(n) im Dorf lassen"

Unterschriftenaktion zum Schutz bedrohter Dörfer und deren
Bewohner*innen adressiert an die Katholische Kirche



Erkelenz / Kerpen, 18.03.2019. Auch über ein Jahr nach der Zerstörung des
Immerather Doms sind die erschütternden Bilder vom Abriss der Kirche
unvergessen. Schaufelradbagger des Tagebaus Garzweiler fressen sich weiter
mit großer Eile insbesondere auf noch bewohnte Ortschaften zu.

RWE schafft in den Dörfern, die der Energiekonzern für die Kohleförderung
vernichten will, ungehindert weiter Fakten, obwohl die Kohlekommission der
Bundesregierung ihre Empfehlungen vorgelegt hat und die Regierung im Laufe
des Jahres 2019 die für den Ausstieg notwendigen Rahmenbedingungen
beschließen wird. Der Erhalt sieben weiterer Ortschaften und ihrer fünf
Kirchengebäude am Rande der Tagebaue Garzweiler und Hambach (Keyenberg,
Kuckum, Berverath, Ober- und Unterwestrich sowie Morschenich und Manheim)
ist mit dieser Empfehlung gut möglich und zur Vermeidung sozialer und
wirtschaftlicher Härten unabdingbar.

Der katholischen Kirche kommt dabei eine Schlüsselrolle zu: Weigert sie
sich, ihre Gotteshäuser zu veräußern, zu entwidmen und damit zum Abriss
frei zu geben und lässt sie sich gegebenenfalls auf ein
Enteignungsverfahren ein, könnte sie die Zerstörung der betroffenen Kirchen
und Dörfer aufgrund des beschlossenen Kohleausstieges höchstwahrscheinlich
ganz verhindern.

Auf Initiative von Bewohner*innen der betroffenen Dörfer und mit
Unterstützung des Katholikenrats der Region Düren, des Diözesanrats im
Bistum Aachen, der Initiative "Kreativ gegen Kohle" sowie engagierter
Einzelpersonen wurde deshalb ein Appell an die Verantwortlichen der
katholischen Kirche, stellvertretend an die Bischöfe Dr. Dieser und Dr.
Wölki, verfasst. "Es ist höchste Zeit, dass die katholische Kirche sich
schützend vor die betroffenen Anwohner*innen stellt", meint Antje Grothus:
"Immer größer wird die Zahl der Menschen, die entsetzt reagieren, wenn sie
begreifen, in welchem Ausmaß der Braunkohle-Abbau mitten in NRW die Umwelt,
die Kultur und das Herz der Heimat bedroht und zerstört - und welche Rolle
die Bistümer Aachen und Köln und die betroffenen Pfarreien dabei spielen."
Unterstützt wird die Unterschriftenaktion, die in der Bevölkerung auf
großen Zuspruch stößt, mittlerweile auch vom Katholikenrat der Bistumsregion
Mönchengladbach und dem Institut für Theologie und Politik (ITP) aus
Münster.

Der Appell ist keine Online-Petition mit großen Unterschriftenzahlen, doch
hinter jeder der inzwischen fast dreitausend in Handarbeit gesammelten
Unterschriften steht ein persönliches Gespräch, stehen persönliche
Geschichten und Erinnerungen.

Leider sind bis jetzt weder der Bischof von Aachen noch der Erzbischof von
Köln bereit, diese Unterschriften persönlich entgegenzunehmen und sich mit
der Betroffenheit der Menschen aus den Dörfern in einem Gespräch
auseinanderzusetzen.

"Schon als kleines Kind hatte ich das Gefühl, in meiner Keyenberger Kirche
an einem besonderen Ort zu sein", sagt Ingo Bajerke, engagierter Katholik
und Lektor aus Keyenberg. "Wenn mich Sorgen plagen, setze ich mich in die
Kirche und finde dort meine Ruhe. Das Gefühl, an einer Stelle zu sein, die
schon Menschen vor 1300 Jahren aufgesucht haben, um auch um Hilfe zu
bitten, macht mich ehrfürchtig. Diesen Seelenort zu verlieren, ist für mich
unvorstellbar und ich bete, dass es nicht dazu kommen mag."

Die Menschen aus den Dörfern und Kirchengemeinden, die ihr Zuhause erhalten
möchten, fordern die katholische Kirche auf, das jahrzehntelange Schweigen
zugunsten des Braunkohlekonzerns RWE endlich zu beenden und sich auch um
die Schicksale der tagebaubetroffenen Anwohner*innen zu kümmern.

Alle sind eingeladen, diese Aktion zu unterstützen und sich am 23.03.2019
beim Sternmarsch "Alle Dörfer bleiben" ein eigenes Bild über die Lage in den
Dörfern zu machen. Selbstverständlich werden auch an diesem Tag weitere
Unterschriften gesammelt.


Weitere Informationen sowie die Unterschriftenlisten mit dem
Original-Appell an die Kirchen-Verantwortlichen finden Sie unter:

http://verheizte-heimat.de/2018/07/08/unterschriftenaktion-die-kirchen-im-dorf-lassen-findet-grossen-zuspruch-mit-listen-zum-download/

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 18.03.2019

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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KOHLEALARM/577: Klimakampf und Kohlefront - Sternmarsch gegen fortgesetzten Kohleabbau ... (Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir 

Gemeinsame Pressemitteilung zum Sternmarsch am 23. März 2019

Unsere Zukunftsperspektive: Alle Dörfer und Hambacher Wald bleiben!



Nach der Empfehlung der Kohlekommission ist die Rettung der bedrohten
Dörfer und des Hambacher Waldes nicht nur wünschenswert und möglich - sie
ist notwendig. Mit dem von der Kommission vorgeschlagenen Einstieg in den
Kohleausstieg werden zusätzlich zur bereits umgesetzten
Sicherheitsreserve weitere Kapazitäten an Braunkohlestrom aus dem Markt
genommen, so dass eine deutliche Verkleinerung der Tagebaue Hambach und
Garzweiler wirtschaftlich und ökologisch konsequent ist.
RWE forciert aktuell Umsiedlungen und zerstört bestehende Dörfer. Wer jetzt
noch so handelt, wer jetzt noch Natur und Lebensraum verheizt, der ist
nicht an der Zukunft unserer Gesellschaft, unserer Kinder und Enkel und
erst recht nicht an der Zukunft unserer Erde mit all ihren Geschöpfen
interessiert.

Für den Hambacher Wald haben sich hunderttausende Menschen engagiert. Der
Hambi bewegt ganz Deutschland und weit darüber hinaus - längst ist der Wald
zu einem Symbol für die stark wachsende Klimabewegung geworden. Aber noch
ist der Wald nicht endgültig gerettet. Und die bedrohten Dörfer benötigen
die gleiche Aufmerksamkeit und unsere Unterstützung - bleiben sie, dann ist
das ein gutes Zeichen für das Klima und für unsere Zukunft. Fallen sie,
dann hat sich das alte, graue, zerstörerische System durchgesetzt.

Angesichts der verstörenden Botschaften aus der Landespoltiik sagen wir in
aller Klarheit: Dörfer und Wald lassen sich nicht spalten! Wenn wir
Menschen überleben wollen, dann muss das Klima und damit alle Dörfer und
der Wald gerettet werden. Wir erwarten seitens der Landesregierung endlich
klare Botschaften:


	Sofortiger Stopp aller Abriss- und Rodungsarbeiten

	Auf Wunsch von Betroffenen sofortiges Aussetzen von Umsiedlungsverhandlungen (Enteignungsverfahren und Umsiedlungsverhandlungen für Bleibewillige)

	Echte Beteiligung der Betroffenen und der Zivilgesellschaft insgesamt an der Entwicklung der neuen Leitentscheidung mit flexiblen Optionen

	Stillhalteabkommen Hambacher Wald: Verzicht auf Räumungen und damit Rodungen

	Verpflichtung des Bergbaubetreibers auch nach dem Ende des Abbaus für alle Folgeschäden aufzukommen.



Dafür zeigen wir am 23. März als HAMBI-SOLI-STERNSCHWEIF unsere Solidarität
und laden alle UnterstützerInnen ein mitzumachen.


Startpunkt Immerath

14 Uhr Versammeln und Beginn der Auftaktkundgebung an den
Domfundamenten

15 Uhr Start der gut 5 Kilometer langen Demostrecke nach Keyenberg

Auf der Auftaktkundgebung sprechen Menschen aus Immerath, der Region sowie
Menschen aus unterschiedlichen Akteursgruppen der Klimabewegung rund um den
Hambi.

Wir empfehlen ein Lunchpaket und ausreichend zu Trinken.




Die UnterzeichnerInnen der Pressemitteilung:

Alle Dörfer Bleiben / Aktionsbündnis "Stop Westcastor" / AntiAtom Bonn /
BUND NRW / BUND Rhein-Erft / Bundjugend NRW / Dachverband Kritische
Aktionärinnen und Aktionäre / Das Gelbe Band / Die Grünen Rhein-Erft / DIE
LINKE. Rhein-Erft / FKU e.V. / Ev. Gemeinde Düren / Fossil Free Aachen /
Fossil Free Hochsauerland / Fridays for Future Aachen / HambiCamp 2.0 /
Hambi-Support Aachen / Hambi-Support München / Initiative 3 Rosen e.V. /
Initiative Buirer für Buir /
Katholikenrat der Region Düren / Kirchenkreis Jülich / Klimaforum Detmold /
Leben ohne Braunkohle / NABU Kreisverband Düren / pax christi Gruppe
Erftstadt / P.R.O.e.V. (REGIOOEL) / Regionalratsfraktion DIE LINKE.

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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TREFF/1344: Ilmenau - Lange Nacht der Technik, 11. Mai 2019


Technische Universität Ilmenau - 18.03.2019

Lange Nacht der Technik am 11. Mai in Ilmenau



Am Samstag, dem 11. Mai, findet in Ilmenau ab 17 Uhr bis tief in die
Nacht hinein die Lange Nacht der Technik statt - ein einzigartiger Mix aus
Technik, Wissenschaft und Kultur. Das große Wissenschaftsabenteuer für die
ganze Familie umfasst über 250 Programmpunkte an 22 Stationen - zumeist
kostenfrei. Zu dem einzigartigen Spektakel, das von der Innenstadt bis zum
Universitäts-Campus geboten wird, erwartet die Technische Universität
Ilmenau rund 15.000 Besucher.

Seit 2007 erstrahlt Ilmenau alle drei Jahre im Glanz der Langen Nacht der
Technik. Initiiert und organisiert von der TU Ilmenau, wird das
beeindruckende Programm auch in der fünften Auflage gemeinsam mit
unzähligen Partnern aus der Stadt Ilmenau und dem Ilm-Kreis
zusammengestellt. Dabei werden den kleinen und großen Besuchern zahllose
Highlights aus Technik, Wissenschaft und Kultur geboten.

Pulsierende Schlagader des Großevents ist die sechs Kilometer lange
"Technologiemeile", die sich über die ganze Ilmenauer Innenstadt vom
Marktplatz über das Georg-Schmidt-Technikum, den Bahnhof und die
Fischerhütte bis zum Universitätscampus, hoch auf den oberen Ehrenberg,
erstreckt und am Informationstechnikzentrum Bund endet. An allen Stationen
der Meile können die Gäste ein buntes Programm bestaunen und in
zahlreichen Mitmach-Events Technik und Action hautnah erleben. In diesem
Jahr erstmals gibt es auf dem Ilmenauer Marktplatz ab 14 Uhr ein WarmUp
mit einer mobilen Kart-Bahn und einem spannenden Programm im
GoetheStadtMuseum. Zum großen Auftakt lädt dann der Verein
Gabelbachbergrennen Ilmenau die Besucher zu einer Oldtimer-Parade entlang
der Technologiemeile ein. Angeführt wird sie vom einzigen
Kompressor-Rennwagen von BMW, dem faszinierenden feuerroten KR 6 aus dem
Jahr 1934. Nach der Parade sind die Liebhaberstücke aus einem knappen
Jahrhundert Automobilgeschichte vor dem Ilmenauer Bahnhof zu bestaunen.

Wie spannend moderne Forschung sein kann, zeigen anschaulich und anfassbar
zahlreiche Institute, Fachgebiete und Partner der Universität mit
Präsentationen, offenen Laboren und Experimenten aus Naturwissenschaft,
Technik, Energie, Umwelt und Medien: Am Georg-Schmidt-Technikum in der
Innenstadt können kleine und große Gäste Chemie und Physik mit allen
Sinnen erleben, Geheimnisse der Mathematik lüften und sich in einen
rätselhaften Escape Room begeben. Einblicke in unsere mobile Zukunft und
die aktuelle Forschung zu Elektromobilität, Fahrzeugtechnik und
-elektronik gibt es mit Live-Demonstrationen und Labor-Führungen auf dem
Gelände des Thüringer Innovationszentrums Mobilität. Experimentelle
Hochspannung und intelligente Energiesysteme lernen die Besucher in der
Maschinenhalle kennen. Im Feynmanbau erleben sie die faszinierende Welt
der Mikro- und Nanotechnologie und im Newtonbau werden sie in die
vielfältige, aufregende Welt des Maschinenbaus entführt. Im Medienlabor
und im Helmholtzbau haben die Besucher die Gelegenheit, in virtuelle
Welten einzutauchen und die neuesten Entwicklungen der Medientechnik zu
bestaunen. Die Mensa der TU Ilmenau wird zur Erlebniswelt, die Kinderaugen
erstrahlen lässt: ob gebannt vom Zauber von Seifenblasen oder dem
schnellsten Puppentheater der Welt. Auf der Wiese vor der Mensa entdecken
die Besucher die kulturelle Vielfalt des Campuslebens.

Die Lange Nacht der Technik bietet nicht nur Highlights aus Forschung und
Technik, sondern auch ein umfangreiches kulturelles Rahmenprogramm mit
spektakulären Shows und Licht-Installationen sowie spannenden Vorträgen
und Ausstellungen. Unter anderem begeistern der prominente Physiker und
Wissenschaftskabarettist Vince Ebert mit seiner Show "Zukunft is the
future", Christoph Wilke mit seiner digitalen Zaubershow "Magie 4.0" und
Wladimir Kaminer mit einer Lesung zu "Technik und Kultur". Der Klassiker
"Faust" wird, in einer eigenwilligen Inszenierung, an der maßgeblich der
Rektor der TU Ilmenau, Prof. Peter Scharff, selbst mitgewirkt hat, bei der
Langen Nacht der Technik 2019 ein letztes Mal zu erleben sein. Auf der
großen Bühne auf dem Campus führt Antenne Thüringen mit Verstärkung seiner
"Allstars" durch den Abend. Beendet wird die Lange Nacht der Technik
Ilmenau um Mitternacht mit einer spektakulären Laser- und Videoprojektion,
gekrönt von einem zauberhaften Feuerwerk.

Rektor Peter Scharff ist schon jetzt von dem, was am 11. Mai auf die
Besucher der Langen Nacht der Technik zukommt, begeistert: "Ich freue mich
sehr darüber, dass wir dank des großartigen Engagements unserer
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und der Bereitschaft vieler Partner und
Unterstützer wieder ein so abwechslungsreiches und hochkarätiges Programm
zeigen werden! Auch in diesem Jahr wird es den Besuchern wirklich
schwerfallen, eine Auswahl zu treffen."

Programm und Tickets

Die meisten der rund 250 Programmpunkte der Langen Nacht der Technik sind
für die Besucher kostenfrei. Für einige Veranstaltungen können Tickets
gegen eine Schutzgebühr von vier bzw. acht Euro ab dem 15. April im
Online-Vorverkauf über www.tu-ilmenau.de/glanzlichter erworben werden.
Außerdem sind die Tickets ab dem 15. April in den Vorverkaufsstellen von
Ticketshop Thüringen (z. B. der Ilmenau Information) erhältlich.

Das Programm der Langen Nacht der Technik ist online unter
www.tu-ilmenau.de/glanzlichter abrufbar und kann ab Ende März über die
Webseite in gedruckter Form bestellt werden. Rechtzeitig vor dem Spektakel
werden sich Besucher ihr individuelles Programm online zusammenstellen
können.


Weitere Informationen unter:

http://www.tu-ilmenau.de/glanzlichter

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution97

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Ilmenau, 18.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8447: Stuttgart - Anne Applebaum, Roter Hunger, 30.04.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für April 2019

Dienstag, 30.04.19. 19.30 Uhr

Roter Hunger

Anne Applebaum

Veranstaltungsreihe: "Etwas in der Sprache ging kaputt, knackte wie
das Eis auf dem Stausee im März." 

Ukraine & Russland. Literaturen, Politiken und Perspektiven

Vortrag und Gespräch, 

Moderation: Volker Weichsel



Der gegenwärtige Konflikt um die Ostukraine und die Krim ist ohne die
Geschichte des erzwungenen Hungertods von mehr als drei Millionen
Ukrainern zwischen 1932 und 1933, Holodomor genannt, nicht zu
verstehen. Er gehört zu den großen Katastrophen des 20. Jahrhunderts
und hat Folgen bis heute. Die Pulitzer-Preisträgerin und Historikerin
Anne Applebaum verbindet in ihrem Buch "Roter Hunger" eindrücklich
die Perspektive der Täter mit der der Opfer; sie zeigt Stalins
Terrorregime gegen die Ukraine und die Umstände der
Vernichtungspolitik.

Anne Applebaum, geboren 1964 in Washington, D. C., ist Historikerin
und Journalistin. Sie ist Direktorin des Legatum-Instituts in London
und schreibt als Kolumnistin für Washington Post. Für ihre
publizistische Arbeit erhielt sie zahlreiche Auszeichnungen: Ihr
erstes Buch "Between East and West" (1995) wurde mit dem Adolph
Bentinck Prize for European Non-fiction ausgezeichnet, für ihr
zweites Buch "Der Gulag" (2003) erhielt sie den Pulitzer-Preis.
Applebaum lebt in Warschau.

Gefördert von der Bundeszentrale für politische Bildung

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für April 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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BIBLIOTHEK/654: Grundsanierung der Alten Universitätsbibliothek Greifswald beginnt (idw)


Universität Greifswald - 18.03.2019

Grundsanierung der Alten Universitätsbibliothek Greifswald beginnt



Anfang April 2019 beginnen im Gebäude der Alten Universitätsbibliothek
Greifswald (Alte UB) umfangreiche Bauarbeiten. Bis voraussichtlich Ende
2020 werden Elektro- und Heizungsanlagen erneuert. Die Bestände dieser
Bibliothek können in dieser Zeit nur eingeschränkt genutzt werden. Die
Grundsanierung wird durch den Geschäftsbereich Hochschul- und Klinikbau
des landeseigenen Betriebs für Bau und Liegenschaften
Mecklenburg-Vorpommern (BBL M-V) durchgeführt. Die Kosten belaufen sich
auf 2,5 Millionen Euro.

In der Alten Universitätsbibliothek in der Rubenowstraße 4 sind die
Spezialsammlungen "Altes Buch& Handschriften" und "Pomeranica"
untergebracht. Diese befinden sich im Magazinbereich des
denkmalgeschützten Gebäudes und verbleiben während der Bauarbeiten in den
Regalen. Um sie zu schützen, wurden sie in den vergangenen Wochen mit
Spezialfolie eingehaust. Insgesamt befinden sich ca. 273.500 Werke im
Magazin der Alten UB.

Bei der Sammlung "Altes Buch & Handschriften" handelt es sich um Literatur
der Druckjahre bis einschließlich 1850. In der Spezialsammlung
"Pomeranica", befindet sich die Literatur über und aus dem historischen
Pommern sowie dem heutigen Vorpommern.

Zu den Bauarbeiten

Um den Brandschutz im Magazin der Alten Universitätsbibliothek deutlich zu
verbessern, wird die komplette Elektroanlage erneuert. Die Arbeiten sind
eine Herausforderung, da auch umfangreiche Vorgaben des Denkmalschutzes
umgesetzt werden. Unter anderem ist geplant, die historischen
Rippenheizkörper aus dem Jahr 1880 aufzuarbeiten und zukünftig weiter zu
nutzen.

Foyer- und Arbeitsbereiche sowie das Treppenhaus sollen sich nach
Beendigung der Sanierungsarbeiten wieder in historischer Gestaltung mit
roten Wand- und Deckenfarben präsentieren.

Nutzung der Bestände

Grundsätzlich können die Magazinbestände der Alten UB trotz Bauarbeiten
zur Verfügung gestellt werden. Zum Schutz der Bestände muss dies jedoch
auf ein Minimum, insbesondere auf Werke, die sich nur im Besitz der
Universität Greifswald befinden, beschränkt werden. Ein Teil der Bestände
ist bereits digitalisiert. Werke die anderenorts verfügbar sind, können
über Fernleihe beschafft werden. Für Nutzer, die keine Mitglieder der
Universität Greifswald sind, muss allerdings die übliche Leihgebühr von
1,50 Euro pro Werk erhoben werden.

Auch wenn der Lesesaal der Alten UB von den Bauarbeiten nicht betroffen
sein wird, werden die dort aufgestellten Freihandbestände der die
Fachrichtungen Kunst und Musik vom 15. März 2019 an in die die Zentrale
Universitätsbibliothek am Berthold-Beitz-Platz umziehen. Während der
Umzugsphase bis zum 29.03.2019 können diese Bestände nur bestellt
werden.Genauere Informationen finden Sie auf den Internetseiten der
Universitätsbibliothek Greifswald.

Zur Geschichte des Gebäudes

Das von dem Berliner Architekt Martin Gropius konzipierte und geplante
Gebäude wurde ab 1880 errichtet. Es wurde das erste eigenständige
Bibliotheksgebäude der Universität Greifswald. Das Konzept war für die
damalige Zeit revolutionär, denn mit dem Bau verabschiedete man sich
konsequent von den bis dahin üblichen Saalbibliotheken. Das Büchermagazin
wurde innerhalb des Gebäudes als freitragende gusseiserne
Skelettkonstruktion mit sechs Ebenen errichtet. Auch die Regale waren zur
Bauzeit innovativ. Die Regalböden konnten entsprechend der Größe der
Bücher versetzt werden. Diese Regale und die ursprüngliche
Magazinkonstruktion sind bis heute weitestgehend erhalten geblieben.
Beinahe baugleiche Magazinbibliotheken wurden damals in Halle und Kiel
errichtet.


Originalpublikation:

ub.uni-greifswald.de/bibliothek/standorte-oeffnungszeiten/alte-universitaetsbibliothek/

- Internetseiten der Universitätsbibliothek Greifswald

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution65

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Greifswald, 18.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/053: Killer Roboter stoppen!


Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen
(DFG-VK)

Pressemitteilung - Stuttgart, den 19. März 2019

Killer Roboter stoppen!

Die "Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen"
(DFG-VK) ist der internationalen Campaign to Stop Killer Robots beigetreten



Autonome Waffensysteme stellen für die Menschheit eine zunehmende Gefahr
dar. Selbst die schwarz-rote Bundesregierung schrieb 2013 in ihren
Koalitionsvertrag: "Deutschland wird [...] sich für eine völkerrechtliche
Ächtung vollautomatisierter Waffensysteme einsetzen, die dem Menschen die
Entscheidung über den Waffeneinsatz entziehen." Im aktuellen, 2018
beschlossenen, Koalitionsvertrag bekräftigten die Parteien dieses Ziel:
"Autonome Waffensysteme, die der Verfügung des Menschen entzogen sind,
lehnen wir ab. Wir wollen sie weltweit ächten." Die DFG-VK fordert die
Regierung dazu auf, den Worten auch Taten folgen zu lassen. Um den Druck zu
erhöhen, ist die Friedensorganisation nun der von weltweit einhundert
Friedens- und Menschenrechtsorganisationen getragenen Killer Roboter
stoppen-Kampagne beigetreten.

"Der Kurs der Bundesregierung ist angesichts der Dringlichkeit des Themas
bedenklich", so Marius Pletsch, der die DFG-VK in der Kampagne vertritt.
"Nicht nur, dass die Regierung ihren selbstgesteckten Zielen nicht
nachkommt, ihre Position könnte sich gar als kontraproduktiv erweisen", so
Pletsch weiter. In internationalen Gesprächskreisen von Regierungen, die
sich seit 2014 in verschiedenen Formen bei den Vereinten Nationen in Genf
treffen, um über konventionelle Waffen zu beraten, schloss sich Deutschland
nicht der Gruppe von 28 Staaten an, die eine Ächtung von vollautonomen
Waffensystemen fordern. Außenminister Heiko Maas (SPD) verteidigte dies
kürzlich sogar und gab bekannt gemeinsam mit Frankreich auf eine nicht
bindende politische Erklärung für den Verzicht auf vollautonome
Waffensysteme hinarbeiten zu wollen. Zu verstehen sei dies als erster
Schritt, um auch die Staaten mit ins Boot zu holen, die sich klar gegen ein
völkerrechtliches Verbot autonomer Waffen ausgesprochen haben, wie etwa die
USA, Großbritannien, Südkorea, die Türkei, Israel und Australien.

"Unverbindliche Erklärungen werden zu Nichts führen, der erste Schritt
droht hier der letzte zu sein: Die Bundesregierung hat jetzt die
Möglichkeit ein bindendes Verbot autonomer Waffensysteme auf UN-Ebene zu
erwirken", so Marius Pletsch von der DFG-VK. "Die Bundesregierung sollte
die kommenden Gespräche vom 25. bis 29. März in Genf nutzen, um sich klar
und deutlich für eine weltweite Ächtung von Killer Robotern einzusetzen",
fordert Pletsch. Zudem sieht er deutsch-französische Rüstungsprojekte wie
das Future Combat Air System (FCAS) oder das Main Ground Combat System
(MGCS) kritisch, da für diese schon heute Tests mit Drohnenschwärmen
durchgeführt werden und Komponenten mit einem hohen Grad an Autonomie
vorgesehen sind. Die DFG-VK kündigte weitere Aktionen zu dem Thema an.

 * 

Quelle:

Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK)

Bundesgeschäftsstelle: Werastraße 10, 70182 Stuttgart

Telefon: 0711 - 5189 2626

E-Mail: office@dfg-vk.de

Internet: www.dfg-vk.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FRIEDENSGESELLSCHAFT





STANDPUNKT/185: Ende des INF-Vertrags - Entweder wir fangen an, uns zu fürchten ... (ZivilCourage)


ZivilCourage - Nr. 1 / 2019

Magazin der DFG-VK

Ende des INF-Vertrags: Entweder wir fangen an, uns zu fürchten,
oder wir fangen an zu kämpfen

Von Kathrin Vogler



Wir sind mitten in einem neuen Kalten Krieg, der schon jetzt jederzeit
eskalieren kann. Die Doomsday-Clock steht auf zwei Minuten vor zwölf.
Zwei Minuten! Zugleich gibt es keine Anzeichen einer politischen
Annäherung, einer Bereitschaft zu einem konstruktiven
Abrüstungsdialog.

Die USA und Russland beschuldigen sich seit Jahren gegenseitig, gegen
den INF-Vertrag zu verstoßen. Nun haben sie ihn gekündigt. Wo sind die
Entspannungspolitiker*innen, die die nächsten sechs Monate nutzen, um
eine neue nukleare Aufrüstungswelle in Europa zu verhindern, und wo
waren sie in den letzten Jahren? Seit Beginn der Krim-Krise
konstruiert die Nato eine neue Konfrontationslinie, mit der sich die
geostrategische Landnahme entlang der "Ostfront" legitimieren lässt.
Aber mit einem geladenen Gewehr in der Hand lässt sich schwer
verhandeln.

Jetzt ist von der "zunehmenden Aggressivität" Russlands und von
"Abschreckung" die Rede. Aber eigentlich dürfte Russland höchstens als
einer der schwächeren wirtschaftlichen Konkurrenten durchgehen: Das
Land ist ebenso abhängig von Nahrungsmittelimporten wie von
Rohstoffexporten, sein Bruttoinlandsprodukt liegt im weltweiten
Vergleich auf Platz elf, knapp vor Südkorea - und das der USA ist
zwölfmal so hoch. Russlands Militärhaushalt betrug 2017 ganze 66,3
Milliarden US-Dollar, das sind 7,4 Prozent der Nato-Rüstungsausgaben.

Im Baltikum und in Polen wird massiv aufgerüstet: Litauen und Lettland
haben ihre Militärausgaben seit 2012 verdreifacht. Deutschland
unterstützt diese Entwicklung militärisch, und mit der Nato-Propaganda
wird das Feindbild Russland neu belebt. Ministerin von der Leyen nahm
am Montag nach Trumps Ausstieg aus dem INF-Vertrag am Kommandowechsel
der von der Bundeswehr geführten multinationalen Nato-Battlegroup in
Litauen teil. Sie kündigte 110 Millionen Euro aus Deutschland an für
die Modernisierung der militärischen Infrastruktur Litauens und
versprach: "We will stay here with the Bundeswehr ... as long as the
security situation requires it."

Man will diesen gefährlichen Konflikt nicht politisch lösen, man will
ihn militärisch gewinnen: Rotierende Nato-Battle-Groups an der
russischen Grenze, verstärkt durch US-amerikanische
Atlantic-Resolve-Brigaden, ständige Manöver, die auf beiden Seiten
Ost-West-Gefechte simulieren, Nato-Abfangjäger, die russische
Kampfjets über Nord- und Ostsee bedrängen - und umgekehrt. Die Präsenz
von US- und Nato-Kampfgruppen macht Osteuropa jetzt schon zu einem
Pulverfass. Wer in diesem Szenario neue Atomraketen stationieren will,
riskiert die Vernichtung dessen, was er zu verteidigen vorgibt.

Wir haben den INF-Vertrag in den 1980er Jahren mit unserem
millionenfachen "Nein!" erkämpft, und wir werden es wieder tun. Die
politischen Sprengköpfe in den USA, in Europa und Russland haben nicht
das Recht, die Zukunft der Menschheit zu riskieren! Abrüsten statt
Aufrüsten! Atomwaffenverbot jetzt!

Kathrin Vogler ist seit Jahrzehnten DFG-VK-Mitglied und war lange
hauptamtlich für den Landesverband NRW und den Bundesverband tätig.
Seit 2009 ist sie für Die Linke Bundestagsabgeordnete und seit einem
Jahr friedenspolitische Sprecherin ihrer Fraktion, für die sie
außerdem Obfrau im Unterausschuss für Zivile Krisenprävention,
Konfliktbearbeitung und vernetztes Handeln ist. 

 * 

Quelle:

ZivilCourage - das DFG-VK Magazin, Nr. 1 / 2019, S. 3

Herausgeberin: Deutsche Friedensgesellschaft -
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ATTAC/1980: Attac will Gemeinnützigkeit vor Verfassungsgericht verteidigen


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 19. März 2019

Attac will Gemeinnützigkeit vor Verfassungsgericht verteidigen

Urteil des Bundesfinanzhofs löst Dominoeffekt in kritischer
Zivilgesellschaft aus



Das globalisierungskritische Netzwerk Attac ist entschlossen, die
Gemeinnützigkeit von selbstlosem politischem Engagement notfalls vor dem
Bundesverfassungsgericht zu verteidigen.

"Bereits drei Wochen nach dem Urteil des Bundesfinanzhofs über die
Gemeinnützigkeit von Attac zeigt sich, wie berechtigt unsere Warnungen
vor einem Dominoeffekt für die gesamte Zivilgesellschaft sind", sagt
Alfred Eibl vom bundesweiten Attac-Koordinierungskreis. "Sollte die
Entscheidung des BFH Bestand haben, droht das Gemeinnützigkeitsrecht zu
einem Instrument zu verkommen, mit dem Regierung und politische Parteien
versuchen, unliebsame Organisationen an die Kandare zu nehmen."

So hat die Online-Kampagnenorganisation Campact am Montag bekannt
gegeben, keine Spendenbescheinigungen mehr auszustellen, da sie damit
rechnet, ebenfalls den Status der Gemeinnützigkeit entzogen zu bekommen.
Campact befürchtet, ansonsten für entgangene Steuereinnahmen haftbar
gemacht zu werden. Auch unter anderen Vereinen und
Nichtregierungsorganisationen ist die Verunsicherung groß, ob und in
welcher Form sie weiterhin politisch Stellung beziehen können, ohne ihre
Gemeinnützigkeit zu gefährden. Es besteht die Gefahr, dass Vereine ihre
Aktivitäten für selbstlose Ziele vorsorglich einschränken, um nicht ins
Visier der Finanzämter zu geraten.

Abgeordnete müssen Gemeinnützigkeitsrecht modernisieren

Unabhängig von einem möglichen Gang nach Karlsruhe fordert Attac die
Bundestagsabgeordneten daher dringend auf, umgehend Rechtssicherheit zu
schaffen: Die gesetzliche Grundlage des Gemeinnützigkeitsrechts, die
Abgabenordnung, sei deutlich zu erweitern und an die Erfordernisse einer
modernen Demokratie anzupassen. Zudem müsse der Satzungszweck "Förderung
des demokratischen Staatwesens", den der Bundesfinanzhof in seinem
Urteil massiv eingrenzt, als spezifischer Zweck - vergleichbar dem
Umweltschutz - anerkannt werden.

Entscheidung über Rolle von NGOs nicht den Finanzämtern überlassen

Attac-Geschäftsführerin Stephanie Handtmann: "Eine lebendige und
kritische Bürgerschaft stärkt die Widerstandsfähigkeit der Demokratie.
Welche Rolle Nichtregierungsorganisationen und außerparlamentarisches
politisches Engagement in unserer Gesellschaft spielen sollen, ist eine
politische Frage, deren Beantwortung nicht den Finanzämtern überlassen
werden darf."



Webseite "Jetzt erst recht - Gemeinwohl ist politisch" (mit Hintergrund
und Dokumenten): 

www.attac.de/jetzt-erst-recht


Hintergrund

Mit der Behauptung, Attac sei zu politisch, entzog das Finanzamt
Frankfurt dem Netzwerk im April 2014 die Gemeinnützigkeit.
Insbesondere der Einsatz für eine Finanztransaktionssteuer oder eine
Vermögensabgabe diene keinem gemeinnützigen Zweck, hieß es zur
Begründung. Im November 2016 gab das Hessische Finanzgericht der
Attac-Klage gegen den Entzug der Gemeinnützigkeit voll statt. Trotz des
klaren Richterspruchs wies das Bundesfinanzministerium das Finanzamt an,
beim Bundesfinanzhof in München Revision zu beantragen. Im Januar 2018
trat das Ministerium dem Revisionsprozess auch offiziell als
Verfahrensbeteiligter bei.

Im Februar 2019 hat der Bundesfinanzhof das Verfahren zurück an das
Hessische Finanzgericht verwiesen. In dem erneuten Prozess müssen die
Richter in Kassel nun den Vorgaben des BFH folgen, der den Rahmen für
politisches Engagement von gemeinnützigen Organisationen sehr viel enger
spannt als sie selbst in ihrem ersten Urteil.

Infolge des Entzugs der Gemeinnützigkeit können Mitglieder und
Unterstützer der Attac-Arbeit ihre Beiträge und Spenden nicht mehr von
der Steuer absetzen. Stiftungen und andere Institutionen können Projekte
von Attac nicht mehr fördern.

Gemeinsam mit anderen Organisationen hat Attac die Gründung der Allianz
"Rechtssicherheit für politische Willensbildung" angestoßen, die im Juli
2015 die Arbeit aufgenommen hat. Der Allianz setzt sich für ein modernes
Gemeinnützigkeitsrecht und eine Änderung der Abgabenordnung ein. Ihr
angeschlossen haben sich mehr als 80 Vereine und Stiftungen - darunter
neben Attac beispielsweise auch Brot für die Welt, Amnesty
International, Medico International, Oxfam, Terres des Hommes und
Campact. (www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de)

Aktuell engagiert sich Attac Deutschland mit der Kampagne
"Menschenrechte vor Profit" für ein verbindliches Abkommen der Vereinten
Nationen, das Unternehmen zur Einhaltung der Menschenrechte
verpflichtet. Unter dem Motto "Steuertricks stoppen" streitet das
Netzwerk für eine Gesamtkonzernsteuer und gegen die Steuervermeidung von
Konzernen wie Apple, Ikea und Amazon. In den kommenden Monaten wird
Attac zudem Druck für eine sozial-ökologische Wende machen. Im Zentrum
der Kampagne "Einfach umsteigen - klimagerechte Mobilität für alle"
werden vielfältige Aktivitäten für eine Verkehrswende stehen.

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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BERICHT/120: Klimarevolution - es geht um mehr ... (SB)




Twenty-five years ago all the contradictions and conflicts of the present
had already come into existence, but they only threatened individual men with
war, hunger, and crippled lives. Today, an extractive, accumulative society more
than just threatens - makes certain - the extinction of the human species within
a comparatively short time.

Kenneth Rexroth - The Ecological Point of No Return (May 1969) [1]

Die Erkenntnis, daß die Existenz des Menschen durch die zerstörerischen
Auswirkungen seines expansiven Verbrauches natürlicher Ressourcen insgesamt in
Frage gestellt sein könnte, ist so neu nicht. Um so mehr werden Kinder und
Jugendliche heute mit einer Realität konfrontiert, mit der sich keine Generation
vor ihnen auseinanderzusetzen hatte. Zweifellos hatten Heranwachsende unter
Bedingungen mörderischer Kriege und feudaler Herrschaft, diktatorischer
Staatlichkeit und rassistischer Genozide existentielle, ihr Leben akut
bedrohende Probleme. Doch meist bestand zumindest die theoretische Möglichkeit,
diesen Gefahren durch Flucht in andere Länder und Weltregionen auszuweichen. Das
ist heute anders, denn alle Menschen bewohnen die gleiche Erde und werden früher
oder später von den Folgen ihrer ökologischen Zerstörung heimgesucht werden, so
auch die Bevölkerungen in den hochproduktiven Metropolengesellschaften
Westeuropas, Nordamerikas und Ostasiens. Zudem stehen Milliarden Menschen vor
dem täglichen Problem, sich angemessen zu ernähren, sauberes Trinkwasser zu
erhalten und ein paar Münzen zu verdienen, um das Notwendigste kaufen zu können.
Die globale Synchronizität der Krise der Natur, des Klimas, des Kapitals und der
Demokratie ist ein historisches Novum, nur vergleichbar mit epochalen
Ereignissen naturgeschichtlichen Massensterbens vor Millionen von Jahren.

Die Strategie, den Kopf in den Sand zu stecken und abzuwarten, bis die Gefahr
vorübergezogen ist, wird jedenfalls nicht funktionieren. So werden mit
politischen und wissenschaftlichen Mitteln Fristen und Perspektiven entworfen,
die einen Manövrierraum suggerieren, der in Anbetracht der bereits vorhandenen
katastrophalen Auswirkungen der stetig ansteigenden Durchschnittstemperatur und
der systemischen Trägheit einmal angestoßener klimatischer Entwicklungen
schlichtweg nicht vorhanden ist. Die Suggestion, "die Menschheit" habe noch so
und so viele Jahre Zeit, um wirksame Maßnahmen gegen den Klimawandel zu
ergreifen, ist Ausdruck eines sozialökologischen Klassenkampfes, in dem sehenden
Auges über die schon jetzt zerstörten Lebenschancen von Milliarden Menschen im
Globalen Süden hinweggegangen wird. Anhand der Unterstellung, erst in einigen
Jahren drastische Maßnahmen gegen den Klimawandel ergreifen zu müssen, werden
Voraussetzungen überlebenstechnischer Art geschaffen, deren selektiver Charakter
sich in der stetig verschärften Flüchtlingsabwehr, der sozialpolitischen
Prekarisierung überflüssig gemachter Menschen, der anwachsenden, die Gefahr
neuer Kriege provozierenden zwischenstaatlichen Konkurrenz, der Propagierung
national exklusiver Kollektive durch die Neue Rechte und der
neokolonialistischen Ausbeutung durch bi- und multilaterale Freihandelsverträge
abbildet.




[image: Fronttransparente der Demo Klimarevolution am 15. März in Hamburg- Foto: © 2019 by Schattenblick]
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Globalisierungskritik reicht nicht mehr aus, auch wenn das ökologische Desaster,
das die Weltwirtschaft anrichtet, indem die Produktion von Lebensmitteln durch
unterschiedliche Produktivitätsniveaus und den daraus resultierenden Preis der
Arbeit und der Externalisierung ökologischer Kosten gebildet wird, anhält.
Um den sozialdarwinistischen Charakter heutiger Verteilungskämpfe adäquat zu
erfassen, gilt es, das stoffliche Problem kapitalistischer Überproduktion, die
dadurch bedingte Zerstörung der Lebensgrundlagen und eine administrative
Biopolitik, die am Überleben der jeweiligen Nationalstaaten orientiert ist,
zusammenzudenken. Das erhoffte Gelingen einer im Kapitalismus sozial
befriedeten, liberalen und demokratischen Bürger- und Arbeitsgesellschaft
scheitert daran, daß ohnehin akute Verteilungkämpfe durch die ökologische Krise
massiv verschärft werden. Die Zerstörung der Böden, Wälder und Meere, die
drastisch schwindende Biodiversität, die Endlichkeit der Lagerstätten für die
Produktion von Lebensmitteln essentieller Mineralien, die vornehmlich durch
Tierproduktion bedingte Ausbreitung von Antibiotikaresistenzen, die in
absehbarer Zeit dazu führen wird, daß unbehandelte Infektionskrankheiten zur
Todesursache Nummer eins werden, und die epidemische Verbreitung chronischer
Krankheiten resultieren in einer Verknappung um so heftiger umkämpfter
Lebensressourcen. 

Schon heute bilden sich trennscharfe Dispositive einer Elendsverwaltung aus,
deren nationalchauvinistischer Impetus auch diejenigen vereinnahmt, die am
wenigsten zu verlieren haben und gerade deshalb hoffen, von starken Führern und
autoritären Regierungen gerettet zu werden. Wie das Beispiel Donald Trumps
exemplarisch zeigt, basiert die Legitimation nationaler Restauration auf der
beschleunigten Ausbeutung natürlicher Ressourcen, der wachsenden
klassengesellschaftlichen Polarisierung, der Abwehr notleidender MigrantInnen
und der forcierten Ausbeutung meist von Frauen verrichteter kostenloser Arbeit.

Selbst der neoliberal für maximierte Kapitalakkumulation und geostrategische
Interventionen instrumentalisierte Universalismus der Menschenrechte und
Gleichheitsideale scheint als legitimatorisches Feigenblatt ausgedient zu haben.
Immer selbstverständlicher werden nationale und partikulare Interessen in
Anspruch genommen, um kriegerische Aggressionen, außenpolitische Bündnisse mit
diktatorischen Regimes, in den Erzeugerländern Armut und Hunger produzierende
Handelsvorteile oder extraktivistische Strategien, die indigene Bevölkerungen
ihrer Lebensumgebung und Subsistenzgrundlage berauben, zu rechtfertigen. Der
Niedergang der europäischen Linken - und damit der Vormarsch der Neuen Rechten -
ist auch dem Versäumnis geschuldet, die revolutionären Errungenschaft
universalistischer Werte gegen ihren Mißbrauch zur Durchsetzung hegemonialer
Staats- und Kapitalinteressen verteidigt und mit neuer Bedeutung als
verbindendes Merkmal internationalistischer Kämpfe von unten versehen zu haben.
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Kurz gesagt, das Problem für emanzipatorische soziale Bewegungen und die
radikale Linke ist weit größer, als daß es sich auf die ohnehin unabgegoltene
soziale Frage reduzieren ließe. Gleiches gilt für die AktivistInnen der
Klimagerechtigkeitsbewegung, die die globale Dimension des Klimawandels
thematisieren und damit den Zugang zu den sozialen Widersprüchen eröffnen, die
auf regierungspolitischer Ebene durch das Festhalten an Wettbewerbs- und
Wachstumsdispositiven unter dem Vorzeichen eines grünen, technologische
Effizienzsteigerung propagierenden Kapitalismus vertieft werden. Die progressive
Beantwortung der sozialen Frage bleibt ein linkes Projekt, nur kann sie längst
nicht mehr mit der sozialdemokratischen Rezeptur der industriellen
Arbeitsgesellschaft beantwortet werden, die so tief in der Verwertungskrise aus
Überproduktion und Mangelverwaltung steckt, daß für eine sozial gerechte
Verteilungsordnung auf globaler Ebene nicht genügend Mittel bleiben.

Der naheliegenden Transformation zu einer ökosozialistisch organisierten
Postwachstumsgesellschaft steht allerdings eine Machtfrage im Weg, der die
SachwalterInnen des kapitalistischen Weltsystems mit dem Festhalten an
etablierten Produktionsformen und Herrschaftssystemen und ihrer zusehends
repressiven und autoritären Durchsetzung entsprechen. Wie der schrittweise
Übergang vom Kapitalismus zum Sozialismus an den Fallstricken eines Reformismus
scheiterte, der die linke Avantgarde in die Programmatik sozialdemokratischer
Teillösungen einband, so droht die Kleinschrittigkeit sozialökologischer
Subjektivierung, das durchaus Sinnvolle auf den Rahmen individueller wie
kollektiver Verbrauchs- und Lebenspraxis zu begrenzen, von den desaströsen
Entwicklungen des grünkapitalistischen Krisenmanagements gegenstandslos gemacht
zu werden.

Ob mit hochriskantem Geoengineering auf unumkehrbare Weise in Ökosysteme
eingegriffen wird, ob anhand einer über den Markt geregelten Verbrauchssteuerung
neue Formen sozialer Spaltung etabliert werden, ob die Emission von
Treibhausgasen durch den Kauf von Verschmutzungsrechten und Biodiversitätszertifikaten
gleichungstechnisch relativiert anstatt absolut begrenzt wird, ob die Physis
des Menschen mit bevölkerungspolitischer und medizinaladministrativer
Verfügungsgewalt auf einen quantitativ begrenzten und sozialbiologisch
definierten Lebenswert zugerichtet wird oder die informationstechnisch
perfektionierte Überwachung des individuellen Verbrauchsverhaltens eine
faschistoide Form der Sozialkontrolle hervorbringt, an reaktionären Lösungen und
regressiven Gesellschaftsentwürfen herrscht kein Mangel.

Um das ganze Ausmaß zukünftiger Herausforderungen sozialer wie ökologischer Art
zu erkennen und zu antizipieren, bedarf es des gebündelten Potentials aller
emanzipatorischen und revolutionären Bewegungen, die sich dem Aufziehen
barbarischer, menschenfeindlicher und naturzerstörerischer Formen staatlicher
wie ökonomischer Herrschaft entgegenstellen. Ob mit der weltweiten Mobilisierung
der Fridays For Future-Bewegung und der mit ihr verbündeten sozialökologischen
Gruppen am 15. März ein Anfang dafür gemacht wurde, soll mit einem Blick auf die
Kundgebungen und die Demonstrationen, die anläßlich dessen in Hamburg
stattfanden, an dieser Stelle untersucht werden.
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Schneisen in den Dschungel der Schulddiktate und Konsumsuggestionen schlagen

Von dem Anliegen junger Menschen, die Gefährdung ihrer Zukunft lautstark zum Thema
zu machen, mit einer Debatte darüber abzulenken, daß dies auch in ihrer Freizeit
erfolgen könne, bringt die ganze Erbärmlichkeit einer Vergesellschaftungspraxis
hervor, der der Lohnarbeit verrichtende Mensch eine Art zu bewirtschaftendes
"Humankapital" ist. Den gesellschaftlichen Pflichtenkatalog gegen die
SchülerInnen zu wenden, die einen kleinen Regelbruch wagen, um ihr Interesse an
einer lebenswerten Zukunft zu reklamieren, könnte nicht besser dazu beitragen,
die dies vollziehenden Autoritäten ihrer Glaubwürdigkeit und Seriosität zu
entheben. 

So erleben die protestierenden SchülerInnen frühzeitig, daß mit dieser
Gesellschaft nicht zu spaßen ist, wenn sie der schulischen Zurichtung auf
regelkonformes Verhalten nicht genügen. Da sie dies im Interesse der
vielbeschworenen "Menschheit" tun, lernen sie zugleich, daß es sich bei dieser
Abstraktion nicht um eine übergeordnete Singularität handelt, in der die
verschiedenen Gesellschaftssubjekte aufgehen, sondern daß deren Bestehen auf
klare Abgrenzung und Souveränität die Fiktion eines gemeinsamen Ganzen
hervorruft, um über die Unvereinbarkeit seiner Teile hinwegtäuschen zu können.
"Die Menschheit" wird immer dann appellativ im Munde geführt, wenn die sie
durchziehenden Brüche und Konflikte zugunsten herrschaftskonformer Strategien
negiert oder gegen einzelne Akteure ins Feld geführt werden sollen. Wenn
hierzulande Jugendliche ernstzunehmende Maßnahmen gegen die sich ankündigende
Klimakatastrophe einfordern, während in anderen Ländern bereits Menschen um ihr
Leben kämpfen müssen, weil ihre Ernten durch jahrelangen Dürren vernichtet oder
ihre Häuser durch Flutkatastrophen zerstört wurden, dann wird die Einhaltung der
Schulpflicht so wichtig, daß an existentielle Probleme nicht länger zu denken ist.

Nicht minder effizient werden die Klassenwidersprüche der bürgerlichen
Eigentumsordnung unter dem Deckel idealisierter Gesellschaftsvorstellungen und
Staatskonzepte versteckt. Indem die Versorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln
gewährleistet wird, deren Bezahlbarkeit durch die Externalisierung sozialer und
ökologischer Kosten garantiert wird, werden sie zu mittelbaren TeilhaberInnen an
kolonialistischen Strategien, die sich mit ihrer Verantwortung für die
Naturzerstörung in aller Welt lieber nicht so gerne auseinandersetzen. Die
Umlastung ökologischer Kosten auf einkommensschwache Gruppen ist nur deshalb ein
Aktivposten der Neuen Rechten, weil ihre Armut quasi als Naturzustand und nicht
Ergebnis kapitalistischer Verwertungsstrategien verstanden wird. Allein die
Forderung, das durchschnittliche Lohnniveau so zu erhöhen, daß alle abhängig
Beschäftigten die höheren Preise für biologische Nahrungsmittel bezahlen können,
zeigt, daß die externalisierten Kosten agrarindustrieller Produktion wiederum zu
Lasten derjenigen gehen, die mit ihrem Lohn den kleineren Teil dessen erhalten,
was ihnen genommen wurde. 
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Wenn das durchschnittliche Familieneinkommen heute zur Hälfte von Mietkosten
aufgefressen wird, so daß die Forderung, etwas teurere, ökologisch nachhaltige
und fair gehandelte Lebensmittel zu erstehen, kaum noch erfüllt werden kann,
erweist sich das moralische Anliegen korrekten Konsums vollends als
Klassenprivileg. Der höchst ungleich verteilte gesellschaftliche Reichtum läßt
jede Strategie, dem Klimawandel mit Ökosteuern und einem Karbonpreis
entgegenzutreten, als kontraproduktive Aufrechterhaltung sozialer
Gewaltverhältnisse erkennen, deren destruktiver Charakter nichts als Zerstörung
hervorbringen kann. Es gilt der Primat des Privateigentums, an den aus Gründen
notwendiger ökologischer Maßnahmen zu rühren wahrscheinlich erst in Frage kommt,
wenn die Lohnabhängigenklasse zu entkräftet ist, um noch den Mehrwert zu
produzieren, von dem alle Kapitalakkumulation zehrt.

Um den bezichtigenden Begriff des "Schuleschwänzens" gegen seine UrheberInnen zu
wenden, könnte einmal gefragt werden, was die SchülerInnen denn in der Schule
lernen, um auf die Bewältigung der anstehenden sozialen Konflikte und
ökologischen Katastrophen vorbereitet zu sein. Wie die Debatte um die
Digitalisierung der schulischen Bildung zeigt, werden sie in erster Linie auf
das Funktionieren in der neoliberalen Marktgesellschaft zugerichtet, wozu die
individuelle Arbeitskraft stetig optimiert werden muß, um überhaupt das
notwendige Minimum an Einkommen zu erwirtschaften. Wie sollen sie in einer
Gesellschaft, in der alle Beziehungen und Verhältnisse tausch- und geldförmig
organisiert sind, einen Sinn dafür entwickeln, daß ein nichtmenschliches Tier
oder eine Pflanze etwas anderes sein kann als ein Wirtschaftsgut und
Produktionsfaktor? Wie sollen sie unter der Maßgabe, in der Konkurrenz um Arbeit
stets zu obsiegen, zur aktiven Solidarisierung mit denjenigen gelangen, die aus
diesem Wettbewerb längst unumkehrbar ausgeschieden sind?

Die Subjektivität eines Daseins, das nicht dem bloßen Überleben gewidmet ist, zu
verstehen und wertzuschätzen, Sensibilität für die Verletzbarkeit anderer
Bioorganismen zu entwickeln und mit Empathie die Probleme anderer Menschen zu
den eigenen zu machen, war stets eine Stärke heranwachsender Generationen. Weil
sie damit die Privilegien der Funktions- und Geldeliten in Frage stellen, wurden
ihnen diese Qualitäten in der klassischen Disziplinargesellschaft durch
Unterwerfung unter die rigide Ordnung der patriarchalen Kleinfamilie, der
kirchlichen und staatlichen Bildungseinrichtungen, des Militärs und der Fabrik
ausgetrieben. Auch wenn die neoliberale Postmoderne demgegenüber mehr Freiheiten
verheißt, so definieren sich diese doch maßgeblich über den jeweiligen Sozialstatus
und die damit eröffneten Möglichkeiten, durch den Erwerb bestimmter Produkte und
Dienstleistungen den jeweils angesagten und ganz besonderen Lebensstil zu
führen. Wie fremdbestimmt der hochgradig individualisierte Mensch durch die
Inanspruchnahme derartiger Angebote wird, fällt nicht weiter auf, wenn er in der
Masse derjenigen, die die eigene Bedeutung aus der Vergleichbarkeit mit allen
anderen erwirtschaften, in seiner vermeintlichen Unverwechselbarkeit erst recht
austauschbar wird.

Im Rahmen gesellschaftlicher Gewinn- und Verlustrechnung wird genau darauf
geachtet, wie weit der einzelne Mensch zum Gesamtprodukt beiträgt oder ob er vor
allem Kostenfaktor ist. Wer zugunsten höherer Ziele dem Unterricht fernbleibt,
läßt damit erkennen, daß er für die herrschende Verwertungsordnung prinzipiell
unzuverlässig ist. Wer so radikal ausschert wie Greta Thunberg, die schwedische
Initiatorin der freitäglichen Klimastreiks, und damit weltweite Beachtung
erlangt, wird mit Verunglimpfungen überschüttet, denen eines gemeinsam ist - sie
darf mit ihrem Anliegen nicht ernst genommen werden [2]. So zieht sich durch
die Kommentare und Stellungnahmen, die die Klimastreiks in Deutschland
als "Schulschwänzerei" verwerfen, der rote Faden einer besserwisserischen
Arroganz, laut der die demonstrierenden Jugendlichen keine Ahnung vom Ernst des
Lebens und schon gar nicht von den politökonomischen Erfordernissen des
Industriestandortes Deutschland haben.

Da die Argumente Greta Thunbergs und der Fridays For Future-Bewegung
stichhaltiger nicht sein könnten, wird im Zweifelsfall dazu übergegangen, den
Protesten den Zahn ihrer Entschiedenheit dadurch zu ziehen, daß das Anliegen der
Jugendlichen begrüßt und auf das Prozedere parlamentarischer Willensbildung
verwiesen wird. Nicht anders denn als Versuch der Einbindung eines Protestes,
der sich zu einer eigenständigen Kraft verselbständigen könnte, ist auch der
Vorschlag zu werten, Thunberg den Friedensnobelpreis zu verleihen. Der von einem
Dynamithersteller, der sein Hauptgeschäft mit Bergbaukunternehmen machte,
gestiftete Preis hat die unrühmliche Eigenschaft, auch an Politiker und
Institutionen verliehen zu werden, zu deren Handwerkszeug kriegerische Aggression
und kolonialistische Verschuldungspolitik gehören, um nur zwei Beispiele
zu nennen.
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Wie korrumpierbar die Fridays For Future-Bewegung durch sattsam bekannte
Beschwichtigungs- und Partizipationsstrategien sein wird, ist eine offene Frage.
Die in Hamburg erfolgte Bildung eines Bündnisses mit Akteuren der
Klimagerechtigkeitsbewegung könnte dazu führen, daß deren Aktionsformen,
Strategieentwürfe und Erfahrungen im Umgang mit der Staatsgewalt bei den
demonstrierenden Jugendlichen auf fruchtbaren Boden fallen. Wesentlich für die
Ausbildung der im adäquaten Umgang mit der herrschenden Verbrauchs- und
Verschiebelogik notwendigen Politisierung und Radikalisierung ihres Protestes
wäre die Konvergenz der verschiedenen Kämpfe antikapitalistischer,
antirassistischer, antifaschistischer und antipatriarchaler Art. Damit ließe
sich auch der Trugschluß vermeiden, daß es sich bei der ungenügenden
Beschränkung des Klimawandels um ein Versagen der Politik handelt. Diese
betreibt schlicht und einfach das Geschäft, für das sie vom Hauptausschuß
gesellschaftlicher Reichtumsproduktion, dem Monopolkapital in Industrie und
Finanzwirtschaft, und seinen ausführenden Organen in den Schaltstellen
tonangebender Wissens- und Kulturproduktion eingesetzt und gewählt wurde.

Ebenso in die Irre führt die Ansicht, es handle sich um ein bloßes
Generationenproblem, als zerstörten Erwachsene die natürlichen Lebensgrundlagen
nur, weil sie erwachsen sind, und nicht, weil ihre Überlebensratio durch
kapitalistische Vergesellschaftungsprozesse bestimmt ist. Den Antriebsfaktoren
ökologischen Verbrauches in Energie- und Güterproduktion, Verkehr und
Landwirtschaft, der geschlechtsspezifischen Aneignung kostenloser Arbeit und
Ausgrenzung nicht der bürgerlichen Norm entsprechender Menschen auf die Spur zu
kommen verlangt mehr als nach einer Energie-, Mobilitäts, Agrar- und
Wachstumswende zu rufen. Das Terrain des fossilistischen Brandes, der
hungerproduzierenden Zweckentfremdung von Landwirtschaftsflächen für Bioenergie
und Straßenbau, der Tierausbeutung und Naturzerstörung [3] wird nicht kampflos
preisgegeben, sondern mit eben jenen Zähnen und Klauen verteidigt, die sich zu
jeder Zeit in die Leiber der jeweils Schwächeren bohrten.

(wird fortgesetzt)
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Fußnoten:


[1] http://www.bopsecrets.org/rexroth/sfm/1969.htm#Food

[2] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/prop1505.html

[3] http://www.schattenblick.de/infopool/buerger/report/brrb0117.html
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TREFF/300: Wertheim - Kaputte Sachen gemeinsam reparieren, nächstes Repair-Café am 26.03.2019


Wertheim

Kaputte Sachen gemeinsam reparieren

Nächstes Repair-Café ist am 26. März



Wertheim. Was haben ein Schirm, eine Nähmaschine und ein
Sprachverstärker gemeinsam: Beim vergangenen Wertheimer Repair-Café im
Januar wurden sie erfolgreich repariert. Das hat nicht nur den
Geldbeutel der Besitzer, sondern auch die Umwelt geschont. Wer selbst
zuhause ein defektes Gerät hat und es nicht alleine wiederherstellen
kann, ist deshalb am Dienstag, 26. März, von 17 bis 20 Uhr in der
Stadtbücherei goldrichtig. Die Reparaturen sind kostenfrei.

Ob Küchenmixer, Radio oder Fahrrad- im Repair-Café helfen freiwillige
Experten kaputte Gegenstände wieder funktionstüchtig zu machen. Auch
kleine Reparaturen von Kleidung sind möglich. Spielzeug kann ebenfalls
mitgebracht werden. In der Techniksprechstunde unterstützen zudem die
fachkundigen Helfer bei Fragen zum Laptop oder Smartphone.

Bei der Anmeldung erhält jeder Besucher eine Nummer, die dann das
Repair-Café-Team der Reihenfolge nach aufruft. Pro Besucher kann je
nach Andrang zunächst ein Gerät repariert werden. Kaffee und Kuchen
verkürzen die Wartezeit.

Wenn noch vorhanden, sind zur Reparatur die passende
Bedienungsanleitung sowie Anschluss- beziehungsweise Ladekabel
mitzubringen. Das erleichtert den Fachleuten die Fehlersuche.
Allerdings können nicht immer die Reparateure das Bügeleisen, den
Toaster oder das Kinderspielzeug wieder in Gang bringen. In diesem
Fall verweisen sie auf die lokalen Fachgeschäfte.

Die Kooperation von Seniorenbeirat, der Wertheimer Ortsgruppe des
Naturschutzbundes (Nabu), des Vereins "Willkommen-in-Wertheim" und der
Stadtbücherei freut sich zudem über weitere Helfer. Gesucht sind
Frauen und Männer, die sich circa alle zwei Monate ehrenamtlich
engagieren, mit ihrem Wissen anderen helfen und Reparaturen anleiten.
Auch Kuchenspenden sind willkommen.

Weitere Informationen gibt es in der Stadtbücherei Wertheim, per Mail
an stock@stadtbuecherei-wertheim.de oder unter Telefon 09342/301-566.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 19.03.19

Stadtverwaltung Wertheim

- Presse und Information -

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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KURSUS/170: Bielefeld - VHS-Kurs "Bücher brauchen Leser", 27.03.19


Stadt Bielefeld

VHS-Kurs: Bücher brauchen Leser



Bielefeld (bi). Freude am Lesen und am Austausch der Leseerfahrung mit
anderen vermittelt ein Kurs der Volkshochschule, der am Mittwoch, 27.
März, in der Alten Vogtei, Heeper Straße 442, beginnt.

Besprochen werden die Romane "Sie kam aus Mariupol" von Natascha Wodin
und "Ich bin nicht Ottilie" von Sigrid Damm. Im Vordergrund der
Betrachtung soll der Inhalt stehen. Je nach Interesse können in dem
Kurs aber auch Aufbau und Sprache der Texte in den Blick genommen
werden. Bei Interesse wählen die Teilnehmer weitere Bücher gemeinsam
aus. Der Kurs läuft über sechs Termine jeweils mittwochs von 16 bis
17.30 Uhr.

Anmeldung und Information unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521
/ 51-2222.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 19.03.19

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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AUSSICHTEN/8583: Und morgen, den 20. März 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 20.03.2019 bis zum 21.03.2019 +++
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Leichter Regen,

Wolken trübe,

auf Jeans Wegen

nasse Schübe.
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MELDUNG/106: Google, Facebook & Co. - Eine europäische gesetzliche Regelung ist Notwehr (Kulturrat)


Deutscher Kulturrat e.V. - Pressemitteilung vom 18. März 2019

Google, Facebook & Co.: Eine europäische gesetzliche Regelung ist
Notwehr 

Die Position der Rechteinhaber muss gestärkt werden, um künftig ihre Rechte
gegenüber Online-Plattformen durchsetzen zu können



Berlin, den 18.03.2019. Mit der umstrittenen Urheberrechtsreform will die
EU das Urheberrecht an die heutige Zeit anpassen. Das ist auch dringend
notwendig und überfällig.

Der Deutsche Kulturrat, der Spitzenverband der Bundeskulturverbände, hat
sich bereits im November des letzten Jahres zu den aktuellen Diskussionen
in einer Stellungnahme "Urheberrecht im digitalen Binnenmarkt"
positioniert. Zu den 257 Mitgliedsverbänden des Deutschen Kulturrates
gehören Verbände aus verschiedenen künstlerischen Sparten (Musik,
darstellende Künste, Literatur, bildende Kunst, Baukultur und
Denkmalpflege, Design, Film, Rundfunk und audiovisuelle Medien sowie
Soziokultur und kulturelle Bildung). Das Mitgliederspektrum umfasst dabei
sowohl Verbände der Urheber und ausübenden Künstler als auch
Verwerterverbände sowie Zusammenschlüsse von Bildungs- und
Kulturinstitutionen.

Der Deutsche Kulturrat tritt für Kunst- und Meinungsfreiheit ein. Die
Freiheit der Kunst wird auch dadurch gefährdet, dass den Künstlerinnen und
Künstler die angemessene Vergütung für die Verwertung ihrer Werke im
Internet durch die marktbeherrschenden Monopolisten vorenthalten wird. Für
den Deutschen Kulturrat ist es essentiell, dass die Position der
Rechtsinhaber gestärkt wird, damit sie künftig ihre Rechte gegenüber
Online-Plattformen besser durchsetzen können, insbesondere um für die -
zustimmungsbedürftige - Nutzung ihrer Werke eine angemessene Vergütung zu
erhalten.

Der Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates, Olaf Zimmermann, sagte: "Ein
freies Internet gibt es leider nicht! Amazon, Apple, Facebook, Google und
Microsoft haben das westliche Internet längst unter sich aufgeteilt. Und
jeder von uns braucht diese Monopolisten, um sich im Internet zu bewegen.
So groß ihre Marktmacht ist, so groß ist auch ihr Unwille, für die von
ihnen genutzten Werke eine angemessene Vergütung an die Künstlerinnen und
Künstler zu bezahlen. Wenn diese Monopolisten heute anfangen würden, für
das zu bezahlen, was sie nutzen, brauchen wir auch keine neuen Regelungen
wie in Art. 13 der EU-Urheberrechtsrichtlinie. Wenn sie sich aber weiterhin
weigern, vernünftige Lizenzvereinbarungen abzuschließen, ist eine neue
europäische gesetzliche Regelung einfach Notwehr. Die Freiheit der Kunst
ist auch in Gefahr, wenn Künstlerinnen und Künstler von ihrer Kunst nicht
leben können."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. März 2019

Deutscher Kulturrat e.V.

Mohrenstr. 63, 10117 Berlin

Telefon: 030-226 05 28-0, Fax: 030-226 05 28-11

E-Mail: post@kulturrat.de

Internet: http://www.kulturrat.de
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PARTEIEN/376: Brexit - im Streit gelähmt ... (SB)


Brexit - im Streit gelähmt ...



Zum politischen Dauerchaos im britischen Parlament um den Austritt aus
der Europäischen Union - wofür bekanntlich eine knappe Mehrheit der
Wähler im Vereinigten Königreich im Juni 2016 votiert hat - kommt nun
erschwerend eine handfeste Verfassungskrise hinzu. Am 18. März hat
Unterhaussprecher John Bercow völlig überraschend unter Verweis auf
eine Regelung aus dem Jahr 1604, die zuletzt 1920 zur Anwendung
gekommen war, entschieden, daß die Regierung von Premierministerin
Theresa May das von ihr mit Brüssel ausgehandelte Austrittsabkommen
während der laufenden Sitzungsperiode nicht erneut zur Abstimmung
vorlegen darf. Schließlich sei Mays Vorlage im Januar mit einer
Mehrheit von 230 und im Februar von 149 Gegenstimmen abgeschmettert
worden, so Bercow. Wenn nicht noch etwas Unvorhergesehenes geschieht,
droht am 29. März der ungeordnete Austritt mit allen zu erwartenden
katastrophalen Folgen für die Wirtschaft beiderseits des Ärmelkanals.

Niemand weiß, wie es in Sachen Brexit weitergeht, weder in London noch
in Brüssel. Die britische Politik hat sich jedenfalls zum
Kasperltheater entwickelt, die ernst zu nehmen sich im In- und Ausland
niemand mehr verpflichtet fühlt. Zu lange dauert nun schon der
parteiinterne Streit der regierenden Tories um die Härte des
Austritts, obwohl seit längerem im Unterhaus eine
fraktionsübergreifende Mehrheit für die sanfte Version, nämlich eine
Freihandelsunion mit der EU, existiert. Doch darauf will sich May
nicht einlassen, weil es die konservative Partei spalten würde. Nach
der jüngsten Abstimmungsniederlage verglich der niederländische
Premierminister Mark Rutte seine britische Amtskollegin mit dem
schwarzen Ritter in Monty Pythons Kinokomödie "Der Ritter der
Kokosnuß", der trotz des Verlustes aller vier Gliedmaßen am Boden
liegend seine Niederlage nicht einsehen will und dem Gegner ein
Unentschieden anbietet. Heute witzelte die deutsche Kanzlerin Angela
Merkel mit Blick auf die jüngste Entwicklung an der Themse, sie sei in
den parlamentarischen Gepflogenheiten Großbritanniens des 17.
Jahrhunderts nicht bewandert gewesen.

Hatte am 14. März das Unterhaus mit 413 zu 202 Stimmen für eine
Verschiebung des Austrittsdatums um mindestens drei Monate votiert, so
verbrachten May und ihre Berater die folgenden Tage damit, die Führung
der protestantischen Democratic Unionist Party (DUP) aus Nordirland zu
bearbeiten, damit sich deren zehn Unterhausabgeordnete
bereiterklärten, bei der geplanten dritten Abstimmung für das
Withdrawal Agreement (WA) doch noch dafür zu stimmen. Bisher lehnt die
DUP das Abkommen aus Angst ab, daß die darin vorgesehene Klausel zur
Beibehaltung einer ordnungspolitischen Übereinstimmung zwischen
Nordirland und der Republik Irland auch nach dem Brexit, der
sogenannte Backstop - um ein Wiederaufflammen des Bürgerkriegs zu
vermeiden - zu einer Schwächung der völkerrechtlichen Bindung der
sechs nordostirischen Grafschaften an Großbritannien führen könnte.

Zuletzt hieß es, die DUP-Unterhausfraktion um Nigel Dodds habe sich
mittels rechtlicher Garantien seitens Justizminister Geoffrey Cox
sowie der Aussicht auf zusätzliche Subventionen für Nordirland aus dem
britischen Steuertopf breitschlagen lassen. Ohnehin war die DUP in den
letzten Wochen seitens der nordirischen Bauern- und
Unternehmerverbände, die extrem negative Auswirkungen durch neue
europäische Schutzzölle befürchten, unter massiven Druck gesetzt
worden. Sie suchte deshalb einen Ausweg ohne Gesichtsverlust. Das
gleiche galt für einen Gutteil jener Brexiteers bei den Konservativen,
die sich zuletzt gegen die eigene Partei- und Regierungschefin
positioniert hatten. Zum Schluß blieb jedoch ein harter Kern von mehr
als 30 Tories, darunter Ex-Außenminister Boris Johnson, die auch bei
der dritten Abstimmung gegen das Austrittsabkommen votieren wollten
und May damit die erneute Blamage beschert hätten.

Doch nach der Intervention Bercows wird es dazu nicht mehr kommen.
Statt dessen kam es am 19. März in Number 10 Downing Street zu einer
Krisensitzung, auf der nach Angaben des London Evening Standard die
Fetzen geflogen sind. Angesichts der Aussage von Premierministerin
May, Brüssel schriftlich um eine Verschiebung des Austrittsdatums um
mindestens drei Monate bitten zu wollen, soll die
Tory-Fraktionsvorsitzende Andrea Leadsom die Fassung verloren und die
Anwesenden mit dem Vorwurf konfrontiert haben, am Kabinettstisch säßen
nur noch feige Brexit-Gegner (remainers) und keine mutigen
Brexit-Befürworter (leavers). Angeblich drohen Leadsom,
Transportminister Chris Grayling und Handelsminister Liam Fox bereits
mit Rücktritt, sollte May mit den anderen 27 EU-Regierungschefs bei
der Ratssitzung am 21. März eine Fristverlängerung vereinbaren, die
über den 2. Juli hinausgeht.

Das Datum ist deshalb wichtig, weil sich an diesem Tag das neue
EU-Parlament konstituieren soll. Bleibt das Vereinigte Königreich über
das Datum hinaus in der EU, müssen auch die Briten an der EU-Wahl Ende
Mai beteiligt werden. Deswegen hat der französische Chefunterhändler
der EU in Sachen Brexit, Michel Barnier, heute bei einer
Pressekonferenz recht skeptisch auf die Vorstellung der Gewährung
einer Verlängerung der nach Artikel 50 vorgesehenen Austrittsfrist
durch Brüssel reagiert. Um eine positive Antwort auf die Bitte zu
erhalten, müßte London vorher die Frage der restlichen 27
EU-Regierungchefs beantworten, wozu überhaupt eine Verlängerung dienen
sollte. Solange nicht ersichtlich sei, was Regierung und Parlament des
Vereinigten Königreichs wollten, werde sich die EU weiterhin mit den
Vorbereitungen für den No-Deal-Brexit begnügen, so Barnier.

Seit Anfang der Brexit-Krise haben die wichtigsten
Austrittsbefürworter wie Johnson, David Davis, Jacob Rees-Mogg und
Nigel Farage mit dem Argument für einen ungeordneten Austritt
plädiert, ein solches Szenario schadete den anderen EU-Staaten mehr,
mit der Drohung könnte man Brüssel zu Zugeständnissen zwingen, und
wenn nicht, so würde Großbritannien ab den 30. März alle Geschäfte mit
Europa und dem sonstigen Ausland nach den Regeln der
Welthandelsorganisation (WTO) abwickeln können. Die Geburtswehen der
"Befreiung" Großbritanniens aus mehr als 40 Jahren Bevormundung durch
die Kontinentaleuropäer wäre schmerzhaft, jedoch verkraftbar auf dem
Weg in eine schönere und bessere Zukunft. Bleiben die 27
EU-Regierungschefs auf der harten Linie Barniers, wofür derzeit alles
spricht, dann werden wir erleben, ob die britischen Neoimperialisten
um Johnson und Konsorten ihren großen Worten tatsächlich auch große
Taten folgen lassen werden.

19. März 2019
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SPORT UND SPIEL/246: Hanau - Mädchensporttag am 23. März 2019


Stadt Hanau

Mädchensporttag am 23. März!

Alle Mädchen zwichen 8 und 12 Jahren sind herzlich eingeladen



Einen Mädchensporttag veranstalten die Häuser der städtischen
Abteilung Familien- und Jugendarbeit am Samstag, 23. März, in der
Turnhalle der Pestalozzischule, Ramsaystraße 12, 63450 Hanau. Alle
Mädchen im Alter zwischen 8 und 12 Jahren sind herzlich eingeladen,
einen sportlichen Mädchennachmittag mit verschiedenen Aktionen zu
erleben.

An diesem Tag haben die Mädchen die Möglichkeit, ganz unter sich
ausgelassen und fröhlich Sport zu treiben. Auf dem Programm stehen
unter anderem Gruppenspiele wie zum Beispiel Brennball, Völkerball,
sowie andere beliebte Ballspiele. Die Veranstaltung beginnt um 14.30
Uhr und endet um 17 Uhr. Wer Lust hat mitzumachen kommt einfach
vorbei. Mitzubringen sind Hallenturnschuhe mit heller Sohle und ein
Getränk.

Das Angebot ist kostenfrei.

Für weitere Infos stehen die teilnehmenden Häuser der Abteilung
Familien- und Jugendarbeit zur Verfügung: Familien- und Spielhaus,
Marienkirchgasse 4A, Telefon: 06181/252032, Stadtteilzentrum Süd-Ost,
Alfred Delp-Straße 10 a, Tel. 06181/3 25 48, Mehrgenerationenhaus
Fallbach, Reichenberger Straße, Telefon 06181/6686785, Lamboypark,
Lamboystraße, Telefon 06181/304451, Familien- und Jugendzentrum
Wolfgang, Lehrhöfer Straße 45, Telefon 06181/574105,
Jugendbildungswerk, Sandeldamm 19, 06181/1800624.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 18.03.2019

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





THEATER/1407: Hamburg - Theater Triebwerk "Moby Dick" nach Herman Melville, 24.3.2019


THEATER TRIEBWERK

MOBY DICK

Eine Abenteuergeschichte mit Live-Musik nach dem Roman von
Herman Melville in der englischen Fassung für Erwachsene + Jugendliche
ab 10 Jahren

Sonntag, 24.03.2019, 16:00 Uhr

Im Stadtteilhaus Lurup, Böverstland 38, 22547 Hamburg



"Moby Dick" ist die Geschichte von Kapitän Ahab, dem der legendäre
Weiße Wal ein Bein abgerissen hat. Ahab verfolgt das Tier in seiner
Rache um die ganze Welt. Dabei ist er kaltblütig bereit, das Leben
seiner gesamten Schiffsmannschaft aufs Spiel zu setzen - auch das des
gutgläubigen Ismael, der zum ersten Mal auf einem Walfänger angeheuert
hat, um das Leben an Land gegen die Abenteuer einer jahrelangen
Seereise einzutauschen.

Die Zuschauer erleben mit Ismael eine Reise in die Blütezeit des
Walfangs, als man diese Säugetiere der Meere unter Lebensgefahr, aber
mit der Aussicht auf großen Gewinn noch mit eigener Hand tötete. Ganz
nebenbei gewinnen die Zuschauer einen Einblick in die damalige Zeit,
die gefährliche Arbeit der Walfänger und den Alltag auf See. Und nicht
zuletzt wird auch gezeigt, warum Wale und deren industrielle
Verarbeitung damals wirtschaftlich so wichtig waren.

Mit: Erik Schäffler + Uwe Schade + Heino Sellhorn

Text: Erik Schäffler + Thomas Bammer

Uwe Schade + Heino Sellhorn

Liedtexte: Heino Sellhorn

Regie: Erik Schäffler

Ausstattung: Zazie Knepper

Musik: Uwe Schade + Heino Sellhorn

Übersetzung der englischen Fassung: Karen Waloschek

Deutsch und englisch bei: TheaterStückVerlag Korn-Wimmer & Wimmer,
München

Das Hör-Stück "Moby Dick" ist auf englisch erhältlich bei
www.ilisten.de.

2000 mit dem Traumspiele-Preis von Nordrhein-Westfalen

+ einer Aufzeichnung durch das ZDF

+ dem Bayerischen Theaterpreis

 * 

Quelle:

Theater Triebwerk

info@theater-triebwerk.de

https://www.theater-triebwerk.de
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DA/643: "Solidarität statt Angst" - die Gefangenengewerkschaft GG/BO kämpft für Grundrechte hinter Gefängnismauern


DA - Direkte Aktion 

anarchosyndikalistische Zeitung der Freien ArbeiterInnen Union (FAU-IAA)

"Solidarität statt Angst" - die Gefangenengewerkschaft GG/BO
kämpft für Grundrechte hinter Gefängnismauern

Interview mit Manuel Matzke von Claudius Berg, 13. März 2019



Zum internationalen Tag der politischen Gefangenen am 18. März
haben wir ein Interview mit Manuel Matzke, Sprecher der
Gefangenengewerkschaft/ Bundesweite Organisation Sektion JVA
Zeithain, geführt.


DA: Hallo Manuel. Ihr organisiert euch als
Gefangenengewerkschaft. Welche Grundgedanken stecken dahinter? Gab es
einen Auslöser dazu, ein historisches Vorbild, oder eine
internationale Bewegung?

GG/BO: Der Grundgedanke der GG/BO liegt darin, die soziale
Ungerechtigkeit, welche hinter Gittern herrscht, zu hinterfragen. Es
ist unser Interesse, jegliche Form von Inhaftierungen (Strafvollzug,
Maßregel, U-Haft, Forensik etc.) und alles, was damit verbunden ist,
zu hinterfragen und transparent werden zu lassen. In unserem Vorgehen
orientieren wir uns dabei sehr zentral an den Leitlinien der
Solidarität, Kollegialität, Emanzipation, Autonomie und der
Sozialreform. Dies spiegelt auch ganz klar wieder, dass
Gewerkschaftspolitik eben auch Bildungspolitik ist, weshalb uns
historische Bezüge zur internationalen Gewerkschaftsbewegung wichtig
sind. Im Vergleich mit einer internationalen Bewegung sehe ich die
GG/BO mit ihrer Arbeit sehr nahe an der Industrial Workers of the
World (IWW) orientiert, wo sich in ihrer Sektion Incarcerated Workers
Organizing Committee (IWOC) speziell inhaftierte Arbeiter
organisieren.

DA: Welche Probleme der Gefangenen sind es, die euch aktiv werden
ließen? Euer Schwerpunkt ist Lohnarbeit und Ausbeutungsverhältnisse?
Warum in Gefängnissen?

GG/BO: Die Art der Probleme, mit denen wir es tagtäglich zu
tun haben, sind vielseitig. Für uns spielt es aber dabei keine Rolle,
ob es zu hohe Telefonkosten in den Anstalten sind, oder die schlechte
medizinische Versorgung, die Tatsache, dass es kaum Dolmetscher gibt
und somit sprachliche Probleme vorprogrammiert sind. Für uns ist
wichtig, dass wir jedes Anliegen ernst nehmen und auf die Probleme an
den richtigen Stellen aufmerksam machen. Da Vollzug, egal in welcher
Form, immer noch zu intransparent gehalten wird, haben die Anstalten
natürlich die Chancen, sich ihren eigenen rechtsfreien Raum
auszugestalten. Genau hier setzen wir an und zeigen auf, das auch
jede*r Inhaftierte eine Stimme hat.

DA: Eure Hauptanliegen sind...?

GG/BO: Gesetzlicher Mindestlohn für arbeitende Gefangene;
Voller Einbezug in die Sozialversicherung (Rente,
Krankenversicherung); Volle Gewerkschaftsfreiheit hinter Gittern.

DA: Wie erfolgreich seid ihr bisher? In wie vielen Gefängnissen
seid ihr aktiv?

GG/BO: Zu Beginn der GG/BO hat man uns sicherlich belächelt.
Durch engagierte Gefangene und inhaftierte Gewerkschafter*innen, in
Verbindung mit einem grandiosen solidarischen Austausch mit
Unterstützer*innen der GG/BO vor den Gefängnismauern (Soligruppe),
hat sich die GG/BO bis heute zu einem kraftvollen Sprachrohr für
Gefangene jeglicher Form entwickelt.

DA: Wie reagiert die Öffentlichkeit auf euch, wie der Staat?
Werdet ihr als Gewerkschaft offiziell anerkannt, lässt man euch als
Gewerkschaft agieren, oder werdet ihr in eurer Arbeit behindert?

GG/BO: Wir alle wissen, das Inhaftierte keine große Lobby
haben, was aber daran liegt, dass, wie bereits erwähnt, der Vollzug
in all seinen Formen zu intransparent gehalten wird. Der
Öffentlichkeit wird ein falsches Bild vermittelt. Ich denke, im
Moment würde kein Ministerium zugeben, das sie uns ernst nehmen. In
Kleinen Anfragen wählt man oft die Form der Argumentation, dass die
GG/BO keine wirkliche Gewerkschaft ist. Aber es ist auch nicht
wichtig welche juristische Form wir als Gewerkschaft aufzeigen.
Ähnlich der anerkannten "Polizeigewerkschaften" haben wir (noch) kein
Recht zu streiken oder Tarifverhandlungen zu führen. Es zählt, dass
wir gemeinsam die selben Interessen vertreten. Aus der Erfahrung
wissen wir, dass man schon genau schaut, über was wir berichten. Der
Umgang mit aktiven Gewerkschafter*innen ist von Bundesland zu
Bundesland bzw. von Gefängnis zu Gefängnis verschieden.

DA: Man liest, dass ein sehr großer Anteil der Gefangenen wegen
Kleinstdelikten, beispielsweise wegen Drogendelikten, inhaftiert
sind, viele auch wegen "Schwarzfahren", oder als
Ersatzfreiheitsstrafe, weil sie eine Geldbuße nicht zahlen konnten,
oder einfach, weil sie keine Aufenthaltsgenehmigung bekommen haben.
Klingt so, als sei Kriminalisierung vor allem ein Phänomen armer
Bevölkerungsschichten?

GG/BO: Es stimmt leider. Die Anzahl der Inhaftierten in
Deutschland, die wegen Kurz- und Ersatzfreiheitsstrafen einsitzen,
nimmt täglich zu. Dies trägt natürlich auch dazu bei, dass die
Anstalten in Deutschland überfüllt sind und kein effektiver
Behandlungsvollzug stattfinden kann. Als GG/BO fordern wir daher die
Streichung von Kurz- und Ersatzfreiheitsstrafen. Ein Umdenken muss
passieren in Richtung der gemeinnützigen Arbeit. Die meisten
Betroffenen haben einfach kein Geld, um ihre Strafe zu bezahlen.
Hinzu kommen sicherlich eine Menge sozialer Probleme. Genau hier
liegt das Problem. Denn darauf folgt die Strafe, anstelle der Hilfe,
welche hier definitiv effektiver wäre. Die sächsische CDU geht hier
mal wieder mit schlechten Beispiel voran und demonstriert ihre Law &
Order Politik, indem sie am 01.03.2019 eine Generalverfügung erlassen
hat, mit welcher bei Bagatelldelikten (10 EUR) härter durchgegriffen
wird. Meist handelt es sich hierbei um Strafsachen, welche sich der
Beschaffungskriminalität zuordnen lassen. Kurzum: Menschen mit einer
Suchterkrankung finanzieren sich diese damit. Sperre ich diese Gruppe
Menschen nun ein, helfe ich ihnen keinen Meter, da eine Verwahrung
keinen Nutzen für niemanden hat. Man sollte die Ursachen erkennen und
durch soziale Hilfen tätig werden. Womit auch Nachhaltigkeit gegeben
wäre.

DA: Der Staat scheint sich zunehmend autoritär zu entwickeln,
breite Teile der Gesellschaft verarmen. Wie ist da eure
Zukunftsprognose?

GG/BO: Der Sozialstaat als solches hat seit dem Wegfall des
Ostblocks und dem damit verbundenen Wegfall von Alternativen, schwer
zu kämpfen. Gefängnisse und Anstalten sind dabei die Eckpfeiler jedes
Staates. Trotzdem leben wir hier, innerhalb der vorgegebenen Regeln
und den starr reglementierten Abläufen "Solidarität statt Angst". Wie
auf einer Pilgerreise, mit all den Entbehrungen, entwickelt sich ein
Grundvertrauen, dass stärker ist als Angst.

DA: Am 18. März ist der internationale Tag der politischen
Gefangenen. Sind politische Gefangene bei euch organisiert? Wie steht
ihr zu dem Gedenktag?

GG/BO: Als GG/BO machen wir seit Jahren auf diesen Tag
aufmerksam und rufen zur Solidarität sowie zu
Solidaritätskundgebungen auf. Uns ist es wichtig, dass dieser
Gedenktag nicht einfach an der Gesellschaft vorbei geht. Das
Politische hängen wir dabei nicht so hoch. Die meisten Gefangenen
sitzen wegen Umverteilungsdelikten[1] im weitesten Sinne.

DA: Gibt es viele politische Gefangene?

GG/BO: Wie erwähnt, spielt das bei uns keine Rolle - solange
die Tat nicht mit unserem Selbstverständnis kollidiert. Erwähnenswert
sind dabei jedoch die Ermittlungen und Verfahren nach 129, 129a und
129b StGB. Das kann und muss kritisiert werden. Zu diesen Verfahren
gibt es eigene Solidaritätskreise, die durch einzelne Sektionen
(GG/BO Ableger in den Knästen) oder Soligruppen (GG/BO
Unterstützer*innen in Freiheit) unterstützt werden.

DA: Man stellt sich Gewerkschaftsarbeit in einem Gefängnis sehr
schwierig vor. Könnt ihr überhaupt miteinander kommunizieren? Seid
ihr vernetzt? Gibt es dabei Probleme und bekommt ihr Hilfe von außen?
Wie seid ihr organisatorisch aufgebaut?

GG/BO: Unser Aufbaumodell ist anarchosyndikalistisch geprägt.
Menschen aus den Soligruppen könnte man, aufgrund der Knastkritik und
dem zeitgleichen Wirken in einer Gewerkschaft, als radikal
reformistisch bezeichnen. Ich schätze daher, dass die Organisation
durch eine berechtigte Kapitalismuskritik geprägt ist. Jede*r
Gefangene hat die Möglichkeit, sich unter den drei Zielen
(Gewerkschaftsfreiheit, Mindestlohn, volle Sozialversicherung) und
dem Selbstverständnis, dass die geläufigen *ismen ausschließt, in der
GG/BO zu organisieren. Das geschieht autark und ohne starre Struktur.
Dabei geht es um Wissenstransfer, der unter den Gefangenen recht gut
funktioniert und Kontakt zu den Soligruppen, die
Öffentlichkeitsarbeit leisten, bzw. teilweise auch parlamentarische
Anbindung haben. In der Regel funktioniert die Kommunikation auf
allen Ebenen ganz gut. Optimal wären
Gewerkschafter*innenversammlungen, also Plena, in den Gefängnissen.
Diesbezügliche Ansätze stecken jedoch noch in den Kinderschuhen.

DA: Wie kann man bei euch unterstützen, bei euch aktiv
werden?

GG/BO: Nehmt dazu am besten Kontakt zu den Gefangenen oder den
Soligruppen auf. Über unsere Webseite ggbo.de, Social Media oder den
dezentralen Ablegern gibt's Kontakte und/oder Inhalte die geteilt
werden wollen.

DA: Wir danken für das Interview!


Anmerkung:

1. Kleinere Diebstähle und nicht bezahlte Rechnungen, die zu
Ersatzfreiheitsstrafen führen, siehe

https://fink.hamburg/2018/07/hamburgs-gefaengnisse-an-der-belastungsgrenze/


URL:

https://direkteaktion.org/solidaritaet-statt-angst-die-gefangenengewerkschaft-gg-bo-kaempft-fuer-grundrechte-hinter-gefaengnismauern/

 * 
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DAS BLÄTTCHEN/1878: Der Westen & Russland - zum Diskurs


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 5 | 4. März 2019

Der Westen & Russland - zum Diskurs

von Wolfgang Schwarz



Geht es um die Annexion der Krim und Russlands Agieren in Sachen
Ostukraine, erheben westliche Politiker, Sicherheitsexperten und Medien
gebetsmühlenartig sowie im Duktus unbezweifelbarer Feststellungen Anklagen:
Russland habe "die Friedensordnung in Europa in Frage gestellt" (Angela
Merkel) oder "große Streitpunkte mit Russland" gebe es, "weil die russische
Außenpolitik die europäische Sicherheitsordnung beschädigt" (Wolfgang
Ischinger).

Manche scheinen zumindest dunkel zu ahnen, dass zur Vorgeschichte der
heutigen Verwerfungen im Verhältnis zwischen dem Westen und Russland doch
das eine oder andere Kapitel mehr gehört. Sie formulieren etwas
zurückhaltender: "Das Ziel muss sein, wieder zu einer verlässlichen
europäischen Sicherheitsarchitektur zurückzukommen, die spätestens
(Hervorhebung - W.S.) seit dem Einmarsch Russlands auf der Krim und
dem Bürgerkrieg in der Ost-Ukraine nicht mehr existiert." (Siegmar Gabriel)

Tatsächlich hatte die Charta von Paris für ein neues Europa vom 21.
November 1990 das Tor zu einer gesamteuropäischen Friedensordnung
aufgestoßen. Darin war kodifiziert worden: "Sicherheit ist unteilbar, und
die Sicherheit jedes Teilnehmerstaates ist untrennbar mit der aller anderen
verbunden."

Aber die Umsetzung der Charta in eine vertraglich kodifizierte, das heißt
verbindliche europäische Sicherheitsarchitektur unter gleichberechtigtem
Einschluss Russlands wurde nie ernsthaft in Angriff genommen. Angesichts
des Zerfalls der UdSSR und eines ins Chaos abgleitenden Russlands setzten
die Führungsmächte des Westens stattdessen auf EU- und NATO-Erweiterungen
bis an russische Grenzen, also statt auf Einbindung Russlands auf dessen
Ausgrenzung durch Ausweitung der westlichen Integrations- und
Bündnisstruktur.

Mit den Worten des Schriftstellers und Publizisten Friedrich Dieckmann:
"Nun, nach dem Ende der sowjetischen Hegemonie über die westlichen
Randstaaten des Imperiums, ging der Westen daran, ein Russland, dem die USA
keine gleichberechtigte Stimme in einem europäischen Sicherheitssystem
zuerkannten, mit einem Ring von Nato-Staaten zu umgeben."

Vor allem aber die völkerrechtswidrige Bombardierung Serbiens durch die
NATO 1999 und die Separation Kosovos durch den Westen machten dieses Manko
sichtbar. Im Fall des Falles regierte in sehr "traditioneller" Weise
weiterhin das Recht des Stärkeren, nicht die Stärke des Rechts.

Speziell die Herbeiführung der "Unabhängigkeit" Kosovos war überdies der
Sündenfall einer völkerrechtwidrigen Grenzverschiebung in Europa nach 1990.

Russland war seinerzeit zu mehr als wirkungslosem Protest nicht in der
Lage. Bereits Mitte der 90er Jahre hatte Präsident Boris Jelzin seinem
Washingtoner Kollegen Bill Clinton zu verstehen gegeben, dass eine
Osterweiterung der NATO eine "Erniedrigung Russlands" sei, mit der er sich
nur "erzwungenerweise" abfinde. Und wegen der NATO-Bombardierung Belgrads
cancelte der seinerzeitige russische Premierminister Jewgeni Primakow im
März 1999 während einer Zwischenlandung in Irland seine vorgesehene Visite
in Washington. Russische Einwände gegen die Abtrennung Kosovos von Serbien,
so Osteuropa-Experte Reinhard Lauterbach, "wurden vom Westen systematisch
missachtet; die Moskauer Warnung, dass dieser Präzedenzfall einer
Grenzveränderung ohne völkerrechtliche Grundlage noch schlimme Folgen haben
werde, wurde in den Wind geschlagen."

Das ficht Akteure wie Norbert Röttgen (CDU), Vorsitzender des Auswärtigen
Ausschusses des Bundestags, allerdings nicht an: "Die Annexion der Krim im
März 2014 war ein Wendepunkt. An diesem Tag wandte sich Russland ganz von
den Grundsätzen ab, die in der Schlussakte von Helsinki 1975 verankert und
später in der Pariser Charta von 1990 bekräftigt wurden." Kann man durchaus
so sehen. Doch statt zu konstatieren, dass Russland damit leider
fortsetzte, was der Westen 1999 in Gang gesetzt hatte, folgte wieder bloß
Russland-Bashing: "Damit (Hervorhebung - W.S.) ist die
europäische Nachkriegsordnung - und die längste Friedensperiode des
Kontinents - zu Ende gegangen." So koloriert man das Feindbild und erhöht
die Mauer gegen Lösungen, die nur gemeinsame und einvernehmliche sein
können.

Dagegen hatte die Bundeskanzlerin den Punkt getroffen, als sie bereits 2017
feststellte: "Wir können eine europäische Friedensordnung nur mit
(Hervorhebung - W.S.) Russland gestalten."

Ein Neuanfang in dieser Richtung wird jedoch schwerlich zustande zu bringen
sein, wenn erwartet wird, dass allein Russland seine Verstöße gegen die
Charta von Paris zuvor korrigiert, jene des Westens aber als vollendete
Tatsachen keine Rolle mehr spielen sollen.

Wie man aus dieser Ecke herauskommt? Die Geschichte liefert Belege dafür,
dass der Diplomatie, sofern sie von der Politik dazu angehalten wird,
Mittel und Wege zur Verfügung stehen, misshelligen Sachverhalten die
völkerrechtliche Anerkennung zu versagen und dennoch Verhandlungserfolge in
elementaren sicherheitspolitischen und anderen Fragen durch Respektierung
einer entstandenen Realität zu ermöglichen. Der Brief zur deutschen Einheit
im Zusammenhang mit dem Moskauer Vertrag zwischen der Bundesrepublik und
der Sowjetunion (1970) war ein Beispiel. Auch der Umgang beider deutscher
Staaten miteinander liefert eines: Auf der Basis des Grundlagenvertrags von
1972 wurden diplomatische Missionen ausgetauscht, die zwar alle Aufgaben
normaler Botschaften erfüllten, aber als Ständige Vertretungen firmierten.

Nach Vorschlägen, womit man ganz praktisch beginnen könnte, muss man nicht
lange suchen. Andreas Zumach, Schweiz- und UNO-Korrespondent der taz
stellte diesen übersichtlichen Katalog zusammen: "Geeignete westliche
Schritte, um die Eskalationsdynamik im Verhältnis zu Russland endlich
umzukehren, wären eine Korrektur des NATO-Gipfelbeschlusses von 2008 (die
Ukraine und Georgien in die NATO aufzunehmen - W.S.). Ebenso wichtig
wären Vorschläge, um die grenznahen Militärmanöver beider Seiten
einzustellen und Truppenstationierungen dort rückgängig zu machen. Russland
müsste garantiert werden, dass es den Marinestützpunkt Sewastopol weiter
nutzen kann. Ebenso wichtig wäre ein Vorschlag für eine erneute Abstimmung
auf der Krim; vorbereitet, durchgeführt, überwacht und ausgezählt durch die
UNO und mit der Wahloption auf den Verbleib der Krim in der Ukraine mit
einem weitestgehenden Status sprachlicher, kultureller, finanzieller und
administrativer Autonomie."

Zumach fügte an: "Würde Berlin eine Initiative für solche
Deeskalationsschritte ergreifen, wäre dies eine konkrete und wichtige
Wahrnehmung der [...] so gerne beschworenen 'gewachsenen internationalen
Verantwortung' Deutschlands."

 * 

Die Sicht der ukrainischen Regierung ist naturgemäß eine andere.
Außenminister Pawlo Klimkin breitete sie in einem Gastbeitrag in der FAZ
vom 18. Februar aus. Im Hinblick auf Russland und Europa werde "immer
wieder über die Notwendigkeit einer neuen Ostpolitik gesprochen - im Sinne
der neuen Annäherung zwischen dem Westen und Russland. Das hört sich wie
eine gute Idee an - ist es aber nicht. Nicht jetzt." Denn: "Seit der
Krim-Annexion befindet sich Russland in einem gefährlichen Blutrausch,
handelt in dem Gefühl: 'Unsere Zeit ist gekommen, wir holen uns das, was
uns zusteht.'" Und zwar "angefangen mit der Ukraine". "Gerade deshalb ist
es ein falscher Zeitpunkt für eine Annäherung." Der werde erst kommen,
"wenn Russland zum Völkerrecht zurückkehrt". Heute biete Moskau Europa
"eine Form von Sklaverei an - eine sanfte und im Alltag kaum spürbare. Sie
heißt Nord Stream 2". Nicht minder bestimmt weiß der Minister noch dieses:
"Alle historischen Parallelen zwischen der politischen Situation heute und
der Zeit von Willy Brandt und Egon Bahr sind verfehlt."

Abgesehen von der vordergründigen Blutrausch- und Sklaverei-Rhetorik, auf
dass dem Publikum gehörig der Schrecken in die Glieder fahre, rechnet
Klimkin offenbar mit historischer Unkenntnis. Bahr hielt seine historische
Tutzinger Rede [1] 1963 gerade aus der Einsicht heraus, dass anderthalb
Jahrzehnte Kalter Krieg, geprägt durch Konfrontation, die Bundesrepublik
und den Westen der Lösung der Probleme mit Russland nicht einen Schritt
näher gebracht hatten, dass vielmehr die "Politik des Drucks und
Gegendrucks nur zur Erstarrung des Status quo geführt hat".

1961 war die Mauer gebaut worden, 1962 war die Welt in der Kuba-Krise nur
knapp an einem Atomkrieg vorbeigeschrammt. Daher Bahrs "Zweifel, ob wir mit
der Fortsetzung unserer bisherigen Haltung das absolut negative Ergebnis"
der bisherigen Politik "ändern können", und seine strikte Ablehnung, "durch
eine Verschärfung der Situation, die man bewusst fördert", noch eins
draufzusetzen.

Stattdessen die klaren Aussagen, "dass die Politik des Alles oder Nichts
ausscheidet" und dass man "auch die Interessen der anderen Seite anerkennen
und berücksichtigen" müsse. Daher: "Wandel durch Annäherung".

Es dürfte für Bahr wie auch für Brandt durchaus ein arger Erkenntnisweg bis
zu diesen Einsichten gewesen sein, denn beide gehörten im Westberlin der
50er Jahre zu den alertesten Kalten Kriegern. Als Bahr, wie er erst sehr
viel später erzählte, am 17. Juni 1953 als RIAS-Chefredakteur die Unruhen
in der DDR mit den Mitteln des Radios anheizte, wurde er vom amerikanischen
Direktor des Senders zurückgepfiffen, weil der US-Hochkommissar mit der
Frage interveniert hatte, ob der RIAS den dritten Weltkrieg beginnen wolle.

Klimkin heute muss natürlich nicht gefragt werden, warum seine Regierung
auf eine Erstarrung des Verhältnisses zwischen dem Westen und Russland
hinarbeitet. Denn solange die Frontstellung samt einseitiger westlicher
Parteinahme für Kiew Bestand hat, muss die dortige Oligarchenclique mit dem
ins Präsidentenamt geputschten Schokozar Petro Poroschenko an der Spitze
keinen Druck des Westens auf eine wirkliche Demokratisierung im Lande
befürchten, nicht einmal in Richtung Erfüllung des Minsk-II-Abkommens, das
die Ukraine mindestens so permanent und eklatant ignoriert, wie man es
Moskau vorwirft.


Anmerkung:

[1] https://das-blaettchen.de/2013/07/wandel-durch-annaeherung-25728.html

 * 
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für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

- beilage libertäre buchseiten -

Buchbesprechung

Feministin und freiheitliche Sozialistin

Warum Clara Wichmanns Aufsätze auch heute noch äußerst aktuell sind

von Antje Schrupp



Die Geschichte der politischen Ideen von Frauen am Anfang des 20.
Jahrhunderts wird oft so dargestellt, als hätten sich damals
Frauenrechtlerinnen und Sozialistinnen gegenüber gestanden, wobei die
einen sich nur für die Gleichstellung innerhalb bürgerlicher
Verhältnisse engagiert hätten und die anderen Frauenrechte dem
Klassenkampf unterordneten.

Dass diese Sicht zumindest sehr verengt ist, zeigt das Beispiel der
deutsch-niederländischen Juristin, Philosophin und Anarchistin Clara
Wichmann. Ihre in dem Band "Vom revolutionären Elan" versammelten
Texte aus den Jahren 1917 bis 1922 zeigen, wie aus der Reflektion
über Ungleichheiten - auch, aber nicht nur zwischen Geschlechtern
- Erkenntnisse für politischen Aktivismus entstehen und dass
Feminismus und Sozialismus einander nicht nur ergänzen können, sondern
letzten Endes ein und dasselbe sind.

Clara Wichmanns Aufsätze gehen häufig von aktuellen Ereignissen aus
und bieten dann eine philosophische Tiefenanalyse der dahinter
liegenden symbolischen Ordnung. Das macht ihre Gedanken auch für heute
äußerst aktuell: Wenn sie etwa darüber schreibt, warum Evolution und
Revolution sich nicht widersprechen, sondern Revolutionen sich über
Jahre hinweg langsam vorbereiten etwa, oder wenn sie auf strukturelle
Ungerechtigkeiten im Justizsystem hinweist, wenn sie über die
"Psychologie der Revolution" nachdenkt oder erklärt, worin das Problem
der SPD liegt (sie kann nur in wirtschaftlichen Boom-Zeiten etwas
erreichen und ist strukturell nicht in der Lage, wirklich Konflikte
mit dem Kapitalismus auszutragen). Wichmann wendet sich gegen
Machtpolitik auch in eigenen Organisationen, vertritt ein
Freiheitsverständnis, das "nicht Ungebundenheit, sondern
Selbstbestimmung" meint, und tritt für eine wirklich "freie Liebe"
ein, was für sie mehr bedeutet als bloß die Abschaffung der Monogamie.

Hilfreich ist, dass der Aufsatzsammlung eine ausführliche biografische
Einführung von Renate Brucker vorangestellt ist. Clara Wichmann wurde
1885 als Kind deutscher Eltern geboren, ihre Mutter war
Schriftstellerin und Künstlerin, ihr Vater Geologieprofessor in
Utrecht. Sie studierte Geschichte und Jura, worin sie promovierte, gab
aber nach kurzer Zeit ihre Arbeit als Anwältin auf - es entspreche ihr
nicht, sich "auf die Seite je einer Partei zu stellen".

Stattdessen arbeitete Wichmann als Angestellte im statistischen
Zentral-Büro in Den Haag und als Dozentin an der Internationalen
Schule für Philosophie in Amersfoort.

1907 gründete sie die Utrechter Abteilung des Niederländischen Bundes
für das Frauenwahlrecht, 1911 gehörte sie zu den Gründerinnen der
Zeitschrift "Die Frau im 20. Jahrhundert", sie war Mitautorin eines
Handbuches über die Frauenbewegung und die Frauenfrage und engagierte
sich ab 1918 im Revolutionär-sozialistischen Frauenbund.

Leider endete ihr so vielfältiges Schreiben und Schaffen abrupt, als
sie 1922, im Alter von nur 36 Jahren, bei der Geburt ihres ersten
Kindes starb.


Clara Wichmann. Vom revolutionären Elan.

Beiträge zu Emanzipationsbewegungen 1917-1922.

Mit einer biografischen Einleitung, übersetzt aus dem

Niederländischen und herausgegeben von Renate Brucker,

Verlag Graswurzelrevolution, Heidelberg 2018, 180 Seiten,

14,90 Euro, ISBN 978-3-939045-36-6
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2358: Wir entziehen der Spekulation den Boden


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 3 · März 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Wir entziehen der Spekulation den Boden

Rolf Novy-Huy über die Arbeit der Stiftung trias

Interview mit Rolf Novy-Huy von Rolf Euler



In dieser Zeit, da die Bodennutzung immer mehr den kapitalistischen
Profitprinzipien unterworfen wird, die Spekulation mit Wohnraum in den
Städten und mit der landwirtschaftlich genutzten Fläche auf dem Lande
angeheizt wird, muss nach Alternativen gesucht werden. Wer Beispiele
aus der Vergangenheit betrachtet, wird auf gemeinwirtschaftlich,
genossenschaftlich und öffentlich betriebene Wohnungen stoßen, aber
auch auf Kommunen wie Kaufungen oder Longo Mai. Sowohl die
traditionelle Genossenschaft als auch neue Wohngemeinschaften
versprechen bezahlbaren Wohnraum. Eine ähnliche Herangehensweise
pflegt die Stiftung trias - Boden, Ökologie und gemeinschaftliches
Wohnen. Für die SoZ sprach Rolf Euler mit ihrem Vorsitzenden Rolf
Novy-Huy.


SoZ: Wir führen dies Interview in einer Zeit, da die
Bodenspekulation heftig diskutiert wird, die Frage des Landraubs
weltweite Bedeutung hat und Mieten für Wohnungen sowie Pachten für
landwirtschaftliche Flächen stark steigen. Welche Geschichte verbirgt
sich hinter Ihrer Stiftung, deren Name ja andeutet, anders zu sein?

Rolf Novy-Huy: Bei der Gründung unserer Stiftung im Jahr 2002
haben wir die Themen des selbstorganisierten, gemeinschaftlichen
Wohnens, des "anderen" Umgangs mit Grund und Boden sowie der Ökologie
miteinander verbunden. Insbesondere für die Themen Boden und Wohnen
fehlte es uns damals an praktischer Literatur, Netzwerken und Geld.
Man könnte auch sagen, es fehlten uns "Werkzeuge" der Umsetzung
gemeinwohlorientierter Ideen.

In den 2000er Jahren war die Bodenfrage noch weniger virulent. Es
zeichnete sich aber bereits ab, dass der Kampf um den Boden beginnt.
Unsere Satzung ist überschrieben mit einem Zitat von Udo
Herrmannstorfer: "Die im gegenwärtigen Bodenrecht vorgesehene freie
Verkäuflichkeit von Grund und Boden schlägt für immer mehr Mitglieder
in unserer Gesellschaft in eine faktische Nichtkäuflichkeit um. Der
Bodenpreis wird zu einer Behinderung, ja Verunmöglichung der sozialen
Bodennutzung."

Boden, den unsere Stiftung erwerben kann oder geschenkt erhält, wollen
wir zu moderaten Preisen insbesondere, aber nicht ausschließlich, an
zivilgesellschaftliche Initiativen vergeben. Über Erbbaurechtsverträge
sichern wir die zweckgemäße Nutzung und erzielen gleichzeitig
Einnahmen, um unsere eigenen, wie auch die Ziele anderer
gemeinnütziger Initiativen zu fördern. So fließt die "Bodenrente"
wieder in die Gesellschaft.


SoZ: Fußt Ihre Initiative auch auf gemeinwirtschaftlich
und sozial ausgerichteten Projekten des vergangenen Jahrhunderts, z.B.
der Genossenschafts-, Hausbesetzer- und Mieterbewegungen?

Rolf Novy-Huy: Ja, dieser Tradition fühlen wir uns eng
verbunden. Die Genossenschaft steht uns mit ihrer demokratischen und
solidarischen Ausrichtung sehr nahe. Hausbesetzer wurden irgendwann zu
selbstorganisierten Gruppen - ein Emanzipationsprozess.

Die Bodenfrage ist kein neues Thema. Wenn man nicht gleich bei den
Bauernkriegen anfangen möchte, lässt sich die Diskussion doch
zumindest ab dem 19. Jahrhundert verstärkt verfolgen. Von Rousseau
über Rudolf Steiner, Karl Marx und Damaschke bis Oppenheimer gab es
immer wieder Sozialreformer, die erkannten, welch grundlegende Rolle
der Boden in der Ökonomie und Gesellschaftspolitik spielt. Manche
unserer Unterstützer ziehen dafür übrigens auch spirituelle, z.B.
indianische Gedanken mit hinzu.


SoZ: Die Grundidee, Boden der allgemeinen Spekulation zu
entziehen, klingt gut - über welche Größenordnung reden wir bei der
Stiftung trias? Und wo haben Sie überall wirken können?

Rolf Novy-Huy: Unser Stiftungsvermögen entwickelte sich von
70.000 Euro auf aktuell etwa 10,5 Mio. Euro. Das sind rund 80 Hektar
Boden, die Hälfte davon wird landwirtschaftlich genutzt. 37 Projekte,
insgesamt 52 Immobilien sind in der Stiftung. Aktiv sind wir im
gesamten Bundesgebiet. Im europäischen Ausland konnten wir einige
Personen und Initiativen mit Rat und Tat unterstützen, wollen dort
aber vorerst aufgrund der fremden Rechts- und Steuersituation nicht
aktiv tätig werden.

Wir sehen unsere Größenordnung selbst bescheiden. Wesentlich ist
vielmehr, dass wir durch unsere Arbeit praktisch nachweisen, dass eine
gemeinwohlorientierte Ökonomie möglich ist. Wir erfahren daher viel
Zuspruch von politisch aktiven Menschen, Universitäten,
Forschungseinrichtungen, Kommunen und anderen Stiftungen.

Als Mitglieder im Netzwerk "Wandelstiftungen" verfolgen wir den
Ansatz, nicht das Heftpflaster der Gesellschaft zu sein, sondern mit
unserem Tun auf einen gesellschaftlichen Wandel hinzuwirken. Im
"Netzwerk Immovielien" (www.netzwerk-immovielien.de) wollen wir
helfen, der Zivilgesellschaft einen angestammten Platz, auch im Kampf
um die Bodennutzung, zu verschaffen.

Boden ist begrenzt verfügbar, daher müssen alle gesellschaftlichen
Interessen zu einer gemeinwohlorientierten Nutzung beitragen. Es kann
nicht sein, dass der reichste Investor das bevorzugte Nutzungsrecht
erhält.


SoZ: Wie sieht es bei der Stiftung aus: Führen Sie
Mitglieder? Welche Stellung haben Ihre Nutzer - zwischen Eigentum,
Miete und genossenschaftlichen Anteilen? Welche Mitwirkungsrechte gibt
es für die Bewohner?

Rolf Novy-Huy: Formal gibt es keine "Mitglieder" in einer
Stiftung. Wir sprechen von uns als "Bürgerstiftung" mit Fachthemen.
Über 120 Stifterinnen und Stifter haben sich mit großen und kleinen
Beträgen, mit Geld und Immobilienspenden, engagiert.

Die Frage von "Eigentum und Miete" klären die Nutzer unserer
Grundstücke unter sich. Die Grundstücke sind Eigentum der Stiftung.
Die Gebäude sind über das Erbbaurecht im Eigentum der Gruppen.
"Unsere" Projekte reichen von "Kunst/Gewerbe/Gemeinnützige" über
"Wohnen und Atelier" bis hin zu "landwirtschaftlich/handwerklicher
Nutzung". Neben der Genossenschaft kann das auch eine gemeinnützige
GmbH oder ein Verein sein. Überwiegend verfolgen die Gruppen jedoch
ideelle Ziele und streben eine aktive Teilhabe an Verfügung und
Verwaltung ihrer Immobilien an.

Das Eigentum an den Gebäuden liegt in der Regel bei der juristischen
Person, z.B. also der Genossenschaft. Der einzelne Nutzer ist Mieter,
über seine Stellung als Mitglied aber gleichzeitig auch
mitbestimmungsberechtigter Mit-Eigentümer. Dadurch kann der Grundsatz
"Gemeinwohl vor Einzelinteresse" praktisch umgesetzt und immer wieder
neu geübt werden.


SoZ: "Eine andere Welt ist möglich!" - diese Forderung
hat zu Recht großen Zuspruch erhalten. Wollen Sie, und wenn ja kann
die Stiftung gesellschaftspolitisch stärker gegen die herrschende
Eigentumsordnung antreten? Gibt es Bestrebungen der Stiftung - wie in
Berlin zur Zeit - den Artikel 15 im Grundgesetz zu nutzen?

Rolf Novy-Huy: In gewisser Weise ist das eine heikle Frage. Die
Finanzbehörden verbieten uns politische Arbeit. Selbst politische
Meinungsbildung wird als solche verstanden. Man vergleiche nur die
Klage zur Aberkennung der Gemeinnützigkeit von Attac (das endgültige
Urteil steht hier noch aus) oder die politisch motivierten Angriffe
auf die Deutsche Umwelthilfe (auch wenn es dort sicher einiges zu
kritisieren gibt). Wir finden diese Haltung und dieses Vorgehen einen
Skandal.

Einerseits steht die "Förderung des demokratischen Staatswesens" in
der Abgabenordnung, welche die Gemeinnützigkeit regelt. Andererseits
diskriminieren Finanzämter und das Bundesfinanzministerium die
Ausübung demokratischer Willensbildung. Hier ist eine Reform und
Klarstellung über Gesetzesänderungen notwendig.

In der derzeitigen gesellschaftspolitischen Stimmung und unter den
gegebenen Mehrheiten ist es unwahrscheinlich, dass Artikel 15 GG, also
die "Enteignung", genutzt wird. Dass diese Forderung für die
Wohnungswirtschaft erhoben wird, können wir gut nachvollziehen. Große,
renditeorientierte Wohnungsgesellschaften treiben das Mietniveau
systematisch nach oben, sparen an der Instandhaltung und bedienen aus
der Miete "kleiner Leute" ihre Kapitaleigner/Aktionäre. Der Staat muss
das dann durch Wohngeld ausgleichen. Demonstranten in Berlin, München
und an anderen Orten haben das erkannt bzw. leiden selbst darunter.
Die Frage des Eigentums am Boden zu stellen, ist "noch weiter weg".
Beides hat aber sehr, sehr viel miteinander zu tun.

Es wird Zeit, einige grundsätzliche Fragen in unserer Gesellschaft
anzugehen. Zur Verteilung des Vermögens und Einkommens gehören
zuvörderst auch Fragen des Bodeneigentums und der Mietkosten.

 * 

Quelle:

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 3, 34. Jg., März 2019, S. 9

Herausgeber: Verein für solidarische Perspektiven (VsP)

SoZ-Verlag, Regentenstr. 57-59, 51063 Köln

Telefon: 0221/923 11 96

E-Mail: redaktion@soz-verlag.de

Internet: www.sozonline.de

 

Die Soz erscheint monatlich und kostet 3,50 Euro.

SoZ-Probeabo: 3 Ausgaben für 10 Euro

Normalabo: 58 Euro

Sozialabo: 28 Euro



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FERNSEHEN





REPORTAGE/563: WDR - Über mein Ende will ich selbst entscheiden, 21.3.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 7. März 2019

Über mein Ende will ich selbst entscheiden

Ein Film von Erika Fehse

Menschen hautnah 21.03.2019, 22.40 - 23.25 Uhr | WDR Fernsehen



Jürgen (50) ist nach einem Hirnstamminfarkt komplett gelähmt. Es
geschah von einer Sekunde auf die andere. Aus dem sportlichen Mann
wurde ein Schwerstbehinderter, der seither kaum mehr als den Kopf
bewegen kann. Er war damals 36 Jahre alt.

Auch Harald (48) braucht rund um die Uhr Betreuung. Er leidet unter
Multipler Sklerose. Die Krankheit verlief in Schüben, heute ist er bis
zum Hals gelähmt.

Wenn Harald und Jürgen ihr Leben nicht mehr ertragen können, wollen
sie die Freiheit haben, es zu beenden. Doch das wird nicht ohne fremde
Hilfe gehen. Darüber, ob unsere Gesetze das zulassen, wird zurzeit
heftig gestritten - auch vor Gericht.

Erst 2015 ist der Paragraph 217 StGB in Kraft getreten, der die
"geschäftsmäßige" Förderung der Selbsttötung unter Strafe stellt. Er
wendet sich vor allem gegen Sterbehilfevereine - möglicherweise aber
auch gegen Ärzte, die einem langjährigen Patienten bei einem solchen
Schritt helfen würden. Dem Palliativmediziner Benedikt Matenaer,
Jürgens Arzt, würde dann Gefängnis drohen. Mit anderen Medizinern hat
er daher Verfassungsbeschwerde gegen den § 217 eingelegt.

Und Harald hat sich an den Rechtsanwalt Robert Roßbruch gewandt, der
seit Jahren für die Patientenautonomie am Lebensende streitet. Der hat
für ihn ein todbringendes Betäubungsmittel beim Bundesinstitut für
Arzneimittel in Bonn beantragt. Wird er es bekommen?

Harald und Jürgen, zwei Schwerstkranke, kämpfen darum, das
Selbstbestimmungsrecht über ihr Leben zu behalten - wozu für sie auch
gehört, dem Ganzen ein Ende setzen zu können. Beide haben Angst vor
der Zukunft - aber wer weiß, was kommt? Jürgens Leben verändert sich
völlig unerwartet.

Redaktion: Johanna Holzhauer

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 7. März 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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MUSIK/2853: Deutschlandfunk - "Brahms-Perspektiven", 20.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Heimspiel - Die Deutschlandradio-Orchester und -Chöre

Das DSO-Festival

"Brahms-Perspektiven"

Spielweisen

Mittwoch, 20. März 2019, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Von den vier Sinfonien in großer Besetzung bis zu #freebrahms reicht
das Spektrum des Berliner Festivals "Brahms-Perspektiven". Gemeinsam
mit ihren Gästen wollen Chefdirigent Robin Ticciati und das Deutsche
Symphonie-Orchester herausfinden, aus welchen Quellen Brahms schöpfte
und wer sich danach von ihm inspirieren ließ. Im Fokus steht dabei
nicht der rauschebärtige Altmeister auf dem Denkmalsockel, sondern der
durchaus humorvolle Norddeutsche, der alle musikalischen Entwicklungen
seiner Zeit zur Kenntnis nahm und originell verarbeitete.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 12. März 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2852: Deutschlandfunk - Der Saxofonist Timo Vollbrecht, 21.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Stadthagen - Berlin - New York

Der Saxofonist Timo Vollbrecht

Von Anja Buchmann

JazzFacts

Donnerstag, 21. März 2019, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Derzeit arbeitet er an seinem Doktor in Jazz Performance und
Komposition: Timo Vollbrecht pendelt seit Jahren zwischen New York und
Berlin und genießt die Vorzüge beider Metropolen. Sein Projekt "Fly
Magic" hat er in NYC gegründet und verbindet darin Modern Jazz mit
Indie-Rock, Minimal, Pop und klassischen Klängen. Alles begann im
niedersächsischen Stadthagen bei Hannover, wo Timo Vollbrecht aufwuchs
und schnell vom allerersten Plastik- zum richtigen Saxofon gelangte.
Nach seinem Jazzstudium in Berlin ging der junge Musiker 2010 in die
USA, um an der New Yorker New School bei Musikern wie Joe Lovano, Mark
Turner oder Stefon Harris weiterzustudieren. Und er blieb in New York.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 12. März 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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TALK/1639: Deutschlandfunk - Mietpreisbremse und Modernisierung, 21.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Mietpreisbremse und Modernisierung

Schöner Wohnen mit dem neuen Mietrecht?

Hörertel.: 0 08 00-44 64' 44 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 21. März 2019, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Wohnraum bleibt knapp in Deutschlands Großstädten und die Mieten
steigen weiter - trotz der Mietpreisbremse, die seit 2015 in über 300
Städten und Gemeinden eigentlich dafür sorgen soll, dass die Miete
höchstens zehn Prozent über der ortsüblichen Vergleichsmiete liegt.
Nun hat der Gesetzgeber nachgebessert und die Rechte der Mieter
gestärkt. Seit Jahresanfang gelten strengere Auskunftspflichten für
Vermieter, und auch Modernisierungskosten können nicht mehr in
gleichem Maße wie früher auf die Miete umgelegt werden. Worauf sollten
Vermieter nun achten? Können sich Mieter zukünftig besser gegen zu
hohe Mieten wehren und sich davor schützen, herausmodernisiert zu
werden? Diese und andere Fragen beantworten Experten heute im
"Marktplatz" mit Eva Bahner am Mikrofon.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 12. März 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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DER FILM/435: Köln - Internationale Animationskunst. Maureen Selwood zu Gast, 25.4.2019


Kunsthochschule für Medien Köln - 11.03.2019

Internationale Animationskunst: Maureen Selwood zu Gast

Film + Gespräch, 19 Uhr, Aula, Filzengraben 2, 50676 Köln

Der Eintritt ist, wenn nicht anders angegeben, frei

Donnerstag, 25. April 2019




Der Filmabend zeigt eine Auswahl von Maureen Selwood Animationskunst,
preisgekrönte Werke experimenteller Animation zwischen Zeichnung,
Performance und Installation. Selwood ist Professorin für Animation am
California Institute of the Arts (CalArts). Als erste Künstlerin hat
sie den Rome Prize in Visual Arts der American Academy für ihre
interdisziplinäre Arbeit erhalten. Moderation: Isabel Herguera,
Professorin für Künstlerische Animation an der KHM.

www.facebook.com/kunsthochschulefuermedien

www.instagram.com/kunsthochschulefuermedien/

www.twitter.com/khmkoeln

www.youtube.com/KHMKoeln

 * 

Quelle:

Kunsthochschule für Medien Köln (KHM)

Academy of Media Arts Cologne

Peter-Welter-Platz 2, 50676 Köln

Telefon: +49 221 20189 0

Internet: www.khm.de
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LABEL/5067: Warner Music Klassik News - 18. März 2019 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 18. März 2019



Der bekannte-unbekannte Nino Rota: Anneleen Lenaerts mit
Harfenwerken zum 40. Todestag

La dolce vita, La strada, Der Pate: Als Nino Rota 1979 im Alter von
68 Jahren starb, erinnerte man sich in aller Welt vor allem an dessen
über 150 Filmpartituren. Zum 40. Todestag am 10. April beleuchtet die
Harfenvirtuosin Anneleen Lenaerts, welch großartige Musik Rota
hinterlassen hat - auf dem Album finden sich unter anderem ein
Harfenkonzert und eine Sonate für Flöte und Harfe, aber natürlich
auch die berühmten Filmmusiken. Ihr zur Seite steht mit dem Flötisten
Emmanuel Pahud ein weiterer höchst prominenter Solist.

Anneleen Lenaerts im Konzert

29.03. Koblenz, Kammermusik

05.04. Wien, Launch-Konzert in der Staatsoper

VÖ: 29. März 2019, CD 0190295514716


Klavier-Klangrausch auf amerikanisch: Christina und
Michelle Naughton mit einer American Postcard

Die Klavierklänge sprudeln und glitzern. Wer die Zwillinge Christina
und Michelle Naughton einmal erlebt hat, könnte fast glauben, die
beiden Amerikanerinnen hätten das Prinzip "Klavierduo" neu erfunden.
Jetzt senden sie eine American Postcard aus ihrer US-Heimat in die
Welt - und starten damit wieder ein virtuoses Feuerwerk an Rhythmen
und Farben. John Adams' berühmtes Orchesterstück Short Ride in a Fast
Machine erklingt hier in Weltersteinspielung in der Fassung für
Klavier zu vier Händen.

Christina & Michelle Naughton im Konzert

17.05. Düsseldorf

VÖ: 22. März 2019, CD 0190295562298


Opera Rara - Verschollen wegen Theaterpleite: Die
Weltersteinspielung von Donizettis L' Ange de Nisida

Er war der Meister der Belcanto-Oper schlechthin. Noch heute feiert
das Publikum viele seiner Werke wie L' elisir d' amore, Lucia di
Lammermoor oder Don Pasquale . Doch trotz dieser großen Präsenz gilt
Gaetano Donizetti noch immer als großer Unbekannter. Mehr als siebzig
Opern enthält sein Oeuvre - und darunter ist so manche, die wegen
Widrigkeiten im Opernbetrieb des 19. Jahrhunderts einfach in der
Schublade liegen blieben. So auch L' Ange de Nisida: 1839 komponiert,
kam das Werk nicht zur geplanten Uraufführung in Paris. Dies aber
nicht etwa wegen Mängeln an der Komposition, sondern wegen einer
Theaterpleite. Erst 2018 erlebte die Welt die Uraufführung, nun folgt
auf dem Label Opera Rara die deren Livemitschnitt.

VÖ: 22. März 2019, 2 CDs 792938005829


Der unbekannte Revolutionär: Die Albert-Roussel-Edition zum
150. Geburtstag

Klangpionier, Bereiter der französischen Moderne, Reisender mit
Inspirationen von Europa bis nach Asien: Der Komponist Albert Roussel
(1869-1937) steht immer noch im Schatten seiner Zeitgenossen Claude
Debussy und Maurice Ravel. Völlig zu Unrecht - was die Beschäftigung
mit seinem gewaltigen Gesamtwerk zeigt. Anlässlich von Roussels 150.
Geburtstag am 5. April 2019 erscheint nun eine 11 CD umfassende
Edition, die nicht nur etliche CD-Premieren umfasst, sondern auch mit
modernstem Remastering glänzt und Dokumente renommiertester
Interpreten versammelt. Die Einspielungen mit Aufnahmedaten von 1927
bis 1990 entstanden zum Teil noch zu Roussels Lebzeiten.

VÖ: 22. März 2019, 11 CDs 0190295489168


Philippe Jaroussky mit seinem Ensemble Artaserse in
Deutschland 

Ab 30. März ist Philippe Jaroussky mit seinem Ensemble und dem
Programm seines frisch erschienenen Albums auf Tour in Deutschland!

Cavalli-Konzerte:

30.03. Berlin, Konzerthaus

01.04. Hannover, Großer Sendesaal

03.04. Hamburg, Elbphilharmonie

13.04. Essen, Theater

05.07. Kloster Eberbach, Basilika

07.07. München, Prinzregententheater

09.07. Neumarkt, Festsaal Reitstadel

11.07. Bad Kissingen, Max-Littmann-Saal



Vorschau: Offenbach Jubiläum


Vom Rhein bis an die Seine - es lebe die Operette!

Am 20. Juni 2019 feiert die Musikwelt den 200. Geburtstag eines
Meisters, der nicht nur mitreißende Operetten komponierte, sondern
gleich die ganze Gattung erfand: Jacques Offenbach. Warner widmet dem
Komponisten eine 30 CDs umfassende Werkschau sowie ein Best Of Album.
Beides erscheint Ende April.

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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CROSSOVER/488: Hamburg - Feen brauchen furchtbar viel Musik, 23.3.2019


Feen brauchen furchtbar viel Musik // Musik-COMEDY

Samstag, 23. März 2019, 20 Uhr, Goldbekhaus,

Moorfuhrtweg 9, 22301 Hamburg-Winterhude

Bühne zum Hof | AK 15,- / 12,- | VVK 12,- / 10,- (zzgl. evtl.
anfallender Vorverkaufsgebühren)



DAS Comedy-Konzert. Lassen Sie sich in die wunderbar verrückte und
urkomische Welt der Feen in Absinth entführen! - denn sie sind zurück,
mit einem brandneuen, absinthgetränkten Comedy-Konzert! Hauptsache
Musik! Es ist eine allgemein anerkannte Wahrheit, dass Feen
grundsätzlich wunderbare Musik machen. Und die Welt braucht dringend
Feen, um die großen und kleinen Übel des Universums zu beheben. Ob
Mozart, Beatles, Abba, Volksmusik oder Queen - die Feen kennen keine
Tabus, ziehen alle Register ihrer Comedy-Fähigkeiten und präsentieren
ein musikalisches und Zwerchfell erschütterndes Feuerwerk. Begleiten
Sie die Feen zur Arbeit; erfahren Sie, was es heißt eine Fee zu sein,
nehmen Sie Feenweisheiten und auch besinnliche Momente mit nach Hause.
 Genießen Sie Highlights und Lieblingsstücke der vergangenen
Jahrzehnte und jede Menge neuer Knaller. Ergötzen Sie sich an der
feengleichen Dreistimmigkeit von Tatjana Großkopf, Stephanie Peters
und Nicole Wellbrock.

Viel Musik, Begleitung von Klavier, Harfe, Gitarre, Kassette, Melodica
und E-Bass - dazu singt hier einfach alles: Feen, Pizza, Weinflaschen,
Fische und mitunter auch das Publikum!

Mit Feen in Absinth: www.feeninabsinth.de/

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 18. März 2019

Ulrike Steffel

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746 | 0177.2294599

info@ulrikesteffel.de
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CROSSOVER/487: Braunschweig - "Meet The Music", Konzert mit "Evelyn Kryger und Band", 23.03.19


Stadt Braunschweig

Konzert mit "Evelyn Kryger und Band" im Kulturpunkt West

Konzertreihe "Meet The Music"



Braunschweig. In der Konzertreihe "Meet The Music", die bereits in die
dritte Runde geht, findet am Samstag, 23. März, um 19 Uhr im
Kulturpunkt West, Ludwig-Winter-Str. 4, ein Konzert mit "Evelyn Kryger
und Band" statt.

Der Eintrittspreis beträgt sieben Euro im Vorverkauf.
Vorverkaufsstellen sind das Café Riptide, Handelsweg 11, und das
Nachbarschaftszentrum Haus der Talente, Elbestraße 45. Restkarten gibt
es an der Abendkasse für zehn Euro.

Weitere Informationen unter der Telefonnummer 87604531.

Evelyn Krüger verzaubert mit ihrer Band durch Musik für Herz und Kopf.
Angekündigt wird "Globalkitsch, Hüpfburgjazz, World-Fusion-Dysko und
Five-to-the-floor". Im Klartext bedeutet das, das Programm ist
zwischen Balkan, Jazz und modernen Grooves einzuordnen. Komplexe
Songstrukturen und kraftvolle Melodien sind zu hören. Spielfreudig und
frech, liebevoll und unerwartet fordert die Band das Publikum zu einer
berauschenden Tanz-Reise durch ihre musikalischen Welten auf.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 18.03.19

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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CROSSOVER/486: Wertheim - Frühlingskonzert der Musikschule, 27.03.19


Wertheim

Frühlingskonzert der Musikschule



Die Städtische Musikschule Wertheim lädt zu ihrem Frühlingskonzert am
Mittwoch, 27. März, um 19 Uhr in den Arkadensaal des Rathauses ein.
Schülerinnen und Schüler musizieren solistisch und in Ensembles.

Verschiedene Beiträge aus der Klassik und Bereich Pop/Rock werden die
Musikschülerinnen und -schüler dem Publikum präsentieren. Unter
anderem erklingen Solo-Stücke für Klavier, Streicher und Schlagzeug.
Das Streichorchester der Musikschule tritt ebenfalls auf. Zu ihrem
ersten Konzerteinsatz kommt zudem eine Harfe, die mit Hilfe des
Fördervereins angeschafft werden konnte.

Als weitere Besonderheit treten mehrere Oboen-Schülerinnen der neuen
Lehrerin an der Musikschule Verena Hillder auf. Die Band der
Musikschule, um zwei neue Sängerinnen erweitert, beendet traditionell
schwungvoll das Programm des Frühlingkonzerts.

Der Elternbeirat der Musikschule bietet in der Pause eine Bewirtung
für die Konzertgäste an.

Der Eintritt zum Konzert ist frei. Es wird um eine Spende zu Gunsten
des Fördervereins der Musikschule gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 19.03.19

Stadtverwaltung Wertheim

- Presse und Information -

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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AUSLAND/9010: Aus aller Welt - 19.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Kasachstans Staatschef kündigt seinen Rücktritt an

Kasachstans Präsident Nursultan Nasarbajew hat heute überraschend
seine Amtsniederlegung angekündigt. Nach 30 Jahren trete er von
seinem Präsidentenamt zurück, sagte Nasarbajew in einer im Fernsehen
übertragenen Rede. Die Entscheidung sei ihm nicht leicht gefallen.
Den Vorsitz im Sicherheitsrat, der die Innen- und Außenpolitik des
zentralasiatischen Landes festlegt, will der 79jährige behalten. Bis
zu den Präsidentschaftswahlen im März 2020 soll der Senatsvorsitzende
Jomart Tokajew, der als loyaler Gefolgsmann von Nasarbajew gilt, die
Aufgaben des Staatschefs erfüllen. Nasarbajew bekleidete seit der
Unabhängigkeit der früheren Sowjetrepublik im Jahre 1990 das höchste
Staatsamt. Ende Februar hatte er die komplette Regierung des
rohstoffreichen Steppenstaats wegen fehlender Fortschritte bei der
wirtschaftlichen Entwicklung ausgewechselt und eine Reihe von
Initiativen angekündigt, um die Lebensqualität der Bevölkerung zu
verbessern.

19. März 2019
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JUSTIZ/9010: Kriminalität und Rechtsprechung - 19.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Zöllner stellen Wasserpfeifentabak und Zigaretten sicher

Im Gepäck eines 33jährigen haben Zöllner am Düsseldorfer Flughafen 79
Kilogramm Shisha Tabak sowie 7.000 Zigaretten entdeckt. Der Mann habe
die in zwei Koffern, einem Rucksack und einer Laptoptasche verstauten
Tabakwaren von der Türkei nach Deutschland schmuggeln wollen, teilte
das Hauptzollamt Düsseldorf mit. Gegen den 33jährigen Tschechen wurde
ein Strafverfahren wegen versuchter Steuerhinterziehung eingeleitet.
Die Schmuggelware wurde beschlagnahmt.

19. März 2019
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MILITÄR/9007: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 19.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Moskau stationiert Fernbomber auf Krim

Die russische Luftwaffe hat nach Informationen der Agentur Tass eine
Staffel ihrer Überschallbomber vom Typ Tu-22M3 auf die
Schwarzmeerhalbinsel Krim verlegt. Der Vorsitzende des Verteidigungs-
und Sicherheitsausschusses des Rates der Russischen Föderation,
Viktor Bondarew, begründete die Stationierung der mit
Marschflugkörpern ausgerüsteten Tupulev-Maschinen auf dem
Luftwaffenstützpunkt Gwardejskoje bei Simferopol mit dem Aufbau von
US-Raketenabwehrsystemen in Rumänien. Dadurch sei das
Kräftegleichgewicht in der Region drastisch verändert worden. Dank
ihrer großen Reichweite seien die auf der Krim befindlichen
Fernbomber in der Lage, Flug- und Raketenabwehrsysteme an jedem
beliebigen Ort Europas zu vernichten, sagte Bondarew vor
Pressevertretern in Moskau.

19. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9009: Aus Parlament und Gesellschaft - 19.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Hessens SPD-Chef Schäfer-Gümbel zieht sich aus der Politik zurück

Der hessische SPD-Chef und Landtagsfraktionschef Thorsten
Schäfer-Gümbel will bis zum Herbst alle politischen Ämter aufgeben.
Das gab der 49jährige auf einer Pressekonferenz bekannt. Als
aussichtsreiche Nachfolgerin in der Politik gilt die
SPD-Landesgeneralsekretärin Nancy Faeser. Schäfer-Gümbel bereitet
sich auf einen Wechsel zur Deutschen Gesellschaft für Internationale
Zusammenarbeit (GIZ) vor, die für Deutschland Entwicklungsprojekte
umsetzt. Die neue Arbeit im GIZ-Vorstand soll im Oktober beginnen.
Der Aufsichtsrat der bundeseigenen Organisation muß noch über die
Personalie entscheiden. Bei der hessischen Landtagswahl Ende Oktober
vergangenen Jahres war die SPD nur drittstärkste Kraft hinter CDU und
Grünen geworden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9008: Tragisches und Kurioses - 19.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Schwere Überschwemmungen im Mittleren Westen der USA

Der Mittlere Westen der USA ist weiterhin von schweren
Überschwemmungen betroffen. Der Nationale Wetterdienst "NWS" sprach
von historischen Fluten. Heftige Regenfällen und die Schneeschmelze
haben große Landstriche in Nebraska sowie Teile der Bundesstaaten
Iowa, Wisconsin und South Dakota unter Wasser gesetzt. Ein Sinken der
Pegelstände ist laut Vorhersage vorerst nicht in Sicht. In Nebraska
und Iowa wurden am Dienstag erneut Flutwarnungen herausgegeben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8093: Aus Forschung und Technik - 19.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Sechs Kosmonauten simulieren Aufenthalt auf dem Mond

Vier Russen und zwei Amerikaner haben am Dienstag ein
Isolationsexperiment am Moskauer Institut für Medizinisch-Biologische
Probleme (IMBP) begonnen. Das Experiment SIRIUS (Scientific
International Research in Unique Terrestrial Station) wird einen
120-Tage-Flug zum Mond simulieren, zu dem auch ein Ausstieg auf die
Oberfläche des Erdtrabanten gehört. Außerdem wird die in völliger
Isolation arbeitende Besatzung diverse Gesundheitsprogramme und
Sicherheitstrainings absolvieren sowie mehr als 80 Experimente
durchführen. Zum Kopf der Crew wurde der Kosmonaut Jewgeni Tarelkin
ernannt. Es sei wichtig zu wissen, wie Menschen reagieren, wenn sie
lange Zeit auf engem Raum zusammenleben, hob NASA-Wissenschaftlerin
Jennifer Fogarty die Bedeutung des Langzeitexperiments hervor.
SIRIUS-19 sei ein weiterer Schritt auf dem Weg der Menschheit zur
Erschließung des nahen und fernen Weltraums, erklärte der Vizemanager
der russisch-amerikanischen Mission, Mark Belakowski,
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8106: Aus aller Welt - 19.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Venezolanische Opposition übernimmt Konsulat in New York

In Venezuela hat der Oppositionsführer Juan Guaidó eigene Vertreter
in zwei Niederlassungen des venezolanischen Militärattachés in
Washington sowie in das Konsulat in New York geschickt. Der
amtierende Präsident Nicolás Maduro hatte die Botschafter seines
Landes aus den USA abgezogen, nachdem die US-Regierung Guaidó
als Präsidenten anerkannt hatte. Guaidó hatte sich selbst Ende Januar
zum Präsidenten erklärt. Die US-Regierung unterstützt nach eigenen
Angaben auch die Übernahme der venezolanischen Einrichtungen. Guaidó
deklarierte mit Carlos Vecchio einen Botschafter für die USA. Dieser
will sich dort hinterlegte venezolanisches Staatsvermögen aneignen.
Der venezolanische Außenminister Jorge Arreaza erklärte die Besetzung
seiner diplomatischen Niederlassungen für illegal und forderte die
US-Regierung auf, sie zu unterbinden. Ansonsten könnten vergleichbare
Gegenmaßnahmen auf venezolanischem Staatsgebiet erfolgen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8065: Medizin und Gesundheitswesen - 19.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Kein einheitliches Behandlungskonzept bei Sepsis

Herz-Kreislauf-Erkrankungen und Krebsleiden führen hierzulande die
Todesursachenstatistik an. Auf Platz 3 folgt die Blutvergiftung.
Nicht weniger als 154.000 Bundesbürger erkranken jedes Jahr an dem
auch Sepsis genannten Leiden. Rund 60.000 von ihnen sterben. Grund
für die Erkrankung ist meist eine Schwächung des Körpers durch
schwere Unfälle, große Operationen oder aggressive Therapien gegen
Krebs, aber auch der Transplantatabstoßung. Seit einem halben
Jahrhundert diskutieren Intensivmediziner darüber, ob sie Patienten
im septischen Schock mit Steroiden behandeln sollten. Während einige
Zentren Patienten mit Glukosteroiden behandeln, um überschießende
entzündliche Reaktionen abzufangen, halten andere die Therapie für 
gefährlich, weil sie die Abwehrkräfte gegen die Sepsiserreger 
herabsetze. Aktuelle Studien kommen zu so widersprüchlichen 
Ergebnissen, daß die Frage nach der besten Therapie wohl noch länger 
die Medizin beschäftigen wird. So zeigte die Studie, die von Djillali 
Annane von der Universität Versailles bei Paris und Mitarbeiter 
durchgeführt wurde, einen geringen Rückgang der Sterblichkeit nach 90 
Tagen von 49,1 Prozent in der Placebogruppe auf 43,0 Prozent nach 
Therapie mit Hydrocortison. Demgegenüber konnte eine australische 
Studie von Bala Venkatesh vom George Institute in Brisbane und 
Mitarbeiter keine Senkung der Sterblichkeit feststellen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8094: Kriminalität und Rechtsprechung - 19.03.2019 (SB)




VOM TAGE



US-Militär darf Ramstein für Kampfdrohneneinsätze nutzen

Das Oberverwaltungsgericht Münster hat die Klage von drei Jemeniten
gegen die Bundesrepublik Deutschland im Zusammenhang mit der Nutzung
der Airbase im rheinland-pfälzischen Ramstein für den Drohnenkrieg
der USA in ihrem Land angenommen. Die Bundesregierung muß zwar nicht,
wie von den Klägern verlangt, die Nutzung des Stützpunktes als
Relais-Station für die Steuerung von Kampfdrohnen untersagen, aber es
ist zu prüfen, ob derartige Einsätze mit dem Völkerrecht zu
vereinbaren sind. Wenn nicht, muß sich die Bundesregierung bei der
US-Regierung für die Einhaltung des Völkerrechts einsetzen. Dem
Gericht zufolge muß die Bundesrepublik ihrer Schutzpflicht
nachkommen, wenn bewaffnete Angriffe auf das Heimatland der Kläger
über eine Relais-Station des US-Militärs in Deutschland laufen.
Drohnenangriffe sind jedoch nicht generell unzulässig.

Die Klage eines Somaliers, dessen Vater bei einem Drohnenangriff der
USA im Jahr 2012 getötet wurde, wies das OVG ab. Zum einen konnte der
Kläger nicht belegen, daß die Drohne per Satelliten-Relais-Station in
Ramstein gesteuert wurden, denn die Station war damals wahrscheinlich
noch nicht in Betrieb. Zum anderen konnte nicht geklärt werden, ob
der Vater des Klägers wirklich bei einem Drohnenangriff getötet
wurde.

Beide Gerichtsentscheidungen sind noch nicht rechtskräftig.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8017: Sprache, Kunst und Medium - 19.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Mailänder Scala gibt Geld an Saudis zurück

Die Geschäftsleitung der berühmten Mailänder Scala war sich nach
langen Verhandlungen mit Investoren aus Saudi-Arabien über eine
finanzielle Beteiligung einig. Offenbar hatte der saudische
Kulturminister Prinz Badr bin Abdullah innerhalb von fünf Jahren 15
Mio. Euro für die Oper zugesagt. Dafür sollte er einen Platz im
Aufsichtsrat erhalten.

Inzwischen war es schon zu einer ersten Überweisung gekommen. Wegen
der Menschenrechtslage in dem Wüstenstaat hatte der Deal in Italien
allerdings große Empörung ausgelöst, erst recht nach der Ermordung des
Regimekritikers Jamal Khashoggi durch ein Kommando in der Türkei.

Der österreichische Intendant Alexander Pereira, der das Geschäft mit
eingeleitet hatte, erklärte, man habe den Betrag zurückgeschickt und
werde jetzt nach neuen Möglichkeiten der Finanzierung suchen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8084: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 19.03.2019 (SB)




VOM TAGE



SDF in Syrien nehmen IS-Lager ein

Die von den USA unterstützten und von kurdischen Milizen angeführten
Syrischen Demokratischen Streitkräfte (SDF) haben am Dienstag im
ostsyrischen Baghus ein Lager des IS erobert und Hunderte von
verwundeten IS-Kämpfern gefangengenommen. Das meldete ein
SDF-Sprecher über Twitter. Die letzte Rückzugsposition der IS-Miliz
in Syrien ist seit Wochen umkämpft. Zehntausende Zivilisten und
Tausende IS-Kämpfer sind aus dem Gebiet abgezogen. Schätzungsweise
einige hundert Dschihadisten leisten weiterhin Widerstand.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8098: Aus Parlament und Gesellschaft - 19.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Schäfer-Gümbel zieht sich aus der Politik zurück

Der 49jährige Vorsitzende der SPD in Hessen und der Landtagsfraktion
in Wiesbaden, Thorsten Schäfer-Gümbel, will sich aus der Politik
zurückziehen und im Laufe des Jahres seine Ämter sowie sein
Abgeordnetenmandat aufgeben. Er will auch nicht beim Bundesparteitag
der SPD im Dezember für den Posten des stellvertretenden
Bundesvorsitzenden seiner Partei kandidieren, wie er am
Dienstagnachmittag der Presse mitteilte. Schäfer-Gümbel war bereits
dreimal als Spitzenkandidat der SPD zur Hessenwahl angetreten. Im
Oktober letzten Jahres fuhr die Partei mit 19,8 Prozent ihr
schlechtestes Ergebnis ein. Künftig will Schäfer-Gümbel für die
Entwicklungshilfe-Organisation GIZ arbeiten.

19. März 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8067: Tragisches und Kurioses - 19.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Thailändischer Millionär soll wegen Wilderei ins Gefängnis

Für viel Aufsehen hat ein Prozeß in Thailand gesorgt, bei dem es zur
Verurteilung eines schwerreichen Baulöwen und leidenschaftlichen
Jägers wegen Wilderei gekommen ist.

Premchai Karnasuta (64) war mit einer Jägergruppe in einem streng
geschützten Nationalpark von Rangern gestellt und verhaftet worden.
Nun soll er für 16 Monate ins Gefängnis. Obwohl er einer der reichsten
Männer des Landes ist, ließen sich die Parkwächter weder einschüchtern
noch bestechen.

Laut MDR aktuell wurde der Millionär schuldig befunden, im Februar
2018 unter anderem einen schwarzen Leoparden getötet zu haben. Der
Nationalpark Thungyai Naresuan an der Grenze zu Myanmar gehört seit 25
Jahren zum Weltnaturerbe der Vereinten Nationen.

19. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8095: Arbeit, Soziales und Familie - 19.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Recht auf Wasser und Sanitäranlagen nicht für 4,3 Milliarden Menschen

Die Unesco hat am Dienstag in Genf zum Weltwassertag am 22. März
ihren diesjährigen Weltwasserbericht vorgestellt. Demnach haben
weltweit 2,1 Milliarden Menschen keinen ungehinderten Zugang zu
sauberem Trinkwasser. Das gilt vor allem für die aufgrund ihres
Geschlechts, Alters, sozioökonomischen Status oder ihrer ethnischen,
religiösen sowie sprachlichen Identität benachteiligten
Bevölkerungsgruppen. 844 Millionen Menschen sind mindestens eine
halbe Stunde täglich mit der Wasserbeschaffung befaßt oder haben gar
keinen Zugang zu sauberem Wasser. 4,3 Milliarden Menschen können
zudem keine Sanitäranlagen nutzen. Dabei sind sicheres Wasser und
sichere sanitäre Einrichtungen Menschenrechte, sagte Ulla Burchardt,
Vorstandsmitglied der Deutschen Unesco-Kommission, mit Bezug auf die
entsprechende Uno-Resolution von 2010.

19. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8076: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 19.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Kalifornischer Fisch vom Aussterben bedroht

Es sieht schlecht um die Zukunft für die im nördlichen Golf von
Kalifornien heimische Totoaba aus. Tierschützer warnen, daß der Fisch
vom Aussterben bedroht ist, da er wegen seiner Schwimmblase gejagt
wird. Insbesondere in China ist sie als angebliches Aphrodisiakum und
Heilmittel heiß begehrt. Der etwas an einen Seebarsch erinnernde
Fisch gehört zur Familie der Umberfische oder Trommler. Er wird bis
zu zwei Meter lang. Obwohl der Fang seit 1975 untersagt ist und
Marine und Umweltbehörden die Region kontrollieren, werden Nacht für
Nacht Netze ausgelegt. Bei einem Preis von 4000 Dollar für eine
Schwimmblase lohnt sich für viele das Risiko, trotzdem den Fisch zu
fangen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8083: Märkte und Finanzen - 19.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Audi Ingolstadt stellt eine von drei Nachtschichten ein

Der Automobilhersteller Audi wird zum 1. Mai nach eigenen Angaben im
Ingolstädter Werk eine von drei Nachtschichten einstellen. Auf der
betroffenen Montagelinie 1 werden die Modelle A4 und A5 montiert.
Arbeiter und Arbeiterinnen erhalten für die Nachtarbeit einen um 30
Prozent höheren Lohn. Direkt an der Montagelinie stehen insgesamt 450
Beschäftigte. Weitere sind in den angrenzenden Bereichen betroffen.
Der Konzern will durch die Reduzierung der Nachtarbeit einen
zweistelligen Millionenbetrag einsparen. Dazu wird die Tagesschicht
höher getaktet. Auf die Pläne hat sich die Standortleitung mit dem
Betriebsrat geeinigt. Entlassungen soll es nicht geben. Bis 2025 gilt
am Ingolstädter Stammwerk ein Kündigungsschutz.

Der Absatz von Audi ist im vergangenen Jahr auf allen Märkten
zurückgegangen. Insgesamt wurden nur 1,8 Millionen Autos verkauft.
Der Betriebsgewinn brach um 24 Prozent ein. Der Autobauer hat
weiterhin Probleme mit der Zulassung seiner Fahrzeuge nach den neuen
Abgasregeln (WLTP).
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8099: Aus Forschung und Technik - 19.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Smartphone bald auch die besseren Blutdruckmesser

Man kann mit Fug und Recht sagen, daß wir gegenwärtig im Zeitalter
der Smartphones leben. Es gibt kaum einen Vorgang, bei dem diese
flachen Alleskönner nicht auf den Plan treten. So auch beim Messen
des Blutdrucks. Schon seit ein paar Jahren werden Apps angeboten, bei
denen man lediglich einen Finger auf den Touchscreen des Mobilgerätes
legen mußte, um den aktuellen Blutdruck ablesen zu können. Allerdings
waren die dabei resultierenden Werte alles andere als genau. Deshalb
begnügten sich viele mit dem Gedanken, daß man so zumindest grobe
Entwicklungen erfassen konnte, um dann eine genaue Messung
durchzuführen. Das soll schon bald nicht mehr nötig sein. Ein kleines
Zusatzgerät soll es Besitzern von Smartphones künftig ermöglichen,
den Blutdruck durch einfaches Pressen ihres Zeigefingers auf einen
Sensor zu bestimmen. Im Gegensatz zu den bislang bestehenden Apps
soll das von Ramakrishna Mukkamala von der Michigan State University
in East Lansing und Mitarbeitern entwickelte Gerät zuverlässige
Blutdruckwerte liefern. Noch ist diese Form der Blutdruckmessung
nicht ganz einfach. Zum einen muß das Gerät exakt in Höhe des Herzens
gehalten und zum anderen die Fingerbeere punktgenau auf den
Drucksensor gelegt werden, um zu korrekten Werten zu kommen. 
Doch Experten sind überzeugt, daß diese Kinderkrankheiten bald 
ausgeräumt sein werden. 
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





MELDUNG/244: Pflanzenbioinformatiker-Tagung in Gatersleben (idw)


Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung -
18.03.2019

Pflanzenbioinformatiker-Tagung in Gatersleben



"Gaterslebener Research Conference" widmet sich der angewandten
Bioinformatik in den Pflanzenwissenschaften.

Heute begann mit 112 Teilnehmenden aus 15 Ländern die 15. Gaterslebener
Research Conference (GRC2019) am Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und
Kulturpflanzenforschung (IPK) in Gatersleben. Mit dem Titel "GRC2019 -
Applied Bioinformatics for Crops" widmet sich die diesjährige Konferenz
vom 18. bis 20. März der Bioinformatik in den Pflanzenwissenschaften. Die
Forschung an Kulturpflanzen wird mit der Herausforderung großer
Datenmengen konfrontiert. Die Bioinformatik hilft diese "Big Data" zu
strukturieren, zu integrieren und zu verknüpfen, aber auch besser zu
analysieren, zu modellieren und zu visualisieren. Dabei kommen vermehrt
Verfahren des maschinellen Lernens und der KI - der künstlichen
Intelligenz - zum Einsatz. Aktuelle Hochdurchsatztechnologien in der
Pflanzenforschung erzeugen immer größere Mengen hochdimensionaler Daten.

Diese sollen den FAIR Prinzipien folgend auffindbar (findable), zugänglich
(accessible), interoperabel (interoperable) und wiederverwendbar
(re-usable) sein, um so neue und tiefere Einblicke in komplexe biologische
Systeme wie unsere Kulturpflanzen, zu ermöglichen. Erschwert wird der
Umgang mit diesen Datenmengen nicht nur auf Grund der Quantität. Oftmals
liegen diese als unstrukturierte Datensätze verstreut in unterschiedlichen
Datenbanken oder in Archiven wissenschaftlicher Verlage. In der
Verantwortung der Angewandten Bioinformatik liegt es, diese Datenschätze
zu heben und allen Wissenschaftlern nutzbar zu machen. Dies erfordert neue
Ansätze und Konzepte im Umgang mit Daten, eine hohe Leistungsfähigkeit der
Bioinformatikinfrastruktur und der damit verbundenen
Informationstechnologien, aber auch Standards und Richtlinien. Die
diesjährige GRC-Konferenz bringt Lebenswissenschaftler, Bioinformatiker,
Informatiker, Systembiologen, Synthetische Biologen und andere Experten
zusammen, die im Entwicklungsbereich der Angewandten Bioinformatik für
Nutzpflanzen arbeiten, um genau solche neuen Herangehensweisen und
Konzepte zu diskutieren. In den nächsten zwei Tagen werden neben zehn
eingeladenen Sprechern, zweiundzwanzig ausgewählte Referentinnen und
Referenten über ihre Fortschritte in den Themenbereichen
"Züchtungsinformatik", "Informationssysteme und biologische Vielfalt",
"Cloud-Computing, neue Werkzeuge und Infrastrukturen", "bildbasierte
Datenanalysen und Datenvisualisierung" sowie "Systembiologie und
Modellierung" sprechen und ihre Arbeiten zur Diskussion stellen. Weitere
Diskussions- und Interaktionsmöglichkeiten während der heute begonnenen
Tagung bieten die zahlreichen Poster-Präsentationen. Das "Beste Poster"
soll am Dienstag von allen Teilnehmer ausgewählt und prämiert werden.

Ein barrierefreier Zugang für Gehörlose zu den Inhalten der Vorträge und
Diskussionen wird durch Gebärdendolmetscher sichergestellt. Insgesamt
begleiten drei Dolmetscher die Tagung am Leibniz-Institut für
Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung.

Ein Schwerpunkt der GRC liegt traditionell in einer besonderen Förderung
des wissenschaftlichen Nachwuchses. Spezielle Formate ermöglichen es
Doktoranden, mit den geladenen Sprechern in Austausch zu treten. Durch
Kleingruppenformate wird die direkte Interaktion zwischen etablierten und
jungen Forschenden stimuliert. Im Anschluss an die GRC findet die
zweitägige "International Spring School - Computational Biology Starter"
als Satelliten-Event der Tagung statt. Die "Frühjahrsschule" wird vom
PostDoc-Board des IPK und dem "Deutschen Netzwerk für
Bioinformatik-Infrastruktur - de.NBI" als ein de.NBI-Trainingsevent
organisiert.

Die "Gaterslebener Research Conference - Applied Bioinformatics for Crops"
wird durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG), dem Deutschen
Netzwerk für Bioinformatik-Infrastruktur (de.NBI), ELIXIR Deutschland, der
KWS Saat SE, SGS-Traitgenetics und der Standortinitiative "Green Gate
Gatersleben" unterstützt.


Zusammenfassung:


	Gaterslebener Research Conference (GRC2019) vom 18.03. - 20.03.2019 auf dem Forschungscampus Gatersleben

	Thema: Angewandte Bioinformatik in der Kulturpflanzenforschung

	112 Teilnehmende aus 15 Ländern

	Spezielle Formate zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses

	"Spring School - Computational Biology Starter", ein de,NBI-Trainings-Kurs als Sateliten-Event der GRC2019




Weitere Informationen unter:

https://twitter.com/GRC2019?lang=de

https://meetings.ipk-gatersleben.de/grc2019-abc/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2011

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung, 18.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MESSE/746: Hannover Messe 2019 - Forscher entwickeln Roboterarme biegsam wie Elefantenrüssel (idw)


Universität des Saarlandes - 18.03.2019

Forscher entwickeln Roboterarme biegsam wie Elefantenrüssel: für große
Greifer und kleine Endoskope



Sie können sich präzise um Windungen und Ecken schlängeln, bewegen sich
frei in alle Richtungen: Die biegsamen Roboterarme, die Professor Stefan
Seelecke und seine Forschergruppe an der Universität des Saarlandes
entwickeln, haben keine steifen Gelenke, dafür aber Muskeln aus
Formgedächtnis-Drähten. Diese brauchen weder Druckluft noch schweres
Zubehör, sondern funktionieren nur mit elektrischem Strom. Das Material
selbst hat Sensoreigenschaften, daher lassen sich die Arme ohne
zusätzliche Sensoren steuern. Große Roboter-Rüssel können mit der neuen
Technologie ebenso ausgestattet werden wie haarfeine Tentakel für
endoskopische Operationen.

Die Forscher demonstrieren mit Prototypen die Funktion ihrer
Formgedächtnis-Arme vom 1. bis 5. April auf der Hannover Messe: Am
saarländischen Forschungsstand B46 in Halle 2 suchen sie Partner für
Weiterentwicklungen.

Ob Menschenarm oder Robotergreifer: Der Beweglichkeit dieser Gliedmaßen
sind Grenzen gesetzt. Eher sperrige Gelenke verbinden unbiegsame Knochen
oder Bauteile. Bewegungen lassen sie nur in bestimmte Richtungen zu.
Dagegen haben Elefantenrüssel oder Krakenarme mehr an Gewandtheit zu
bieten: Durch zehntausende Muskeln können die Tiere sie nach Bedarf in
alle Richtungen schlenkern, gezielt verbiegen und damit äußerst kraftvoll
zupacken. An ihrem Beispiel haben sich Ingenieure der Universität des
Saarlandes orientiert: Sie entwickeln Roboterarme, die ohne Gelenke und
starres Bauteil-Skelett auskommen, dafür aber ebenso verformbar wie leicht
sind - und überaus wendig agieren können.

In einem von der Deutschen Forschungsgemeinschaft geförderten Projekt
arbeiten Professor Stefan Seelecke und sein Team gemeinsam mit Forschern
der TU Darmstadt an dünnen, präzise steuerbaren künstlichen Tentakeln:
Diese können in Zukunft in der Medizin als Führungsdraht bei
Herzoperationen oder als Endoskop bei Magen- und Darmspiegelungen zum
Einsatz kommen. Dafür statten die Forscher die Tentakel mit zusätzlichen
Funktionen aus, etwa einer versteifbaren Spitze für Stoßbewegungen oder
einem Greifer. Im großen Stil funktioniert die Technologie ebenso: Auch
große Roboter-Rüssel sind möglich - die Technik ist skalierbar.

Dreh- und Angelpunkt sind die künstlichen Muskeln, die das Saarbrücker
Forscherteam seinen Roboterarmen verleiht: Die Muskelstränge bestehen aus
haarfeinen Drähten aus Nickel-Titan, die anspannen und entspannen können.
Sie kontrahieren wie echte Muskeln, je nachdem ob Strom fließt oder nicht.
"Die Legierung Nickel-Titan besitzt ein so genanntes Formgedächtnis. Wird
ein Draht aus diesem Material verbogen, kann er seine ursprüngliche Form
wieder annehmen. Fließt Strom durch einen solchen Draht, erwärmt er sich
und seine Kristallstruktur wandelt sich so um, dass er sich verkürzt. Wird
der Strom abgeschaltet, kühlt er ab und wird wieder lang", erklärt
Professor Stefan Seelecke.

Sein Team am Lehrstuhl für intelligente Materialsysteme bündelt die feinen
Drähte wie Muskelfasern. "Mehrere Drähte geben durch die größere
Oberfläche mehr Wärme ab, dadurch erreichen wir schnelle Kontraktionen.
Die Drähte haben die höchste Energiedichte aller bekannten
Antriebsmechanismen. Auf kleinem Raum entwickeln sie hohe Zugkraft",
erläutert Seelecke, der mit seiner Arbeitsgruppe auch am Zentrum für
Mechatronik und Automatisierungstechnik (Zema) forscht. Dort entwickeln
sie verschiedenste Anwendungen für die Drähte: vom neuartigen Kühlsystem
bis hin zu Ventilen und Pumpen.

Bei ihren Roboter-Armen verbinden die Ingenieure die Drahtstränge als
Beuge- und Streck-Muskulatur, so dass ihr Zusammenspiel eine fließende
Bewegung hervorbringt. "Bei der Tentakel, die in der Medizin künftig etwa
als Katheter oder Endoskop Anwendung finden kann, kommen wir hierbei mit
einem Durchmesser von etwa 300 bis 400 Mikrometer aus. Auf diesem Raum
lassen sich sonst keine anderen Antriebstechniken unterbringen, was etwa
die Möglichkeiten bisheriger Katheter-Verfahren einschränkt", erläutert
Paul Motzki, der über die Formgedächtnis-Drähte seine Doktorarbeit
geschrieben hat, und als wissenschaftlicher Mitarbeiter in Seeleckes Team
forscht.

Im Gegensatz dazu ist die Tentakel hochpräzise steuerbar und kann als
Werkzeug mehrere Funktionen erfüllen, etwa mit ihrer Spitze stoßen. Die
Forscher modellieren und programmieren hierzu Bewegungsmuster zur
Steuerung auf einen Halbleiterchip. Das System kommt dabei völlig ohne
Sensoren aus. Die Drähte liefern selbst alle nötigen Daten. "Das Material
der Drähte hat Sensoreigenschaften. Die Steuerungseinheit erkennt anhand
der Messdaten des elektrischen Widerstandes zu jeder Zeit die genaue
Position und Ausrichtung der Drähte", erläutert Paul Motzki.

Anders als heute übliche Roboterarme, die auf Elektromotoren, Druckluft
oder Hydraulik angewiesen sind, arbeiten die Roboterarme der Saarbrücker
Forscher völlig unabhängig von schwerem Gerät im Hintergrund. Alles, was
die Drähte benötigen, ist Strom. "Das macht sie leicht, anpassungsfähig,
leise und in der Herstellung vergleichsweise günstig", sagt Professor
Seelecke. Auf der Hannover Messe zeigen die Forscher ihre Prototypen und
demonstrieren mit Bewegungsabläufen das Potenzial dieser so genannten
Kontinuums-Roboter.

Hintergrund:

Professor Stefan Seelecke und sein Forscherteam am Lehrstuhl für
intelligente Materialsysteme und am Zema nutzen die Eigenschaften der
Formgedächtnis-Legierung Nickel-Titan für verschiedene Anwendungen.

Am Zentrum für Mechatronik und Automatisierungstechnik Zema in Saarbrücken
arbeiten Universität des Saarlandes, Hochschule für Technik und Wirtschaft
sowie Industriepartner zusammen. In zahlreichen Projekten entwickeln sie
industrienah und setzen neue Methoden aus der Forschung in die
industrielle Praxis um.

http://www.zema.de/

Der saarländische Forschungsstand wird organisiert von der Kontaktstelle
für Wissens- und Technologietransfer der Universität des Saarlandes (KWT).
Sie ist zentraler Ansprechpartner für Unternehmen und initiiert unter
anderem Kooperationen mit Saarbrücker Forschern.

https://www.kwt-uni-saarland.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, 18.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INNEN/3149: Anton Hofreiter zu den Themen Haushaltsdebatte, 5G-Auktion und Brexit-Debatte


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. März 2019

Auszüge aus dem heutigen Statement des Fraktionsvorsitzenden Anton Hofreiter zu den Themen Haushaltsdebatte, 5G-Auktion und Brexit-Debatte



Haushaltsdebatte:

Die Große Koalition hat bisher die Haushaltsüberschüsse als
Schmiermittel benutzt, die Koalition am Laufen zu lassen. Jetzt wird
das Schmiermittel für die Große Koalition knapp. Und die Große
Koalition ist nicht in der Lage, diesen Haushalt strukturell
zukunftsfähig zu machen. Dazu müsste sie den Mut haben, sich auch mal
mit der einen oder anderen Industrie anzulegen.

Wir haben, und das stellt das Umweltbundesamt Jahr für Jahr fest, über
50 Milliarden Euro ökologisch schädliche Subventionen. Wann traut sich
die Regierung endlich, die Subventionen für die Produktion von
Plastiktüten, für die Agroindustrie oder die Flugkonzerne nach und
nach zu beenden? Dann hätte sie auch deutlich mehr Geld zur Verfügung
für die Investitionen, die notwendig sind. Wir brauchen Investitionen
in einen konsequenten Klimaschutz, in eine verlässlichere Bahn, für
eine zuverlässige soziale Absicherung in Zeiten großer Umbrüche. Und
wir brauchen dringend mehr Geld, damit die Pflege endlich besser
funktioniert.

Obwohl der Großen Koalition aktuell so viel Geld zur Verfügung steht
wie seit langem nicht mehr, gilt: Die Große Koalition gefährdet mit
ihrer Politik die Zukunft der kommenden Generationen.

Drei Beispiele für die Misswirtschaft von Union und SPD:

Die Große Koalition kürzt Geld beim internationalen Klimaschutz und
beim Kampf gegen den Hunger. Dabei wären das die besten
Vorsorgemaßnahmen, um Konflikte weltweit zu vermeiden.

Für die Verteidigungspolitik wird planlos mehr Geld ausgegeben, das
den Soldaten aber nicht hilft. Die brauchen für ihre Auslandseinsätze
eine gute Ausrüstung, aber die Strukturen werden nicht angepackt,
damit das Geld auch in eine vernünftige Ausrüstung fließt.

Und: Die Vorschläge, den Bundesländern das Geld für die Integration zu
kürzen, Sind einfach unverantwortlich, da die Integration der
Menschen, die zu uns gekommen sind, gerade erst beginnt. So darf das
nicht beschlossen werden.

5G-Auktion:

Die Bundesregierung agiert maximal naiv oder unverantwortlich. Die
Versteigerung auf diese Art und Weise wird die Funklöcher, die wir
haben, nicht schließen. Was wir dringend bräuchten, wäre ein
nationales Roaming. Damit könnten sich Handys automatisch in das
beste verfügbare Netz einbuchen. Außerdem fehlt eine klare Regelung,
die die Konzerne verpflichtet, flächendeckend schnelles und
verlässliches Mobilfunk anzubieten. Wenn sich die Regierung nur auf
den Markt und die Konzerne verlässt, dann bleibt es bei den
Funklöchern, die wir jetzt haben. Naiv ist auch, wie die
Bundesregierung bei den Sicherheitsstandards agiert. Es muss klar
sein, dass wir unsere Sicherheitsstandards hochhalten, egal ob es um
Huawei geht oder um Produkte aus den USA. Dazu ist es auch dringend
notwendig, das Außenwirtschaftsgesetz zu reformieren. Dieses erlaubt
zwar die Überprüfung von Übernahmen. Wenn es aber um den Aufbau von
sicherheitsrelevanter Infrastruktur geht, gibt es eine solche
Überprüfung nicht. Das müssen wir dringend ändern.

Brexit-Debatte:

Die Europäische Union muss dafür sorgen, dass das Chaos, das in
Großbritannien im Unterhaus herrscht, nicht auf die Europäische Union
überschlägt. Deshalb: Ja, man kann Großbritannien einen Aufschub
gewähren, obwohl sie jahrelang Zeit hatten, ihr Problem in den Griff
zu kriegen, aber dieser Aufschub muss konditioniert sein. Die
Verantwortlichen in Großbritannien müssen klar sein, wofür sie Zeit
brauchen.

Großbritannien ist uns jederzeit willkommen, und wir würden uns sehr
freuen, wenn Großbritannien in der Europäischen Union bleibt. Aber
dieses Chaos kann nicht ewig so fortgesetzt werden. Großbritannien
muss sagen, was es will.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. März 2019
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MEDIEN/453: 5G-Versteigerung - Das Chaos geht weiter


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. März 2019

5G-Versteigerung: Das Chaos geht weiter



Zum Beginn der Versteigerung der 5G-Frequenzen erklären Katharina
Dröge, stellvertretende Fraktionsvorsitzende und stellvertretendes
Mitglied im Beirat der BNetzA, und Margit Stumpp, Sprecherin für
Medienpolitik:

Das Vergabe-Verfahren für die 5G-Frequenzen droht im Chaos zu
versinken: Angekündigte Änderungen des Telekommunikationsgesetzes,
neue Sicherheitsanforderungen, die noch nicht fertig sind, zahlreiche
Klagen gegen die Vergabebedingungen. So ein schlechtes Management von
Bundesregierung und Bundesnetzagentur ist fahrlässig: Denn die
Leidtragenden sind am Ende die Verbraucherinnen und Verbraucher.

Die Vergabebedingungen für die 5G Frequenzen werden nicht dazu führen,
dass es überall in Deutschland ein gutes Netz gibt. Gleichzeitig
werden unsinnige Anreize für doppelte und dreifache Infrastruktur in
Ballungsräumen gesetzt. Das liegt auch daran, dass die Bundesregierung
es verpasst hat, vernünftige Rahmenbedingungen für die Vergabe zu
setzen. Eine Pflicht für nationales Roaming, die dazu geführt hätte,
dass Infrastruktur geteilt wird, wäre wichtig gewesen. Doch zu einer
entsprechenden Änderung des Telekommunikationsgesetzes konnte sich die
Bundesregierung nicht durchringen. Auch an der Öffnung des Marktes
durch eine Dienstanbieterverpflichtung und geeignete Konditionen für
Neueinsteiger bestand offensichtlich kein Interesse. Ebenfalls sind
etliche Sicherheitsfragen ungeklärt. Gerade erst haben
Bundesnetzagentur (BNetzA) und das für Sicherheit in der
Informationstechnik (BSI) kurz vor knapp einen neuen
Sicherheitskatalog zur öffentlichen Kommentierung freigegeben. Wann
der aber verabschiedet wird, ist ungewiss. Auch wann und wie das
Telekommunikationsgesetz geändert wird, hat die Bundesregierung noch
nicht entschieden.

Damit sind etliche zentrale Fragen für den Betrieb der 5G-Netze
ungeklärt. Dieses Verfahren ist ein weiteres Beispiel für die
chaotische Arbeitsweise der Bundesregierung. Es wäre besser gewesen,
erst die Probleme zu lösen und dann die Versteigerung durchzuführen.
Doch zu dieser umsichtigen Vorgehensweise konnte sich die
Bundesregierung nicht durchringen.

 * 
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SICHERHEIT/961: Geheimhaltung des Berichts zur Einsatzbereitschaft der Hauptwaffensysteme ist inakzeptabel


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. März 2019

Geheimhaltung des Berichts zur Einsatzbereitschaft der Hauptwaffensysteme ist unverständlich und inakzeptabel



Die Obleute im Verteidigungsausschuss Dr. Tobias Lindner MdB (Bündnis
90/Die Grünen), Alexander Müller MdB (FDP) und Dr. Alexander Neu MdB
(Linke) verlangen eine Lösung, um transparent mit dem Bericht zur
Einsatzbereitschaft der Hauptwaffensysteme der Bundeswehr umgehen zu
können.

Die Einstufung des mehr als 100 Seiten starken Berichts als GEHEIM
führt nicht nur zu erheblichen Problemen bei der Vorbereitung der
Ausschusssitzung - die Abgeordneten dürfen den Bericht nur in der
Geheimschutzstelle lesen und müssen angefertigte Notizen dort
hinterlassen -, sondern macht auch eine dringend notwendige
öffentliche Debatte um den Zustand der Streitkräfte unmöglich.

Die für morgen, Mittwoch, geplante Ausschussbefassung mit dem Bericht
des Verteidigungsministeriums wackelt derzeit. Wenn es bei
vollständiger Geheimhaltung bleiben sollte, werden die drei Fraktionen
eine erneute Verschiebung der Beratung im Verteidigungsausschuss
beantragen.

"Im vergangenen Jahr waren die Daten und Fakten zur
Einsatzbereitschaft öffentlich, und der neue Bericht unterscheidet
sich in der Aufmachung und vom Umfang her überhaupt nicht vom Vorjahr.
Der Grund für die Geheimhaltung scheint rein politisch zu sein, so
können wir nicht arbeiten", so Dr. Tobias Lindner.

"Wenn wir über den Zustand des Materials nicht im Plenum oder im
parlamentarischen Umfeld diskutieren dürfen, wenn wir die alten und
neuen Zahlen nicht nebeneinander legen dürfen zum Vergleich, dann ist
dies eine nicht akzeptable Einschränkung unserer Arbeit als
Parlamentarier", so Alexander Müller.

"Die Transparenz-Offensive der Ministerin ist schlagartig beendet. Sie
verschweigt nun alle Zahlen, um jegliche Debatten zu unterbinden und
aus dem Schlagzeilen zu kommen", so Dr. Alexander Neu.

Hintergrund:

Sowohl beim halbjährlichen Bericht zu den Rüstungsangelegenheiten als
auch beim Verteidigungsetat gibt es jeweils einen offenen und einen
eingestuften Teil, der es den Abgeordneten ermöglicht, über die
wesentlichen Inhalte sowohl im Plenum als auch in der Öffentlichkeit
Stellung zu nehmen. Der aktuelle Bericht zur Einsatzbereitschaft der
Hauptwaffensysteme ist hingegen vollständig als GEHEIM eingestuft,
während der Vorgängerbericht nicht einmal als VS-NfD eingestuft war.

 * 
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AUSSEN/1843: Bundesregierung darf Entwicklungszusammenarbeit nicht als Schön-Wetter-Politik betreiben


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. März 2019

Bundesregierung darf Entwicklungszusammenarbeit nicht als Schön-Wetter-Politik betreiben



"Das drohende Absinken des Entwicklungsetats in den kommenden Jahren
zeigt, dass die Bundesregierung Entwicklungspolitik nach wie vor als
eine Art nette Fleißaufgabe betrachtet, die sie bei jeder kleinen
Störung getrost beiseiteschieben kann", kommentiert Eva-Maria
Schreiber, Obfrau im Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung, anlässlich von Meldungen, dass Finanzminister Scholz bei
der Präsentation der Eckwerte für den zukünftigen Finanzrahmen des
Bundeshaushalts ab 2021 Kürzungen im Entwicklungshaushalt vorsieht.
"Besonders traurig, ist, dass die drohenden Kürzungen von einem
sozialdemokratischen Finanzminister forciert werden, dessen Partei
sich ansonsten solidarisches Handeln auf die Fahne heftet." Schreiber
weiter:

"Mit diesen drohenden Kürzungen kann das Entwicklungsministerium weder
seine neuen Initiativen, beispielsweise den viel zitierten
Entwicklungsinvestitionsfonds, noch seine internationalen
Verpflichtungen, beispielsweise bei der Bekämpfung des Klimawandels,
umsetzen. Doch so unverständlich diese Kürzungen sind, so wenig
überraschend kommen sie nun. Schon im letzten Jahr hatte Scholz
angekündigt, die Entwicklungsausgaben ab 2021 wieder senken zu wollen.
Die Pläne von Entwicklungsminister Müller sind also seit längerem auf
Sand gebaut: Viele seiner Pläne bleiben leere Ankündigungen, weil er
im Kabinett keine Mehrheit dafür findet.

"Die Bundesregierung darf Entwicklungszusammenarbeit nicht länger als
Schön-Wetter-Politik betreiben. Vielmehr muss Entwicklungspolitik zu
einem festen unhinterfragten Kernbereich der deutschen Politik werden.
Die Anhebung der Entwicklungsausgaben auf 0,7 Prozent der
Wirtschaftsleistung, die die Bundesregierung bereits in den 70er
Jahren zugesagt hat, wäre ein Schritt in diese Richtung."
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FINANZEN/1546: Wir brauchen keinen Sparkommissar


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. März 2019

Wir brauchen keinen Sparkommissar



"Finanzminister Scholz hat auch im Haushaltsentwurf 2020 keinen
Kurswechsel zu einer gerechteren und friedlichen Politik vollzogen.
Was wir gar nicht gebrauchen können, ist ein neuer Sparkommissar, der
den wirtschaftlichen Abschwung noch beschleunigt", kommentiert Gesine
Lötzsch, haushaltspolitische Sprecherin und stellvertretende
Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, die Eckwerte des
Regierungsentwurfs für den Bundeshaushalt 2020. Lötzsch weiter:

"Die verfügbaren Einkommen in Deutschland waren seit den 1970er Jahren
nicht so ungleich verteilt wie heute. Auch das Vermögen ist ungleicher
verteilt als in fast allen anderen europäischen Ländern. Trotzdem
leisten CDU/CSU und SPD keinen nennenswerten Beitrag zu mehr
Steuergerechtigkeit in unserem Land. Wir fordern eine stärkere
Vermögensbesteuerung und eine Finanztransaktionssteuer. Das Gerede von
der ?Schwarzen Null? ist verantwortungslos. Es soll davon ablenken,
wie ungerecht unser Steuersystem ist. Mit einer gerechten Besteuerung
der Vermögenden wäre eine Neuverschuldung gar nicht nötig.

Völlig unverständlich ist das Einfrieren der öffentlichen
Investitionen in den nächsten Jahren. Das ist in Anbetracht von
kaputten Schulen, überfüllten Krankenhäusern, fehlenden Kindergärten
und fehlenden preiswerten Wohnungen eine Entscheidung gegen die
Mehrheit der Menschen im Land.

Der SPD-Finanzminister erfüllt zwar nicht alle Wünsche der
Verteidigungsministerin, doch der Zuwachs für die Bundeswehr ist immer
noch beachtlich. Die Regierung bleibt also weiter auf Trump-Kurs. Sie
verweist dabei immer auf internationale vertragliche Verpflichtungen.
Warum missachtet die Bundesregierung gleichzeitig internationale
Verpflichtungen, wenn es um Entwicklungszusammenarbeit und Klimaschutz
geht?"
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FINANZEN/1545: Versprechen bricht man nicht - Bund muss sich weiter an Integrationskosten beteiligen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. März 2019

Versprechen bricht man nicht - Bund muss sich weiter an Integrationskosten beteiligen



"Finanzminister Olaf Scholz ist gerade dabei, sein Versprechen
gegenüber den Kommunen zu brechen, wenn der Bund nicht länger die
zugesagten Ausgaben für Integration übernimmt. Schon die
Kürzungsansage ist ein Vertrauensbruch gegenüber den vielen
engagierten Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpolitikern, die sich
für eine gute Integration in ihren Kommunen stark machen", erklärt
Kerstin Kassner, Sprecherin der Fraktion DIE LINKE für
Kommunalpolitik. Kassner weiter:

"Auch wenn kaum noch Geflüchtete zu uns kommen, bleiben die Ausgaben
für Integration, für Schulunterricht, für Wohnen und
Gesundheitsversorgung von jenen, die Schutz bei uns gefunden haben und
noch nicht von ihrem Einkommen leben können, bestehen. Die Kommunen
damit allein zu lassen und die zugesagten Kosten nicht zu 100 Prozent
zu übernehmen, ist eine Attacke auf den gesellschaftlichen
Zusammenhalt und ein Vertrauensbruch mit Ansage.

Jetzt solche unnötigen Debatten über die Flüchtlingsausgaben
anzuzetteln, zeugt nicht gerade von Weitsicht, da sie das für die
Rechtspopulisten im Bundestag bestimmende Thema wieder ganz nach oben
auf die Tagesordnung setzt, ohne dass sich an der Situation etwas
verändert hat. Ganz im Gegenteil: Die Gefahr, dass aufgrund der
angedrohten Mittelkürzungen Integrationsangebote eingespart werden und
damit eine gute Integration weniger Chancen hat, steigt."
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MEDIEN/155: 5G - das schnelle Netz für Städter mit großen Geldbeuteln


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. März 2019

5G - das schnelle Netz für Städter mit großen Geldbeuteln



"Die aktuelle Versteigerung kurzwelliger Frequenzen schafft keineswegs
die Voraussetzung für eine flächendeckende Versorgung mit dem
schnellen 5G Netz, da diese Frequenzen nur sehr kurze Reichweiten
haben", erklärt Anke Domscheit-Berg, netzpolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE. Sie fährt fort:

"Entgegen anderslautender Medienberichte hat die Bundesnetzagentur in
den Vergabekriterien auch keinerlei Versorgungsziel für 5G genannt,
weder für Flächen noch für Haushalte. Es gibt nur die Vorgabe,
mindestens 1000 Basisstationen für 5G zu bauen, was im Vergleich zu
den heutigen ca. 80.000 Basisstationen lächerlich wenig ist. Erst mit
langwelligen Frequenzen und deren großen Reichweiten kann es 5G auch
in der Fläche geben. Allerdings ist die nächste Versteigerung
langwelliger Frequenzen erst für das Jahr 2025 vorgesehen. Bis dahin
können bestenfalls 700MHz Frequenzen des früheren terrestrischen
Rundfunks, die noch bis zum Sommer freigeräumt werden sollen, für 5G
im ländlichen Raum verwendet werden.

Zusätzlich ist mit einer enormen Verzögerung im 5G-Ausbau zu rechnen,
sollte die Erpresserpolitik der USA Erfolg haben und die von den USA
geforderte Änderung des Telekommunikationsgesetzes zu einem Ausschluss
von Huawei führen, denn dann müsste z.B. die Deutsche Telekom auch die
Hälfte ihrer 4G-Kernkomponenten nachträglich durch Produkte von
anderen Netzausrüstern ersetzen. Den Austausch der günstigen
Huawei-Komponenten durch die teureren Konkurrenzprodukte werden die
gleichen Fachkräfte vornehmen, die eigentlich das 5G-Netz ausbauen
sollen. Wenn aber Fachkräfte durch andere Aufgaben abgezogen und die
Investitionskosten in die Höhe getriebenen werden, weiß man, was das
für die Nutzerinnen und Nutzer bedeutet: Auf das schnelle Netz für
alle müssen sie noch länger warten, und es wird viel teurer werden.

Eine Prognose, wann es 5G in der Fläche geben wird, ist schlicht nicht
möglich. Weder Bundesregierung noch Bundesnetzagentur haben dafür ein
konkretes Ziel festgelegt. Nach wie vor gibt es auch die angekündigte
Mobilfunkstrategie nicht, mit der die Bundesregierung die
Mobilfunkversorgung in Deutschland endlich auf einen Stand bringen
möchte, für den man sich nicht mehr schämen muss. Digitale Teilhabe
und eine Angleichung der Lebensverhältnisse in Stadt und Land, wie sie
das Grundgesetz vorschreibt, wird es mit dieser Bundesregierung
weiterhin nicht geben."
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SICHERHEIT/1938: US-Stützpunkt Ramstein schließen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. März 2019

US-Stützpunkt Ramstein schließen



"Deutschland darf nicht länger am globalen US-Drohnenmordprogramm und
Washingtons Völkerrechtsbruch beteiligt werden. Die Bundesregierung
muss die US-Militärbasis Ramstein schließen", erklärt Sevim Dagdelen,
stellvertretende Vorsitzende und abrüstungspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die Urteile des
Oberverwaltungsgerichts Münster (AZ: 4 A 1361/15 und AZ: 4 A 1072/16).
Dagdelen weiter:

"Es ist eine schallende Ohrfeige für die Bundesregierung, wenn das OVG
Münster feststellt, dass die Satelliten-Relais-Station in Ramstein
eine zentrale Rolle bei den US-Drohnenneinsätzen spielt und aus der
Air Base bewaffnete Drohneneinsätze durchgeführt werden, die
,zumindest teilweise gegen Völkerrecht verstoßen'.

Die Bundesregierung muss jetzt Verantwortung übernehmen. Die
Schließung der US-Stützpunkte in Deutschland und der Abzug der
US-Soldaten sind überfällig, angefangen mit Ramstein. So kann der
Friedenspflicht des Grundgesetzes Geltung verschaffen werden."
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SICHERHEIT/1937: Wettrüsten im Weltraum verhindern


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. März 2019

Wettrüsten im Weltraum verhindern



"Für die UN-Beratungen zur Verhinderung eines Wettrüstens im Weltraum
ist es höchste Eisenbahn. Die Bundesregierung darf die Pläne von
US-Präsident Donald Trump zur Aufstellung einer neuen Teilstreitkraft
'Space Force' mit eigenen Angriffssystemen nicht unterstützen",
erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion
DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Die Bundesregierung steht als Verhandlungspartner in Genf in der
Verantwortung, einer weiteren Militarisierung des Weltalls
insbesondere auch mit Offensivwaffen entgegenzuwirken. Eine blinde
US-Gefolgschaft wie zuletzt bei der Aufkündigung des
INF-Abrüstungsvertrags durch Trump darf es nicht geben.

Die Bundesregierung muss auf eine Schließung der US-Stützpunkte und
den Abzug der US-Soldaten aus Deutschland drängen und so das
Friedensgebot des Grundgesetzes durchsetzen."
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SOZIALES/2601: GroKo regiert gegen Mehrheitswillen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. März 2019

GroKo regiert gegen Mehrheitswillen



"Die neue OECD-Studie entblößt die Klientelpolitik der letzten
Bundesregierungen. Es ist eine Katastrophe für die Demokratie, dass
die GroKo beharrlich den Wunsch von knapp 80 Prozent der Menschen nach
mehr sozialer Sicherheit und einer höheren Besteuerung der Reichen
ignoriert", erklärt Sahra Wagenknecht, Vorsitzende der Fraktion DIE
LINKE. Sie fährt fort:

"Dass sich inzwischen drei von vier Menschen Sorgen um ihre
finanzielle Situation im Alter machen müssen, ist ein Armutszeugnis
für jede Regierung. Insbesondere weil die Ängste berechtigt sind, denn
die Altersarmut steigt aufgrund der langfristig schlechten
Lohnentwicklung in vielen Berufen und der wiederholten Kürzung der
gesetzlichen Rente in der Vergangenheit kontinuierlich. Wenn die
Sozialdemokraten das ernsthaft ändern und endlich wieder eine andere
Politik für die Mehrheit machen wollen, dann müssen sie die GroKo
verlassen."
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WIRTSCHAFT/2141: Kein schlüssiges Konzept zu flächendeckendem schnellen, mobilen Internet


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. März 2019

Kein schlüssiges Konzept zu flächendeckendem schnellen, mobilen Internet



"Die Bundesnetzagentur verspricht sich von der Frequenzauktion 'einen
Beitrag zur Gigabitgesellschaft', obwohl schon jetzt klar ist, dass
mit dieser Auktion kein schnelles mobiles Internet für alle kommen
wird. Die Fehler, die bei der letzten Frequenzversteigerung gemacht
wurden - vor allem die zu laschen Versorgungsvorgaben - werden kaum
ausgeglichen. Zwar wurde die Auflagen von 95 auf 98 Prozent der
Haushalte erhöht, doch 98 Prozent der Haushalte zu versorgen bedeutet
immer noch, dass rund 826.000 Haushalte unversorgt bleiben. Es bleibt
das Geheimnis der Bundesregierung, warum keine
Flächenversorgungsauflage gemacht wurde, obwohl doch eine
flächendeckende Versorgung das Ziel ist", kommentiert Klaus Ernst,
Vorsitzender des Bundestagsausschusses für Wirtschaft und Energie und
wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, die heutige
Pressekonferenz vor Start der Auktion von 5G-Mobilfunkblöcken. Ernst
weiter:

"Noch immer hat die Bundesregierung kein schlüssiges Konzept
vorgelegt, wie sie die Funklöcher von heute schließen will - und wie
sie mit denen von morgen umgehen wird. Die Gefahr ist groß, dass dann
mit Steuergeldern die Löcher gestopft werden, in denen die
Mobilfunkbetreiber nicht genug Geld verdienen können. Der Staat soll
also die Netze bereitstellen, die sich für die Privaten nicht lohnen,
während diese im Rest des Landes die Gewinne einstreichen.

Gute Strategien in anderen Ländern wie beispielsweise Schweden wurden
offensichtlich noch nicht einmal zur Kenntnis genommen. Zum Beispiel
würden strengere Auflagen (annähernd 100 Prozent Versorgung in der
Fläche) und im Gegenzug weniger Kosten für die Frequenzvergabe eher
zum Ziel führen."
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BUNDESTAG/8156: Heute im Bundestag Nr. 291 - 19.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 291

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 19. März 2019, Redaktionsschluss: 14.10 Uhr

1. Einsatz für Friedensprozess in Syrien

2. Beobachtung von Seenotrettern

3. Unterstützung der Peschmerga

4. Religionsfreiheit in der Ukraine

5. Zusammenarbeit mit dem Sudan

6. Agentur für Museumskooperation



1. Einsatz für Friedensprozess in Syrien

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke setzt sich für einen
Friedensprozess und Verhandlungen unter Einbeziehung aller Akteure in
Syrien ein. In einem Antrag (19/8357) fordern die Abgeordneten die
Bundesregierung auf, "sich für einen sofortigen Waffenstillstand in
Syrien an allen Fronten und von allen Seiten einzusetzen, auch um den
ungehinderten Zugang zu Hilfslieferungen zu ermöglichen" und "den
Bundeswehreinsatz in und über Syrien zu beenden und sich gegenüber
allen Konfliktparteien dafür einzusetzen, die Kampfhandlungen
einzustellen und ihre Truppen abzuziehen". Die Bundesregierung solle
zudem alle Gesprächsformate für eine friedliche Beilegung der
Konflikte unterstützen und "sich für politische Verhandlungen unter
dem nachdrücklichen Bekenntnis zu der territorialen Einheit und
Souveränität und mit dem Ziel einzusetzen, eine Übergangsregierung zu
bilden sowie Neuwahlen und einen Verfassungsprozesses vorzubereiten,
wie es die Resolution 2254(2015) des Sicherheitsrats der Vereinten
Nationen vom 18.12.2015 vorsieht".

 * 

2. Beobachtung von Seenotrettern

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach ziviler Seenotrettung im Mittelmeer und
geheimdienstlicher Überwachung erkundigt sich die Fraktion Die Linke
in einer Kleinen Anfrage (19/8208). Die Bundesregierung soll unter
anderem mitteilen, welche Erkenntnisse sie über eine etwaige
Beobachtung deutscher Seenotrettungsorganisationen durch ausländische
Nachrichtendienste hat und mit welchen Diensten sich deutsche
Nachrichtendienste bezüglich Fluchtrouten und Flüchtlingsbewegungen
nach Europa austauschen.

 * 

3. Unterstützung der Peschmerga

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Unterstützung der Regionalregierung
Kurdistan-Irak und der Peschmerga durch die Bundesregierung
thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/8153). Die Bundesregierung soll unter anderem Auskunft geben, in
welchem Umfang sie jeweils Ausfuhrgenehmigungen für Kriegswaffen und
sonstige Rüstungsgüter in den Irak und in die Region Kurdistan-Irak
(RKI) in den vergangenen beiden Jahren erteilt hat. Die Abgeordneten
fragen darüber hinaus nach der Rolle der Türkei in der Region
Kurdistan-Irak sowie nach der deutschen Ertüchtigungsinitiative, "in
deren Rahmen primär Militär, Polizei sowie zivile staatliche
Sicherheitsorgane in Bagdad und der RKI beim Aufbau von
Sicherheitsstrukturen unterstützt werden".

 * 

4. Religionsfreiheit in der Ukraine

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung betrachtet die Vereinigung
orthodoxer Kirchen in der Ukraine als innerkirchliche Angelegenheit.
Wie sie in der Antwort (19/8175) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/7913) schreibt, habe sie keine eigenen Erkenntnisse
hinsichtlich einer die Religionsfreiheit einschränkenden "Bedrängung"
der Ukrainisch-Orthodoxen Kirche des Moskauer Patriarchats. "Nach
Einschätzung der Bundesregierung gewährleistet der ukrainische Staat
die gesetzlichen Rahmenbedingungen für die Existenz und das Wirken
religiöser Körperschaften in Einklang mit den
Verfassungsbestimmungen."

 * 

5. Zusammenarbeit mit dem Sudan

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Zusammenarbeit mit der Regierung der Republik
Sudan stellt die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in den Mittelpunkt
einer Kleinen Anfrage (19/8163). "Das seit dem Militärputsch 1989 von
Präsident Omar Al-Bashir regierte Land ist nach Einschätzung der
Fragesteller eines der autoritärsten Länder der Welt", schreiben die
Abgeordneten. Die Bundesregierung soll unter anderem angeben, in
welcher Höhe und aus welchen Haushaltstiteln derzeit Mittel in den
Sudan fließen und ob im Rahmen des "Better Migration
Management"-Programms geplant ist, die sudanesische Regierung sowie
Polizei, Militär, Grenzschutz und Zoll durch Training, Ausrüstung oder
anderweitig zu unterstützen.

 * 

6. Agentur für Museumskooperation

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Agentur für Internationale Museumskooperation
steht im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/8146).
Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, welches Ziel die
Bundesregierung mit der Schaffung dieser Agentur verfolgt, welche
Institutionen antragsberechtigt sein sollen und welche Voraussetzungen
diese zu erfüllen haben. Die Bundesregierung soll zudem angeben, ob
sie mit der Agentur hauptsächlich die Unterstützung bei der
Digitalisierung von Sammlungen anstrebt, die nicht in der Hand des
Bundes liegen, oder vielmehr die Kooperation mit afrikanischen Museen
und die Beschäftigung mit Fragen der Restitution von kolonialer
Raubkunst.

 * 
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BUNDESTAG/8155: Heute im Bundestag Nr. 290 - 19.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 290

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 19. März 2019, Redaktionsschluss: 11.34 Uhr

1. Kinderschutz wird gezielt gefördert

2. Transparentes Regierungshandeln

3. Marktwirtschaft in der Pflege

4. FDP fragt nach Medikamentenmissbrauch

5. Sicherstellungszuschlag für Hebammen

6. Lieferengpässe bei Arzneimitteln



1. Kinderschutz wird gezielt gefördert

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Der Kinder- und Jugendschutz wird nach Angaben der
Bundesregierung auf vielfältige Weise gefördert. So sei im Oktober
2017 die Bundesstiftung "Frühe Hilfen" errichtet worden, die Familien
psychosoziale Unterstützung gewähre. Der Bund stelle für diese Aufgabe
dauerhaft jährlich 51 Millionen Euro zur Verfügung, heißt es in der
Antwort (19/8237) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/7998) der AfD-Fraktion.

Auch Vorkehrungen gegen das Schütteltrauma gehörten zu den Vorhaben im
Bereich Frühe Hilfen. Daneben sei die Prävention von sexualisierter
Gewalt gegen Kinder und Jugendliche ein zentrales Anliegen der
Bundesregierung. Daher werde die Initiative "Trau Dich" bis 2022
fortgeführt.

2017 wurde den Angaben zufolge auch das bundesweite Modellprojekt
"Beraten und Stärken" bis 2020 verlängert. Ziel des Projektes sei die
nachhaltige Verbesserung des Schutzes von Mädchen und Jungen mit
Behinderungen vor sexualisierter Gewalt in Institutionen.

Kinder und Jugendliche sollen außerdem an die kompetente Nutzung
digitaler Medien herangeführt werden. Neben dem Schutz vor
ungeeigneten Inhalten und Kontaktrisiken geht es dabei auch um die
Sensibilisierung aller Altersgruppen.

 * 

2. Transparentes Regierungshandeln

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung ist nach eigenen Angaben
bestrebt, das Regierungshandeln möglichst transparent und für die
Bürger nachvollziehbar zu gestalten. So würden Referentenentwürfe des
Bundesgesundheitsministeriums und die dazu eingegangenen
Stellungnahmen auf der Internetseite des Ministeriums veröffentlicht,
heißt es in der Antwort (19/8235) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/7872) der Fraktion Die Linke.

 * 

3. Marktwirtschaft in der Pflege

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Pflegewirtschaft ist Thema einer Kleinen Anfrage
(19/8296) der FDP-Fraktion. Dieser Wirtschaftszweig habe 2016 ein
Marktvolumen von rund 49 Milliarden Euro gehabt. Unlängst habe der
Bundesgesundheitsminister die hohen Renditeerwartungen der privaten
Pflegeanbieter beklagt. Die Abgeordneten wollen nun wissen, ob die
Bundesregierung Veränderungen der marktwirtschaftlichen und privaten
Strukturen in der Pflege plant.

 * 

4. FDP fragt nach Medikamentenmissbrauch

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit dem Missbrauch und der Abhängigkeit von
Medikamenten befasst sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/8294). Fast die Hälfte der Menschen in Deutschland zwischen 18 und
64 Jahren nehme mindestens einmal im Monat Schmerzmittel, knapp 20 der
Bevölkerung sogar wöchentlich.

Daneben hätten auch Schlaf- und Beruhigungsmittel, Aufputschmittel,
Psychopharmaka und Neuroleptika ein hohes Suchpotenzial.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun mehr erfahren über
das Ausmaß der Abhängigkeit von Medikamenten und Strategien dagegen.

 * 

5. Sicherstellungszuschlag für Hebammen

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der Auszahlung des sogenannten
Sicherstellungszuschlags an Hebammen befasst sich die FDP-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/8318). Mit Verweis auf die hohe Auslastung
der zuständigen Abteilung habe der GKV-Spitzenverband den Zuschlag mit
rund 17 Wochen Verzögerung ausgezahlt. Die Folge seien finanzielle
Engpässe für die betroffenen Geburtshelferinnen.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun erfahren, wie
lange die durchschnittliche Wartezeit auf die Auszahlung des Zuschlags
2018 war und welche Frist als angemessen angesehen wird.

 * 

6. Lieferengpässe bei Arzneimitteln

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit Lieferengpässen bei Arzneimitteln befasst sich
die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8293). Besonders
gravierend seien Lieferengpässe bei der Behandlung seltener
Erkrankungen. Ein Sonderfall seien solche Erkrankungen, die mit
Plasmapräparaten behandelt würden.

Die Herstellung von Arzneimitteln aus Plasma sei komplex und
zeitintensiv. Ausschreibungen, Zwangsabschläge oder Rabattverträge
könnten die Versorgung gefährden.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun wissen, welche
Arzneimittel als besonders engpassgefährdet eingestuft werden und wie
sich die Bereitschaft zur Plasmaspende in den vergangenen 20 Jahren
entwickelt hat.

 * 
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BUNDESTAG/8154: Heute im Bundestag Nr. 289 - 19.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 289

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 19. März 2019, Redaktionsschluss: 10.38 Uhr

1. Sozialanteil im Etat fast verdoppelt

2. Sanierung der NordLB

3. Besteuerung von Big Techs

4. FDP fragt nach Etatüberprüfung

5. Förderung von Investitionen durch EU

6. Einigung bei der Grundsteuer

7. Mehrfach-Erstattung von Kapitalsteue



1. Sozialanteil im Etat fast verdoppelt

Haushalt/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der Anteil der Bundesausgaben für die soziale
Sicherung hat sich seit 1990 fast verdoppelt. Aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/8228) auf eine Kleine Anfrage der FDP Fraktion
(19/7348) geht hervor, dass der Ausgabenanteil für soziale Sicherung
im Bundeshaushalt im Jahr 1990 27,2 Prozent betragen hat. Bis zum Jahr
2019 war dieser Anteil auf 50,4 Prozent gestiegen.

 * 

2. Sanierung der NordLB

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/8250)
zur Sanierung der Norddeutschen Landesbank (NordLB) gestellt. Gefragt
wird nach Bilanzzahlen und der Entwicklung der notleidenden Kredite.
Außerdem erkundigen sich die Abgeordneten nach der Restrukturierung
der Norddeutschen Landesbank und nach den Details des
Übernahmeangebotes durch die Investmentfirmen Cerberus und
Centerbridge. Die Bundesregierung soll sich generell zum staatlichen
Engagement im Bankensektor in Deutschland äußern.

 * 

3. Besteuerung von Big Techs

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Einzelheiten zu einer angeblichen Einigung von mehr
als 120 Staaten auf eine Besteuerung von sogenannten Big Techs
interessieren die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8244). Die
Bundesregierung soll angeben, welche Staaten die Einigung mittragen
und welche Folgen für das deutsche Steuerrecht daraus entstehen.
Außerdem wird nach der Unterrichtung des Deutschen Bundestages
gefragt.

 * 

4. FDP fragt nach Etatüberprüfung

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die von Ralph Brinkhaus, dem Vorsitzenden der
CDU/CSU Fraktion im Deutschen Bundestag, im Rahmen eines Projekts
"Haushalt 2030" geforderte Generalüberprüfung sämtlicher Posten des
Bundeshaushaltes macht die FDP-Fraktion zum Thema einer Kleinen
Anfrage (19/8240). Die Bundesregierung soll angeben, wie sie in die
Erarbeitung der haushalts- und regulierungspolitischen Forderungen der
Unionsfraktion eingebunden war. Außerdem wird gefragt, ob die
Bundesregierung die Auffassung des Fraktionsvorsitzenden teilt, wonach
der Bundeshaushalt immer größer und komplexer geworden sei und wie sie
die Aussichten beurteilt, den Bundeshaushalt künftig wieder kleiner
und weniger komplex zu gestalten. Zudem wollen die Abgeordneten
wissen: "Teilt die Bundesregierung die Sorge des
Fraktionsvorsitzenden, dass wir heute in Deutschland möglicherweise in
einem sogenannten Nanny-Staat leben, der sich durch über
Überregulierung auszeichnet?"

 * 

5. Förderung von Investitionen durch EU

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach der Förderung von Investitionen durch den
europäischen Fonds für strategische Investitionen (EFSI) erkundigt
sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8243). Um die
Investitionsschwäche in der EU zu überwinden, sollte der EFSI durch
öffentliches Risikokapital von insgesamt 33,5 Milliarden Euro in die
Lage versetzt werden, bis 2020 Gesamtinvestitionen von 500 Milliarden
Euro anzustoßen. Die FDP-Fraktion verweist auf Angaben des
Europäischen Rechnungshofs, wonach Maßnahmen des Fonds zum Teil an die
Stelle anderer Maßnahmen der Europäischen Investitionsbank (EIB) und
von EU-Finanzierungsinstrumenten getreten sein sollen. Die
Bundesregierung wird nach dem jährlichen Volumen der bisher vom EFSI
gewährten Kredite und der Zahl der Projekte gefragt. Weiter wird die
Regierung gefragt, ob sie die Einschätzung des Europäischen
Rechnungshofes teilt, dass etwa ein Drittel der geförderten
Infrastrukturprojekte auch ohne Unterstützung durch den EFSI
durchgeführt worden wäre.

 * 

6. Einigung bei der Grundsteuer

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Erhebung der Grundsteuer auf Basis der Einigung
von Bund und Ländern am 1. Februar 2019 ist Thema einer Kleinen
Anfrage der FDP-Fraktion (19/8242). Die Abgeordneten wollen unter
anderem erfahren, wie die Nettokaltmiete einer Immobilie abgefragt
werden soll, wenn diese bis zu 30 Prozent unterhalb der
durchschnittlichen Nettokaltmiete liegen sollte. Weiterhin wird danach
gefragt, in welchen Abständen die für die Ermittlung der Grundsteuer
relevanten Bodenrichtwerte erneuert werden sollen.

 * 

7. Mehrfach-Erstattung von Kapitalsteue

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die mutmaßliche mehrfache Erstattung von
Kapitalertragsteuer mittels "Phantom-Aktien" macht die FDP-Fraktion
erneut zum Thema einer Kleinen Anfrage (19/8251). Dabei geht es um
eine Regelungslücke. Finanzunternehmen hätten "American Depositary
Receipts" (ADR) ausgegeben, ohne dass sie für diese sogenannten
Hinterlegungsscheine die entsprechenden Wertpapiere auch hinterlegt
hätten. Die Erwerber dieser sogenannten Vorab-ADR hätten sodann bei
den deutschen Steuerbehörden erfolgreich Steuererstattungen beantragt,
obgleich zuvor keine Dividende gezahlt worden sei, heißt es unter
Bezug auf Presseberichte in der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage. Die
FDP-Fraktion will wissen, von welcher Finanzbehörde des
Bundesministerium der Finanzen am 6. November 2018 auf die mögliche
Relevanz unberechtigter Kapitalertragsteuererstattung im Zusammenhang
mit ADR auch für den Zeitraum nach 2011 hingewiesen wurde. Außerdem
wollen die Abgeordneten wissen, ob aus den der BaFin am 8. November
2016 übermittelten Informationen hervorging, dass ADR zum Zwecke
unberechtigter Steuererstattungen zu Lasten der Bundesrepublik
eingesetzt worden sein könnten.

 * 
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BUNDESTAG/8153: Heute im Bundestag Nr. 288 - 19.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 288

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 19. März 2019, Redaktionsschluss: 09.33 Uhr

1. Dissenz über Entgelttransparenzgesetz



1. Dissenz über Entgelttransparenzgesetz

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Anhörung

Berlin: (hib/AW) Die Lohnunterschiede zwischen Männern und Frauen und
die Wirksamkeit des Entgelttransparenzgesetzes wird von
Sachverständigen und Interessenvertretern höchst unterschiedlich
bewertet. Dies zeigte sich in einer öffentlichen Anhörung des
Familienausschusses am Montag über zwei Anträge der Fraktionen Die
Linke (19/1005) und Bündnis 90/Die Grünen (19/1192) zur Bekämpfung von
Lohndiskriminierung von Frauen.

Die Linksfraktion fordert in ihrem Antrag unter anderem, dass der
Auskunftsanspruch über die betriebliche Entlohnung im
Entgelttransparenzgesetz für alle Beschäftigten unabhängig von der
Betriebsgröße gelten muss, dass Stillschweige-Klauseln in
Arbeitsverträgen über die Entlohnung für nicht erklärt werden und alle
Unternehmen ab 25 Beschäftigten zu einer verbindlichen und
regelmäßigen Überprüfung der Entgeltgleichheit verpflichtet werden.
Übereinstimmend fordern Linke und Grüne ein Verbandsklagerecht gegen
Lohndiskriminierung.

Die Volkswirtschaftlerin Christina Boll vom Hamburgischen
Weltwirtschaftsinstitut (HWWI) verwies darauf, dass das im
Entgelttransparenzgesetz genannte Lohnbewertungskriterium keine
belastbare Aussage über eine Entgeltdiskriminierung zulasse, sondern
allenfalls einen Verdacht. Dem trage das Gesetz mit dem individuelle
Auskunftsrecht Rechnung. Die Einführung eines Verbandsklagerechts sei
hingegen nicht angemessen. Boll argumentierte, dass der hohe Anteil
von teilzeitbeschäftigten Frauen eine der Hauptursachen für die
Gehaltsschere von 21 Prozent zwischen Männern und Frauen sei. Zudem
sei das Entgelttransparenzgesetz erst im Sommer 2017 in Kraft
getreten, es sei noch zu früh, um eine Bewertung bezüglich seiner
Wirksamkeit abzugeben.

Auf Seiten der Arbeitgeber stießen die Forderungen der Linken und der
Grünen nach einer Verschärfung des Entgelttransparenzgesetzes und
einer Einführung eines Verbandsklagerechts durchgehend auf Ablehnung.
Claudia Große-Leege vom Verband deutscher Arbeitnehmerinnen (VdU)
verwies darauf, dass die Arbeitgeber großen Wert auf eine faire und
leistungsgerechte Entlohnung der Beschäftigten unabhängig vom
Geschlecht legten. Die unbereinigte Lohnlücke von 21 Prozent zwischen
Männern und Frauen sei nicht auf unterschiedliche Gehälter bei
gleicher Arbeit und Qualifikation zurückzuführen. Selbst in der
bereinigten Lohnlücke von rund sechs Prozent seien
Erwerbsunterbrechungen nicht einbezogen, Frauen seien aber wegen
Kinderbetreuung oder Pflege von Angehörigen sehr viel öfter von
Erwerbsunterbrechungen betroffen. Bei Einberechnung dieser
Erwebsunterbrechungen sei die Lohnlücke deutlich kleiner. In diesem
Sinne argumentierte auch Anja Klie von der Bundesvereinigung der
Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA). Die bereinigte Lohnlücke liege
zwischen 2,3 und 5,8 Prozent. Deutschland habe in Europa eine der
geringsten Lohnlücken. Dieser statistische Wert lasse sich auch nicht
automatisch mit Diskriminierung von Frauen in Unternehmen erklären.
Klie verwies auf die deutlich geringe Lohnlücke im Osten Deutschlands.
Dies sei darauf zurückzuführen, dass Frauen in den ostdeutschen
Bundesländern sehr viel häufiger in Vollzeit beschäftigt seien als in
den West-Ländern. Ebenso wie Große-Leege und Klie lehnte auch Steven
Haarke vom Handelsverband Deutschland (HDE) weitere Auflagen für die
Arbeitgeberseite ab. Bereits das Entgelttransparenzgesetz habe zu
unverhältnismäßig hohen bürokratischen Belastungen geführt. Statt
weiter in die Tarifautonomie einzugreifen, sollten ganztägige
Betreuungsangebote in Kitas und Schulen ausgebaut werden, um die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu verbessern.

Unterstützt wurden die Anträge von Linken und Grünen hingegen von der
Arbeitsrechtlerin Gisela Ludewig vom Deutschen Juristinnenbund (djb),
der Rechtsanwältin Lena Oerder von der Düsseldorfer Anwaltskanzlei
"silberger.lorenz.towara", der Rechtswissenschaftlerin und früheren
Direktorin des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts,
Heide Pfarr, sowie der Wirtschaftswissenschaftlerin und Beraterin
Andrea Jochmann-Döll (GEFA, Forschung und Beratung). Lena Oerder
verwies darauf, dass der Auskunftsanspruch nach dem
Entgelttransparenzgesetz nur für Beschäftigte in Betrieben mit mehr
als 200 Angestellten gelte. Damit sei ein Großteil der Beschäftigten
von diesem Anspruch ausgeschlossen. Selbst die Europäische Kommission
empfehle, diese Schwelle auf 50 Beschäftigte zu senken. Auch Andrea
Jochmann-Döll plädierte dafür, dass die Unternehmensgröße nicht
ausschlaggebend sein dürfe bei der Gewährung des Auskunftsanspruch.
Das Entgelttransparenzgesetz zeige insgesamt nur geringe Wirkung.
Heide Pfarr plädierte für eine Verpflichtung der Unternehmen, ihre
betrieblichen Entgeltsysteme mithilfe zertifizierter Verfahren zu
überprüfen. Allein mit einem individuellen Auskunftsanspruch der
Beschäftigten ließe sich keine echte Transparenz schaffen.
Übereinstimmend forderten Jochmann-Döll, Ludewig, Order und Pfarr ein
Verbandsklagerecht gegen Lohndiskriminierung. Der Weg einer
individuellen Klage gegen den eigenen Arbeitgeber werde nur von sehr
wenigen Frauen eingeschlagen, da diese mit negativen Auswirkungen
rechnen müssten.

 * 
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BUNDESTAG/8152: Heute im Bundestag Nr. 287 - 18.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 287

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 18. März 2019, Redaktionsschluss: 17.27 Uhr

1. Expertenstreit über direkte Demokratie

2. Nebenverdienst zum Elterngeld im Fokus

3. AfD fragt nach Zustand der Flugbereitschaft

4. Fragen der AfD zum Mali-Einsatz

5. Linke fragt nach Inlandseinsätzen



1. Expertenstreit über direkte Demokratie

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Die von der Linksfraktion in einem Gesetzentwurf
(19/16) vorgeschlagenen direktdemokratischen Elemente der
Volksinitiative, des Volksbegehrens und des Volksentscheids auf
Bundesebene sowie die Absenkung des Wahlalters auf 16 Jahre und die
Erweiterung des Kreises der Wahlberechtigten auf Menschen, die -
unabhängig von der deutschen Staatsbürgerschaft - seit mindestens fünf
Jahren in Deutschland leben, stößt bei Experten auf Ablehnung ebenso
wie auf Zustimmung. Das wurde während einer öffentlichen Anhörung des
Innenausschusses am Montag deutlich.

Begrüßt wurde der Gesetzentwurf unter anderem von Ralf-Uwe Beck,
Bundesvorstandssprecher des Vereins "Mehr Demokratie". Während auf
Länderebene die parlamentarische Demokratie durch die direkte
Demokratie ergänzt worden sei und sich dieses Mittel bewährt habe,
fehle auf Bundesebene ein verbindliches Beteiligungsinstrument, sagte
er. Befürchtungen, die Möglichkeiten der direkten Demokratie könnten
von Populisten missbraucht werden, trat Beck entgegen. Richtig sei,
"das direktdemokratische Verfahren Populismus entlarven und zur
Versachlichung beitragen". Wichtig sei die Ausgestaltung des
Regelwerks. Parlamentarische und direktdemokratische Verfahren müssten
stark miteinander verschränkt werden, sagte Beck.

Vor einer "direktdemokratischen Sackgasse" warnte hingegen Professor
Otto Depenheuer von der Universität zu Köln. Dem Befund, die
Demokratie steht derzeit stark unter Druck, stimme er zu. Als Antwort
darauf sei aber nicht die direkte Demokratie geeignet, sondern
vielmehr der Ausbau der repräsentativen Demokratie, für die sich die
Väter und Mütter des Grundgesetzes bewusst entschieden hätten.
Depenheuer sah auch keinen Bedarf dafür, das Wahlalter abzusenken. Es
brauche eine Korrelation zwischen Rechten und Pflichten, sagte er.
Wenn also das Recht zur Wahl für 16-Jährige gelten soll, müsste für
sie auch das Strafrecht für Erwachsene gelten, was sicherlich "aus
guten Gründen", auf Ablehnung stoßen dürfte.

Die Stärkung von Beteiligungsmöglichkeiten im Grundgesetz ist aus
Sicht von Katharina Liesenberg vom Verein "mehr als wählen", einer
"Initiative für innovative Demokratie" sehr zu befürworten. Um aber
nachhaltige, informationsbasierte Beteiligung, Meinungsbildung und
Entscheidungen sicherzustellen, sei die Einführung geloster Bürgerräte
sinnvoll. Die Anzahl der ausgelosten Teilnehmer an den Räten bemesse
sich an der Größe der betroffenen Kommune beziehungsweise der
Entscheidungsebene. Mittels qualifizierter Zufallsauswahl würden dabei
Alter, Geschlecht und Region berücksichtigt. In besonderen Fällen sei
außerdem die bewusste Ansprache unterrepräsentierter Gruppen denkbar,
um eine möglichst repräsentative Zusammensetzung dieser Gremien zu
gewährleisten, sagte Lieseberg.

Mit Blick auf das verstärkte Beteiligungsbegehren der Bevölkerung sei
der Gesetzentwurf der richtige Ansatz, befand Professor Hans J.
Lietzmann von der Universität Wuppertal. Auf den Brexit eingehend,
sagte der Verfassungsrechtler, das sei ein Plebiszit und habe nichts
mit direkter Demokratie zu tun. "Das ist etwas ganz anderes", betonte
er. Dies hervorzuheben sei wichtig, "weil es die Diskussion sonst
vergiftet". Die Herabsetzung des Wahlalters auf 16 nannte er
"politikwissenschaftlich sinnvoll". Der Bezug auf das Zivil- oder
Strafrecht sei hingegen falsch. Was das Wahlrecht für Ausländer
angeht, so regte Lietzmann an, das Bundesverfassungsgericht sollte
seine Entscheidung von 1990, wonach Ausländer kein Wahlrecht auf
Bundesebene haben, überprüfen.

Ihre Zweifel an der Geeignetheit der direkten Demokratie auf
Bundesebene seien durch ihre in der Schweiz gemachten jahrelangen
Erfahrungen gewachsen, sagte Professor Regina Ogorek von der
Universität Frankfurt. Es werde vielfach "in einer Art
Verfassungslyrik" darüber gesprochen, dass man so einen
verantwortungsbewussteren, aufgeklärteren Bürger bekommen. Da müsse
jedoch ein Fragezeichen gesetzt werden, sagte sie. Einbindung in
Entscheidungsprozesse etwa fände gar nicht statt. Man habe die Chance
Ja oder Nein zu Vorlagen zu sagen, die einige wenige erarbeitet
hätten. Zudem hätten Umfragen gezeigt, dass bei wichtigen Abstimmungen
mehr als die Hälfte der Teilnehmer nicht gewusst hätten, worüber
abgestimmt wurde.

Die Einführung eines Ausländerwahlrechtes "selbst durch
verfassungsänderndes Gesetz", ist aus Sicht des Privatdozenten Ulrich
Vosgerau unmöglich. Die Einführung durch einfache Gesetze sei in jedem
Falle verfassungswidrig, wie auch das Bundesverfassungsgericht
geurteilt habe. Der Gedanke, man müsse das Ausländerwahlrecht einfach
nur in die Verfassung hineinschreiben, damit das Gericht es nicht als
verfassungswidrig bewerten könne, sei "zu kurz gedacht". Wenn das
deutsche Volk als "verfassungsgebende Gewalt" vorausgesetzt werde,
könne auch der "verfassungsändernde Gesetzgeber" sein eigenes
Legitimationsobjekt "nicht einfach austauschen", sagte Vosgerau. Es
sei nicht möglich, das "deutsche Volk" anders zu definieren, als eine
Abstammungsgemeinschaft, wie es die Väter und Mütter des Grundgesetzes
getan hätten.

 * 

2. Nebenverdienst zum Elterngeld im Fokus

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion verlangt Auskunft über die
Anrechnung des Nebenverdienstes auf das Elterngeld. In einer Kleinen
Anfrage (19/8042) will sie unter anderem wissen, wie viele Empfänger
von Elterngeld in den vergangenen zehn Jahren einer Nebentätigkeit
nachgegangen sind, wie viele den Höchstsatz von 1.800 Euro und wie
viele den Mindestsatz von 300 Euro des Elterngeldes erhalten haben.
Zudem will sie erfahren, wie sich die Nichtanrechnung eines
Nebenverdienstes auf die Ausgaben des Bundes für das Elterngeld
auswirken würden.

 * 

3. AfD fragt nach Zustand der Flugbereitschaft

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion will über den Zustand der
Flugbereitschaft der Bundeswehr informiert werden. In einer Kleinen
Anfrage (19/8064) möchte sie erfahren, zu wie vielen Flugzeugpannen es
in der laufenden und der vergangenen Legislaturperiode gekommen ist
und welche Kosten dadurch entstanden sind. Zudem fragt sie nach der
Beschaffung neuer Flugzeuge für die Flugbereitsschaft und den dafür
eingeplanten Mitteln.

 * 

4. Fragen der AfD zum Mali-Einsatz

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion fordert Auskunft über die
Ausbildungsmission der Bundeswehr in Mali. In einer Kleinen Anfrage
(19/8065) will sie unter anderem wissen, wie viele Angehörige der
malischen Streitkräfte seit Beginn des Einsatzes von deutschen
Soldaten ausgebildet wurden und in welchen militärischen Fähigkeiten.
Zudem möchte die AfD erfahren, wie viele der malischen Soldaten nach
ihrer Ausbildung zu oppositionellen militanten Kräften übergelaufen
sind.

 * 

5. Linke fragt nach Inlandseinsätzen

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion fragt nach Einsätzen der Bundeswehr
im Inland. In einer Kleinen Anfrage (19/8086) will sie unter anderem
wissen, welche Einsätze im Rahmen der Amtshilfe und welche
Unterstützungsleistungen im vierten Quartal des Jahres 2018 absolviert
wurden. Zudem möchte sie erfahren, welche bevorstehenden Einsätze
bislang genehmigt wurden.

 * 
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BUNDESTAG/8151: Heute im Bundestag Nr. 286 - 18.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 286

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 18. März 2019, Redaktionsschluss: 16.51 Uhr

1. Abstammungsrechtliche Regelungen

2. Kampfsport in der rechtsextremen Szene

3. Zahl der Muslime in Deutschland erfragt

4. Einflussnahme auf Religionsgemeinschaften

5. Marktmanipulationen im DAX

6. Personalbedarf in der Pflege



1. Abstammungsrechtliche Regelungen

Recht und Verbraucherschutz/Anhörung

Berlin: (hib/mwo) Nach der Einführung der Ehe für alle ist eine
Modernisierung des Abstammungsrechts wünschenswert. Diese Meinung
vertraten die meisten der neun geladenen Sachverständigen in einer
öffentlichen Anhörung im Rechtsausschuss am Montag. Gegenstand der
Fragen der Abgeordneten in der vom Ausschussvorsitzenden Stephan
Brandner (AfD) geleiteten zweieinhalbstündigen Sitzung war der von
Bündnis 90/Die Grünen eingebrachte Entwurf eines Gesetzes zur
Anpassung der abstammungsrechtlichen Regelungen an das Gesetz zur
Einführung des Rechts auf Eheschließung für Personen gleichen
Geschlechts (19/2665), wobei sich die Ausführungen der Experten auf
das Modell "Mutter - Mutter - Kind" konzentrierten.

Der Forderung nach einer abstammungsrechtlichen Gleichstellung von
Frauen in lesbischen Beziehungen stand dabei die Kritik an einer
Abweichung von Prinzipien des geltenden Abstammungsrechts gegenüber.

Der Entwurf sieht unter anderem vor, dass die sogenannte gesetzliche
Fiktion, wonach der Ehemann der Mutter automatisch der zweite
rechtliche Elternteil des Kindes ist, auf die Ehefrau der Mutter
erweitert wird. Die Fragen der Abgeordneten drehten sich vor allem um
mögliche Auswirkungen der vorgesehenen Änderungen auf die Rolle der
biologischen Väter, die Unterschiede zwischen Abstammungs- und
Adoptionsrecht und Weiterentwicklungen dieser Regelungen sowie um die
Möglichkeiten, eine Elternschaft anzufechten.

Wie Familienrechtlerin Nina Dethloff von der Universität Bonn
erläuterte, soll die Gleichstellung von Kindern, die in eine
gleichgeschlechtliche Partnerschaft hineingeboren werden, mit Kindern
in heterosexuellen Partnerschaften erreicht werden, indem zum einen
die Ehefrau der Mutter des Kindes unmittelbar mit der Geburt ebenfalls
Mutter wird, und zum anderen eine Anerkennung der Mutterschaft
ermöglicht wird. Beide Vorschläge seien uneingeschränkt zu begrüßen.
Sie seien dringend notwendig, um den erheblichen Defiziten des
geltenden Rechts zu begegnen. Die Co-Mutterstellung der Partnerin
müsse in gleicher Weise wie die Vaterschaft unmittelbar mit der Geburt
rechtlich abgesichert werden.

Auch aus der Sicht von Stephanie Gerlach von Treffpunkt, einer
Münchener Fach- und Beratungsstelle für Regenbogenfamilien, trägt der
Gesetzentwurf zur Absicherung des Kindes und der Familie bei. Die
bislang von Frauenpaaren angestrebte Möglichkeit, die Mit-Mutter per
Stiefkindadoptionsverfahren zum zweiten rechtlichen Elternteil des
gemeinsamen Kindes werden zu lassen, sei nachteilig sowohl für das
Kind als auch für die ganze Familie, erklärte Gerlach. Der Entwurf
sehe ausgehend von der Gleichbehandlung verschiedengeschlechtlicher
Paaren für verheiratete Frauenpaare vor, dass Kinder, die in diese
Ehen hineingeboren werden, von Beginn an zwei Elternteile haben. Auch
die rechtliche Vaterschaft sei an keinerlei biologische Voraussetzung
geknüpft.

Für grundsätzlich begrüßenswert hielt Katharina Lugani vom Deutschen
Juristinnenbund den Gesetzentwurf. Zwar wäre eine umfassendere Reform
des Abstammungsrechts wünschenswert, der Entwurf decke zumindest den
aktuellen Minimalbedarf an einer Neuregelung ab, erklärte sie. Er sei
ein erster Schritt in die richtige Richtung, bedürfe jedoch im Detail
der Überarbeitung. Für den Verein Spenderkinder begrüßte Anne 
Meier-Credner das Anliegen der Verbesserung des Schutzes von Spenderkindern,
deren Mutter mit einer Frau verheiratet ist. Diese seien rechtlich
schlechter abgesichert als Spenderkinder, die in eine
verschiedengeschlechtliche Ehe hineingeboren werden, erklärte sie. Für
sinnvoller als den im Entwurf enthaltenen Vorschlag halte der Verein
eine Verbesserung der Rechtsstellung der Kinder durch die Möglichkeit
zur präkonzeptionellen Anerkennung durch die Co-Mutter, die auch
andere Sachverständigen ins Spiel brachten. Zu hinterfragen sei auch
die im Entwurf vorgesehene automatische Zuordnung der Ehefrau der
Mutter.

Wolfgang Schwackenberg, Vorsitzender des Ausschusses Familienrecht
beim Deutschen Anwaltverein, vertrat die Auffassung, dass im Sinne
einer Gleichbehandlung von Kindern gleichgeschlechtlicher und
heterosexueller Paare die Genetik beziehungsweise das bisherige
Abstammungsrecht nicht mehr als Ausgangspunkt tauge. Angesichts des
Korrekturbedarfs sei die Zielsetzung des Entwurfs daher sehr zu
begrüßen. Im Unterschied dazu gebe es beim Adoptionsrecht von
vornherein eine andere Ausgangssituation.

Markus Buschbaum, im Familienrecht tätiger Notar aus Köln, hält den
Befund, wonach Regenbogenfamilien weiterhin diskriminiert werden, dem
Grunde nach für zutreffend. Allerdings werde allein die Forderung nach
einer abstammungsrechtlichen Gleichstellung von Frauen in lesbischen
Beziehungen der Komplexität rechtlicher und sozialer Elternschaft in
Regenbogenkonstellationen keineswegs gerecht, denn es seien auch die
Belange der biologischen Väter zu berücksichtigen. Aus der Sicht von
Christopher Schmidt, Familienrechtler an der Hochschule Esslingen,
vermengt der Entwurf die Regelungsbereiche Abstammungs- und
Adoptionsrecht, denn in seinem Zentrum stehe die Begründung einer von
der biologischen Situation abweichenden Elternschaft außerhalb des
Adoptionsrechts. Eine Notwendigkeit für die vorgeschlagenen Änderungen
im Abstammungsrecht bestehe nicht, erklärte Schmidt, der für eine
Änderung im Adoptionsrecht plädierte.

Gegen den Entwurf sprach sich auch Markus Witt vom Bundesverein
Väteraufbruch für Kinder aus. Ein Kind könne biologisch nur von einem
Mann und einer Frau abstammen - die genetische Abstammung müsse daher
Grundsatz im Abstammungsrecht sein. Der Verein wünsche sich hier eine
weniger ideologisch geführte Debatte. Zudem seien Kinder Träger
eigener Rechte und nicht das Zuordnungsobjekt von Bedürfnissen
Erwachsener. Rolf Jox von der Katholischen Hochschule NRW begrüßte das
Ziel, die Ungleichbehandlung zu beseitigen, verwies aber auf die
Nichtvereinbarkeit der vorgeschlagenen Änderungen mit geltenden
Prinzipien des Abstammungsrechts und sprach sich daher für die
Beibehaltung des bisherigen Systems aus. Es stelle sich jedoch die
Frage, ob nicht mit Blick auf die zahlreichen neuen Formen des
Zusammenlebens sowie den Möglichkeiten der Reproduktionsmedizin ein
völlig neues System von Rechten und Pflichten von Personen gegenüber
Kindern geschaffen werden sollte.

Auch das Bundesjustizministerium arbeitet an einer Reform des
Abstammungsrechts und legte in der vergangenen Woche einen
Diskussionsteilentwurf vor, auf den in der Anhörung verwiesen wurde.
Laut Ministerium kann das bestehende Abstammungsrecht die heutzutage
gelebten Familienkonstellationen nicht mehr ausreichend abbilden, das
geltende Recht solle daher unter Beibehaltung bewährter Elemente
moderat fortentwickelt werden.

 * 

2. Kampfsport in der rechtsextremen Szene

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Kampfsport in der rechtsextremen Szene"
thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/8316). Darin erkundigt sie sich danach, inwiefern die
Bundesregierung Kenntnis darüber hat, ob es in extrem rechten Kreisen
eine explizite Strategie gibt, den Kampfsport politisch zu nutzen.
Auch möchte sie unter anderem wissen, "welche Kampfsport-Studios,
-Gyms, -Vereine, -Veranstalter, -Veranstaltungen, -Teams, -Verbände
und welche einzelnen Kampfsportlerinnen und Kampfsportler" nach
Einschätzung oder Kenntnis der Bundesregierung der rechtsextremen
Szene zuzuordnen sind.

 * 

3. Zahl der Muslime in Deutschland erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion will wissen, wie viele Muslime nach
Kenntnis der Bundesregierung aktuell in Deutschland leben und wie
viele von ihnen von den muslimischen Dachverbänden vertreten werden.
Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/8298) unter
anderem danach, wie viele Mitglieder zählen die muslimischen Verbände
bezeihungsweise Dachverbände zählen.

 * 

4. Einflussnahme auf Religionsgemeinschaften

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Ausmaß ausländischer Einflussnahme auf
Religionsgemeinschaften, religiöse Vereine und sonstige religiöse
Organisationen" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/8306). Darin erkundigt sich die Fraktion danach,
welche Religionsgemeinschaften, religiösen Vereine und sonstige
religiöse Organisationen nach Kenntnis der Bundesregierung finanzielle
Zuwendungen in Höhe von mehr als 100.000 Euro pro Jahr aus dem Ausland
erhalten und von wem diese Zuwendungen stammen. Auch will sie unter
anderem erfahren, in welchen Fällen sind die ausländischen
Zuwendungsgeber nach Kenntnis der Bundesregierung von politischen und
staatlichen Stellen unabhängige religiöse Institutionen sind und in
welchen Fällen "staatliche Stellen, Parteien oder ähnliche politische
Entitäten beziehungsweise religiöse Institutionen, die unter
unmittelbarem politischen oder staatlichen Einfluss stehen.

 * 

5. Marktmanipulationen im DAX

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um Geldwäschevorwürfe und Marktmanipulationen geht
es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8256). Dabei
handelt es sich um ein namentlich nicht genanntes Unternehmen, das zum
Aktienindex Dax gehört und dessen Aktienkurs nach verschiedenen
Medienberichten über mögliche Unregelmäßigkeiten im Bereich
Rechnungslegung bis hin zu Transaktionen mit Bezug zu Geldwäsche um
fast 30 Prozent fiel. Die Bundesregierung soll angeben, seit wann sie
von den im Januar 2018 veröffentlichten Vorwürfe gegen das Unternehmen
weiß und wie die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
(BaFin) den Vorwürfen nachgegangen ist.

 * 

6. Personalbedarf in der Pflege

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Datenlage zum Personalbedarf in der Pflege ist
Thema einer Kleinen Anfrage (19/8253) der Fraktion Die Linke. Angaben
zum genauen Arbeitszeitumfang je Tätigkeitsbereich aller Pflegeberufe
in der ambulanten und stationären Pflege seien nicht ausgewiesen.
Zuverlässige Daten seien jedoch Voraussetzung für vertrauenswürdige
Analysen.

Die Abgeordneten wollen wissen, auf welcher Datengrundlage die
Bundesregierung ihre Pflegepersonalplanung im Einzelnen aufbaut.

 * 
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BUNDESTAG/8150: Heute im Bundestag Nr. 285 - 18.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 285

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 18. März 2019, Redaktionsschluss: 16.02 Uhr

1. Diskussion um Unterkunftskosten

2. Anhörung zur CO2-Bepreisung

3. AfD-Vorschlag für Kuratoriumsmitglied

4. Zahl im AZR registrierter Asylberechtigter

5. Kontrolle des Schulsanierungsprogramms

6. Vorbereitungen zum Artenschutzabkommen

7. FDP fragt nach Nitratmessestellen



1. Diskussion um Unterkunftskosten

Arbeit und Soziales/Ausschuss

Berlin: (hib/CHE) Die Vorschläge von FDP und Linken für eine Reform
der Berechnung der Unterkunftskosten in der Grundsicherung stoßen bei
Experten auf ein gemischtes Echo. Das wird in den Stellungnahmen
deutlich, die zahlreiche Experten zu einer Anhörung des Ausschusses
für Arbeit und Soziales am Montag, 18. März 2019, eingereicht haben.
Gegenstand der Anhörung waren Anträge der FDP-Fraktion (19/7030) und
der Linken (19/6526).

Die Liberalen fordern unter anderem eine stärkere Pauschalierung von
Leistungen der Unterkunft und Heizung, die aber besonderen
Einzelfällen dennoch gerecht werden soll. Außerdem sollen die Kommunen
mehr Rechtssicherheit bei der Berechnung der Kostenobergrenzen
erhalten, indem unbestimmte Rechtsbegriffe wie "angemessen" vermieden
oder klar definiert werden. Die Linke fordert, die Kosten der
Unterkunft im Arbeitslosengeld-II-Bezug existenzsichernd zu gestalten
und verlangt von der Bundesregierung einen Gesetzentwurf, der die
Wohnkostenlücke im Zweiten und Zwölften Sozialgesetzbuch schließt.

Den FDP-Vorschlag einer Pauschalierung kritisieren einige Experten: So
verweist das Institut für Wohnen und Umwelt darauf, eine pauschalierte
Leistung müsse so hoch angesetzt werden, dass zu Neuvertragsmietniveau
Unterkünfte in ausreichendem Maße anmietbar seien. Die Pauschale könne
daher nicht niedriger sein als die derzeitigen Angemessenheitsgrenzen.
Peter Becker, Vorsitzender Richter am Bundessozialgericht in Kassel,
betont, Pauschalierungen und Einzelfallregelungen seien schon heute
möglich. Von daher sei nicht zu erkennen, wie die FDP-Vorschläge zu
einer einfacheren Handhabung führen können. Der Deutsche
Gewerkschaftsbund (DGB) lehnt eine Pauschalierung von Wohnkosten
ebenfalls ab. Diese seien nur für standardisierbare Ausgabenposten,
die für alle Haushalte etwa in gleicher Höhe anfallen, sinnvoll.
Positiv bewerte dagegen der Deutsche Landkreistag eine Pauschalierung.
Es sollte eine Regelung angestrebt werden, die im Sinne einer
Verwaltungsvereinfachung leichter handhabbar sei und nicht regelmäßig
die Hinzuziehung externer Dienstleister erfordere, heißt es in dessen
Stellungnahme. Auch die Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbände bewertet diesen Ansatz positiv.

Kritisch äußern sich einige Experten auch zum Vorschlag der Linken,
die gesamten Unterkunftskosten schrittweise aus dem Bundeshaushalt zu
finanzieren. Dies sei "ambivalent", so der DGB. Einerseits würden die
Kommunen spürbar entlastet, andererseits bestehe die Gefahr, dass das
Engagement der Kommunen bei der Betreuung von Leistungsberechtigten
nachlassen könnte. Der Deutsche Landkreistag betont, mit Blick auf den
wichtigen kommunalen Charakter der Aufgabe und der Möglichkeiten
kommunaler Träger, auf Besonderheiten des kommunalen Wohnungsmarktes
einzugehen, sei eine kommunale Verantwortung "essentiell".

 * 

2. Anhörung zur CO2-Bepreisung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Anhörung

Berlin: (hib/LBR) In einem öffentlichen Fachgespräch befasst sich der
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit am Mittwoch,
den 3. April 2019 zwischen 11und 13 Uhr mit der CO2-Bepreisung. Die
Sitzung unter Leitung von Sylvia Kotting-Uhl (Bündnis 90/Die Grünen)
findet im Sitzungssaal E.700 des Paul-Löbe-Hauses statt. Als
Sachverständige sind geladen: Holger Lösch (Bundesverband der
Deutschen Industrie e.V.), Oldag Caspar (Germanwatch e.V.), Sebastian
Lüning, Joachim Weimann (Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg), Ulf
Sieberg (CO2-Abgabe e.V.) sowie Barbara Praetorius (Hochschule für
Technik und Wirtschaft Berlin).

Zuhörer werden gebeten, sich im Sekretariat des Ausschusses mit
vollständigem Namen und Geburtsdatum per E-Mail
(umweltausschuss@bundestag.de) anzumelden. Zudem wird die Sitzung live
im Internet und auf mobilen Endgeräten übertragen.

 * 

3. AfD-Vorschlag für Kuratoriumsmitglied

Inneres und Heimat/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion hat einen Wahlvorschlag für die
Wahl eines Mitglieds des Kuratoriums der "Stiftung Denkmal für die
ermordeten Juden Europas" (19/8463) vorgelegt. Danach schlägt die
Fraktion für die Wahl, die am Donnerstag auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht, ihren Abgeordneten Uwe Witt vor.

 * 

4. Zahl im AZR registrierter Asylberechtigter

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Ende vergangenen Jahres sind im
Ausländerzentralregister (AZR) knapp 42.900 asylberechtigte Ausländer
registriert gewesen. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/8258) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/7334)
hervor. Danach waren zum Stichtag 31. Dezember 2018 im AZR 42.858
Menschen mit einer Asylberechtigung erfasst. Die drei
Hauptstaatsangehörigkeiten entfielen demnach auf die Türkei mit 11.310
Asylberechtigten, Syrien mit 7.132 Betroffenen und den Iran mit 5.808
Personen.

Die Zahl der zum Jahreswechsel im AZR registrierten Menschen mit
Flüchtlingsschutz betrug den Angaben zufolge 654.296.
Hauptstaatsangehörigkeit war in diesen Fällen Syrien mit 353.276
Personen vor dem Irak mit 103.170 und Afghanistan mit 44.605.

Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, waren zu dem genannten Stichtag
227.046 Menschen mit einer Aufenthaltserlaubnis nach Paragraf 25
Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes (subsidiärer Schutz) erfasst.
Hauptstaatsangehörigkeiten waren hier laut Bundesregierung Syrien mit
151.122 Fällen sowie der Irak mit 22.839 Fällen und Afghanistan mit
15.819 Fällen.

Mit Aufenthaltserlaubnissen nach Paragraf 25 Absatz 3 des
Aufenthaltsgesetzes erfasst, die aufgrund bestimmter
Abschiebungsverbote erteilt werden, seien zum Jahreswechsel 96.883
Personen registriert gewesen, heißt es in der Vorlage ferner. Die
Hauptstaatsangehörigkeit entfiel demnach auf Afghanistan (58.007) vor
Somalia (4.198) und Syrien (3.795).

Die Zahl der zum Stichtag im AZR erfassten Personen mit einer Duldung
gibt die Bundesregierung mit 180.124 an. Hauptherkunftsländer waren
der Vorlage zufolge Afghanistan mit 14.271 Betroffenen, gefolgt vom
Irak mit 12.607 und Serbien mit 10.885.

 * 

5. Kontrolle des Schulsanierungsprogramms

Berlin: (hib/HLE) Das Schulsanierungsprogramm im Rahmen des
Kommunalinvestitionsförderungsgesetzes ist Thema einer Kleinen Anfrage
der FDP-Fraktion (19/8182). Die Abgeordneten wollen erfahren, wie die
Kontrolle der Mittelverwendung durch den Bund erfolgt. Außerdem wird
gefragt, über welche Punkte Länder, Kommunen und Schulen dem Bund
jeweils berichten müssen.

 * 

6. Vorbereitungen zum Artenschutzabkommen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Um die Vorbereitungen der Bundesregierung auf die
18. Vertragsstaatenkonferenz des Washingtoner Artenschutzabkommens
(CITES CoP18) vom 23. Mai bis 3. Juni in Sri Lanka geht es in einer
Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/8210). Darin
erkundigt sich die Fraktion, ob die Deutsche Gesellschaft für
Internationale Zusammenarbeit (GIZ) die Entwicklung von Positionen der
Southern African Development Community (SADC) für die anstehende
Konferenz fördere. In der Vorbemerkung verweisen die Abgeordneten
darauf, dass sich die SADC-Mitgliedsstaten auf vergangenen Konferenzen
"gegen einen besseren Schutz bedrohter Arten wie Elefanten, Löwen,
Haie ausgesprochen, bzw. die Freigabe des kommerziellen Handels mit
Produkten bedrohter Arten beantragt oder unterstützt" haben.

 * 

7. FDP fragt nach Nitratmessestellen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Nach den verschiedenen Grundwassermessnetzen in
Deutschland und der Anzahl der Messstellen im gesamten Bundesgebiet
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8252).
Sie möchte darin erfahren, welches der existierenden
Grundwassermessnetze als Grundlage für die Nitratberichte des
Bundesumwelt- und Bundeslandwirtschaftsministeriums verwendet wurde.
Weiter interessieren sich die Abgeordneten dafür wie viel Prozent der
Messstellen den Nitratwert von 50mg/l überschreiten.

 * 

Quelle:
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PRESSEKONFERENZ/1834: Regierungspressekonferenz vom 18. März 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 18. März 2019

Regierungspressekonferenz vom 18. März 2019

Themen: Personalie, mögliche Fusion der Commerzbank mit der
Deutschen Bank, Reisen des Bundesaußenministers nach Brüssel und Helsinki,
Verhältnis der EU zu China, Nord Stream 2, geplante Visa-Beschränkungen
gegen Entscheidungsträger des Internationalen Strafgerichtshofs durch die
USA, Freilassung eines in Venezuela inhaftierten deutschen Journalisten,
Gesetzentwurf zur Umsetzung einer EU-Richtlinie zum Datenschutz im
Strafverfahren, Terroranschlag auf zwei Moscheen in Neuseeland, Gespräche
zwischen Bund Ländern über die Fortführung der Übernahme von Kosten für die
Flüchtlingsbetreuung, Bundeshaushalt 2020, Entwurf eines Zweiten Gesetzes
zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht, Ermittlungen zum Überfall
auf die Botschaft Nordkoreas in Madrid, "Gelbwesten"-Proteste in Paris,
Brexit, Breitbandausbau, Neuigkeitenzimmer im Bundesverkehrsministerium und
vergleichbare Einrichtungen in weiteren Bundesministerien, "Fridays for
Future", Klimakabinett


Sprecher: StS Seibert, Jornitz (BMWi), Hebestreit (BMF), Ehrentraut
(BMAS), Adebahr (AA), Kall (BMJV), Grünewälder (BMI), Mänz (BMZ), Flosdorff
(BMVg), Strater (BMVI)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Jornitz: Ich verabschiede mich nach knapp zwei Jahren aus dem Pressereferat
im Bundeswirtschaftsministerium. Ich möchte mich sehr herzlich bei meinen
Sprecherkolleginnen und Sprecherkollegen für die sehr angenehme
Zusammenarbeit bedanken und natürlich ebenso herzlich bei Ihnen, liebe
Journalistinnen und Journalisten, die uns immer mit guten und bohrenden
Fragen nicht nur gequält, sondern auch bereichert haben. Ich werde ab
nächstem Montag im Kabinetts- und Parlamentsreferat im Kanzleramt anfangen.
Insofern werde ich von den Presseanfragen zu den parlamentarischen Anfragen
übergehen, was sicherlich auch ein sehr spannendes Feld sein wird. Vielen
Dank.

Vorsitzender Feldhoff: Vielen Dank, Herr Jornitz. Unsere guten Wünsche
begleiten Sie in der neuen Aufgabe.

Frage (zur möglichen Fusion der Commerzbank mit der Deutschen Bank): Ganz
offen die Fragen an Herrn Hebestreit: Wie steht denn Ihr Haus zu dieser
Fusion? Es gibt ja die Berichte, dass Sie da eine aktive Rolle gespielt
haben und immer noch spielen. Welche Rolle spielt Ihr Haus, und warum -
wenn Sie das sagen können - sind Sie für eine solche Fusion?

Hebestreit: Wie Sie das schon in Ihrer Frage angekündigt haben: Was ich
sagen kann, ist relativ begrenzt. Wir haben das gestern bereits schriftlich
gemacht. Es handelt sich um die Entscheidung zweier privatwirtschaftlicher
Unternehmen, die gesagt haben, dass sie jetzt ergebnisoffen in Gespräche
über eine engere Kooperation einsteigen wollen. Wir als Bundesministerium
der Finanzen nehmen das zur Kenntnis.

Zusatzfrage: Das heißt, Sie dementieren, dass Sie eine aktive Rolle dabei
gespielt haben oder noch spielen?

Hebestreit: Ich dementiere und bestätige gar nichts. Ich sage, dass wir zur
Kenntnis nehmen, dass diese beiden privatwirtschaftlich organisierten
Unternehmen in eine engere Kooperation miteinander treten wollen
beziehungsweise Gespräche dazu aufnehmen, die ergebnisoffen sind.

Zusatzfrage: Aus der Finanzkrise 2008 war ja die Lehre gezogen worden, dass
eine Bank niemals wieder so groß sein soll, dass sie den deutschen Staat
erpressen kann. Teilen Sie diese Auffassung, dass Banken nicht mehr so groß
sein sollen, dass sie Staaten nicht mehr erpressen können?

Hebestreit: Ich teile die Auffassung, dass man seit der Finanzkrise
2008/2009 auf europäischer Ebene große Anstrengungen unternommen hat, um zu
verhindern, dass der Steuerzahler wieder bei einer Schieflage oder
Abwicklung einer Bank in die Pflicht genommen werden muss.

Frage: Herr Hebestreit, es gibt ja von Seiten des Koalitionspartners
Kritik, dass das Finanzministerium zumindest den Eindruck erweckt hat, doch
ein aktiver Partner zu sein. Auch in Frankfurt sagen einige, diese Prüfung
geschehe jetzt auf Druck des Finanzministeriums. Können Sie vielleicht zu
diesen Vorwürfen Stellung nehmen, ob sie berechtigt sind?

Hebestreit: Ich habe seitens des Bundesministeriums der Finanzen keinen
Druck wahrgenommen.

Frage: Ich habe noch nicht verstanden, ob Sie die Fusionsgespräche jetzt
begrüßen.

Hebestreit: Sie haben es nicht verstanden, weil ich mich dazu nicht
geäußert habe.

Zusatzfrage: Dann stelle ich die Frage: Begrüßen Sie diese
Fusionsgespräche?

Hebestreit: Das habe ich gar nicht zu beurteilen. Wir nehmen sie zur
Kenntnis.

Zusatzfrage : Begleiten Sie diese Fusionsgespräche?

Hebestreit: Nein. Das sind Gespräche zwischen zwei privatwirtschaftlich
organisierten Unternehmen. Das läuft zwischen diesen Unternehmen und nicht
in der Bundesregierung.

Zusatzfrage: Aber der Staat hat 15 Prozent Anteile an einem der
Unternehmen.

Hebestreit: Ja.

Zusatzfrage: Hat das Unternehmen den Staat über die Fusionsgespräche
informiert? Wann wurden Sie darüber informiert?

Hebestreit: Dazu äußere ich mich hier nicht.

Zuruf : Warum nicht?

Hebestreit: Weil das in den Kernbereich exekutiven Handelns fällt.

Frage: Steht das BMF denn zur Forderung, die aus der Union kommt, was die
15 Prozent angeht? Aus der Union wird klar gesagt, vor einer Fusion müsste
auf jeden Fall der Bundesanteil von 15 Prozent aufgelöst werden.

Hebestreit: Dazu möchte ich mich nicht äußern.

Frage: Ich habe zwei Fragen.

Einmal an Herrn Hebestreit. Ich würde gern wissen: Was bedeuten diese 15
Prozent? Haben oder hätten Sie Einfluss oder haben oder hätten Sie gar
keinen?

Eine Frage an Herrn Seibert. Wenn ich mich richtig erinnere, dann hat die
Kanzlerin während der Finanzkrise auch gesagt: Wir dürfen auf gar keinen
Fall wieder Banken entstehen lassen, die so systemrelevant sind. - Wie
sieht die Kanzlerin die Situation?

StS Seibert: Ich habe hier für das Bundeskanzleramt, für die
Bundeskanzlerin, dem, was der Kollege aus dem Finanzministerium gesagt hat,
nichts hinzuzufügen. Es sind zwei Banken, deren Organe geschäftspolitische
Entscheidungen zu treffen oder vorzubereiten haben oder auch nicht zu
treffen haben. Genau darüber werden jetzt Gespräche geführt. Die
Bundesregierung wird das aufmerksam beobachten.

Zusatzfrage: Spielen 15 Prozent überhaupt keine Rolle? Sind Sie quasi
irrelevanter Teilhaber bei der Commerzbank?

Hebestreit: Ich glaube, zum jetzigen Zeitpunkt wäre jede Antwort auf Ihre
Frage ein Umweg. Die ursprüngliche Frage, die - wie Sie gemerkt haben - wir
beide hier nicht anders beantworten wollen als dass wir zur Kenntnis
nehmen, dass diese privatwirtschaftlich organisierten Banken miteinander in
Gespräche eintreten wollen, um ergebnisoffen zu prüfen, ob sie eine engere
Kooperation anstreben. Die Frage, welche Rolle wir dabei spielen, wird sich
dann stellen, wenn diese Ergebnisse irgendwann zu einem Abschluss gekommen
sein werden - je nachdem, wie die Entscheidung ausfällt.

Frage: Ich würde eine ähnliche Frage an das Wirtschaftsministerium stellen.
Ihr Minister hat ja eine Debatte über nationale oder europäische Champions
begonnen. Würden Sie sagen, dass diese mögliche Fusion, die jetzt geprüft
wird, ein Beitrag dazu ist? Wie stehen Sie dazu?

Eine Frage an das Arbeitsministerium: Es wird ja gesagt, dass durch eine
Fusion bis zu 50 000 Arbeitsplätze gefährdet werden könnten. Wie besorgt
ist Ihr Minister über einen möglichen Stellenabbau in fünfstelliger
Größenordnung?

Jornitz: Der Minister hatte sich ja zu europäischen Champions in seiner
Industriestrategie geäußert. Deswegen kann ich - völlig losgelöst von
diesem Fall, da es sich bei Banken ja nicht um Industriebetriebe handelt -
sagen, dass sich der Minister natürlich für europäische Champions in der
Industrie einsetzt. Das wird ja auch Gegenstand europäischer Gespräche
sein.

Im Bereich Banken hat er sich dazu nicht geäußert. Ich werde das heute auch
nicht tun.

Ehrentraut: Ich bitte auch nur um Verständnis, dass ich das jetzt auch
nicht kommentieren kann. Das sind ja Berichte über Fusionsgespräche. Da ist
ja auch noch nichts klar, wie diese ausgehen werden. Von daher werde ich
das auch leider nicht kommentieren können.

Frage: Noch einmal eine Grundsatzfrage: Müsste eigentlich der Bundestag
oder ein entsprechendes Gremium des Bundestags mit einer solchen Fusion
befasst werden? Müssten sie angesichts der 15-prozentigen Beteiligung
zustimmen?

Hebestreit: Diese Frage wird sich dann stellen, wenn diese beiden
privatwirtschaftlich organisierten Unternehmen zu einem Ergebnis gekommen
sind. Das wird einige Wochen dauern. Dann werden wir eine Lage haben - je
nachdem, wie die Gespräche ausfallen - und werden all diese Fragen
beantworten. Vorher werden wir das nicht tun, weil das ja alles - wir
bewegen uns in einem marktrelevanten Umfeld - Fragen sind, die wieder
Bewegung bringen, die Gerüchte nähren und Ähnliches. Deswegen sind wir da
so zurückhaltend.

Zusatzfrage: Das ist jetzt erst einmal nur eine ganz konkrete Rechtsfrage.
Wenn diese Bank, die dem Bund zu 15 Prozent gehört, eine Fusion anstrebt
und diese Fusion realisiert würde, müsste dann - in einem theoretischen
Fall - der Bundestag zustimmen?

Hebestreit: Das muss ich nachliefern. Das weiß ich so nicht.

Zusatz: Das wäre nett.

Frage: Noch einmal eine ähnliche Frage: Die Frage, in welcher Weise der
Bund angesichts der 15 Prozent mitspricht, ist ja erst einmal eine
theoretische Frage. Wenn ich das frei übersetzen dürfte, haben Sie die
Antwort eben mit der Begründung verweigert, dass sie interessant oder
relevant sein könnte. Das finde ich noch keine ausreichende Begründung.
Haben Sie sonst noch eine? Denn das kann man ja erst einmal allgemein
beantworten: In welcher Weise hat in der Vergangenheit der Bund
mitgesprochen? Gibt es allgemeine Regeln dafür?

Hebestreit: Ich fürchte, es bleibt bei dieser für Sie unbefriedigenden
Begründung.

Frage: Um vielleicht ein Gerücht nicht zu nähren, sondern sozusagen zu
töten, wenn Sie möchten, noch einmal die Frage an das BMF: Die FDP hat
Sorge - Zitat -, dass Herr Scholz politische Hochzeitsgeschenke macht, die
eine Fusion befördern könnten. Können Sie der FDP diese Sorge nehmen?

Hebestreit: Ich kenne weder das Zitat noch wüsste ich, mich mit
Hochzeitsgeschenken nicht so auskennend, was das sein sollte. Insofern
fällt es mir schwer, mich dazu zu äußern.

Frage: Zwei Fragen, Herr Hebestreit. Zum Ersten eine politische Frage:
Braucht die Bundesrepublik aus Sicht des Finanzministeriums eine
systemrelevante Großbank, also eine, die "too big to fail" wäre?

Zum Zweiten: Ein Anteil von 15 Prozent ist, glaube ich, keine
Sperrminorität. Gleichwohl ist damit der Bund größter Einzelaktionär der
Commerzbank. Welche Formen der Einflussnahme haben Sie - rechtlich gesehen?

Hebestreit: Die zweite Frage ist, glaube ich, genau die Frage, die der
Kollege schon gestellt hatte. Da habe ich angeboten, dass ich mich kundig
mache und Ihnen die Antwort nachreiche.

Ihre erste Frage zu "too big to fail" lasse ich einmal unbeantwortet, da
völlig offen ist, ob überhaupt eine Fusion stattfindet und ob sich diese
Bank, wenn die Fusion stattfände, überhaupt für dieses Label "too big to
fail" qualifizieren würde.

Vielleicht so viel: Ich kann gern darauf verweisen, dass der
Bundesfinanzminister in der Vergangenheit immer wieder darauf hingewiesen
hat, dass es einen leistungsfähigen Finanzsektor in Deutschland braucht.

Zusatzfrage: Deswegen die Nachfrage. Ich habe ja auch nicht gefragt, ob
eine mögliche fusionierte deutsche Commerzbank "too big to fail" wäre. Die
Frage ist, ob Ihr Haus aus systemischen Gründen eine Großbank - nicht den
Sektor, sondern eine systemrelevante Großbank - für sinnvoll und nötig
hält. Das ist ja jenseits der hypothetischen Frage.

Hebestreit: Ich habe das Gefühl, das ist genau die gleiche Frage.

Zuruf: Nein, nein. Die Frage "Wenn die beiden fusionieren, wäre das dann
eine systemrelevante Großbank?" stelle ich nicht. Aber die Frage, ob Sie
eine systemrelevante Großbank für sinnvoll oder notwendig halten, ist eine
ganz andere. Das ist eine grundsätzliche.

Hebestreit: Dann bleibe ich, glaube ich, bei meiner Antwort, mit der ich
mich sehr sicher fühle, nämlich, dass wir einen leistungsfähigen
Finanzsektor in Deutschland brauchen.

Adebahr: Ich möchte Ihnen gern mitteilen, dass Außenminister Maas heute in
Brüssel beim Rat für Auswärtige Angelegenheiten ist und dort nachmittags an
einer deutsch-belgischen Konferenz mit dem Titel "Energie, Mobilität und
Digitalisierung - auf dem Weg in eine vernetzte Zukunft zwischen Belgien
und Deutschland" teilnimmt. Dort werden Experten aus Politik, Wirtschaft
und Zivilgesellschaft beraten, wie Belgien und Deutschland auf diesen
Gebieten noch enger zusammenarbeiten wollen.

Dann geht es auch noch im Gespräch mit seinem Kollegen Didier Reynders um
den sogenannten Peer Review Mechanism. Das ist eine deutsch-belgische
Initiative, die wir in der Europäischen Union weiter vorantreiben wollen.

Morgen - am Dienstag, den 19.03. - wird Außenminister Maas nach Helsinki
reisen, um dort seine Amtskollegen aus Finnland, Dänemark und Schweden zu
treffen. Das ist das sogenannte Drei-plus-eins-Format, das von Deutschland
2014 initiiert wurde und in dem zuletzt Ende 2016 ein Treffen in Berlin
stattfand.

Bei dem Treffen der Außenminister wird es um China, Russland, die
transatlantischen Beziehungen und natürlich sehr viel um die EU, den Brexit
und die anstehende finnische EU-Ratspräsidentschaft gehen, die unserer ja
vorangeht, die in der zweiten Jahreshälfte 2019 ansteht.

Frage: Weil eben das Stichwort China fiel - vielleicht können Sie mir da
eine Einschätzung geben -: Der chinesische Präsident wird ja morgen in
Italien sein. Da geht es auch darum, dass ein MoU über die Teilnahme
Italiens an der Seidenstraße-Initiative unterschrieben werden sollte. Wird
die Frage "Wie verhalten sich EU-Staaten gegenüber China?", auch mit Blick
auf die Seidenstraße, Thema sein? Gibt es Anstrengungen zu erreichen, dass
die EU-Staaten bei diesem Thema eine gemeinsame Haltung einnehmen?

Adebahr: Wenn ich recht informiert bin, ist das zum einen Thema das
Europäischen Rates. Zum anderen wird es gleich - "as we speak" - bei einem
Mittagessen in Brüssel beim Rat der Außenminister Thema sein, wo es in der
Tat auch darum gehen wird, sich auch über diese Fragen auszutauschen und zu
sehen, wie dort die Positionierung der einzelnen EU-Staaten ist. Natürlich
wird angestrebt, möglichst eine gemeinsame Haltung in vielen Fragen in
Richtung China einzunehmen.

StS Seibert: Ja, das kann ich bestätigen. Der Arbeitsplan des Europäischen
Rates sieht vor, dass sich am Donnerstagabend die 28 Staats- und
Regierungschefs über außenpolitische Themen beraten. Dabei wird es
insbesondere um die Beziehungen zwischen der EU und China gehen und um die
Vorbereitung des EU-China-Gipfels, der Anfang April stattfindet.

Zusatzfrage: Herr Seibert, wie unzufrieden ist man denn damit, dass Länder
wie Italien jetzt vorpreschen und schon einmal bilaterale Vereinbarungen
mit China erzielen, weil es ja in diesem Seidenstraßen-Projekt doch einige
schwierige Punkte gibt, wie zum Beispiel die Kreditvergabe an Länder?

StS Seibert: Ich will hier nicht über einzelne Staaten sprechen, aber es
ist ein Punkt, den die Bundeskanzlerin in aller Öffentlichkeit auch schon
vielfach vertreten hat. Europa wird seine außenpolitische Rolle nur so
stark spielen können, wie wir sie spielen wollen. Dazu gehört, dass wir in
den wesentlichen außenpolitischen Fragen - dazu gehört das Verhältnis zu
China - möglichst mit einer Stimme sprechen.

Frage: Nur eine anschließende Lernfrage, Herr Seibert: Also ist Nord Stream
2 kein wesentliches Projekt in der EU? Da ist man ja allein gegenüber den
anderen EU-Staaten.

StS Seibert: Erstens stimmt das nicht. Zweitens ist Nord Stream 2, worüber
wir hier ja oft berichtet haben, ein Projekt der Unternehmen, das eine
politische Komponente hat. Darüber haben wir hier vielfach gesprochen.
Diese politische Komponente heißt: Es darf für die Ukraine nicht zu einem
völligen Abriss der Rolle als Transitland kommen. Darüber werden Gespräche
geführt, im Übrigen unter Vermittlung des europäischen Kommissars Sefcovic,
den wir dabei unterstützen. Das ist das, was ich Ihnen dazu sagen kann.

Frage: Die USA haben letzte Woche den Internationalen Strafgerichtshof
wegen Ermittlungen zu möglichen US-Kriegsverbrechen in Afghanistan
sanktioniert. Teilt das Auswärtige Amt beziehungsweise die Bundeskanzlerin
diese Art der Sanktionspraxis gegenüber dem ICC in Den Haag?

Adebahr: Wir haben mit großem Bedauern und Besorgnis zur Kenntnis genommen,
dass die USA die Absicht haben, Visa-Beschränkungen gegen
Entscheidungsträger des Internationalen Strafgerichtshofs für den Fall
einzuführen, dass der Gerichtshof förmliche Ermittlungen zur Situation in
Afghanistan und in diesem Zusammenhang eben gegen US-Staatsangehörige
aufnimmt.

Deutschland gehört - ich glaube, das wissen Sie alle; das haben Sie in den
letzten Jahren auch verfolgen können - von Anbeginn an zu den entschiedenen
Unterstützern des Strafgerichtshofs. Wir haben volles Vertrauen in seine
Arbeit. Aus unserer Sicht ist der Strafgerichtshof eine unverzichtbare
Institution im Kampf gegen die Straflosigkeit bei internationalen
schwersten Verbrechen. Er wird heute mehr denn je gebraucht.

Die Gefahr eines politischen Missbrauchs des Gerichts sehen wir nicht. Denn
die Regeln des Römischen Statuts des IStGH garantieren dessen
Unabhängigkeit. Dieses Statut ist gültig, und danach arbeitet der
Gerichtshof.

Zusatzfrage: Plant die Bundesregierung beziehungsweise das Auswärtige Amt,
das, was Sie in diesem Kontext gerade vorgetragen haben, proaktiv gegenüber
dem US-amerikanischen Partner zu kommunizieren?

Adebahr: Die Bundespressekonferenz ist ja ein Ort, von dem aus diese
Informationen den Weg in die Presse und auch zu Partnern finden.

Unsere Haltung zum Gerichtshof ist, glaube ich, den Partnern in den USA
ohnehin bekannt.

Zusatzfrage: Aber proaktiv in Washington wird das nicht kommuniziert? Habe
ich Sie da richtig verstanden?

Adebahr: Nein, da haben Sie mich nicht richtig verstanden. Wir
kommunizieren unsere Haltung dazu auch im Gespräch mit den Partnern und
haben das auch schon getan.

Frage: Die Maßnahmen der USA machen sich ja vor allem am möglichen
Verhalten von US-Bürgern in Afghanistan fest. Nun gehört Afghanistan zu den
Unterzeichner- und Unterstützerstaaten des ICC. Ist von daher der ICC aus
rechtlicher Sicht legitimiert, sich mit möglichen
Menschenrechtsverletzungen in Afghanistan zu befassen - unabhängig von der
Nationalität des- oder derjenigen, die beschuldigt werden?

Adebahr: Das ist eine Rechtsfrage, die die genaue, vertiefte Kenntnis der
Möglichkeiten der Vorermittlungsakten nach dem Römischen Statut erfordern
würde. Das könnten Sie herausfinden, oder ich könnte es gerne nachreichen.
Darüber möchte ich hier jetzt keine Mutmaßungen anstellen.

Zusatz: Dann würde ich darum bitten, weil sich in der Lektüre eben
unterschiedliche Lesarten finden. Die einen sagen, da Afghanistan
unterzeichnet habe, sei der ICC legitimiert, alles zu untersuchen, was
vorgeworfenermaßen in Afghanistan geschehen ist, und andere sehen das
anders.

Adebahr: Es gibt auch immer zwei Schritte, Unterzeichnung und
Ratifizierung. Da würde ich also doch gerne noch einmal genau nachschauen
wollen.

Frage: Sind deutsche Mitarbeiter des ICC betroffen?

Es geht ja um die amerikanische Folter und die brutalen Misshandlungen in
Afghanistan. Hat die Bundesregierung eigentlich eigene Erkenntnisse
darüber?

Adebahr: In der zweiten Frage lag eine Wertung, die ich mir nicht zu eigen
mache. Ich beantworte den Rest der Frage mit Nein.

Die Antwort auf die erste Frage ist auch Nein. Derzeit sind von dieser
Ankündigung keine deutschen Mitarbeiter des Gerichts betroffen.

Wenn ich das auch noch sagen darf: Wir gehen davon aus, dass die
angekündigten Schritte der USA keine Auswirkung auf den Zugang und die
Dienstreisen von Mitarbeitern des Gerichts zum Hauptsitz, zum HQ in New
York, für Sitzungen und dergleichen haben werden. Da gibt es noch ein
Extraabkommen, und unser Verständnis ist, dass dies weiter respektiert
wird, das heißt, dass die Mitglieder des Gerichtshofs auch weiterhin für
ihre Sitzungen und ihre Arbeit einreisen können.

Zusatzfrage: Was meinen Sie mit "Wertung"? Es geht hier um Folter und
brutale Misshandlungen. Das sind UN-Berichte, die die Bundesregierung auch
anerkannt hat. Wo ist da also eine Meinung oder Bewertung?

Adebahr: Das habe ich in Ihrer Frage so empfunden. Es ist
selbstverständlich so, dass wir UN-Berichte ernst und zur Kenntnis nehmen.
Das führt jetzt aber zu einer ganz anderen Diskussion als der, um die es in
der Ausgangsfrage ging.

Zusatzfrage: Frau Adebahr, es geht mir um den freigelassenen Journalisten
Billy Six. Können Sie einmal aus Ihrer Sicht beschreiben, wie der Mann
jetzt freigekommen ist?

Adebahr: Es handelt sich hierbei um einen konsularischen Einzelfall, dessen
Einzelheiten ich aus Persönlichkeitsschutzrechten hier nicht vortragen
kann.

Was ich gerne sage und auch noch einmal betone, ist, dass sich die deutsche
Botschaft von Beginn der Inhaftierung von Billy Six an für seine
Freilassung eingesetzt hat und den Fall engstmöglich, so eng es die
Umstände zuließen, betreut hat. Es hat insgesamt vier Haftbesuch gegeben.
Die Haft war, glaube ich, insgesamt knapp vier Monate lang. Wir haben uns
dort im steten Kontakt mit den zuständigen Behörden ins Zeug gelegt, und
die Botschaft hat Herrn Six auch das ganze letzte Wochenende lang bis zur
Ausreise Tag und Nacht begleitet. Wir haben das uns Mögliche getan, damit
er sicher außer Landes kommt. Er befindet sich jetzt auf dem Rückweg nach
Deutschland.

Zusatzfrage: Herr Six und seine Familie behaupten, dass der russische
Außenminister für seine Freilassung gesorgt habe. Haben Sie darüber eigene
Erkenntnisse? Wie bewerten Sie das?

Die Familie sagt, dass Sie als AA nie förmlich gegen die Inhaftierung von
Herrn Six protestiert hätten. Jetzt habe ich gerade herausgehört, dass sie
ja gegen die Inhaftierung waren. Aber haben Sie denn förmlich in Caracas
gegen die Inhaftierung protestiert und die Freilassung gefordert?

Adebahr: Ja, Botschafter Daniel Kriener hat schon im November beim
venezolanischen Außenministerium gegen die Verhaftung protestiert und um
konsularischen Zugang und konsularische Betreuung geworben. Das haben wir
in dem Kontakt mit den dafür zuständigen Behörden die ganze Zeit über
gemacht, auch von Berlin aus.

Zu Ihrer anderen Frage: Die Erklärung der Eltern möchte ich hier nicht
kommentieren. Wir nehmen so etwas natürlich zur Kenntnis. Von solchen
Vorgängen, wie sie dort beschrieben worden sind, habe ich keine Kenntnis.

Zusatzfrage: Gab es diesbezüglich jetzt auch keine deutsch-russischen
Verständigungen auf Außenministerebene oder auf Ebene der Außenministerien?

Adebahr: Nein, das ist mir nicht bekannt.

Zusatz: Man hat also nicht nachgefragt "Sagt einmal, habt ihr da geholfen".

Frage: Zunächst war Herr Six ja mit der Auflage freigelassen worden, er
müsse sich in Venezuela aufhalten und sich, glaube ich, alle 15 Tage bei
den dortigen Behörden melden. Nun ist er nach Deutschland zurückgereist.
Hat es da eine formale Änderung dieser Einschränkungen gegeben? Falls ja,
wer hat die bewirkt, oder wurde er möglicherweise mit deutscher Hilfe außer
Landes geschafft?

Adebahr: Da müssten wir ganz kurz "unter drei" gehen.

Vorsitzender Feldhoff: Dann gehen wir "unter drei". Ich bitte, die Kameras
abzuschalten. - Frau Adebahr, bitte!

(Es folgt ein Teil "unter drei")

Vorsitzender Feldhoff: Damit gehen wir wieder "unter eins". - Gibt es
weitere Fragen zum Komplex Billy Six?

Zusatzfrage: Als Deniz Yücel herausgekommen ist, hat sich der Außenminister
ja persönlich bei der Ankunft um ihn gekümmert. Wird sich Heiko Maas mit
Herrn Six treffen?

Adebahr: Herr Six befindet sich auf dem Rückweg. Der Bundesminister ist auf
einer Auslandsreise. Ich kann Ihnen hier keine Prognosen über die Zukunft
abgeben, aber das ist der momentane Rückkehrstand.

Frage: Herr Kall, es hat am Wochenende Berichte darüber gegeben, dass Daten
aus strafrechtlichen Ermittlungen nach einem Entwurf innerhalb der Polizei
sehr viel breiter abgerufen werden können sollen, unter anderem auch zum
Beispiel Opfer einer Straftat betreffend. Können Sie das bestätigen?

Kall: Nein, das kann ich nicht bestätigen. Ich kann es aber sehr gerne
einordnen, weil wir diese Berichte natürlich auch vernommen haben und gerne
etwas klarstellen würden. Es geht - das einmal zur Vorgeschichte - um einen
Gesetzentwurf der Bundesregierung, der im Moment im parlamentarischen
Verfahren ist und im Rechtsausschuss beraten wird. Der setzt eine
EU-Richtlinie zum Datenschutz im Strafverfahren um, die damals, vor etwa
zwei Jahren, zusammen mit der Datenschutz-Grundverordnung verabschiedet
worden ist.

Parallel dazu - dies auch vor etwa zwei Jahren unter BMI-Federführung - hat
es eine komplette Neustrukturierung des Bundeskriminalamtgesetzes gegeben.
Auf dieser Grundlage haben die Polizei und insbesondere das
Bundeskriminalamt eine völlig neue Datenstruktur, eine Datenbank, ein
Informationssystem erhalten, in das alle polizeilichen Erkenntnisse
einfließen. Das war früher anders. Da gab es voneinander getrennte Dateien
für verschiedenste Ermittlungsbereiche. Insofern hat die Polizei auf ein
neues System umgestellt.

Mit der Umsetzung dieser Richtlinie verbunden ist jetzt auch eine Änderung,
die es eben ermöglicht, dass die staatsanwaltschaftlichen Daten, die Daten
aus den Strafverfahren, dann in dem neuen polizeilichen System auch
entsprechend verarbeitet werden können. Das ist eine rein technische
Änderung. Das ändert nichts daran, wer jeweils bei der Polizei auf die
Daten zugreifen darf. Das war vorher genauso, wie es künftig sein wird,
also mit den entsprechenden Zugriffsbeschränkungen. Es ist auch im
Bundeskriminalamtgesetz entsprechend geregelt, dass es ein sogenanntes
Rechte- und Rollenmanagement gibt, in dem die Zugriffsberechtigungen und
auch -beschränkungen dezidiert geregelt sind. Daran ändert sich durch die
Änderung jetzt nichts, sondern das dient einzig und allein dem, dass die
Daten aus den Strafverfahren eben auch in den neuen polizeilichen Systemen
verarbeitet werden können.

Auch die Löschfristen ändern sich nicht. Die Voraussetzungen dafür, wann
überhaupt etwas gespeichert werden kann, ändert sich nicht. Die ergeben
sich aus den Polizeigesetzen und dem BKA-Gesetz. Insofern erfolgen auch
keine, wie es vereinzelt hieß, anlasslosen Speicherungen, sondern die
Rechtsgrundlagen müssen immer bestehen. Wenn sie nicht bestehen oder nicht
mehr bestehen - - - Wenn, sagen wir einmal, ein Datum bezüglich einer
vermissten Person nicht mehr benötigt wird, dann muss es selbstverständlich
genauso gelöscht werden, wie es bisher auch der Fall war.

Zusatzfrage: Zwei Vorwürfe stehen im Raum, der eine aus dem politischen
Raum: Daten bis hin zu DNA-Spuren, auch von Zeugen und Opfern, würden auf
Vorrat in einen großen Datenpool geworfen, auf den man bei Bedarf zugreifen
könnte. Der andere stammt immerhin vom Bundesdatenschutzbeauftragten: Der
Entwurf würde es der Polizei ermöglichen, diese Daten ohne konkreten Anlass
auf Vorrat zu speichern und von sämtlichen deutschen Dienststellen
abzurufen. - Ist beides falsch?

Kall: Das trifft aus unserer Sicht nicht zu; das habe ich ja gesagt. An den
Rechtsgrundlagen ändert sich nichts. Sie haben ja beispielsweise DNA-Daten
genannt. Da sind die Rechtsgrundlagen natürlich besonders streng, und daran
ändert sich gar nichts. Es ändert sich etwas an der technischen
Infrastruktur. Daher rührt mitunter der Vorwurf, dass alles in einem großen
Datenpool landen würde, weil man eben von den getrennten Dateisystemen
innerhalb der Polizei auf ein gemeinsames System umgestellt. Das ist aber
wiederum mit sehr eng gefassten Voraussetzungen in Bezug darauf verbunden,
wann wer wie auf die Daten zugreifen darf und wie lange er darauf zugreifen
darf. Dafür haben wir uns als Bundesjustizministerium in den Verhandlungen
mit dem Innenministerium rund um das BKA-Gesetz auch sehr eingesetzt. Das
nennt sich, wie gesagt, Rechte- und Rollenmanagement, und das ist auch so
gekommen. Insofern ändert sich an den Zugriffsvoraussetzungen nichts.

Frage: Herr Grünewälder, der Innenminister hat jetzt nach dem Anschlag in
Neuseeland gesagt, dass Angriffe auf muslimische Einrichtungen durchaus
auch in Deutschland möglich sind, dass aber bisher - so habe ich das
verstanden - einfach eine Konzentration - das ist ja nicht das einzige Land
- auf Anschläge von islamistischer Seite vorhanden war. Gibt es jetzt
konkrete Pläne, muslimische Einrichtungen wie Moscheen anders als bisher zu
schützen? Wie ist der Stand gegenwärtig?

Grünewälder: Vielen Dank für die Frage. - Der Bundesinnenminister hat
darauf hingewiesen, dass auch religiöse Einrichtungen Ziele sein können.
Wenn es Anhaltspunkte dafür gibt, dann wird der Schutz verstärkt. Insofern
hat sich jetzt an der Sachlage nichts geändert. Polizeibehörden beobachten
gefährdete Einrichtungen, wo das nötig ist und gewünscht wird, mit erhöhtem
Aufwand. Das ist vor allem Sache der Landesbehörden, was Objektschutz und
das Erfordernis von Personenschutzmaßnahmen angeht.

Aber für uns gilt grundsätzlich: Es gibt die Möglichkeit, dass religiöse
Einrichtungen Ziel von Terroristen sein können. Das ist nichts Neues. Wir
gehen mit dieser Gefahr um. Die Bekämpfung von Extremismus und Terrorismus
jeder Art ist ein Kernanliegen, und wir handeln danach.

Zusatzfrage: Kann man ungefähr sagen, wie das Verhältnis jetzt ist und in
welchem Ausmaß das schon geschieht? Wird das wahrgenommen? Wird das von
muslimischen Einrichtungen in irgendeiner Form angefordert oder angemahnt,
oder ist das eigentlich noch gar nicht so richtig publik geworden oder noch
nicht so richtig virulent?

Grünewälder: Dazu kann ich Ihnen von Bundesseite aus wenig sagen, weil, wie
gesagt, die Länder dafür zuständig sind. Dann müssten Sie bitte dort
nachfragen.

Frage: Herr Hebestreit, die "Bild"-Zeitung meldet heute, ihr Haus plane
eine Flüchtlingspauschale vom Bund an die Länder in Höhe von 16 000 Euro.
Die Kosten für die Flüchtlingsunterkünfte seien deutlich gesunken. Können
Sie beide Dinge bestätigen oder etwas dazu sagen?

Hebestreit: Was ich bestätigen kann, ist, dass die Gespräche zwischen dem
Bund und den Ländern über die Fortführung der Übernahme der
Flüchtlingskosten für die Jahre 2020 ff. seit einigen Monaten laufen. Dazu
befindet sich der Bundesfinanzminister in den Gesprächen mit seinen
Länderkollegen. Es gab bereits im vergangenen Herbst eine erste Runde im
Rahmen der Ministerpräsidentenkonferenz und meines Wissens auch weitere
Runden Anfang dieses Jahres. In diesen Gesprächen befindet man sich jetzt.
Wenn man sich den Koalitionsvertrag genau anschaut, dann weiß man, dass man
für die Flüchtlingskosten in dieser Legislaturperiode eine gewisse Summe
angesetzt hat, und das wird jetzt auch in der Finanzplanung und in den
Eckwerten weiter vollzogen. Die Länder sehen dabei noch Nachholbedarf, und
in dieser Diskussion befinden wir uns jetzt.

Frage: Da wir beim Thema Haushalt sind: Wie weit sind Sie denn mit der
Klärung der letzten offenen Punkte? Werden im Etat dann auch schon Kosten
für die Grundrente enthalten sein?

Vorsitzender Feldhoff: Das ist aber ansatzlos ein neues Thema.
Zusatz: Wir sind beim Thema "Geld und Haushalt", oder?

Hebestreit: Aber wir machen das als Werbeblock für die
Bundespressekonferenz: Der Bundesminister der Finanzen wird die Eckwerte
des Haushalts am Mittwoch hier in diesen heiligen Hallen vorstellen, und
dann können Sie auch all diese Fragen, die Sie jetzt gestellt haben,
beantwortet bekommen. Bis dahin, bis er im Kabinett nicht konsultiert
worden ist, sagen wir hier dazu nichts weiter.

Frage: Herr Hebestreit, Sie haben gerade gesagt, beim Blick in den
Koalitionsvertrag sehe man, dass eine gewisse Summe für die Unterstützung
der Länder angesetzt sei. Können Sie diese Summe einmal rasch nennen?

Hebestreit: Wenn ich mich richtig erinnere, dann sind es 8 Milliarden Euro
für diese Legislaturperiode.

Frage: Minister Müller hatte ja angemahnt, dass der
Entwicklungsinvestitionsfonds nach der jetzigen Planung in den nächsten
Jahren nicht mehr zu finanzieren sein werde. Vielleicht können Sie das noch
einmal erläutern. Heißt das, es ist eine Streichung dieser 100 Millionen
Euro geplant, die der Bund in diesem Jahr zusteuert, oder was bedeutet das
konkret?

Mänz: Ich glaube, der Minister hat - am Wochenende war das überall
nachzulesen - hinreichend deutlich gemacht, wo seine Kritikpunkte liegen.
Das ist zum einen die Kritik am kommenden Haushalt, also dem für das Jahr
2020, in dem er beispielsweise allein für den Klimabereich eine
Finanzierungslücke in Höhe von 500 Millionen Euro sieht. Sie haben recht:
Auch beim Entwicklungsinvestitionsfonds, der ja mit bis zu 1 Milliarde Euro
ausgestattet werden soll, fehlen aus unserer Sicht mindestens 200 Millionen
Euro, von denen alleine 150 Millionen Euro 2020 benötigt werden.

Frage: Herr Hebestreit, wie äußert sich Ihr Haus denn nun zu der Kritik von
Herrn Müller?

Frau Mänz, hat Herr Müller das auch schon dem Finanzminister oder nur der
Presse mitgeteilt?

Mänz: Soll ich anfangen? - Sie haben es sicherlich auch der Presse
entnommen: Es gab einen Brief an den Finanzminister, und darauf steht eine
Antwort aus.

Hebestreit: Zu der Frage, wie sich der Finanzminister dazu verhält: Wir
befinden uns im Haushaltsverfahren. Die Aufgabe eines Bundesfinanzministers
ist es immer, die vielen Wünsche, die es gibt, mit den finanziellen
Möglichkeiten in Einklang zu bringen. In diesem Verfahren befinden wir uns.
Am Mittwoch wird das Bundeskabinett über die Eckwerte abstimmen, und wir
schauen, was dann herauskommen wird.

Frage: Frau Mänz, Sie haben gerade ein Beispiel genannt. Ich würde das
gerne noch etwas erweitern wollen. Können Sie noch einmal schildern, welche
Folgen es für die Projektarbeit Ihres Ministeriums hätte, wenn der Level
der jetzigen Ausgaben gleich bleiben würde?

Mänz: Was das für das künftige Jahr bedeuten würde, habe ich eben schon
vorgetragen. Wenn man dann auf die weitere Finanzplanung für die Folgejahre
schaut, dann ist es tatsächlich so, dass die Kurve sogar nach unten zeigt,
eben nicht nur nicht nach oben, sondern tatsächlich nach unten.
Beispielsweise soll der Ansatz 2021 um 860 Millionen Euro sinken, und bis
zum Ende der Finanzplanung würden so insgesamt 7 Milliarden Euro fehlen.
Auch das hatte der Minister schon betont. Dadurch wäre die Planungs- und
Arbeitsfähigkeit des BMZ massiv infrage gestellt. Das betrifft ganz, ganz
viele Projekt, unter anderem natürlich auch die Versorgung von notleidenden
Menschen beispielsweise in der Krisenregion rund um Syrien.

Zusatzfrage: Wäre diese Entwicklung, wie Sie sie gerade geschildert haben,
denn mit dem Koalitionsvertrag in Einklang zu bringen?

Mänz: Sie spielen jetzt vermutlich auf die ODA-Quote an. Nein, da sehen wir
tatsächlich eine Differenz. Die 7 Milliarden Euro sind, wie gesagt, auf die
Stabilisierung der ODA-Quote bei 0,51 Prozent bezogen.

Hebestreit: Vielleicht darf ich kurz zwei Dinge ergänzen. Das eine ist: Ich
glaube nicht, dass die Bundespressekonferenz der richtige Ort ist, um
Haushaltsverhandlungen zu führen.

Als Zweites darf ich sagen, dass die Finanzplanung, die auch der
Ausgangspunkt für die jetzigen Eckwerte ist, eine Steigerung, was sowohl
den Haushalt des BMZ als auch den Haushalt des BMVg angeht, eins zu eins
umsetzen wird. Aber, wie gesagt, am kommenden Mittwoch wird der
Bundesminister der Finanzen hier sein - vorher wird das Kabinett über die
Eckwerte abstimmen -, und dann können Sie all diese Fragen sehr genau
beantwortet bekommen.

Zusatz: Jetzt habe ich ja nicht zu Verhandlungen aufgefordert, und Sie
werden mir ja nicht verübeln, dass ich mich an die Kollegen wende, die mir
heute schon und nicht erst Mittwoch Antwort geben.

Hebestreit: Das war keine Kritik an Ihnen.

Frage: Herr Hebestreit, dummerweise habe ich morgen schon
Redaktionsschluss. Ich kann also nicht bis Mittwoch warten. Daher frage ich
noch einmal nach. Die SPD-Seite hat ja im Koalitionsvertrag sehr stark
darauf gedrängt, den Etat des BMZ an den Etat des BMVg zu koppeln. Jetzt
wirkt es ja so, als sei diese Koppelung aufgekündigt worden. Können Sie uns
etwas über die Motive des Finanzministers sagen? Wieso hat er diese
Koppelung, die seine Seite, seine Partei, ja unbedingt haben wollte, jetzt
aufgekündigt?

Hebestreit: In Ihrer Frage steckt schon das Problem. Sie sagten, es wirke
so. Aber das stimmt nicht, wie ich ja eben auch dargelegt habe. Wenn man
den Finanzplan für 2020 mit den Eckwerten für 2020 vergleicht, dann wird
man sehen: Das ist ganz sauber und eins zu eins umgesetzt.

Zusatz: Das, was ich verstanden habe, ist, dass der Etat des BMVg steigt,
dass der des BMZ, wie wir gerade gehört haben, dramatisch fällt und dass es
da am Ende der Finanzplanung eine Finanzierungslücke in Höhe von 7
Milliarden Euro geben wird.

Hebestreit: Wir befinden uns im Augenblick bei der Aufstellung der Eckwerte
für das Jahr 2020. Da sind wir jetzt dran. Dann schließt sich an die
Eckwerte für 2020 die Finanzplanung für die folgenden drei Jahre an. Da
gibt es viele Veränderungsmöglichkeiten, weil wir nicht wissen, wie sich
die Konjunktur entwickeln wird, wie sich die Arbeitszahlen entwickeln
werden und Ähnliches. Insoweit schauen wir uns die Zahlen für 2020 und die
Eckwerte an; das ist das, was zählt. Darin wird eins zu eins das umgesetzt,
was im Koalitionsvertrag miteinander vereinbart worden ist, und auch der
Etat für die Entwicklungshilfe ist in diesem Sinne sauber gebildet.

Aber, wie gesagt, noch einmal: Ich finde, solche Gespräche werden nicht
zwischen Sprechern in der Bundespressekonferenz, sondern zwischen
Staatssekretären und gegebenenfalls Ministern geführt, wenn sie denn ein
Gespräch auf dieser Ebene führen wollen, nicht hier in der
Bundespressekonferenz.

Frage: Ich habe noch eine Frage zu dieser Koppelung. Es gibt eine
Berichterstattung darüber, dass Mittel, die jetzt für den Wiederaufbau
verwendet werden, in Nato-Mittel umgewidmet werden sollen. An das BMVg: Ist
das richtig?

Flosdorff: Ich glaube, mit dieser Frage sind Sie bei mir falsch.

Zusatzfrage: Okay. Kann das BMZ die Frage beantworten?

Mänz: Es geht offensichtlich um die Einrechnung von Mitteln, die aus
unserem Haushalt kommen, in die sogenannte Nato-Quote. Ich kann dazu nur
sagen: Der Minister hat sich dazu eindeutig positioniert und lehnt das
vehement ab. Aber die Frage, wie die Berechnung genau aussehen soll, kann
ich nicht beantworten.

Zusatzfrage: Wer könnte das?

Hebestreit: Ich mache noch einmal den Werbeblock: Am kommenden Mittwoch -
die genaue Zeit ist 12.30 Uhr - wird der Bundesminister der Finanzen in
diesen heiligen Hallen sein.

Frage: Herr Flosdorff, das BMZ ist noch nicht mit dem zufrieden, was im
Moment auf dem Tisch liegt. Ist denn das BMVg grundsätzlich mit dem
zufrieden, was jetzt für Ihr Ministerium auf dem Tisch liegt?

Flosdorff: Ich möchte hier nichts vorwegnehmen. Es ist jedes Jahr so, dass
es diese Verhandlungen gibt. Wir haben auch hohen Respekt vor der Aufgabe
des Finanzministers, der immer schauen muss, was möglich ist, und der den
Portfolio-Blick hat. Auf der anderen Seite stehen die Bedarfe der
Bundeswehr, stehen Zusagen an Verbündete. Sie wissen alle, wie diese
Zusagen lauten und dass die Bedarfe der Bundeswehr, die einen harten
Modernisierungskurs hat und erhebliche Lücken zu füllen hat, groß sind.
Dazu gibt es auch bekannte Haushaltsanmeldungen, und es ist natürlich
schwierig, das in einen engen Einklang zu bringen. Ganz klar ist: Wenn den
Anmeldungen nicht entsprochen werden kann, dann hat das natürlich irgendwie
auch Konsequenzen und Folgen für den Modernisierungskurs der Bundeswehr und
dann müssen auch Priorisierungen vorgenommen werden. Das sind aber ganz
normale Prozesse, wie wir sie auch aus vergangenen Jahren kennen.

Frage: Ich würde gerne daran erinnern, dass wir hier nicht in "heiligen
Hallen" sind, sondern Fragen stellen - ganz normal - und keine
Verhandlungen führen. Wenn man das dreimal betont, dann macht das die Sache
nicht besser. Wir stellen ganz normal Fragen. - Herr Hebestreit, Sie wissen
genau, was ich meine.

Zu meiner Frage: Ist es denn falsch, was das BMZ sagt, nämlich dass sein
Budget sinke, während bei der Verteidigung das Budget steigen soll?

Eine zweite Frage an Herrn Seibert: Wenn ich mich richtig erinnere, hat
Frau Merkel in den letzten - ich glaube, inzwischen 13 - Jahren immer
größten Wert darauf gelegt, dass die Entwicklungshilfe nicht gekürzt wird.
Ist es für Sie vorstellbar, dass es tatsächlich eine Entwicklung gibt, die
dazu führt, dass bei der Entwicklungshilfe einmal gekürzt wird?

Hebestreit: Dann fange ich vielleicht an. - Der Vorwurf mit den "heiligen
Hallen": Wenn Sie das so beleidigend finden, dann entschuldige ich mich
dafür. Ich finde, die Regierungspressekonferenz ist eine großartige
Veranstaltung, und zwar auf allen Plätzen, also sowohl bei den Mitarbeitern
als auch hier als auch im Vorstand. Insoweit laufen Sie bei mir damit
offene Türen ein. Die Kritik - das habe ich auch dem Kollegen gesagt -
bezieht sich dezidiert nicht darauf, dass Sie Fragen stellen. Zielpunkt
meiner Kritik war eher, ob man klug beraten ist, seine Etatverhandlungen
über die Zeitungen über die Bundespressekonferenz zu führen.

Was die Frage betrifft, ob der BMVg-Anteil steigt und der BMZ-Anteil sinkt,
so habe ich einerseits für 2020 mehrfach eine klare Aussage getroffen, und
ich habe andererseits darauf verwiesen, dass die Eckpunkte am Mittwoch im
Kabinett beschlossen und dann auch hier vom Bundesfinanzminister dargelegt
werden. Spätestens dann wird diesbezüglich ja Klarheit herrschen.

StS Seibert: Sie werden auch mich jetzt nicht dazu bringen, mich auf
Einzelaspekte des Haushalts einzulassen. Wir sind zu Beginn des Verfahrens
der Aufstellung des Bundeshaushalts 2020. Am Mittwoch werden die Eckwerte
beschlossen, im Juni kommt dann der eigentliche Kabinettsbeschluss, und
dann kommt wie immer ein parlamentarisches Verfahren. Deswegen werde ich
mich hier jetzt nicht über Einzelaspekte äußern.

Zusatzfrage: Frau Mänz, ist dann die Darstellung des BMZ etwas irreführend,
wenn Sie sagen, Sie würden an bestimmten Stellen hunderte Millionen
verlieren, diese aber an anderer Stelle ausgeglichen werden, sodass das
Gesamtbudget am Ende doch steigt?

Mänz: Die Berechnungen, die der Minister vorlegt, beziehen sich auf die
mittelfristige Finanzplanung. Das heißt, wenn die Kurve der Finanzplanung
nach unten zeigt, dann entsteht natürlich auch gegenüber dem Stand jetzt
eine Lücke. Ich glaube, es ist einfach die unterschiedliche
Betrachtungsgrundlage, die hier zu Missverständnissen führen kann.

Frage: Herr Flosdorff, auch wenn Sie jetzt noch keine Zahlen kommentieren
wollen: Wie groß ist denn Ihre Sorge, dass - inklusive Nachverhandlungen -
gerade auch internationale Zusagen im Bündnis nicht eingehalten werden oder
zumindest nicht erkennbar ist, wie diese jemals eingehalten werden sollen?

Flosdorff: Sie wissen, wie die Zusagen bis zum Jahr 2024 lauten. Die
aktuelle Haushaltsplanung reicht ja, wenn Sie auf die Mittelfrist schauen,
bis zum Jahre 2023, insofern reicht das nicht bis ganz dahin, aber
natürlich ist es den Verbündeten und dem Bündnis unbenommen, sich über die
Steigerung Gedanken zu machen.

Ich möchte aber einmal darauf hinweisen, dass wir schon eine erhebliche
Steigerung hinter uns haben. Im Jahr 2014 hatten wir den Gipfel von Wales
gehabt. Zum aktuellen Haushalt haben wir nach Nato-Kriterien eine
Steigerung um 36 Prozent, die schon stattgefunden hat. Natürlich ist bis
zum Jahr 2024 noch ein steiler Weg zu gehen, und die Zusage an die
Bündnispartner lautet, bis dahin die 1,5 Prozent des Bruttoinlandsproduktes
zu erreichen.

Ich möchte jetzt aber nicht in erster Linie darüber spekulieren, wie die
Bündnispartner reagieren. Es geht hier um ganz konkrete Bedarfe der
Bundeswehr, die in einem Detaillierungsgrad vorliegen, wie er nie vorher
gekannt war. Es gibt eine aus dem Weißbuch abgeleitete Konzeption der
Bundeswehr, und daraus abgeleitet auch noch das Fähigkeitsprofil. Da sieht
man, wo sozusagen die Lücken sind, wo die Aufgaben der Bundeswehr und was
in den nächsten Jahren an modernem Material angeschafft werden muss, um
diesen Aufgaben zu entsprechen und altes Material - das teilweise schon
sehr alt ist und schon längst hätte ersetzt werden müssen - ersetzen zu
können. Das wird sozusagen Gegenstand einer Priorisierung sein, je nachdem,
wie ambitioniert die Haushaltsaufstellung und die Haushaltsplanung
ausfällt. Da wird man das, was an Finanzierung möglich ist, mit dem, was
für die nächsten Jahre geplant ist, in Einklang bringen müssen.

Zusatzfrage: Unabhängig davon, wie weit jetzt die mittelfristige
Finanzplanung reicht: Sie haben das Zieldatum und auch das Ziel genannt,
und ich hatte Sie ja gefragt, wie groß Ihre Sorge ist, dass dieses Ziel
nicht eingehalten werden.

Flosdorff: Das kann ich Ihnen hier jetzt nicht sagen, weil auch ich nicht
weiß, wie sich die Konjunktur in den nächsten Jahren entwickelt. Ich weiß
nicht, was für weitere Bedarfe - wir reden an dieser Stelle auch über einen
Gesamthaushalt, und nicht nur über das, was das Verteidigungsministerium an
Planungen hat - möglich ist. Diese Prognose werde ich Ihnen hier nicht
abgeben können.

Frage: An das Innenministerium sowie an das Justizministerium: Es geht um
eine Gesetzesinitiative zur Steuerung von Asylverfahren über die sogenannte
geordnete Rückkehr. Ist es aus der Sicht der beiden Häuser sinnvoll, das im
parlamentarischen Verfahren an das Fachkräfteeinwanderungsgesetz zu
koppeln, eventuell weil das zwei Seiten einer Medaille sind? Was spricht
dafür, was spricht dagegen, was ist die Haltung der beiden Häuser dazu.

Grünewälder: Ich kann gerne anfangen. - Wir sehen diese Maßnahmen erst
einmal als getrennte Vorhaben, und aus unserer Sicht werden die auch
getrennt bearbeitet. Was im Parlamentarischen damit passiert, ist dann
Sache des Bundestages.

Kall: Ich kann den Ausführungen meines Kollegen da nichts hinzufügen. Das
Bundesinnenministerium ist das federführende Ressort und hat sich soeben
dazu geäußert.

Frage: An das Verkehrsministerium: Es gibt jetzt ja eine Milliarde Euro
mehr für die Bahn. Passt das dann? Wie sind die Kontrollen? Der Minister
hatte sich ja schon dafür ausgesprochen, dass er jetzt mehr auf
Pünktlichkeit dringen will. Wie will er das machen, wie will er den
Bahnvorstand drängen, dafür zu sorgen, dass es tatsächlich mehr
Pünktlichkeit gibt?

Strater: Die Milliarde, die Sie ansprechen, wurde jetzt auch im Zuge der
Haushaltsaufstellung berichtet. Ich schließe mich allen meinen Vorrednern
an: Wir werden am Mittwoch die Eckwerte haben und sehen, wie viel Geld wir
zusätzlich in das System Schiene bringen können. Wichtig ist, dass wir
diese Zukunftsinvestitionen in die Schiene grundsätzlich brauchen.

Zum Thema Pünktlichkeit so viel: Der Minister will - das hat er auch schon
mehrfach betont -, dass die Züge pünktlicher und störungsfreier fahren und
es für die Kunden merklich besser wird. Die Zahlen, die wir jetzt seit
Jahresbeginn bis zum heutigen Tage haben, zeigen: Die Deutsche Bahn ist
hier auf einem guten Weg. Sie muss diesen Weg weitergehen, die
Pünktlichkeitswerte müssen weiter nach oben gehen; dann sind auch die
Kunden mit dem Unternehmen zufrieden und steigen gerne auf die Bahn um. Es
ist ja ein erklärtes Ziel, dass wir mehr Verkehr auf die umweltfreundliche
Schiene bringen, und da haben wir in den ersten Monaten dieses Jahres schon
eine relativ erfreuliche Entwicklung, die jetzt von der Deutschen Bahn auch
weitergetrieben werden muss.

Zusatzfrage: Wenn Sie sagen, der Minister wolle mehr Pünktlichkeit: Das
will ja jeder, der Bahn fährt. Was will er denn da machen? Er fordert ja,
dass es mehr Pünktlichkeit gibt. Was will er dazu mit dem Bahnvorstand
besprechen?

Strater: Es hat zu Beginn dieses Jahres ja mehrere Gespräche mit dem
Vorstand der Deutschen Bahn gegeben. Hier sind vor allen Dingen der
Maßnahmenbereich der Infrastruktur, ein besseres Betriebsmanagement,
Verkehrsmanagement in den Knoten, in den Korridoren und auch ein besseres
Baustellenmanagement zur zügigeren Abwicklung von Baustellen wichtig, und
insgesamt brauchen wir natürlich eine Kapazitätserweiterung. Das sind die
Investitionen in die Schiene, die ich meine. Wir brauchen also mehr
Kapazität auf der Schiene, weil immer mehr Leute auf diesen Verkehrsträger
umsteigen und wir natürlich auch im Netz die entsprechenden Kapazitäten
brauchen. Die Bahn muss also im Bereich der Infrastruktur den Weg, den sie
jetzt eingeschlagen hat, weitergehen.

Frage: Am 22. Februar kam es zu einem brutalen Überfall auf die
nordkoreanische Botschaft in Madrid. Mittlerweile haben spanische Ermittler
gesagt, dass sie zwei der insgesamt zehn Angreifer ermittelt haben und dass
diese mit der CIA in Verbindung stehen beziehungsweise effektiv
CIA-Mitarbeiter sind. Wie beurteilt das Auswärtige Amt diesen Vorfall und
die bisherigen Ermittlungsergebnisse der spanischen Kollegen?

Adebahr: Da mir der Vorfall nicht bekannt war, möchte ich ihn von hier aus
auch nicht beurteilen.

Zusatzfrage: Das heißt, der Bundesregierung sind dieser Vorfall am 22.
Februar und die Ermittlungsergebnisse der Spanier, die ja auch zumindest
durch einen Großteil der deutschen Medien gingen, in keiner Form bekannt?

Adebahr: Ich habe von "ich" und "mir" gesprochen, und zwar in Bezug auf die
Ermittlungsergebnisse.

Zusatzfrage: Gibt es hier im Raum jemanden, dem dieser Vorfall bekannt ist?
Sind beispielsweise der Bundeskanzlerin dieser Vorfall respektive die
Ermittlungsergebnisse der spanischen Ermittler bekannt?

StS Seibert: Ich habe dem, was die Kollegin des Auswärtigen Amtes gerade
gesagt hat, nichts hinzuzufügen.

Ich würde gerne, weil der Korrespondent von Russia Today vorhin mit einiger
Empörung nach der amerikanischen Haltung zum Internationalen
Strafgerichtshof fragte, ein Element nachtragen, das vielleicht zur
Abrundung des Bildes noch ganz wichtig ist: Russland hat im Jahre 2016 den
Internationalen Strafgerichtshof verlassen, hat die Unterschrift unter das
Römische Status zurückgezogen. Anlass war damals eine Einschätzung des
Gerichts zum Ukraine-Konflikt.

Zusatz: Darf man darauf etwas erwidern?

Vorsitzender Feldhoff: Nein, wir sind ja keine Diskussionsveranstaltung.

Zusatz: Ja, aber das ist ja wohl völlig anmaßend, mir meine - - -

Vorsitzender Feldhoff: Das ist eine Position der Bundesregierung - die
können Sie teilen, die können Sie nicht teilen; die kann ich teilen, die
kann ich auch nicht teilen. Wir sind aber keine Diskussionsveranstaltung,
in der Sie sich jetzt sozusagen möglicherweise als Vertreter Russlands - - -

Zusatz: Aber gerade darum geht es: Dass ich das nicht bin.

StS Seibert: Ich habe es ja nur zur Abrundung (akustisch unverständlich)
Frage des russischen Staatsfunks gesagt.

Zusatz: Das ist ein Vorgehen, das aus journalistischer Perspektive mehr als
fragwürdig ist, wie hier der Regierungssprecher agiert.

Vorsitzender Feldhoff: Entschuldigung, ich bin dran. - Danke. - Das können
Sie so sehen, und auch ich würde es so sehen, dass Sie nicht der Vertreter
des russischen Staates sind - dann wären Sie hier nämlich Botschafter. Aber
da Sie Vertreter von RT Deutsch sind, müssen Sie sich das möglicherweise
anhören; Sie können das aber auch zurückweisen. Dazu hätten Sie jetzt
Gelegenheit. Bitte.

Gut. - Ich glaube, in keinem anderen Kontext hätte Herr Seibert sich - - -
Ich arbeite für eine mediale Institution, die finanziert wird vom
russischen Staat, ja, aber das macht mich noch nicht zum Vertreter des
russischen Staates, und es macht mich - - - Damit wird einfach auch
normales journalistisches Agieren völlig negiert, wenn jede Frage, bei der
es vielleicht auch in Russland einen Bezugspunkt gibt, hier abgestritten
wird, weil ich diese Frage aus einer Mitarbeit bei RT Deutsch heraus
stelle. Es wäre auch absurd, wenn im Gegenpart ein
Deutsche-Welle-Korrespondent die ganze Zeit zurechtgewiesen würde mit
Verweis auf das Vorgehen Deutschlands in Venezuela, was regelbasierte
internationale Ordnung angeht.

Ich finde also, wie gesagt, diese Zuweisung "RT-Mitarbeiter gleich
Rechtfertigung für russisches Auftreten in der Welt" völlig absurd, und das
würde man auch keinem anderen Sender so zuschreiben. - Danke.

Vorsitzender Feldhoff: Bitte schön. Vielen Dank. - Der Kollege mit einem
neuen Thema.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Seibert zu den Protesten der
"Gelbwesten" in Paris, die ja am Wochenende auf jeden Fall sehr heftig
waren - einige sagen, dass sie eine neue Eskalationsstufe erreicht haben.
Der amerikanische Präsident hat jetzt den Zusammenhang hergestellt, dass
das sogar den französischen Beitrag zum Klimaschutzabkommen beeinträchtigen
würde. Wie sieht die Bundesregierung das? Ist Macron durch diese
anhaltenden Proteste geschwächt?

StS Seibert: Der Ausbruch von Gewalt und von Zerstörungswut in Paris am
vergangenen Wochenende ist erschreckend. Mit friedlichem demokratischem
Protest hat das nichts zu tun. Die Bundesregierung steht an der Seite der
französischen Regierung in deren Bemühungen, die öffentliche Sicherheit und
Ordnung zu gewährleisten. Präsident Macron hat ja mit den "grand débats"
einen breiten nationalen Prozess eingeleitet, in dem Menschen in allen
Ecken des Landes ihre Vorstellungen, ihre Wünsche, ihre Klagen vortragen
können. Da sind auch Anliegen der "Gelbwesten"-Bewegung diskutiert worden.
Er hat damit eine richtige und wichtige Antwort auf die Sozialproteste der
vergangenen Monate gegeben. Ich glaube, einer weiteren Kommentierung bedarf
die Situation jetzt nicht.

Zusatzfrage: Die Frage zielte darauf, ob Sie glauben, dass Macron durch
diese anhaltenden Proteste geschwächt wird, auch was sein europäisches
Engagement angeht.

StS Seibert: Ich habe dazu für die Bundesregierung das gesagt, was für uns
das Wesentliche ist. Die intensive europäische Zusammenarbeit der
Bundesregierung mit der französischen Regierung - auch der Kanzlerin
persönlich mit dem französischen Präsidenten - wird sich zum Beispiel in
dieser Woche beim Europäischen Rat wieder zeigen.

Frage: Nach dem Europarat hat auch die Menschenrechtskommissarin der
Vereinten Nationen, Michelle Bachelet, sehr explizit die Polizeigewalt
gegen die "Gelbwesten" kritisiert. Teilt die Kanzlerin die Kritik der
Vereinten Nationen an dem Vorgehen der französischen Sicherheitskräfte?

StS Seibert: Da müsste ich mir die Aussagen von Frau Bachelet erst einmal
genau anschauen.

Frage: Herr Seibert, die Bundeskanzlerin trifft sich gerade mit Donald
Tusk. Was erwartet die Bundeskanzlerin von diesem Treffen kurz vor dem
EU-Gipfel, insbesondere angesichts dessen, dass die letzten Abstimmungen in
Großbritannien in der letzten Woche - es wird ja möglicherweise auch noch
eine dritte Abstimmung zum Brexit-Deal geben - immer mehr Spekulationen
aufwerfen, wie die anderen Länder - insbesondere Italien usw. - reagieren
werden?

StS Seibert: Genau an solchen Spekulationen möchte ich und werde ich mich
natürlich nicht beteiligen. Die Bundeskanzlerin trifft jetzt, in dieser
Minute - eigentlich sollte ich da sein - den Präsidenten des Europäischen
Rates - natürlich im Wesentlichen, um eine Abstimmung, einen
Meinungsaustausch vor dem Rat vorzunehmen. Bei diesem Rat wird der Brexit
ein entscheidendes Thema sein, das ist völlig klar. Trotzdem: Ich
spekuliere nicht.

Wir haben in der vergangenen Woche ganz klar begrüßt, dass das britische
Parlament gesagt hat: Einen ungeordneten Austritt des Vereinigten
Königreiches soll es nicht geben. Das war immer unsere Haltung, weil wir
davon überzeugt sind, dass ein solcher ungeordneter Austritt beiden Seiten,
Europa und dem Vereinigten Königreich, schaden würde. Nun sind es - und da
wiederhole ich mich, wie schon am Freitag - die Briten, von denen die
nächsten Vorschläge, die nächsten Schritte, wie es weitergeht, kommen
sollen. Es ist ja möglicherweise so, dass sich das Unterhaus in dieser
Woche noch einmal mit dem Austrittsabkommen befasst. Mehr kann ich zu
diesen innerbritischen Entwicklungen derzeit nicht sagen.

Zusatzfrage: Donald Tusk hat letzte Woche auch - ich glaube, per Twitter -
gesagt, dass es besser für die EU wäre, wenn diese Verschiebung für längere
Zeit stattfinden würde. Teilt die Bundeskanzlerin diese Meinung?

StS Seibert: Nun müssen wir erst einmal abwarten, ob Großbritannien
wirklich eine Verschiebung beantragt. Das ist die Voraussetzung, und dann
werden sich die EU-27 dazu eingehend unterhalten und einen Beschluss
fassen. Die Kanzlerin hat in der Pressekonferenz mit Präsident Macron ja
schon grundsätzlich gesagt: Wenn Großbritannien etwas mehr Zeit braucht,
dann werden wir uns dem nicht verweigern - ich glaube, das war die
Formulierung. Klar ist aber: Voraussetzung für so etwas ist, dass
Großbritannien eine solche Verschiebung beziehungsweise Verlängerung
möchte.

Zusatzfrage: An Frau Adebahr: Wenn ich mich nicht täusche, dann hat sich
Staatsminister Roth heute zumindest schriftlich gegenüber der ARD zu diesem
Thema geäußert?

Adebahr: Der Bundesminister des Auswärtigen hat sich heute Morgen in
Brüssel dazu geäußert und hat gesagt: Bevor es zu einem harten Brexit
kommt, ist eine Ehrenrunde zu drehen immer noch sinnvoller, als sich mit
dem auseinanderzusetzen, was ein harter Brexit bedeutet, nämlich viele
Beeinträchtigungen auf beiden Seiten. Allerdings müsste Großbritannien, wie
Herr Seibert gesagt hat, das Ganze beantragen und einen möglichen Aufschub
begründen.

Frage: Herr Seibert, teilt die Bundesregierung die Auffassung, die am
Freitag, glaube ich, in Brüssel kommuniziert wurde, dass Großbritannien
entweder bis zum 1. Juli die EU verlassen haben müsse oder an den
Europawahlen im Mai teilnehmen müsse, weil ein Parlament, das noch mit
Mitgliedschaft Großbritanniens in der EU, aber ohne Wahlbeteiligung
Großbritanniens zustande gekommen wäre und erstmals am 2. Juli tagen würde,
ein illegitim oder illegal zusammengesetztes Parlament wäre, dessen
Beschlüsse anfechtbar wären? Teilt die Bundesregierung diese
Rechtsauffassung: Entweder Großbritannien bis zum Juli draußen oder
Wahlbeteiligung?

StS Seibert: Ich möchte für die Bundesregierung hier keine
Rechtsauffassungen zum Besten geben. Erstens: Man müsste erst einmal
wissen, ob Großbritannien die Verlängerung möchte. Zweitens: Es gibt in
dieser Woche möglicherweise noch eine Abstimmung im britischen Unterhaus,
die dann auch auf diese Frage Auswirkungen hätte. Drittens: Dass bei der
Frage einer möglichen Verlängerung und der Dauer einer möglichen
Verlängerung der Umgang mit den europäischen Wahlen - Beteiligung
Großbritanniens ja oder nein - eine wichtige Rolle spielt, ist auch klar.

Zusatzfrage: Das Papier, auf das ich mich beziehe, war ja offensichtlich
ein Dokument des Europäischen Rates. Das heißt, die Regierung könnte doch
schon eine Auffassung dazu haben, ob sie die Rechtsauffassung darin teilt
oder nicht?

StS Seibert: Am Donnerstag wird das alles Thema in Brüssel sein.

Frage: Herr Seibert, eine ganz praktische Nachfrage: Wenn es am Mittwoch
nicht zu einer Abstimmung in London kommen sollte - was ja auch schon
spekuliert wird -, wird sich der Rat dann überhaupt mit dem Thema Brexit
beschäftigen? Denn dann wüssten die EU-27 ja gar nicht, was die britische
Seite eigentlich möchte.

StS Seibert: Das ist eines der vielen Fragezeichen. Ich kann mich dazu
jetzt, ehrlich gesagt, nicht äußern. Wir gehen davon aus, dass, wenn es
keine Abstimmung gäbe, die britische Regierung ihre Partner in Europa
angesichts des sehr nahen Termins Ende März doch wissen lassen würde, wie
es weitergehen soll.

Frage: Eine Frage an das BMVI zum Thema Breitbandausbau: Es gibt ja
Bundesländer, die im vergangenen Jahr offenbar keine Mittel aus dem
Breitbandförderfonds der Bundesregierung abgerufen haben. Wie bewerten Sie
das und worin sehen Sie die Ursachen?

Strater: Der Mittelabfluss kommt beim Breitbandförderprogramm immer ganz am
Schluss. Sie wissen, dass wir die Mittel per Förderbescheid den Kommunen
zur Verfügung stellen. Das Programm ist hier ein großer Erfolg: Alle
Mittel, die wir zur Verfügung hatten, sind auch gebunden und liegen bei den
Kommunen.

Was den Baufortschritt und damit am Ende auch die Rechnungslegung und den
Mittelabfluss angeht, so muss man bedenken, dass die Kommunen es hier mit
einer Situation zu tun haben, in der es durch die gute konjunkturelle Lage
gerade in der Bauwirtschaft mangelnde Baukapazitäten gibt, wo sie mit
Ausschreibungen zu tun haben. Wir würden uns hier mehr Tempo wünschen. Aber
nochmals: Am Mittelabfluss selber ist ein Erfolg dieses Programms nicht
ablesbar. Alle Mittel sind vielmehr gebunden, liegen bei den Kommunen und
werden dann Schritt für Schritt auch in ganz konkrete Projekte umgesetzt.

Frage: Herr Strater, können Sie sagen, in welchen Bundesländern der
Breitbandausbau aus Ihrer Sicht am besten vorankommt und wo er am
schlechtesten vorankommt?

Strater: Wenn Sie mit "vorankommt" meinen, was jetzt wirklich aktuell
verbuddelt wird, dann kann ich das im Moment nicht sagen. Manche Länder
haben das Programm stärker in Anspruch genommen als andere, ich habe dazu
im Moment aber keine Übersicht. Insgesamt haben wir eine sehr gute
Verteilung.

Wir fördern insgesamt, meine ich, 650 Projekte in ganz Deutschland. Sie
sind auf das gesamte Bundesgebiet verteilt. Aber darüber, wie sich das
sukzessive in Bautätigkeit umsetzt, liegt mir im Moment keine Übersicht
vor.

Zusatzfrage: Können Sie das bitte nachreichen?

Strater: Das kann ich Ihnen nicht nachreichen. Das müssen Sie bei den
Kommunen abfragen, weil dort - - -

Zusatz : Ihre Einschätzung!

Strater: Darf ich bitte meinen Satz zu Ende bringen? - Die Kommunen setzen
dieses Programm um. Am Ende gibt es eine Rechnungslegung. Das ist dann der
berühmte Mittelabfluss. Sie alle kennen die verschiedenen Antworten unseres
Hauses zum Beispiel auf parlamentarische Anfragen. Dieser Mittelabfluss ist
noch relativ gering. Das hat Gründe, die ich Ihnen eben genannt habe. An
diesem Mittelabfluss können Sie dann tatsächlich sehen, wo Projekte
umgesetzt worden sind, wo also tatsächlich eine Baufirma mit einem Auftrag
versehen wurde, eine Infrastruktur verlegt und am Ende eine Rechnung
eingereicht hat. Dann fließt das Geld. Das ist der normale Fortschritt. An
diesem Mittelabfluss können Sie dann sehen, wo das Ganze schon umgesetzt
wird. Dabei gibt es ständig verschiedene Stände, die sich natürlich auch
von Woche zu Woche und von Monat zu Monat verändern.

Frage: Meine Frage geht zunächst an das BMVI, aber als Wissensfrage dann
auch an alle anderen Ministerien. Im Zuge der Ankündigung von Frau
Kramp-Karrenbauer, eine Art Newsroom im Adenauer-Haus einzurichten, fiel
mir ein, dass das BMVI sein Neuigkeitenzimmer hat, das ja, denke ich, einem
ähnlichen Konzept folgt.

Welche Bilanz ziehen Sie nach sechs Monaten?

Von den anderen Ministerien wüsste ich gern, ob es bei ihnen auch solche
Einrichtungen gibt, also zusätzlich zur Pressestelle noch eine Art
Newsroom, der andere Ziele verfolgt.

Strater: Ja, wir haben im vergangenen Jahr unser Neuigkeitenzimmer
eingerichtet. Der Hintergrund ist der, dass sich die Medienlandschaft und
die Mediennutzung verändern. Das wissen Sie besser als jeder andere. Die
Behördenkommunikation muss dies auch tun. Wir brauchen neue Angebote und
neue Formate. Wir müssen schneller und interaktiver werden und auf allen
Kanälen kommunizieren. Wir brauchen eine direkte, offene, moderne und
bürgerfreundliche Kommunikation.

Dafür haben wir bei uns im Haus mit dem Neuigkeitenzimmer die Infrastruktur
geschaffen. Dort sitzen sozusagen Vertreter für die klassischen Medien,
also wir Sprecher, zusammen mit den Kollegen der Social-Media-Kanäle. Wir
haben sozusagen hausintern eiserne Türen beseitigt, die bisher die Büros
und die Referate voneinander getrennt haben. Das heißt, hier findet auch
intern eine sehr viel direktere Kommunikation statt. Das geht Hand in Hand.

Wir haben neue Formate für eine direkte Bürgerkommunikation, für direkte
Bürgerfragen auf den Weg gebracht. Wir haben #GrillDenScheuer initiiert.
Wir gewähren Einblicke hinter die Kulissen mit unserem Format
Menschen@BMVI. Wir stellen Start-ups vor. #ZukunftMacher hieß eine Reihe,
die wir über Menschen oder Unternehmen gemacht haben, die neue
Mobilitätsangebote umsetzen. Wir erklären komplexe technische Zusammenhänge
in Erklärformaten.

Wenn Sie mich nach einer Bilanz fragen, dann will ich nur einmal eine Zahl
im Bereich Social Media nennen: Die Zahl der Follower auf Instagram ist
seit dem Start im vergangenen Jahr um 200 Prozent hochgegangen; auf den
anderen Kanälen ist es auch hochgegangen. Das heißt: Wir müssen auf allen
Kanälen präsent sein und haben dafür die entsprechende Infrastruktur in
unserem Haus geschaffen.

Vorsitzender Feldhoff: Gibt es andere Häuser, die Neues mitteilen wollen,
vielleicht nicht das, was sie schon seit Jahren machen?

Adebahr: Wir haben die Anfrage auch bekommen. Im Auswärtigen Amt gibt es
einen Newsroom. Dort arbeiten Mitarbeiter der Onlineredaktion und aus dem
klassischen Bereich des Pressereferats zusammen. Dafür sind keine neuen
Stellen geschaffen worden. Wir sind zusammengerückt und haben Platz
freigemacht, um eine gute Verzahnung zu gewährleisten. Denn wir haben neue
Produkte. Wir haben aufstrebende Kanäle und Kommunikationsmechanismen der
Botschaften und unserer Botschafter weltweit und verschiedene Kanäle im
Inland. Das verzahnen wir in einem Newsroom hoffentlich gut in einem für
Sie und den Bürger interessanten Angebot.

Grünewälder: Für das BMI kann ich sagen, dass wir zwar nicht die
Einrichtung eines Newsrooms erwägen, aber dass wir im Haus den Bereich der
Kommunikation gestärkt haben. Wir haben alle Einheiten, die mit
Kommunikation zu tun haben, in einer Unterabteilung gebündelt. Das sind die
Kommunikationsbereiche strategische Kommunikation, Kabinett- und
Parlamentangelegenheiten, Presse, Internet und soziale Medien sowie der
Bürgerservice. Damit sollen die Prozesse gestrafft werden. Die
Kommunikation des BMI nach außen soll gebündelt und besser synchronisiert
werden. Wir haben mit der Einrichtung eines speziellen Referats für
Internetkommunikation und soziale Medien diesen Bereich gestärkt und tragen
damit der zunehmenden Bedeutung dieser Kommunikationsformen Rechnung.

Die jeweiligen Referate können sich in dieser Unterabteilung in
kommunikativen Angelegenheiten noch besser als bisher abstimmen und sitzen
auch räumlich sehr eng zusammen, sodass das in Zukunft noch besser
funktioniert.

Frage: Herr Strater, zu Ihrem Neuigkeitenzimmer habe ich noch ein paar
Fragen.

Was kostet Sie das?

Wie viele Kanäle haben Sie eigentlich? Wenn ich auf Facebook schaue, sehe
ich, dass der Verkehrsministeriumskanal 980 Fans hat. Bei Herrn Seibert
verstehe ich es ja, wenn der Bundesregierungskanal mit Hunderttausenden von
Leuten Community-Manager usw. braucht, Leute, die darauf antworten.
Ansonsten kann man das ja selbst machen. Ich mache das ja auch selbst. Wie
viel brauchen Sie denn, und wie viele Kanäle haben Sie? Sind sie alle so
Klein?

Strater: Wir bespielen die Kanäle Twitter, Instagram, Facebook, YouTube.
Was die Followerzahlen angeht, sind wir relativ Klein gestartet, das gebe
ich zu, aber sie steigen. Es ist eine Menge Arbeit, Followerzahlen zu
generieren. Das ist nicht leicht, wie Sie selbst vielleicht wissen. Daran
arbeiten wir, weil wir diese Kanäle einfach bespielen müssen. Dafür haben
wir die entsprechenden Kollegen in unserem Neuigkeitenzimmer. Da sind alle
eng verzahnt.

Was war Ihre erste Frage?

Zusatzfrage: Was kostet das? Ich wüsste gern, wie viel Sie für tausend
Facebook-Fans ausgeben.

Strater: Wir haben diese Infrastruktur geschaffen. Wir sitzen dort mit den
Mitarbeitern, die sich sowieso vorher um die neuen Medien und die
klassischen Medien gekümmert haben. Ein paar sind dazugekommen. Insofern
kann ich Ihnen jetzt keine Kostenrechnung aufmachen.

Wir haben dort 14 Arbeitsplätze. Dort sitzen die Kollegen, die Sie alle
kennen, die Sprecherkollegen von dieser Bank, die Kollegen vom
Social-Media-Referat, alle in einem Raum und arbeiten daran, Ihre Anfragen
zu bearbeiten und die Themen, die wir haben, zu kommunizieren, und zwar
möglichst schnell und effizient, direkt und bürgerfreundlich.

Frage: Ich habe eine Kleine Frage an das BMVI. Den Begriff
"Neuigkeitenzimmer" darf man ja vielleicht auch als eine proaktive Maßnahme
gegen das weitere Vordringen von Anglizismen betrachten. Haben Sie das
bewusst getan? Wie ist eigentlich intern die Abkürzung dafür? Denn
Neuigkeitenzimmer hat sechs Silben. Newsroom oder etwas Ähnliches hat zwei
Silben. Üblicherweise versucht man doch auch, Kurzformeln zu finden. Heißt
das Ding bei Ihnen dann intern doch Newsroom oder NZ? Oder sind alle zu den
kompletten sechs Silben verpflichtet?

Strater: Es gibt keine Abkürzung. Der Raum heißt Neuigkeitenzimmer. Der
Name ist geboren worden durch den persönlichen Referenten des Ministers,
der diese Eingebung hatte. Diese Idee war so grandios, dass wir sie
umgesetzt haben. Das hat jetzt nichts mit der Vermeidung von Anglizismen zu
tun. Aber dieses Zimmer heißt Neuigkeitenzimmer. Das finden Sie auch auf
dem Hinweisschild. Wenn Sie in das Ministerium hineingehen, dann finden Sie
dort das Wort Neuigkeitenzimmer und einen Pfeil, der nach rechts geht.
Kommen Sie uns doch einmal besuchen. Dann zeigen wir Ihnen das gern.

Zusatzfrage: Danke schön.

Passiert es häufiger, dass der Referent des Ministers Eingebungen hat?

Strater: Oh ja.

Frage: Herr Strater, passiert es häufiger, dass Ihr Minister dann eine
Videobotschaft loslässt und so vermeidet, dass wir als Journalisten
kritische Nachfragen im echten Interview stellen können?

Strater: Echte Interviews finden nach wie vor statt. Soweit ich weiß, war
das ZDF auch schon häufiger zu Gast bei uns im Neuigkeitenzimmer - ich weiß
nicht, ob jetzt in Ihrer Person oder von wem auch immer. Jedenfalls finden
diese Formate weiter statt, also klassische Interviews mit klassischen
Fragen. Das, was wir hier anbieten, sind zusätzliche Formate, die wir ins
Netz stellen, zum Beispiel Statements des Ministers. Insofern ist daran
nichts Verwerfliches.

Ich möchte noch einmal wiederholen: Wir sind das Haus mit dem größten
Investitionsetat der Bundesregierung. Wir haben viel zu erklären. Wir haben
die meisten Bürgeranfragen der gesamten Bundesregierung. Wir haben Hunderte
von Journalistenanfragen pro Tag und viel zu erklären. Also brauchen wir
ein solches Neuigkeitenzimmer, um die Kommunikationsansprüche von heute
abbilden zu können.

Frage: Herr Seibert, zwei Fragen zum Thema Klimawandel:

Mehr als hunderttausend Kinder und Jugendliche haben am Freitag
demonstriert. Der Bundesregierung werfen sie vor, dass sie ihre Zukunft
verspiele. Was sagen Sie zu diesem Vorwurf?

StS Seibert: Wir haben hier ja vielfach darüber gesprochen. Die Haltung der
Bundeskanzlerin und der anderen Mitglieder der Bundesregierung zu diesen
Jugenddemonstrationen, Schülerprotesten, wie auch immer Sie es nennen
wollen, ist ja eine Haltung der Unterstützung und der Anerkennung für
dieses Engagement. Die Bundeskanzlerin hat mehrfach gesagt, dass es wichtig
ist, dass sich gerade junge Menschen für dieses Thema, das ihre Zukunft
noch mehr prägen wird als die Zukunft der jetzt 60-Jährigen, interessieren
und einsetzen.

Sie hat, wenn ich auf den Podcast von vor anderthalb Wochen verweisen darf,
dann allerdings auch klargemacht, was sie als Bundeskanzlerin - das gilt
für alle in der Bundesregierung - eben auch zu bedenken hat. Wenn es zum
Beispiel um Zeitpunkt und Ablauf des Ausstiegs Deutschlands aus der Kohle
geht, dann sind dabei eben auch die Interessen der Menschen in den
betroffenen Regionen und auch gesamtwirtschaftliche und
energiewirtschaftliche Fragen zu beachten. Deswegen hat sie gesagt, dass
sie weiß, dass es den Schülern auf den Straßen an manchen Punkten nicht
schnell genug geht, dass es aber auch zum Protest gehört, dass man sich das
gesamte Bild macht und eben auch die Überlegungen anstellt, die für eine
Bundesregierung wichtig sind. Das ist es, was ich dazu gern sagen würde.

Sie wissen, dass in diesem Jahr ein Klimaschutzgesetz erarbeitet wird. Das
haben wir hier auch vielfach erklärt. Das ist ein wirklich ambitioniertes
und auch schwieriges Unterfangen, dem sich die Bundesregierung aber
verpflichtet fühlt, weil wir sagen: Wir müssen und wollen die Klimaziele
2030 einhalten. - Deswegen wird daran gearbeitet.

Zusatzfrage: Stichwort "nicht schnell genug": Beim Verkehr und bei den
Gebäuden sinken die CO2-Emissionen ja nicht, sondern sie steigen. Das
heißt, die Klimaziele 2020 werden so nicht zu erreichen sein. Ist das
geplante Klimakabinett ein Indiz für einen Kurswechsel?

StS Seibert: Das geplante Klimakabinett ist vor allem ein Indiz für die
Ernsthaftigkeit, mit der die Bundesregierung diese Themen angeht, ein Indiz
dafür, dass wir wissen, dass wir an manchen Punkten mehr Tempo machen
müssen. Deswegen werden alle mit diesem Thema befassten Ministerien - das
ist eine ganze Reihe - in regelmäßigen Abständen zusammenkommen, um zu
beraten, wie wir die Umsetzung unserer Ziele wirklich beschleunigen und
gewährleisten können. Deswegen ist das so zu verstehen.

Frage: Herr Seibert, wenn Sie sagen, die Schüler sähen nicht das gesamte
Bild, dann finde ich das schon interessant. Was vermissen Sie denn bei den
Schülern?

StS Seibert: Ich habe nicht gesagt, die Schüler sähen nicht das gesamt
Bild. Ich habe gesagt, dass der Protest das eine ist, dass es aber auch
Überlegungen gibt, die beispielsweise eine Bundesregierung anstellen muss.
Diese Überlegungen höre ich jetzt in Schülerprotesten, was mich aber auch
nicht wundert, oft nicht so stark akzentuiert. Das sind zum Beispiel die
Überlegungen, wie es mit Arbeitsplätzen und mit der strukturellen
Entwicklung deutscher Regionen, die bisher und über Jahrzehnte von der
Kohle gelebt haben, weitergeht. Diese Überlegungen müssen wir anstellen.

Die Tatsache, dass die Kohlekommission - ich nenne sie jetzt einmal so,
obwohl sie ja einen längeren Titel hatte - in großer Einmütigkeit mit nur
einer Gegenstimme zu einem Kompromiss gekommen ist, eine Kommission, die
mit Mitgliedern quer aus dem gesellschaftlichen Spektrum besetzt war, von
Vertretern der Industrie, der Gewerkschaften, der betroffenen Regionen bis
hin zu Vertretern von Natur- und Umweltverbänden, dass diese Kommission
einen Plan bis in die 2030er-Jahre hinein entwickelt hat, auf den sie sich
einigen konnte, ist ein sehr gutes gesellschaftliches Zeichen. Die
Bundesregierung nimmt die Aufgab ernst, das jetzt wirklich sinnvoll
umzusetzen. Daran sind wir. Das sind Überlegungen, die einfach auch gemacht
werden müssen.

Montag, 18. März 2019

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1833: Regierungspressekonferenz vom 15. März 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 15. März 2019

Regierungspressekonferenz vom 15. März 2019

Themen: Nachfolgerin für Staatssekretär a. D. Gunther Adler im
Bundesinnen-ministerium, Terroranschlag auf zwei Moscheen in Neuseeland,
Sanktionen gegen weitere Personen im Konflikt um die Krim, Situation in der
Ostukraine, Bürgerkrieg in Syrien, Termine der Bundeskanzlerin (Empfang des
Präsidenten des Europäischen Rates, Besuch des Jobcenters in Bremerhaven,
Bürgerdialog in Bremerhaven, Global Solutions Summit 2019, Gespräch mit den
Mitgliedern des Sachverständigenrats zur Begutachtung der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Kabinettssitzung, Europäischer Rat in
Brüssel), Brexit, Tötung von Jamal Khashoggi, Anzahl von Betriebsprüfungen,
mögliche Beteiligung von Huawei am Aufbau der 5G-Netzwerkinfrastruktur,
Äußerung des VW-Vorstandsvorsitzenden "EBIT macht frei",
Wahlrechtsausschluss für Menschen mit Behinderungen, geplante Bildung eines
Klimakabinetts, Sanierung der "Gorch Fock", "Fridays for Future", mögliche
Fusion der Deutschen Bank und der Commerzbank


Sprecher: StS Seibert, Petermann (BMI), Adebahr (AA), Kalwey (BMF),
Jornitz (BMWi), Klein (BMU), Flosdorff (BMVg)



Vorsitzender Mayntz eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Petermann: Ich möchte gern eine Personalie bekanntgeben. Es handelt sich um
die Nachfolge von Herrn Staatssekretär a. D. Gunther Adler. Der
Bundesinnenminister wird dem Bundeskabinett Frau Anne Katrin Bohle als
Nachfolgerin des ehemaligen Staatssekretärs vorschlagen. Frau Anne Katrin
Bohle ist derzeit Leiterin der Abteilung Stadtentwicklung und Denkmalpflege
im Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung des Landes
NRW.

Frage: Könnten Sie die Gründe für diese Personalentscheidung erklären?

Petermann: Die Gründe für den Weggang von Herrn Adler? - Herr Adler hat das
Bundesinnenministerium auf eigenen Wunsch verlassen, nachdem er
Geschäftsführer Personal bei der Autobahn GmbH des Bundes wurde. Daraufhin
war eine Nachbesetzung erforderlich. Die Auswahl dazu habe ich Ihnen gerade
mitgeteilt.

StS Seibert: Meine Damen und Herren, guten Tag! Wir alle stehen heute
Morgen unter dem Eindruck des Terroranschlags auf muslimische Gläubige in
zwei Moscheen in Christchurch in Neuseeland. Das Ausmaß dieser grauenhaften
rassistischen Tat, eines Massenmords, ist kaum zu fassen. Die Einzelheiten
sind schwer zu ertragen. Zu diesen Einzelheiten gehört die widerwärtige
Tatsache, dass die Tat zeitweilig offenbar live im Internet zu verfolgen
war. Unsere Gedanken, unsere Anteilnahme, unsere tiefe Verbundenheit sind
heute mit den Angehörigen der Opfer, mit den betroffenen muslimischen
Gemeinden und mit den Neuseeländern insgesamt, deren demokratisches und
friedliches Zusammenleben durch dieses Verbrechen in ihrer Mitte
herausgefordert wird.

Die Bundeskanzlerin hat der neuseeländischen Premierministerin Jacinda
Ardern ein Kondolenzschreiben übermittelt. Wir werden es auch öffentlich
machen. Ich zitiere nur kurz:

"Der gegen muslimische Mitbürger gerichtete Anschlag ist auch ein Angriff
auf die neuseeländische Demokratie und die offene und tolerante
Gesellschaft. Wir teilen diese Werte und damit auch das Entsetzen der
Neuseeländer.

Mein aufrichtiges Mitgefühl gilt in dieser Stunde den Angehörigen der
Opfer. Den Verletzten wünsche ich baldige Genesung."

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundesinnenministerium. England und
Frankreich haben die Sicherheitsvorkehrungen an islamischen Einrichtungen
jetzt verstärkt. Ist das auch in Deutschland geplant, oder haben Sie das
schon getan?

Petermann: Ich kann dazu nichts sagen, auch weil solche Maßnahmen ja in der
Zuständigkeit der Länderpolizeien liegen. Das ist mir im Augenblick nicht
bekannt.

StS Seibert: Meine Damen und Herren, das nächste Thema betrifft die Krim.
In diesen Tagen jährt sich zum fünften Mal die rechtswidrige Annexion der
Krim durch Russland. Russland hat damit Grundprinzipien des Völkerrechts
verletzt und die europäische Nachkriegsordnung infrage gestellt.

Wir sind besorgt über den Druck auf Minderheiten auf der Krim, vor allem
Druck auf die Krimtataren, wie wir auch besorgt sind über die Inhaftierung
von Dutzenden Andersdenkenden, darunter von Aktivisten wie Oleh Senzow. Im
letzten Jahr hat die russische Staatsführung die Krim-Brücke eröffnet,
schikanöse Schiffskontrollen im Asowschen Meer und der Straße von Kertsch
ausgeweitet und schließlich am 25. November 2018 militärische Gewalt gegen
ukrainische Boote eingesetzt. Die 24 Besatzungsmitglieder hält sie immer
noch in Untersuchungshaft in Moskau fest.

Vor diesem Hintergrund haben wir in der Europäischen Union in enger
Abstimmung mit unseren amerikanischen und kanadischen Partnern gestern
Sanktionen gegen weitere Personen verhängt, die an der Anwendung
militärischer Gewalt in der Straße von Kertsch beteiligt waren.

In Übereinstimmung mit den einschlägigen Resolutionen der 
UN-Generalversammlung und im Verbund mit unseren europäischen Partnern erkennt
die Bundesregierung die Krim-Annexion weiterhin nicht an. Wir fordern die
russische Staatsführung auf, die ukrainische Souveränität
wiederherzustellen, das Recht auf freie Durchfahrt zu gewährleisten,
Menschenrechte einzuhalten und politische Gefangene sowie ukrainische
Besatzungsmitglieder freizulassen.

Frage: Herr Seibert, es gibt ja Abgeordnete des Deutschen Bundestages, die
trotzdem in die Ukraine fahren, oft auch über Russland. Das sieht die
Ukraine überhaupt nicht gern und verlangt von der Bundesrepublik, diese
Personen hier vor Gericht zu stellen. Wie ist die Einstellung dazu?

StS Seibert: Sie sprechen von Abgeordneten des Deutschen Bundestages, die,
wie Sie gesagt haben, in die Ukraine fahren?

Zusatz: Auf die Krim! Aber zum Teil auch in die Ostukraine, also in die
sogenannten freien Republiken.

StS Seibert: Wir hatten in solchen Fällen hier auch schon Fragen dazu
beantwortet. Dabei muss zunächst gefragt werden, ob das ein Verstoß gegen
Sanktionen ist. Der Bundestag hat sich damit zu befassen. Mehr kann ich
dazu im Moment nicht sagen.

Ich weiß nicht, ob die Kollegin aus dem Auswärtigen Amt dazu jetzt etwas
ganz Grundsätzliches sagen will. Einen konkreten Fall haben wir im Moment,
glaube ich, nicht.

Adebahr: Nein, das glaube ich auch nicht. - Bei solchen Dingen handelt es
sich immer um die Frage, ob das eine genehmigte Reise des Deutschen
Bundestages ist, in welche Region und in welcher Art und Weise das
stattfindet. Ich kann Ihnen jetzt von keinem konkreten anhängigen Fall
berichten.

Zusatzfrage: Hat die Bundesregierung denn überhaupt noch die Hoffnung, dass
die Krim irgendwann wieder dem souveränen ukrainischen Staatsgebiet
zugesprochen werden kann, oder verlaufen auch die Verhandlungen darüber im
Sande?

StS Seibert: Wissen Sie, die Tatsache, dass ein rechtswidriger Zustand nun
schon fünf Jahre andauert, ist ja kein Grund dafür, sich mit diesem
rechtswidrigen Zustand abzufinden. Wir wollen mit Geduld und mit
Prinzipienfestigkeit zusammen mit unseren Partnern einen Beitrag dafür
leisten, dass die territoriale Integrität der Ukraine wiederhergestellt
wird, und zwar im Süden wie auch im Osten der Ukraine.

Frage: Sie haben es eben angedeutet, Herr Seibert. Es steht ja zumindest im
politischen Zusammenhang mit der Situation in der Ostukraine. Wie ist die
aktuelle Konflikt- und Verhandlungslage? Vielleicht ist es an mir
vorbeigegangen, aber ich habe in den letzten Tagen und Wochen relativ wenig
über Veränderungen oder Prozesse gehört.

StS Seibert: Das ist eine sehr pauschale Frage. Wir haben als Grundlage für
den Prozess der Stabilisierung, für den Prozess der Rückgewinnung von
Souveränität durch die Ukraine über die ostukrainischen Gebiete weiterhin
als einzige Grundlage die Abkommen und Vereinbarungen von Minsk, zu denen
sich alle Seiten bekennen, die aber in der Umsetzung - das müssen wir
konstatieren, und zwar nicht zum ersten Mal - noch lange nicht so weit
gekommen sind, wie man es sich erhofft hat.

Trotzdem halten wir daran fest. Es gibt immer wieder Gespräche auf
Arbeitsebene, die Sie möglicherweise gar nicht immer mitbekommen, in dem
Versuch, Fortschritte zu machen. Das kann die Kollegin aus dem Auswärtigen
Amt wahrscheinlich besser sagen.

Adebahr: Der Außenminister hat Herrn Lawrow im Januar getroffen, zuletzt
auch noch einmal auf der Münchner Sicherheitskonferenz, und ein intensives
Gespräch auch zu diesen Themen geführt. Die Themen, die dabei weiter in der
Bearbeitung sind, sind der Abzug schwerer Waffen, die Entflechtung, ein
Waffenstillstand und auch noch - das betrifft jetzt wieder Kertsch - die
Gespräche über eine OSZE-Mission, wobei die Positionen dazu noch weit
auseinanderliegen.

Die Themen sind also immer noch auf dem Tisch. Im Rahmen von Arbeitsgruppen
wird auch weiterhin auf Beamtenebene an diesen Fragen gearbeitet, weil es
so ist, wie Herr Seibert sagt.

Zusatzfrage: Es tut mir leid, dass das eine so offene Frage ist, aber es
ist eben auch eine offene Situation. - Gibt es immer noch Vorfälle wie die,
die wir vor einigen Jahren erlebten, dass militärische Unterstützung offen
oder verdeckt vonseiten der Russischen Föderation in die Ostukraine
hineingegeben wird, oder verzeichnen Sie das derzeit nicht mehr?

Adebahr: Mein Kenntnisstand bezieht sich darauf, dass es immer wieder
Verletzungen von auch kurzzeitigen Waffenstillständen gibt. Das ist das,
was ich hier vielleicht sicher sagen kann. Diese kommen womöglich von
beiden Seiten, aber es gibt sie eben immer wieder. Auch eine vor Kurzem
ausgehandelte Frühjahrswaffenruhe war sehr schnell wieder brüchig. Insofern
ist dort die Konfliktlage, auch von Russland ausgehend, nach wie vor akut
und da, und wir sind noch nicht da, wohin wir wollen, nämlich bei einem
dauerhaften Waffenstillstand, einem Abzug schwerer Waffen und einer
Entflechtung der Gruppen, die dort stehen.

StS Seibert: Was Sie sicherlich sagen können, ist, dass die Herrschaft der
Separatisten über die Gebiete Luhansk und Donezk ohne die Unterstützung
durch Russland nicht denkbar wäre.

Wir müssen leider noch über einen anderen Langzeitkonflikt sprechen. Wie
Sie wissen, geht der Bürgerkrieg in Syrien nun in sein neuntes Jahr. Wie
oft haben Sprecherinnen und Sprecher hier an diesem Platz auf das
unendliche Leid hingewiesen, dass die Menschen in Syrien deswegen erleiden
mussten! Wir müssen mittlerweile von mehreren Hunderttausend Toten
ausgehen. Besonders deutlich wurde die Grausamkeit des Krieges natürlich
beim Einsatz von Giftwaffen gegen die eigene Bevölkerung. Die an Syrien
angrenzenden Länder und deren Gesellschaften werden ebenfalls zutiefst in
Mitleidenschaft gezogen. Ihre Entwicklungsperspektiven, die sie in
friedlichen Zeiten hätten, werden beeinträchtigt. Ihre Ressourcen werden
über alle Maßen beansprucht. Trotzdem hält das Kriegsgeschehen weiterhin
an.

Besondere Sorge macht uns dabei die Lage in Idlib, wo es jüngst verstärkt
Angriffe des syrischen Regimes und der russischen Luftwaffe gegeben hat,
die offenbar auch zu zahlreichen Opfern geführt haben. Die Berichte von
dort sind erschütternd.

Klar ist daher: Die internationale Gemeinschaft darf in ihrem Bemühen nicht
nachlassen, den Konflikt zu beenden, zu seiner Beendigung beizutragen. Es
ist entscheidend, dass der politische Prozess unterstützt wird, dass er
fortgesetzt wird. Dazu braucht es den nötigen politischen Willen aller
Seiten.

Ein erster wichtiger Schritt wäre die Einrichtung eines
Verfassungskomitees. Über dessen Zusammensetzung wird seit gut einem Jahr
unter Leitung und Vermittlung der Vereinten Nationen verhandelt. Dennoch
ist eine glaubwürdige, eine ausgewogene, inklusive Zusammensetzung dieses
Verfassungskomitee bisher leider nicht zustande gekommen, und zwar aufgrund
der Verweigerungshaltung (akustisch unverständlich) Auch hier müssen die
Bemühungen fortgesetzt werden. Vor diesem Hintergrund dankt die
Bundesregierung dem UN-Sondergesandten Geir Pedersen für seinen Einsatz.

Die Bundesregierung und die Bundeskanzlerin persönlich unterstützen die
internationalen Bemühungen. Wir sind Mitglied der Small Group. Wir
engagieren uns ebenso in dieser Small Group für eine politische Lösung des
Konflikts wie in zahlreichen bilateralen Kontakten. So spricht die
Bundeskanzlerin über das Thema Syrien regelmäßig auch mit dem russischen
Präsidenten oder mit dem türkischen Präsidenten. Über die politischen
Bemühungen hinaus engagiert sich die Bundesregierung mit internationalen
Partnern seit Jahren in der Linderung des humanitären Leids. Die deutsche
Unterstützung für Hilfsmaßnahmen in Syrien und den Nachbarländern seit 2012
summiert sich auf über 7 Milliarden Euro, davon 4,4 Milliarden Euro für
Entwicklungszusammenarbeit und 2,8 Milliarden Euro für humanitäre Hilfe.

Ich will in dem Zusammenhang noch die gestern zu Ende gegangene
Geberkonferenz für Syrien erwähnen, die unter Vorsitz der EU und der
Vereinten Nationen in Brüssel stattgefunden hat. Im Mittelpunkt stand die
Finanzierung der UN-Hilfspläne für Syrien und die Region sowie die
fortgesetzte Unterstützung der Nachbarländer. Deutschland stellte bei der
diesjährigen Brüsseler Syrien-Konferenz insgesamt 1,44 Milliarden Euro zur
Verfügung, davon 500 Millionen Euro für humanitäre Hilfe und 940 Millionen
Euro für Entwicklungszusammenarbeit. Das ist also eine weitere Aufstockung
der Mittel um 440 Millionen Euro im Vergleich zu 2018.

Frage: Vor etwa zwei, drei Jahren, war in diesem Saal, wenn Syrien Thema
war, die Position der Bundesregierung, namentlich des Auswärtigen Amtes,
eine Zukunft könne es nicht mit Assad geben, sondern explizit nur ohne ihn.
Wie ist die Einschätzung nun? Die Verhältnisse haben sich nicht in der
Richtung entwickelt, dass man denkt, er sei in naher Zukunft weg.

Adebahr: Ich denke, in der heutigen Situation sind das Verfassungskomitee
und eine politische Lösung, an der der UN-Sondergesandte arbeitet und die
für alle Syrerinnen und Syrer aus deren Sicht einen geordneten Prozess in
Richtung Sicherheit, Frieden und Rückkehr ermöglichen soll, das vorrangige
Ziel. Daran arbeiten wir.

Ich will vielleicht auch noch einmal sagen, dass das Assad-Regime die
Pflicht hat, den Menschen Schutz zu gewähren und ihnen eine Rückkehr zu
ermöglichen - auch das ist eine humanitär-völkerrechtliche Pflicht -, damit
unsere Hilfe und auch die Hilfe, die wir gestern zugesagt haben, dort gut
ankommen und auch den Wiederaufbau und eine Rückkehr von Flüchtlingen in
dieses geschundene Land möglich machen.

StS Seibert: Zu den öffentlichen Terminen der Bundeskanzlerin in der
kommenden Woche: Es beginnt am Montag, den 18. März. Die Bundeskanzlerin
wird gegen 12 Uhr den Präsidenten des Europäischen Rates Donald Tusk zu
seinem Meinungsaustausch im Kanzleramt empfangen. Wie Sie sich vorstellen
können, steht im Mittelpunkt des Meinungsaustauschs der Europäische Rat,
der in der kommenden Woche in Brüssel stattfindet. Es ist ein nicht
presseöffentlicher Termin.

Am Montagnachmittag reist die Bundeskanzlerin nach Bremerhaven. Sie wird
dort gegen 15.30 Uhr zunächst das Jobcenter in Bremerhaven besuchen. Sie
wird sich dort bei den Mitarbeitern dieses Jobcenters über die praktische
Arbeit in dieser von relativ hoher Arbeitslosigkeit betroffenen Region
informieren. Es soll um die Aktivitäten gehen, die man dort zur besonderen
Förderung von Langzeitarbeitslosen unternimmt.

Im Anschluss wird die Bundeskanzlerin ab 17 Uhr im Bremerhavener
Fischbahnhof an einem Bürgerdialog teilnehmen, wobei eine gewisse Zahl von
Bürgern und Bürgerinnen die Gelegenheit hat, direkt mit der Kanzlerin über
die Themen ins Gespräch zu kommen, die sie, die Bürger, bewegen.

Am Dienstag, den 19. März, wird die Kanzlerin hier in Berlin in der
European School of Management and Technology an der 
Global-Solutions-Konferenz teilnehmen. Es werden Teilnehmer aus Politik, Wissenschaft und
Wirtschaft sowie aus Thinktanks aus den G20-Staaten diskutieren und
Empfehlungen an die G20 verabschieden. Es geht um die großen Linien zum
Thema Multilateralismus. Das Thema des Treffens lautet: Sozialen und
wirtschaftlichen Fortschritt in Einklang bringen - auf dem Weg zu einem
neuen internationalen Paradigma. Nach einer Rede im Auditorium wird die
Bundeskanzlerin an einem Podiumsgespräch teilnehmen.

Um 12.45 Uhr - wir sind immer noch am Dienstag - wird sie die Mitglieder
des Sachverständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung zum Gespräch empfangen. Auch die Bundesminister Scholz,
Altmaier, Heil und Braun werden dabei sein. Das Gespräch findet jedes Jahr
statt. Es dient dem Austausch über die aktuellen Fragen der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in Deutschland.

Am Mittwoch tagt zur gewohnten Zeit um 9.30 Uhr das Kabinett unter Leitung
der Bundeskanzlerin.

Am Donnerstag und Freitag ist dann der Europäische Rat. Am Donnerstag, den
21. März, wird die Bundeskanzlerin um 9 Uhr dazu eine Regierungserklärung
vor dem Deutschen Bundestag abgeben.

Der Rat selbst startet wie üblich am Donnerstagnachmittag. Zunächst gibt es
ein Zusammentreffen mit dem europäischen Parlamentspräsidenten Antonio
Tajani. Daran schließt sich ein Treffen der EU-27 an, bei dem sie über das
weitere Vorgehen nach den Abstimmungen dieser Woche im britischen Unterhaus
sprechen werden. Am Abend beschäftigen den Europäischen Rat außenpolitische
Themen, insbesondere die Beziehungen der EU zu China und die Vorbereitung
des EU-China-Gipfels am 9. April.

Am Freitagmorgen wird der Europäische Rat mit der norwegischen
Ministerpräsidentin Solberg, der isländischen Ministerpräsidentin Katrín
Jakobsdóttir und dem Regierungschef des Fürstentums Liechtenstein Adrian
Hasler zusammentreffen. Der Anlass ist der 25. Jahrestag der Gründung des
Europäischen Wirtschaftsraums. Der EWR - das nur zur Erinnerung - dehnt den
Europäischen Binnenmarkt auf diese drei Länder - Island, Norwegen und
Liechtenstein - aus. Das heißt, in diesen Ländern gelten die vier
Freiheiten des Waren-, des Personen-, des Dienstleistungs- und des
Kapitalverkehrs.

Dann wird sich, immer noch am Freitag, der Europäische Rat, wie es im
Frühjahr üblich ist - wiederum zu 28 -, mit Wirtschaftsthemen befassen: der
künftigen Entwicklung des Binnenmarktes, der Kapitalmarktunion, der
Industriepolitik und der europäischen Digitalpolitik. Dafür hat die
Bundeskanzlerin mit Unterstützung einer Reihe von Mitgliedstaaten nach
einer intensiven Zusammenarbeit mit Frankreich eine Diskussion über die
künftige europäische Industriepolitik angeregt. Die Kommission soll
beauftragt werden, eine Industriestrategie mit konkreten Maßnahmen
vorzuschlagen. Der Europäische Rat wird außerdem die Empfehlungen zur
Wirtschaftspolitik des Euro-Währungsgebiets indossieren.

Wir werden Ihnen, weil es ja doch eine ganze Menge ist, am Mittwoch
nächster Woche im Anschluss an die Regierungspressekonferenz unser übliches
Briefing mit Herrn Corsepius anbieten.

Frage: (ohne Mikrofon, akustisch unverständlich)

StS Seibert: Ja, das hatte ich gesagt: Donnerstag, 9 Uhr, Deutscher
Bundestag.

Frage: Herr Seibert, das britische Unterhaus hat gestern für eine
Verschiebung des Brexit votiert. Was ist denn die Haltung der
Bundesregierung dazu und auch, was den zeitlichen Horizont angeht?

StS Seibert: Zunächst einmal begrüßen wir natürlich die Entscheidung des
britischen Parlaments, dass es keinen ungeordneten Austritt des Vereinigten
Königreichs aus der EU geben soll. Wir haben ja immer betont: Ein Austritt
Großbritanniens ohne Abkommen wäre in niemandes Interesse.

Trotzdem ist klar: Die nächsten Schritte beziehungsweise der nächste
Vorschlag dazu, wie es nun weitergehen soll, müssen aus Großbritannien
kommen. In der nächsten Woche wird sich das britische Unterhaus ja
möglicherweise wieder mit dem Austrittabkommen befassen.

Die EU-27 werden sich in Brüssel natürlich intensiv mit dieser Frage einer
möglichen Verlängerung befassen. Ich möchte dem jetzt nicht vorgreifen. Es
wird ja, wie gesagt, nächste Woche möglicherweise erneut zu einer Befassung
des Unterhauses mit dem Austrittsabkommen kommen.

Ich kann, wenn Sie das wollen, noch einmal an das erinnern, was die
Bundeskanzlerin zu diesem Thema gesagt hat, als sie vor Kurzem in Paris mit
dem französischen Staatspräsidenten zusammengetroffen ist. Da sagte sie:
"Wenn Großbritannien etwas mehr Zeit braucht, dann werden wir uns dem nicht
verweigern". Voraussetzung für eine Verschiebung ist natürlich, dass
Großbritannien das auch will, und formell hat Großbritannien gegenüber der
EU eine Verlängerung noch nicht beantragt. Grundsätzlich müssten dann die
EU-27 einen Beschluss über eine solche mögliche Verlängerung fassen.

Frage : Die Bundeskanzlerin hat ja bereits gesagt, wenn Großbritannien mehr
Zeit brauche, sei das auch möglich. Wofür denn dann, auch für den jetzt
abgelehnten Deal, oder müsste man dann jetzt doch über etwas anderes
sprechen, über die künftigen Verhältnisse zwischen der EU und
Großbritannien?

StS Seibert: Noch einmal, ganz systematisch: Erst einmal müsste, wenn es
eine Verlängerung geben soll, diese von Großbritannien beantragt werden.
Das ist mit einem Beschluss des Parlaments nicht automatisch getan. Noch
liegt ein solcher Antrag nicht vor.

Zweitens ist ja denkbar - wer das in London verfolgt, hat das auch
mitbekommen -, dass sich das Unterhaus in der nächsten Woche noch einmal
mit dem von der Premierministerin vorgelegten Austrittsabkommen befassen
wird.

Drittens. Wenn eine solche Bitte um eine Verlängerung vorläge, dann würde
sich der Europäische Rat zu siebenundzwanzigst damit befassen. Ich werde
der Diskussion jetzt nicht vorgreifen.

Frage: Verlängerungen eröffnen dann ja irgendwann die Gefahr, dass
Großbritannien formal an der EU-Wahl zu beteiligen wäre. Ist es für die
Bundesregierung vorstellbar, Lösungen zu finden, die über das Wahldatum
hinausgehen und die dennoch verhindern, dass sich die Briten an der
Europawahl beteiligen?

StS Seibert: Noch einmal: Wenn es zu einem britischen Antrag auf
Verschiebung des Austrittstermins kommen sollte, dann wird das von den 
EU-27 diskutiert werden, und dann wird die Frage des Umgangs mit der
Europawahl Ende Mai natürlich auch ein Element der Betrachtung sein.

Frage : Frau Adebahr, ich habe eine Frage zu Saudi-Arabien. Die saudische
Regierung hat gestern das Gerichtsverfahren um Herrn Khashoggi für beendet
erklärt. Sie behauptet, die Täter seien in einem Gerichtsverfahren
ermittelt und auch verurteilt worden, und man werde auch nicht mehr an der
internationalen Untersuchung teilnehmen. Dazu hätte ich eine Stellungnahme
ihrerseits erbeten.

Adebahr: Ich glaube, man muss sich noch einmal genau anschauen, was die
saudische Regierung da erklärt hat. Unsere Grundprinzipien bestehen fort.
Wir müssen uns jetzt noch einmal genau anschauen, was da erklärt wurde.

Zusatz : Ich berufe mich auf Äußerungen des Vorsitzenden der saudischen
Menschenrechtskommission, der dem UN-Menschenrechtsrat erklärt hat, dass
dieser Fall jetzt erledigt sei und dass es auch keine Kooperation auf
internationaler Ebene mehr gebe.

Adebahr: Genau, und wir müssen uns anschauen, wie dort der aktuelle Stand
ist.

Frage: Frau Kalwey, es geht um die Betriebsprüfungen bei Steuerpflichtigen
mit einem Einkommen von mehr als 500 000 Euro. Da gibt es ja eine
Übersicht, wonach die Zahl der Betriebsprüfungen deutlich gesunken ist. Ich
würde gerne von Ihnen wissen, was Sie als Finanzministerium dazu sagen.
Leiten Sie daraus zum Beispiel einen Handlungsauftrag ab?

Kalwey: Vielen Dank für Ihre Frage. Dazu kann ich Ihnen sagen, dass der
Bundesfinanzminister selbstverständlich der Ansicht ist, dass hohe
Einkommen ihren angemessenen Beitrag zur Finanzierung des Gemeinwesens
leisten müssen. Dafür muss im Rahmen des Steuervollzugs, für den die Länder
zuständig sind, auch entsprechend Sorge getragen werden. Die Frage, ob und
wie viele Betriebsprüfungen in diesem Bereich durchgeführt werden,
entscheidet alleine die Finanzverwaltungen der Länder.

Zusatzfrage: Ist diese gesunkene Zahl der Betriebsprüfungen aus Ihrer Sicht
denn nachvollziehbar, oder ist die kritikwürdig?

Kalwey: Ich kann mich da nur wiederholen: Das fällt in den
Zuständigkeitsbereich der Länder beziehungsweise der Finanzverwaltungen.
Das ist der Stand der Dinge.

Frage: Zu Huawei und 5G: Frau Demmer hatte am Mittwoch ausführlich davon
gesprochen, was es nach dem Brief des amerikanischen Botschafters an
Gesprächen gab. Sie wollte im Detail noch nichts dazu sagen. Deshalb die
Nachfrage: Hat sich da inzwischen ein neuer Stand ergeben? Gibt es eine
offizielle Antwort des BMWi? Gibt es einen neuen Erkenntnisstand auf der
Ebene des Kanzleramtes? Wie wird sich das nächste Woche auf die Rolle von
Huawei bei der Versteigerung auswirken?

Noch einmal genauer nachgefragt: Es gibt ja jetzt auch wieder
Agenturmeldungen darüber, dass der BND ebenfalls vor einer Beteiligung von
Huawei am Ausbau des Netzes gewarnt habe. Wie werden diese Bedenken in die
Überlegungen einbezogen?

StS Seibert: Erstens kann ich Ihnen hier jetzt über einzelne Gespräche
grundsätzlich nichts berichten. Natürlich werden sie geführt; das ist ja
klar. Die Bundeskanzlerin hat auch gesagt, dass wir mit all unseren
Verbündeten und natürlich auch mit den amerikanischen Verbündeten in dieser
Frage in Kontakt stehen.

Zweitens mache ich hier - auch grundsätzlich - keine Aussagen über
Erkenntnisse oder operative Tätigkeiten des Bundesnachrichtendienstes, und
davon werde ich auch hier keine Ausnahme machen. Wir haben keinen neuen
Stand. Wir haben uns innerhalb der Bundesregierung auf Standards geeinigt.
Darauf basierend hat die Bundesnetzagentur Eckpunkte für
Sicherheitsanforderungen beim Betrieb von Telekommunikationsnetzen
veröffentlicht. Das könnten wir jetzt alles - es ist allerdings auch
öffentlich und hier schon besprochen worden - gerne noch einmal
diskutieren. Aber ich kann Ihnen, was Gespräch betrifft, hier keine nähere
Auskunft geben.

Vorsitzender Mayntz: Möchte das Wirtschaftsministerium etwas ergänzen?

Jornitz: Da gibt es eigentlich nichts zu ergänzen.

Zusatzfrage: Die Frage, ob es eine offizielle Antwort an den amerikanischen
Botschafter gibt, ist doch, glaube ich, schon zu beantworten, auch wenn man
über Gespräche im Detail nichts sagt!

Die zweite Frage: Ist es das Ziel, dass Huawei aus dem Kernnetz des
Mobilfunks herausgehalten wird, oder ist das nach wie vor eine offene
Frage?

Petermann: Zu der zweiten Frage, welche Maßnahmen die Bundesregierung ganz
allgemein plant, hatte ich in der vorangegangenen Regierungspressekonferenz
Stellung genommen. Es geht nicht darum, einen bestimmten Anbieter
auszuschließen, sondern darum, dass die Bundesnetzagentur im Einvernehmen
mit dem BSI und auch mit dem Bundesdatenschutzbeauftragten ganz allgemein
Punkte für die Erweiterung des Katalogs von Sicherheitsanforderungen für
den Betrieb von Telekommunikationsnetzen entwickelt hat. Diese habe ich
hier vorgestellt.

Darüber hinaus planen wir eine Änderung von 109 des
Telekommunikationsgesetzes. Darin soll eindeutig geregelt werden, dass die
Betreiber auch die Einhaltung dieses Sicherheitskatalogs nachzuweisen
haben; das ist also eine gewisse Beweislastumkehr.

Außerdem sollen Zertifizierungspflichten auf gesetzlicher Ebene verankert
werden.

Wir setzen also auf gesetzliche Regelungen, die sich an alle Betreiber
richten. Wir wollen nicht, dass einzelne Anbieter ausgeschlossen werden,
sondern es sollen eben die Sicherheitsanforderungen erfüllt werden.
Außerdem hat sich der Minister auch dazu geäußert, dass er nicht für den
Ausschluss Einzelner ist, sondern neben den gesetzlichen
Sicherheitsanforderungen darauf setzt, dass auch technologische Maßnahmen
entwickelt werden, die neben den gesetzlichen Maßnahmen einen hohen
Sicherheitsstandard gewährleisten.

Frage: Huawei betont, man sei ein unabhängiges Unternehmen, und weist die
Vorwürfe zurück, dass es eine gewisse Nähe zur chinesischen Regierung gebe.
Wie bewerten die Bundesregierung oder das Auswärtige Amt so einen Satz - da
gab es ja in der Vergangenheit auch kritische Töne -, wenn man darauf
verweist, dass man unabhängig sei?

Adebahr: Ich kann mich den Ausführungen, die hier schon gemacht wurden, für
den Moment eigentlich nur anschließen. Für die Bundesregierung gelten die
Standards, die wir herausgegeben haben, die Eckpunkte und diese
Vorgehensweise. Ich bewerte Äußerungen von Huawei hier nicht.

Zusatzfrage: Herr Seibert, ist Huawei für die Bundesregierung ein
unabhängiges Unternehmen?

StS Seibert: Ganz grundsätzlich spreche ich ja hier als Sprecher der
Bundesregierung nicht über einzelne Unternehmen. Das werde ich hier auch
nicht tun.

Für uns zählt - ich glaube, das hat die Kollegin aus dem Innenministerium
auch sehr klargemacht -, dass an die Sicherheit beim Betrieb und auch beim
Ausbau des Mobilfunknetzes und des gesamten digitalen Bereichs der
höchstmögliche Standard angesetzt werden muss. Deswegen hat die
Bundesnetzagentur eben Eckpunkte für verschärfte Sicherheitsanforderungen
veröffentlicht. Es dürfen Systeme nur von vertrauenswürdigen Lieferanten
bezogen werden. Sie müssen kontinuierlich auf ihre Sicherheit überprüft
werden. Die erweiterten Anforderungen müssen zukünftig alle Unternehmen
gleichermaßen im Rahmen ihres Sicherheitskonzepts erfüllen.

Wir haben also den, wenn Sie so wollen, horizontalen Ansatz gewählt, bei
dem die Sicherheitsanforderungen an die aktuellen Herausforderungen
angepasst werden. Das ist das, was für uns zählt.

Frage : Ich habe eine Frage an Herrn Seibert oder auch an jemanden, der
sich sonst noch dazu berufen fühlt. Der Vorstandschef hat den Nazi-Slogan
"Arbeit macht frei" etwas abgewandelt und "EBIT macht frei" erklärt. Ist
das eine Äußerung, die für einen Konzern wie Volkswagen, an dem ja auch die
öffentliche Hand über Niedersachsen beteiligt ist, akzeptabel ist?

StS Seibert: Ich muss zugeben, dass ich diese Äußerungen nicht kenne und
sie jetzt ungern bewerten würde, wenn ich sie nicht kenne.

Frage: Zum Wahlrechtsausschluss für geistig Behinderte oder Menschen mit
psychischer Beeinträchtigung, die eine vollständige Betreuung brauchen: Das
wird heute im Bundestag sozusagen abgeschafft, aber noch nicht für die
Europawahl, obwohl die Wählerverzeichnisse ja noch bis Mitte April
angepasst werden könnten. Ich glaube, das Innenministerium ist dafür
zuständig. Warum geschieht das noch nicht bis zur Europawahl?

Petermann: Die Zuständigkeit möchte ich etwas einschränken. Es scheint zwar
so zu sein, weil wir das Verfassungsministerium sind, dass wir auch dafür
zuständig sind. Tatsächlich kommen wahlrechtliche Vorschläge, Änderungen
und Gesetze aus den Fraktionen des Bundestages. Das hat eine
Verfassungstradition in der Bundesrepublik Deutschland. Deswegen bitte ich
auch alle Fragen dorthin zu richten. Mir ist allerdings auch bekannt - das
kann ich so bestätigen - dass das nicht bis zur Europawahl Gültigkeit
erlangen wird.

Frage: Zur Sitzung des Koalitionsausschusses von gestern: Dort wurde ein
Klimakabinett beschlossen. Mich würde einmal interessieren, Herr Seibert,
welche Häuser diesem Kabinett denn eigentlich angehören sollen und ob man
schon weiß, in welchem Turnus das tagen wird.

Eine Frage an das Umweltministerium: Wie bewerten Sie die Einrichtung
dieses neuen Klimakabinetts? Ist das letztendlich eine Entmachtung der
Umweltministerin, oder ist das ganz nach Ihrem Geschmack?

StS Seibert: Letzteres, also dass es sich um so etwas handeln könnte, würde
ich, obwohl ich danach nicht gefragt wurde, gerne schon einmal dringend
dementieren!

Der Koalitionsausschuss hat gestern in einer sehr konstruktiven Atmosphäre
getagt und gearbeitet. Sie haben die Ergebnisse ja kurz in vier Punkten
zusammengefasst bekommen, und das sind gewichtige Punkte. In der Tat ist
das Vorhaben der Bildung eines Klimakabinetts einer dieser Punkte. Die
Koalitionspartner haben beschlossen, ein solches Klimakabinett zu bilden,
um die rechtlich verbindliche Umsetzung der Klimaziele 2030 vorzubereiten.
Damit zeigten wir noch einmal die große Bedeutung, die das Thema
Klimaschutz und ganz konkret das Erreichen der Klimaziele 2030 für die
Bundesregierung haben.

Ich kann Ihnen noch keinen genauen Termin nennen, an dem das Klimakabinett
zum ersten Mal zustande kommen wird; denn es muss zuerst durch einen
Kabinettsbeschluss eingesetzt werden. An einem solchen Kabinettsbeschluss
wird jetzt zügig gearbeitet. Dann wird das eingebracht und verabschiedet
werden.

Die Runde wird alle Ministerinnen und Minister zusammenbringen, die mit dem
Thema Klimaschutz befasst sind und deren Häuser an der großen Aufgabe
beteiligt sind, die Klimaziele, die wir uns gemeinsam gesetzt haben,
einzuhalten. Weil es ein Kabinettsformat ist, ist die Bundeskanzlerin die
Vorsitzende.

Klein: Entmachtung der Umweltministerin? Das Gegenteil ist der Fall.

Frau Schulze hat gestern dazu auch schon etwas getwittert. Sie begrüßt das
Klimakabinett ausdrücklich. Sie hat schon seit Langem und immer wieder
betont, dass Klimaschutz eine Sache der gesamten Bundesregierung ist. Umso
mehr freut es Frau Schulze, dass die Spitzen der Koalition jetzt bekräftigt
haben, dass wir in diesem Jahr verbindliche Regelungen für die Erreichung
unserer Klimaschutzziele 2030 bekommen werden.

Frage: Ich habe eine Frage an das Verteidigungsministerium zur "Gorch
Fock". Herr Flosdorff, die Ministerin möchte den Zahlungsstopp aufheben,
das heißt, die weitere Sanierung voranschreiten lassen. Bedeutet das, dass
damit der Point of no Return überschritten ist? Ich glaube nämlich, von den
geschätzt 135 Millionen Euro sind bereits mehr als 69 Millionen Euro
ausgegeben. Eigentlich haben Sie nur noch die Wahl zwischen der teuersten
Verschrottung und der teuersten Instandsetzung aller Zeiten. Steckt hinter
diesem Beschluss also der Wille, die "Gorch Fock" auf jeden Fall wieder
einsatzbereit zu bekommen? "Schwimmfähig" war das Wort, aber das bedeutet
nicht unbedingt "einsatzbereit".

Flosdorff: Um die Begrifflichkeiten klarzumachen: "Schwimmfähig" meint das
Ausdocken. Das ist immer ein wichtiger Meilenstein im
Instandsetzungsvorhaben. Das heißt, das Schiff kommt aus der Werft. Es ist
dann schon so, dass die Masten gesetzt werden können, dass alles austariert
ist, dass es im Wasser liegt. Dann fängt man mit den weiteren Aufbauten an.
Dieser Schritt muss auf jeden Fall erreicht werden, auch wenn man sich am
Ende dafür entscheiden sollte, die Instandsetzung nicht bis Ende zu führen.

Wir sind jetzt aber im Moment guten Mutes. Die Chancen sind gestiegen, dass
die "Gorch Fock" wieder schwimmen wird. Man hat in den letzten Wochen
intensiv mit der Werft verhandelt. Man hat sich die Kostenpläne angeschaut,
die Baupläne angeschaut. Bis zum Ausdocken ist jetzt die gute Nachricht,
dass es innerhalb eines sehr überschaubaren finanziellen Rahmens zu
schaffen ist, diesen Schritt zu erreichen, auch vor der Sommerpause.

Bis dahin wird noch einmal die Feinplanung, wie der weitere Weg bis zur
vollständigen Hochseetauglichkeit aussehen würde, mit der Werft
durchgearbeitet. Das ist noch einmal ein längerer Schritt. Das Gute ist,
dass die Werft zugesichert hat: Vorbehaltlich dessen, dass der vorläufige
Gläubigerausschuss zustimmt - es kann sein, dass das zur Stunde auch schon
passiert ist -, und vorbehaltlich dessen, dass auch der vorläufige
Sachwalter, der durch das Gericht eingesetzt wurde - die Werft ist ja in
einem Antragsverfahren für eine Planinsolvenz -, auch zustimmt, könnte man
das weiter in Angriff nehmen.

Gut ist auch: Es gibt jetzt Obergrenzen für die weitere Preisentwicklung.
Es gibt sozusagen die Garantie, dass maximal - der Betrag kann sich noch
weiter reduzieren - noch rund 11 Millionen Euro an Investitionen
erforderlich sind, um die Schwimmfähigkeit herstellen, und dass man ein
fertiges, hochseetaugliches Schiff für den Preis von maximal 128 Millionen
Euro erhalten kann. Das ist das, was auch schon früher veranschlagt worden
ist. Man hat jetzt die Zusage vonseiten der Werft, dass es mehr nicht
werden würde.

Zusatzfrage: Das bedeutet also, die politische Absicht der Ministerin ist
auf jeden Fall, wenn es sich irgendwie machen lässt, die "Gorch Fock"
wieder einsatzbereit zu bekommen? So nehme ich das jedenfalls wahr.

Zum Zweiten: Hat diese Maßnahme, die unter dem Strich auch Arbeitsplätze
sichert, auch etwas damit zu tun, dass Elsfleth 20 Kilometer Luftlinie von
Bremerhaven entfernt ist, wo die Bundeskanzlerin in der nächsten Woche ist,
wie wir von Herrn Seibert gehört haben, und das Problem der
Arbeitslosigkeit dort als regionales Problem besonders hoch hängt? Gibt es
da einen politischen Zusammenhang?

Flosdorff: Es gibt vor allem den inhaltlichen Zusammenhang mit der
seemännischen Ausbildung der Marine. Das ist ja ein unverzichtbares
Element, das in der Marine eine sehr lange Tradition hat. Die Bundesmarine
ist auch nicht die einzige; es gibt auch viele Marinen anderer Länder, die
das auch nutzen. Das heißt, dass man dort das seemännische Handwerk lernt,
die Elemente kennenlernt, und dort auch die Verantwortung und Teamarbeit
ausgebildet werden - insbesondere im Offiziersnachwuchs -, hat eine hohe
Bedeutung in der Bundeswehr. Die Komponente regionaler Wirtschaftsförderung
ist dort eher ein nachrangiges Argument.

Vorsitzender Mayntz: Dann kehren wir abschließend noch zu zwei Themen
zurück, zunächst zum Koalitionsausschuss.

StS Seibert: Ja, ich wollte ganz kurz noch eines anhängen, weil wir über
das Klimakabinett sprachen. Ich würde im Zusammenhang mit dem
Koalitionsausschuss Ihre Aufmerksamkeit gerne noch auf einen anderen
Beschluss, nämlich die "Konzertierte Aktion Mobilität" lenken. In dieser
"Konzertierten Aktion Mobilität" werden wir in regelmäßigen
Spitzengesprächen gesellschaftlich breit angelegt arbeiten und die rasanten
und tiefgreifenden Veränderungen der Automobilindustrie in den Blick
nehmen, also einer unserer wichtigsten Industriebranchen. Eine wichtige
Unterstützung wird dabei die Nationale Plattform Mobilität leisten, mit der
die Bundeskanzlerin, einige Minister, die übrigen Mitglieder des
Koalitionsausschusses sich ja gestern Nachmittag getroffen hatten.

Unser Ziel als Bundesregierung - aber dieses Ziel eint auch alle Teilnehmer
an dieser "Konzertierten Aktion Mobilität" - ist ein mehrfaches: Wir wollen
Deutschland als einen weltweit führenden Standort der Autoindustrie
sichern, wir wollen Vorreiter darin sein, unsere Infrastruktur und unsere
Regulierung an die Mobilität von morgen anzupassen, und wir wollen ein Land
sein, das seine Klimaziele einhält.

Frage : Ich möchte dann doch einmal fragen, Herr Seibert, wie es
zusammenpasst, dass Sie die Autoindustrie erhalten wollen und die
Klimaziele erreichen wollen. Wie stellen Sie sich das vor?

StS Seibert: Da würde ich beinahe gerne eine Gegenfrage stellen und Sie
fragen, ob Sie sich vorstellen, dass wir die Autoindustrie abschaffen, um
die Klimaziele zu erreichen - so suggeriert es Ihre Frage. Natürlich ist
unser Interesse, dass einer unserer wichtigsten und im Übrigen auch
innovativsten Industriezweige, die Automobilindustrie, stark bleibt. Die
Automobilindustrie gibt rund einer Million Menschen direkt Arbeit in diesem
Land, und wenn Sie das auf Zulieferer und andere Branchen erweitern, sind
es noch mehr. Aber ganz klar ist - und deswegen habe ich ja von rasanten
und tiefgreifenden Veränderungen gesprochen -, dass die Automobilindustrie
sich den Klimaanforderungen und der Tatsache, dass die Elektromobilität
hochläuft und dass es auch andere Antriebsformen gibt, die später eine
größere Rolle spielen können, anpassen muss.

Also brauchen wir eine veränderte und hoffentlich immer noch starke
Automobilindustrie, ja. Die Automobilindustrie ist allerdings natürlich
auch nur Teil einer modernen Mobilität, und in der Nationalen Plattform
Mobilität wird über weit mehr als über Automobilindustrie gesprochen.

Zusatzfrage : Ich wollte eigentlich zu den heutigen Schülerprotesten
fragen: In ganz Deutschland sind mehrere hunderttausend junge Leute und
auch ältere Leute der auf der Straße, allein in Berlin zehn- bis zwanzigmal
so viele wie sonst. Begrüßt die Bundesregierung die Zunahme des Ausmaßes
der Proteste?

StS Seibert: Ich will von den Demonstrationen heute wirklich gar nichts
wegnehmen; ich rate nur, um 12.15 Uhr noch nicht zu sagen, wie viele dann
teilgenommen haben. Das geht manchmal ziemlich hin und her. Aber das spielt
ja keine Rolle.

Zusatz : Es sind deutlich mehr.

StS Seibert: Gut, wenn Sie die offiziellen Zahlen schon haben, dann sind
Sie wieder einmal weiter; ich wäre jetzt noch nicht so weit. Aber das
spielt ja keine Rolle.

Das Wesentliche ist ja, dass die Bundeskanzlerin und auch andere Mitglieder
der Bundesregierung sehr deutlich ihre Unterstützung für das
klimapolitische Engagement ganz allgemein hier im Lande und auch von jungen
Menschen ausgesprochen haben. Denn das ist klar: Junge Menschen sind
diejenigen, deren Zukunft am stärksten von der Frage betroffen ist, ob wir
unsere Klimaziele einhalten und ob wir global in der Lage sind, die
richtigen Antworten auf den Klimawandel zu geben.

Zusatzfrage : Gibt es schon erste Maßnahmen, die die Bundesregierung jetzt
aufgrund der Schülerproteste einleiten will? Oder sagt man einfach nur
Danke beziehungsweise begrüßt diese Proteste?

StS Seibert: Wir sprechen hier seit Wochen, seit Monaten, nein, eigentlich
seit Jahren von Klimapolitik, von Klimazielen, von einem Klimaschutzgesetz,
das in diesem Jahr erarbeitet werden soll, was eine der anspruchsvollsten
Aufgaben ist, vor denen diese Bundesregierung steht. Von der Einrichtung
eines Klimakabinetts haben wir heute schon gesprochen. Das ist alles sehr,
sehr praktisch und wird von der Bundesregierung auf verschiedenen Ebenen
sehr energisch vorangetrieben.

Frage: Herr Seibert, es gibt Berichte, wonach die Deutsche Bank die
Bundeskanzlerin um ihre Zustimmung zu einer Fusion mit der Commerzbank
gebeten hat. Können Sie dazu etwas sagen?

StS Seibert: Ich spreche hier grundsätzlich nicht über einzelne Unternehmen
und ihre unternehmerischen Entscheidungen.

Frage : Frau Kalwey, die Bundesregierung ist ja an der Commerzbank
beteiligt. Wenn es eine Fusion gäbe, müsste der Staat dann zustimmen?

Kalwey: Das ist jetzt eine hypothetische Frage, auf die ich Ihnen nicht
antworten kann.

Zusatz : Das ist doch keine hypothetische Frage, das ist eine ganz normale
Frage.

Kalwey: Für uns ist das eine hypothetische Frage.

Vorsitzender Mayntz: Dann kehren wir noch einmal zu Christchurch zurück -
Der Kollege hatte dazu noch eine Nachfrage.

Frage: Herr Seibert, Sie haben von einer rassistischen Tat gesprochen.
Einer der Festgenommenen ist ein rechtsradikaler Terrorist aus Australien.
Mich würde dahingehend interessieren, wenn wir jetzt nach Deutschland
gucken - die Frage geht an das Innenministerium -: Wie stufen Sie aktuell
die Gefährdungslage durch rechts motivierten Terrorismus ein?

Petermann: Ich kann Ihnen jetzt keine Bewertung dazu geben, wie die
aktuelle Einschätzung der Sicherheitsbehörden ist, was rechtsradikale
Tendenzen angeht. Ich kann Ihnen nur mit Sicherheit sagen, dass die
Sicherheitsbehörden sowohl gegenüber Linksextremismus wie auch gegenüber
Rechtsextremismus auf der Hut sind und ihn verfolgen.

Zusatzfrage: Es gab diese Woche auch Berichte, wonach etwa hundert Mails an
Prominente, auch an Bundestagsabgeordnete, geschickt wurden, in denen offen
mit Mord gedroht wurde. Absender waren die sogenannte
"Nationalsozialistische Offensive", "NSU 2.0" oder "Wehrmacht". Wie
bewertet die Bundesregierung, dass anscheinend immer mehr solche Drohmails
eingehen und dass die Betroffenen oft auch beklagen, sie würden von den
Sicherheitsbehörden nicht ernst genug genommen?

Petermann: Ich kann gerne etwas dazu sagen. Sie wissen, dass Berlin dafür
als Staatsanwaltschaft die Ermittlungen übernommen hat, und soweit ich
gehört habe, werden auch durch den Generalbundesanwalt Vorermittlungen
geführt. Die Maßnahmen sind also in guten Händen.

Soweit das BMI betroffen ist, geht es um die Schutzpersonen, die
möglicherweise oder auch tatsächlich schon solche Briefe erhalten haben. Da
werden durch das BKA immer aufgrund von aktuellen Veränderungen
Gefährdungseinschätzungen aktualisiert und mit den betroffenen Personen
auch besprochen.

Frage : Frau Petermann, laut einer Anfrage der Linksfraktion gab es letztes
Jahr, also 2018, mehr als 600 Anschläge auf Moscheen und muslimische
Einrichtungen - Kulturzentren, Schulen usw. - in Deutschland. Wie besorgt
ist Ihr Ministerium über diese Situation?

Petermann: Natürlich ist kein Anschlag zu begrüßen. Der Minister äußert
sich auch immer sehr dezidiert, dass er sowohl gegen links- wie auch
rechtsextremistische Angriffe kämpft.

Frage : Frau Petermann, könnten Sie uns die aktuellen Gefährderzahlen
sagen, also die Zahlen zu Islamisten, Rechtsextremisten usw.?

Petermann: Ich reiche die Zahlen nach.

Freitag, 15. März 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 15. März 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-15-maerz-2019-1590010
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AUSSEN/1886: Ansatz der deutschen Entwicklungszusammenarbeit ist falsch


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 19. März 2019

HOFFMANN: Ansatz der deutschen Entwicklungszusammenarbeit ist
falsch 



Zu den Medienberichten über Nationalparks in Entwicklungsländern
erklärt der entwicklungspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr.
Christoph Hoffmann:

"Der Ansatz der deutschen Entwicklungszusammenarbeit, sich fast
ausschließlich auf staatliche Stellen zu stützen, ist falsch. Denn
dadurch werden vor allem Ministerien und Beamtenapparate versorgt und
somit die Macht von Autokraten wie zum Beispiel Kameruns Staatschef
Paul Biya gefestigt. Das ist nichts anderes als Despotenhilfe.
Stattdessen muss sich die Entwicklungszusammenarbeit auf die Dörfer
und Kommunen fokussieren, gerade wenn es um die Einrichtung von
Nationalparks geht. Es müssen zuerst die Menschen am Rande oder im
Park selbst gestützt, alternative Einkommen geschaffen und die
Eiweißversorgung sichergestellt werden. Dann kann sukzessive der
Schutz der Parks hochfahren werden, um Wilderei einzudämmen. Es ist
klar, dass es ohne Wildhüter und polizeilichen Schutz nicht geht. Die
Behörden vor Ort müssen allerdings technisch besser ausgestattet und
besonders geschult sein. Repression, Folter und Mord darf es nicht
geben."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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SOZIALES/1515: Wir brauchen maximale Transparenz bei der Altersvorsorge


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 19. März 2019

VOGEL: Wir brauchen maximale Transparenz bei der Altersvorsorge



Zur geplanten Renteninformation erklärt der rentenpolitische Sprecher
der FDP-Fraktion Johannes Vogel:

"Die FDP-Fraktion fordert schon seit Langem eine Online-Plattform
nach dänischem Vorbild, auf der jeder Bürger unkompliziert und
schnell die Summe seiner verschiedenen Vorsorgebausteine einsehen
kann. Jetzt scheint auch die Bundesregierung endlich aufgewacht zu
sein. Eine solche Plattform ist längst überfällig, denn über die
Hälfte der Bevölkerung kann laut Umfragen ihr Einkommen im Alter
nicht richtig einschätzen. Wir brauchen daher maximale Transparenz
bei der Altersvorsorge. Die Bundesregierung muss ihren Worten aber
auch Taten folgen lassen und einen konkreten Zeitplan vorlegen. Es
darf nicht nur bei einem Forschungsvorhaben bleiben. Sonst vertuen
Union und SPD eine große Chance."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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WIRTSCHAFT/3039: Wohlstandsfeindliche Politik der Großen Koalition zeigt Wirkung


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 19. März 2019

THEURER: Wohlstandsfeindliche Politik der Großen Koalition zeigt
Wirkung



Zur Konjunkturprognose des Sachverständigenrates erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Michael Theurer:

"Dass die Konjunkturprognose nahezu halbiert wurde, stellt der Großen
Koalition ein verheerendes Zeugnis aus. Ihre wohlstandsfeindliche
Politik zeigt bedauerlicherweise Wirkung. Deutschland droht wieder
zum kranken Mann Europas zu werden. Die Bundesregierung muss umgehend
eine Trendwende einleiten und mit einem Sofortprogramm die Soziale
Marktwirtschaft wiederbeleben. Die FDP-Fraktion fordert drei konkrete
Maßnahmen: Erstens, die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft durch die
vollständige Abschaffung des Soli und eine Unternehmenssteuerreform
zu verbessern. Zweitens, den Bürokratieabbau durch eine
Weiterentwicklung der Bürokratiebremse voranzutreiben. Und drittens,
den Fachkräftemangel durch ein Einwanderungsgesetzbuch mit
Punktesystem und einen flexiblen Renteneintritt zu bekämpfen. Union
und SPD müssen jetzt handeln, die Refomdividende der Agenda 2010 ist
aufgebraucht."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle
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WIRTSCHAFT/3038: Wir sind Marktführer beim Thema Digitalisierung


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 18. März 2019

BUSCHMANN-Statement: Wir sind Marktführer beim Thema Digitalisierung



Der Erste Parlamentarische Geschäftsführer der FDP-Fraktion Dr. Marco
Buschmann gab zur Fraktionsklausur das folgende Statement ab:

"Die FDP-Fraktion im Deutschen Bundestag hat ihre Frühjahrsklausur
beendet. Ein Schwerpunkt dieser Klausur war die strategische
Aufstellung. [...] Nachdem wir in der letzten Plenarwoche eine Bilanz
der Großen Koalition gezogen haben, haben wir auch selbst noch einmal
überprüft, wo wir stehen, wie unsere Arbeit verlaufen ist [...] Das
ist ganz erfreulich, weil wir im Zuge der letzten Jahre erstens eine
Themenverbreiterung angestrebt haben und zweitens unser Ziel war,
Menschen stärker an uns zu binden, indem wir unsere Kompetenzwerte
verbessern. Und man muss sagen: Beides ist gelungen. [...] Erstens,
bei unseren klassischen Themenfeldern Wirtschafts-, Finanz- und
Steuerpolitik haben wir einen richtig großen Sprung nach vorne
gemacht. Bei der Wirtschaftspolitik haben 15 Prozent der Menschen in
Deutschland gesagt, dass die Freien Demokraten die beste
Wirtschaftspolitik machen zum Zeitpunkt der Bundestagswahl. Heute
[...] sagen es 19 Prozent. [...] Wir sind damit die klare Nummer zwei
im gesamten Parteienspektrum bei der Wirtschaftspolitik, ähnliches
gilt bei der Finanz- und Steuerpolitik. 16 Prozent der Menschen in
Deutschland sagen, die FDP macht im Deutschen Bundestag die beste
Finanz- und Steuerpolitik. Also unsere klassischen Stärken haben wir
bewahrt und ausgebaut. Was uns besonders glücklich macht, ist
allerdings, dass die Themenverbreiterung gelungen ist. Wir sind
mittlerweile seit der Bundestagswahl Marktführer beim Thema
Digitalisierung. Eine relative Mehrheit der Menschen in Deutschland
sagt, die FDP-Bundestagsfraktion macht die beste
Digitalisierungspolitik. Da haben wir eine unangefochten starke
Position. [...] Daran wollen wir weiterarbeiten und was uns auch sehr
glücklich macht, dass das Thema Bildung eben auch zu den Stärken der
FDP im Deutschen Bundestag gehört. Mehr Menschen sogar als die FDP
wählen würden, sagen, dass wir dort die stärksten Kompetenzwerte
haben. Darauf wollen wir aufbauen, weil wir diese Stärken stärken
wollen, weil wir glauben, dass sie auch entscheidend sind für
Deutschland. Wir drohen in ein Umfeld des konjunkturellen Abschwungs
zu geraten im nächsten Jahr, möglicherweise wird es auch den
Arbeitsmarkt erfassen, und deshalb ist es richtig und wichtig, dass
die FDP ihre klassischen Stärken in der Wirtschafts- und
Finanzpolitik ins Spiel bringt. Genauso wichtig ist es aber auch,
dass wir mit diesen neuen Stärken arbeiten, nämlich der
Digitalisierung, die von der wirtschaftlichen Entwicklung gar nicht
mehr zu trennen ist, weil die Digitalisierung einer der größten
Treiber für Wachstum und Wohlstand in der Zukunft ist. Und auch das
Thema Bildung hängt engstens damit zusammen. [...]

Wir haben zu den Bereichen Digitalisierung mehrere Initiativen auf
den Weg gebracht: Smart Germany, digital Zusammenwachsen, Smart
Cities, also wie wir Digitalisierung auch für Städtebau und
Stadtentwicklung nutzen, ist ein Beispiel. Aber eben auch die Agenda
für die Fleißigen, wo wir heute Unterstützung und Debatte hatten mit
Lars Feld, einem der Wirtschaftsweisen [...] Wir wollen insbesondere
[...] die neuen Spielräume von Artikel 104c in der neuen Fassung des
Grundgesetzes nutzen, beispielsweise mit neuen Programmen für
Berufsschulen, MINT-Berufen und so weiter [...] Insofern fühlen wir
uns gut aufgestellt, wenn ich resümieren darf: Erstens, es ist
gelungen, unsere klassischen Schwerpunkte in der Kompetenz zu
stärken. Zweitens, wir haben es geschafft, uns thematisch zu
verbreitern. Drittens, wir haben uns sogar eine Marktführerschaft
beim Thema Digitalisierung erarbeitet, was, glaube ich, in der
Geschichte der FDP vorher noch bei keinem anderen Themenfeld
vorgekommen ist. [...]"

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4700: Antifaschismus ist kein Verbrechen, sondern Notwendigkeit (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 19. März 2019

Antifaschismus ist kein Verbrechen, sondern Notwendigkeit!



Wegen antifaschistischer Aufkleber interveniert die Schulbehörde an
der Ida-Ehre-Schule. "Wir begrüßen es ausdrücklich, dass sich
Jugendliche antifaschistisch engagieren. Antifaschismus ist kein
Verbrechen, sondern gerade heute wieder bittere Notwendigkeit. Das
zeigt sich auch darin, dass schon Aufkleber mit antifaschistischen
Inhalten mit Gewalttätigkeit gleichgesetzt werden", erklärt dazu die
schulpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft, Sabine Boeddinghaus. "Demokratiebildung und politische
Auseinandersetzung sind Auftrag der Schulen, dafür müssen sie auch den
Raum schaffen. Da erwarte ich von der zuständigen Behörde die
entsprechende Unterstützung und nicht eine öffentliche Maßregelung auf
Zuruf eines widerlichen AfD-Hetzportals."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 19. März 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4699: Klage gegen Flughafen-Ausbau eröffnet neue Chancen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 18. März 2019

Klage gegen Flughafen-Ausbau eröffnet neue Chancen



Der BUND hat heute die Begründung seiner Klage gegen den
Flughafenausbau eingereicht. "Der Anachronismus, dass der Flughafen
Hamburg sich trotz aller Ausbauten darauf berufen kann, ein
Bestandsflughafen zu sein und deshalb erheblich mehr Lärm emittieren
darf, muss beendet werden", erklärt Stephan Jersch, umweltpolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft.
"Leider widersetzt sich die Wirtschaftsbehörde bis heute einer
Neuordnung dieser Regelung und verharrt in Handlungslosigkeit. Mit
ihrer Rückendeckung wird das Flugfeld immer mehr zum Fremdkörper in
einer Stadt, die um Klimaziele und gesunde Lebensumstände kämpft. Das
muss sich ändern: Der Flughafen braucht dringend eine neue, zeitgemäße
Planungs- und Genehmigungsgrundlage."

Nachdem die gesamte Fluglärmthematik in der Behörde seit Jahren auf
ertaubte Ohren trifft, biete das vom BUND angestrengte Verfahren nun
neue Chance gegeben, so Jersch: "Jetzt könnte endlich ein Ausgleich
zwischen dem Mobiliätsbedürfnis der Menschen, dem Gesundheitsschutz
der Anwohner_innen und den wirtschaftlichen Interessen der Stadt
gefunden und damit endlich Nachhaltigkeit vollständig betrachtet
werden."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 18. März 2019
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2377: Kriminalitätsentwicklung - Streit um die Statistik (Li)


Landtag intern 2/2019

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

PLENUM

Streit um die Statistik

Aktuelle Stunde zur Kriminalitätsentwicklung 2018

von Sonja Wand, Thomas Becker und Michael Zabka



21. Februar 2019 - Die Kriminalität an Rhein, Ruhr und Lippe ist
laut der aktuellen Statistik weiter zurückgegangen und liegt auf dem
niedrigsten Stand seit rund 30 Jahren. Bei einigen Delikten sind aber
Steigerungen zu verzeichnen. In einer Aktuellen Stunde debattierten
die Abgeordneten kontrovers über Licht und Schatten.


Der Aktuellen Stunde lag ein Antrag der Koalitionsfraktionen von
CDU und FDP mit dem Titel "Kriminalität in Nordrhein-Westfalen: Trotz
Rekordtiefs bei den Straftaten bleibt noch viel zu tun" (17/5163)
zugrunde.

"Wir sind angetreten, um Nordrhein-Westfalen sicherer zu machen",
erklärte Gregor Golland (CDU). Die aktuelle Statistik bewertete
er als "Spiegelbild der sicherheitspolitischen Wende in diesem Land".
Er dankte den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der
Sicherheitsbehörden für ihre Arbeit. Die Landesregierung stelle so
viele Polizeibeamte ein wie noch nie und investiere in Ausrüstung und
Informationstechnik. "Wir verschleiern nichts, wir beschönigen nichts,
wir sagen, was ist und was noch getan werden muss", erklärte der
Abgeordnete und verwies u. a. auf das Problem der Clans, auf
Cyberkriminalität und Sexualdelikte.

Kaum etwas schränke die individuelle Freiheit so sehr ein wie Angst,
sagte Christian Mangen (FDP). Im Jahr 2018 habe es 13.000
Wohnungseinbrüche weniger gegeben als im Vorjahr und "damit wohl auch
13.000 Haushalte weniger, die Angst hatten". Insgesamt sei die Zahl
der Straftaten laut Statistik um 91.000 gesunken, die Aufklärungsrate
hingegen gestiegen, betonte Mangen. Das bedeute, dass es sich nicht
lohne, in NRW Straftaten zu begehen, wohl aber, sich als Zeuge oder
Opfer bei der Polizei zu melden. Die gestiegene Zahl der Sexualdelikte
im Jahr 2018 könne auf eine erhöhte Anzeigebereitschaft der Opfer
hindeuten.

Hartmut Ganzke (SPD) dankte allen Beschäftigten bei der Polizei
- sie machten einen "tollen Job". Die von der Landesregierung
vorgelegte Statistik sei allerdings "wenig aussagekräftig", da sie nur
"pure Zahlen" liefere, ohne Verläufe darzustellen. Sinnvoller sei,
wenn das Parlament neue Konzepte diskutierte, um Kriminalität etwa im
Bereich von Geldwäsche und Steuerhinterziehung anzugehen. Ganzke
bemängelte zudem, dass das Innenministerium dem Innenausschuss des
Landtags die aktuelle Polizeistatistik trotz mehrfacher Nachfragen
nicht vorgelegt habe. Dieser Umgang mit dem Parlament sei
"unterirdisch".

"Hohe Dunkelziffer"

Verena Schäffer (Grüne) bewertete die Polizeistatistik als
"erfreulich". Erfolge der Kriminalitätsbekämpfung seien aber auf
Maßnahmen der rot-grünen Vorgängerregierung zurückzuführen. Die
vorgelegte Statistik wiederum weise "deutliche Schwächen" auf, da sie
nur Straftaten aufführe, die zur Anzeige gebracht worden seien. Bei
vielen Delikten - etwa Sexualstraftaten -gebe es eine hohe
Dunkelziffer. Nötig seien daher u. a. Dunkelfeldstudien,
Sicherheitsberichte und zudem eine Verlaufsstatistik, die Auskunft
über Strafverfahren und Verurteilungen gebe. "Wenn man Kriminalität
bekämpfen will, muss man das im Blick haben."

Die gestiegene Aufklärungsquote sei ein "kleiner Erfolg", sagte 
AfD-Fraktionschef Markus Wagner. Er warnte aber davor, der Quote zu
viel Bedeutung beizumessen. Sie gebe keinen Aufschluss über die
tatsächliche Sicherheitslage. "Aufgeklärt" bedeute nicht "gerichtsfest
aufgeklärt". Tatsächlich würden viele Verfahren wegen nicht
ausreichender Beweise eingestellt. Wagner wies auf einen "signifikant
hohen Anteil nichtdeutscher Tatverdächtiger" hin. Er dankte der
Polizei für eine "hervorragende Arbeit". Ein Teil des
Kriminalitätsrückgangs sei den Bürgerinnen und Bürgern zu verdanken,
die u. a. mehr Sicherheitstechnik installierten.

"Die Lage hat sich verbessert", sagte Innenminister Herbert
Reul (CDU). Er habe jedoch nie den Anspruch erhoben, dass dies nur
ein Verdienst der neuen Regierung sei. Zusätzliche Einstellungen sowie
eine bessere Ausstattung der Polizei hätten aber dazu beigetragen.
Dennoch gebe es "Riesen-Baustellen". Als Beispiel nannte der Minister
die Sexualdelikte. Besonders fassungslos mache ihn der Missbrauch von
Kindern. Bei Ermittlungen zur Kinderpornografie seien die Datenmengen
ein Problem. Man müsse darüber nachdenken, auch Möglichkeiten der
technologischen Auswertung zuzulassen, um den Beamtinnen und Beamten
die Arbeit zu erleichtern.

 * 

Quelle:

Landtag intern 2 - 50. Jahrgang, 26.02.2019, S. 4
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RHEINLAND-PFALZ/5091: Vereinbarkeit ehrenamtlicher politischer Tätigkeit mit Familie und Beruf stärken (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 19.03.2019

Vereinbarkeit ehrenamtlicher politischer Tätigkeit mit Familie und
Beruf stärken



Mangelnde Vereinbarkeit von einer ehrenamtlichen politischen Tätigkeit
mit Familie und Beruf steht einem kommunalpolitischen Engagement oft
entgegen. Wie der gestrige Austausch mit der GRÜNEN Landtagsfraktion
aus Baden-Württemberg gezeigt hat, kann der Gesetzgeber die
Vereinbarkeit von Familie und Kommunalpolitik stärken. Eine Änderung
der Gemeinde- und Landkreisordnung könnte auch in Rheinland-Pfalz für
eine Verbesserung sorgen. Dazu Pia Schellhammer, kommunalpolitische
Sprecherin:

Die Demokratie in unseren Kommunen lebt vom hohen persönlichen Einsatz
vieler ehrenamtlicher Mandatsträgerinnen und Mandatsträger. Berufliche
oder familiäre Verpflichtungen stehen einem zeitaufwändigen Engagement
in Gemeinderäten oder Kreistagen oft entgegen. Deshalb wollen wir die
Rahmenbedingungen für eine ehrenamtliche Mandatsträgerschaft in
kommunalen Räten attraktiver machen und die Vereinbarkeit einer
ehrenamtlichen politischen Tätigkeit mit Familie und Beruf verbessern.
Gerade Frauen, die trotz Erwerbsarbeit leider immer noch einen
Großteil der Familienarbeit tragen, wollen wir dabei unterstützen, ein
kommunales Ehrenamt auszuüben. In unserem gestrigen Gespräch zwischen
den Fraktionsvorsitzenden und Parlamentarischen Geschäftsführern aus
Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg haben wir uns auch darüber
ausgetauscht. In Baden-Württemberg können Aufwendungen für die
entgeltliche Betreuung von pflege- oder betreuungsbedürftigen
Angehörigen und Kindern während der Ausübung der ehrenamtlichen
Tätigkeit erstattet werden.

Eine solche landesweit einheitliche Regelung können wir uns auch für
Rheinland-Pfalz vorstellen. Möglich wäre das durch eine Änderung der
Gemeinde- und Landkreisordnung."

Bei ihrem gestrigen Treffen in Mannheim haben die GRÜNEN
Fraktionsvorsitzenden aus Rheinland-Pfalz, Dr. Bernhard Braun, und aus
Baden-Württemberg, Andreas Schwarz, eine gemeinsame Resolution
beschlossen. Sie zeigt auf, wie eine stärkere demokratische
Beteiligung in den Kommunen erreicht werden kann. Die Resolution
finden Sie unter:

https://www.gruene-fraktion-rlp.de/wp-content/uploads/2019/03/Resolution-GR%C3%9CNE-Fraktionsvorsitzende_Baw%C3%BC_RLP.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. März 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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STANDPUNKT/003: Aserbaidschan-Affäre - Der Strafe für Strenz müssen weitere Konsequenzen folgen (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Aserbaidschan-Affäre: Der Strafe für Strenz müssen weitere 
Konsequenzen folgen

Von LobbyControl, 14. März 2019



Die CDU-Abgeordnete Karin Strenz muss wegen ihrer Verstöße gegen die
Verhaltensregeln knapp 20.000 Euro als Ordnungsgeld bezahlen. Strenz
hatte Honorare von dem Aserbaidschan-Lobbyisten Eduard Lintner nicht
fristgemäß offengelegt. Sie verschwieg außerdem die Firma Extent GmbH,
die sie mit einer ehemaligen Mitarbeiterin Lintners gegründet hatte.

LobbyControl begrüßt die Geldstrafe als wichtiges Signal. Zugleich
kritisiert die Transparenzorganisation die Untätigkeit der
Unionsfraktion in der Affäre. CDU/CSU sollten Frau Strenz aus der
Fraktion ausschließen. Ulrich Müller von LobbyControl kommentiert:

"Die Geldstrafe des Bundestagspräsidiums ist ein wichtiges Signal:
 Frau Strenz hat die Verhaltensregeln in einem hochproblematischen
 Fall mehrfach verletzt. Während sie als Fürsprecherin des
 unterdrückerischen Regimes in Aserbaidschan auftrat, verschwieg sie
 gleichzeitig dubiose Geldzahlungen aus dem Land und ihre
 Verbindungen zum Aserbaidschan-Lobbyisten Lintner. Sie hielt so
 ihre finanziellen Verwicklungen und Interessenkonflikte verborgen."



Mit der Geldstrafe stuft das Bundestagspräsidium das als
schwerwiegenden Verstoß gegen die Verhaltensregeln ein. Bei den
meisten Verstößen belässt der Bundestagspräsident es bei Ermahnungen.
Bislang musste nach Kenntnis von LobbyControl kein Abgeordneter oder
Abgeordnete tatsächlich ein Ordnungsgeld bezahlen, seit die
Verhaltensregeln 2005 verschärft wurden.

"Frau Strenz sollte ihr Mandat niederlegen. Ansonsten muss die
Unionsfraktion sie aus der Fraktion ausschließen. CDU und CSU dürfen
dieses Fehlverhalten nicht weiter tolerieren. Dafür ist die Liste der
Verfehlungen von Frau Strenz eindeutig zu lang: Sie hat sich einem
zweifelhaften Regime angedient, die Verhaltensregeln verletzt, ihre
Wählerinnen und Wähler absichtlich getäuscht und sich der umfassenden
Aufklärung der Vorwürfe entzogen", sagt Müller. Der Europarat hat
bereits Konsequenzen gezogen und Frau Strenz ein lebenslanges
Hausverbot im Europarat erteilt.

CDU und CSU haben bislang nichts zur Aufklärung der Affäre
beigetragen. Sie haben auch geduldet, dass sich Strenz und Lintner
einer umfassenden Aufklärung entzogen haben. "CDU und CSU
signalisieren damit, dass die Einflussnahme eines autoritären Regimes
auf die deutsche Politik ein Kavaliersdelikt sei. Das ist ein falsches
Signal", so Müller.


Schärfere Regeln und weitere Aufklärung nötig

Die Aserbaidschan-Affäre weist auf gravierende Mängel bei den Regeln
für Abgeordnete und Lobbyisten hin. Der Bundestag muss endlich die
Empfehlungen der Staatengruppe gegen Korruption (GRECO) umzusetzen.
Das Antikorruptionsgremium fordert umfassendere Regeln für
Interessenkonflikte und eine verbesserte Kontrolle und Durchsetzung
der Anzeigepflichten für Bundestagsabgeordnete. Zusätzlich wäre ein
verbindliches Lobbyregister wichtig, um transparent zu machen, wer im
Auftrag ausländischer Regierungen Einfluss in Deutschland nimmt.

"Die Strafe für Strenz darf kein Schlussstrich sein. Der Europarat
hatte eine Aufklärung der Aserbaidschan-Verwicklungen von der
Bundesregierung gefordert. Die steht bis heute aus", kritisiert
Müller. So ist bislang nicht aufgeklärt, wofür die großen Geldsummen
aus Aserbaidschan verwendet wurden. Über die Firma Line M-Trade, durch
die Frau Strenz bezahlt wurde, sind weitere Gelder gelaufen. Die
Empfänger sind unbekannt. In der Aserbaidschan-Affäre sind zu viele
Fragen offen.


Hintergrund

Das autoritär regierte Aserbaidschan hat in den vergangenen Jahren
systematisch Geld und Geschenke an europäische Politiker vergeben, um
seine Interessen durchzusetzen und sein angeschlagenes Image mit Hilfe
dieses Lobbynetzwerkes aufzupolieren. Mit Karin Strenz war auch eine
deutsche Bundestagsabgeordnete Teil dieses Netzwerks. Sie fiel
wiederholt als Unterstützerin des aserbaidschanischen Regimes auf.

Frau Strenz hatte von dem Aserbaidschan-Lobbyisten Eduard Lintner über
die Firma Line-M Trade Geld angenommen. Diese Einkünfte hatte sie
nicht fristgemäß gemeldet. Dadurch war ihr Interessenkonflikt nicht
sichtbar, als sie 2015 als Wahlbeobachterin des Europarats in
Aserbaidschan war. Zudem hatte sie mit einer Mitarbeiterin Lintners
die Firma Extent GmbH gegründet, die Anteile daran aber kurz darauf
ihrem Mann überschrieben und die Firma damals nicht gemeldet.

Die Verhaltensregeln für Abgeordnete sehen drei Sanktionsstufen vor.
In den meisten Fällen bleibt es bei nicht-öffentlichen Ermahnungen
durch den Bundestagspräsidenten. Die zweite Stufe ist die öffentliche
Rüge eines Verstoßes. Dies geschah vor Strenz nur in fünf Fällen, seit
die Verhaltensregeln 2005 verschärft wurden. Die dritte Stufe ist die
Verhängung einer Geldstrafe. Bislang musste nach Kenntnis von
LobbyControl noch kein Bundestagsabgeordneter ein solches Ordnungsgeld
wegen eines Verstoßes gegen die Verhaltensregeln zahlen. Bei Otto
Schily und Volker Kröning wurde 2008 bzw. 2009 zwar ein Ordnungsgeld
festgesetzt. Sie mussten es aber nach einem Urteil des
Bundesverwaltungsgerichts 2009 wegen eines Verfahrensfehlers nicht
bezahlen.

Frau Strenz hat im Vorfeld angekündigt, die Strafe akzeptieren zu
wollen.

Erstveröffentlicht bei:

https://www.lobbycontrol.de/2019/03/aserbaidschan-affaere-strafe-fuer-strenz-muessen-konsequenzen-folgen/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin
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ARBEIT/1204: Jetzt handeln - Für gute Arbeitsbedingungen bei den Paketdiensten


SPD-Pressemitteilung vom 18. März 2019

Jetzt handeln - Für gute Arbeitsbedingungen bei den Paketdiensten!



In seiner heutigen Sitzung hat der SPD-Parteivorstand folgende
Resolution gefasst:

Immer mehr Menschen bestellen Waren online und lassen sich ihre
Bestellungen direkt nach Hause schicken. Dadurch erlebt die Branche
der Paketdienste einen erheblichen Zuwachs. Der Paketmarkt hat in den
letzten Jahren ein Umsatzplus von mehr als 30 Prozent zu verzeichnen.
Das ist gut für die beteiligten Unternehmen und gut für die
Beschäftigung in diesem Sektor. Ein Blick hinter die Kulissen zeigt
aber leider auch: Das Wachstum wird zu einem erheblichen Teil auf dem
Rücken der Beschäftigten ausgetragen. Prekäre Arbeitsbedingungen
breiten sich immer weiter aus. Dadurch geraten auch die Unternehmen
zunehmend unter Druck, die tarifgebunden sind, ihre Leute ordentlich
bezahlen und Beiträge für ihre soziale Absicherung abführen.

Der Paketmarkt wird in Deutschland derzeit von fünf großen Unternehmen
bestimmt. Davon arbeiten aber nur zwei Unternehmen mit überwiegend
fest angestellten und tariflich bezahlten Beschäftigten. Die anderen
Unternehmen beauftragen fast ausschließlich Subunternehmen, die vor
allem die "letzte Meile" bedienen. Auch der Versandhändler Amazon ist
hier inzwischen mit entsprechend beauftragten Transportunternehmen
aktiv. Verschiedene Presseberichterstattungen ebenso wie groß
angelegte Kontrollen des Zolls haben teils skandalöse Zustände in der
Branche offengelegt. Arbeitszeiten von bis zu 16 Stunden täglich, die
Unterschreitung des Mindestlohns, illegale Beschäftigung, die
Vorenthaltung von Sozialversicherungsbeiträgen und der Verstoß gegen
wesentliche Vorschriften des Arbeitsschutzes sind offenbar in Teilen
der Branche und durch lange Subunternehmerketten an der Tagesordnung.
Das kann und darf verantwortliche Politik nicht dulden.

Die SPD hat mit der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns bereits
eine Nachunternehmerhaftung für die Zahlung des Mindestlohns
eingeführt. Damit haben wir ein wesentliches Prinzip verantwortlichen
und sozialen Wirtschaftens durchgesetzt: Wer Arbeit auslagert, muss
für die Einhaltung von Gesetzen und guten Arbeitsbedingungen
verantwortlich bleiben. Diese Regel hat sich bewährt. Sie gilt aber
bislang nur für die Einhaltung des Mindestlohns. Um die oft
skandalösen Zustände bei den Paketdiensten zu beenden, müssen die
Auftraggeber auch in Haftung genommen werden, wenn ihre Subunternehmer
(-ketten) den Beschäftigten die Sozialversicherungsbeiträge
vorenthalten. Eine solche erweiterte Nachunternehmerhaftung gibt es
bereits für die Bauwirtschaft und die Fleischindustrie und hat sich
dort bewährt.

- Der SPD-Parteivorstand unterstützt deshalb die Initiative des
Bundesarbeitsministers Hubertus Heil, eine Nachunternehmerhaftung für
die Zahlung der Sozialversicherungsbeiträge und des Beitrags zur
Berufsgenossenschaft auch im Bereich der Paketdienste einzuführen.

- Der SPD-Parteivorstand unterstützt die Gesetzesinitiative von
Bundesfinanzminister Olaf Scholz zur Bekämpfung illegaler
Beschäftigung und die geplante Einstellung von 2.500 zusätzlichen
Kontrolleuren beim Zoll.

- Der SPD-Parteivorstand unterstützt die Forderung der Gewerkschaft
ver.di an alle Unternehmen in der Paketbranche, in die Tarifbindung
einzutreten und so die Verantwortung für gute Arbeitsbedingungen zu
übernehmen.

 * 

Quelle:

SPD-Pressemitteilung vom 18. März 2019
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RECHT/688: Reform des Abstammungsrechts ist überfällig


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 18. März 2019

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Reform des Abstammungsrechts ist überfällig



Sonja Steffen, zuständige Berichterstatterin:

In der öffentlichen Anhörung nahmen heute Sachverständige Stellung zur
Reformbedürftigkeit des Abstammungsrechts. Es wurde deutlich, dass das
bestehende Regelungsgefüge die heutzutage gelebten
Familienkonstellationen nicht mehr ausreichend abbildet und den
Interessen von Kind und Eltern nicht immer gerecht wird.

"Anders als in heterosexuellen Familien ist in lesbischen Ehen die
Ehepartnerin der Mutter nicht automatisch als rechtliches Elternteil
anerkannt. Nach der Öffnung der Ehe für gleichgeschlechtliche Paare
muss nun eine Anpassung im Abstammungsrecht erfolgen. Wenn ein Kind in
eine lesbische Ehe geboren wird, müssen Betroffene derzeit den
umständlichen Weg der Stiefkindadoption gehen. Hier müssen wir als
Gesetzgeber unbedingt handeln.

Mit einer ausschließlichen Regelung dieser Frage greift der
Gesetzentwurf der Grünen, der heute Gegenstand einer öffentlichen
Anhörung des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz war,
allerdings zu kurz. Im Hinblick auf die Regelungssystematik des
Familienrechts im BGB und die neuen Möglichkeiten der
Reproduktionsmedizin ist es wichtig, eine umfassende Rechtssicherheit
für alle Beteiligten und alle Konstellationen zu schaffen. Wir
brauchen eine Gesamtüberarbeitung des Abstammungsrechts. Der
Diskussionsentwurf von Bundesjustizministerin Barley ist umfassender
und daher eine gute Grundlage für eine Reform.

Wir sind optimistisch, dass wir zusammen mit unserem Koalitionspartner
vor einem möglichen Urteilsspruch aus Karlsruhe aktiv werden, denn
dass eine Anpassung der rechtlichen Regelungen notwendig ist, zeigte
nicht nur die heutige Diskussion, sondern zeigt die Lebenswirklichkeit
in ihrer gesamten Vielfalt."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1866: Kolumbien - Präsident Duque legt Veto gegen Sonderjustiz für den Frieden ein (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien: Präsident Duque legt Veto gegen Sonderjustiz für den Frieden ein






[image: Foto: Gobierno de Chile, wikipedia (CC BY 2.0) [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/]]

Unterzeichnung des Friedensvertrags am 26. September 2016

Foto: Gobierno de Chile, wikipedia (CC BY 2.0)

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/



(Bogotá, 17. März 2019, amerika21) - Kolumbiens Präsident Iván Duque
hat sein Vetorecht gegen Teile des 2016 vereinbarten Friedensvertrags
[1] mit der ehemaligen Farc-Guerilla eingesetzt. Konkret geht es um
sechs der insgesamt 159 Punkte zur Sonderjustiz für den Frieden JEP
(Jurisdicción Especial de la Paz). Wie Duque in einer Pressekonferenz
erklärte, können diese konkreten Aspekte nicht die Einhaltung der
grundlegenden Prinzipien des Vertrags - Wahrheitsfindung,
Gerechtigkeit, Wiedergutmachung und Nichtwiederholung - garantieren.
Die Sonderjustiz wurde eigens geschaffen, um
Menschenrechtsverletzungen, Kriegsverbrechen sowie weitere schwere
Verbrechen des bewaffneten Konflikts juristisch aufzuklären und
Schuldige zu verurteilen.

Duque kritisiert, dass Verhandlungen von "normalen" Gerichten an die
JEP abgegeben werden, sobald die Fälle im Zusammenhang mit dem
bewaffneten Konflikt stehen. Ein zweiter Punkt bezieht sich auf die
Möglichkeit der Sonderjustiz, Fälle abzulehnen, sobald es sich nicht
um ein schweres Verbrechen im Konflikt handelt. Diese Einschränkung
hatte das Verfassungsgericht 2018 hinzugefügt, da die Verhandlung
aller Verbrechen vor dem JEP dessen Kapazität bei Weitem übersteigen
würde. Obwohl der Präsident sein Veto lediglich gegen sechs Punkte
erhebt, meint der Sekretär des Senats Gregorio Eljach, stünden damit
auch alle anderen Punkte des Vertrags indirekt erneut zur Diskussion.


Veto schadet der Umsetzung des Friedensvertrags

Vertreter*innen der damaligen Verhandlungsparteien, darunter
Politiker*innen, politische Organisationen, Journalist*innen und
Intellektuelle richteten indes gemeinsam ein Schreiben an den
Generalsekretär der Vereinten Nationen (UN) António Guterres. Darin
bitten sie um Aufmerksamkeit für die Entwicklungen in Sachen
Sonderjustiz und beklagen, dass das Eingreifen des Präsidenten und der
Regierungspartei der Umsetzung des Friedensvertrages, der Struktur und
Funktionsweise der JEP sowie dem Ziel der Wiedergutmachung für die
Opfer zutiefst schade. Außerdem kritisieren sie, dass die Regierung
verschiedene Reformen angekündigt habe, um die gewünschte neue
Rechtsprechung zu implementieren. Dies wäre nicht nur eine einseitige
Veränderung des Vertrags, die Regierung würde damit auch
verfassungsrechtliche Normen übergehen, die die Funktionsweise der
Sonderjustiz lenken.

Nach einem Treffen mit Außenminister Carlos Holmes Trujillo in New
York unterstrich Guterres, dass die Unabhängigkeit und Autonomie der
JEP erhalten bleiben müsse. Die UN sowie die Wahrheitskommission in
Kolumbien betonen, dass der Friedensvertrag "als Ganzes" respektiert
werden müsse. Nur eine vollständig funktionierende und freie JEP könne
Frieden und Gerechtigkeit für die Opfer garantieren. Daher bedaure
man, dass sich die JEP - auch zwei Jahre nach der Verabschiedung des
Gesetzes durch das Verfassungsgericht - immer noch nicht auf eine
sichere legale Grundlage stützen kann.


Friedensvertrag wird erneut im Kongress überprüft

Die Oppositionsparteien reagierten auf das Veto mit einem Aufruf zu
einer nationalen Protestkundgebung am kommenden Montag in Bogotá. Sie
sehen das größte Risiko weniger im fehlenden Funktionieren der JEP als
in einem allgemeinen Rechtsruck. Zudem bringe die Entscheidung Duques
große juristische Unsicherheit für die ehemaligen
Guerillakämpfer*innen und destabilisiere die Territorien, in denen die
Umsetzung des Friedens ohnehin schwierig sei.

Generalstaatsanwalt Nestór Humberto Martínez dagegen begrüßt die
Einwände Duques und meint, sie würden weder den Vertrag verletzen noch
die Rechtsprechung gefährden. Nun wird der Friedensvertrag erneut im
Kongress geprüft. Bis Ende des Jahres wird dort eine Entscheidung
gefällt, ob das Veto angenommen oder abgelehnt wird. Würde einer
Änderung zugestimmt werden, wäre das Verfassungsgericht zuständig.
Allerdings entschied dieses in der Vergangenheit bereits mehrfach bei
verschiedenen Einwänden gegen eine Anpassung.


Anmerkung:

[1] http://www.altocomisionadoparalapaz.gov.co/Prensa/Paginas/2016/agosto/Conoce-el-Acuerdo-Final-de-Paz-Descargas.aspx


URL des Artikels:

https://www.npla.de/allgemein/kolumbien-praesident-duque-legt-veto-gegen-sonderjustiz-fuer-den-frieden-ein/
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HOCHSCHULE/2270: Zahl der neu immatrikulierten Geflüchteten steigt weiter an (idw)


Hochschulrektorenkonferenz (HRK) - 18.03.2019

7. HRK-Befragung der Hochschulen: Zahl der neu immatrikulierten
Geflüchteten steigt weiter an



Die akademische Integration von Geflüchteten an deutschen Hochschulen
entwickelt sich weiterhin positiv. Zunehmend gelingt der Schritt aus der
Orientierungs- und Vorbereitungsphase in den fachlichen Studienbetrieb.
Das hat die letzte und bisher rücklaufstärkste Befragung der
Hochschulrektorenkonferenz (HRK) bei ihren Mitgliedshochschulen im
Wintersemester 2018/2019 ergeben.

Die Zahl der Neu-Immatrikulierten mit Fluchthintergrund hat sich im
Vergleich zwischen dem laufenden und dem vorangegangenen Wintersemester
von 3.000 auf fast 3.800 deutlich erhöht. Dabei handelt es sich um
Neueinschreibungen für hauptsächlich Bachelor-, aber auch
Masterstudiengänge und für Promotionen. Seit dem Wintersemester 2015/2016
haben sich somit insgesamt 10.087 Geflüchtete neu immatrikuliert. Die Zahl
der Einzelberatungen hat sich auf fast 27.500 gesteigert. Damit setzt sich
der Wachstumstrend seit Beginn der Abfragen im Wintersemester 2015/2016
fort.

"Die Anstrengungen der Hochschulen, Geflüchteten eine Perspektive zu
geben, trägt erkennbar Früchte", so HRK-Präsident Prof. Dr. Peter-André
Alt. "Der zunehmende Übergang von Orientierungsangeboten in grundständige
und weiterführende Studiengänge beweist den Erfolg der individuellen
Beratung in den Hochschulen."

Zur Einordnung: Bei der HRK-Umfrage handelt es sich um eine Befragung,
keine statistische Erhebung, da der Flüchtlingsstatus an den Hochschulen
nicht automatisch erhoben wird. Statistisch werden nur die Art der
Hochschulzugangsqualifikation (aus- oder inländisch) und die
Staatsangehörigkeit erfasst.


Weitere Informationen unter:

https://www.hrk.de/fileadmin/redaktion/hrk/02-Dokumente/02-07-Internationales/HRK-Umfrage_Gefluechtete_WS2018-19_Erste_Ergebnisse_Veroeffentlichung_Website.pdf

- Zur HRK-Befragung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution313

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschulrektorenkonferenz (HRK), 18.03.2019
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DISKURS/135: Die Linke, die Kosmopoliten und die Kommunitaristen (spw)


spw - Ausgabe 6/2019 - Heft 229

Zeitschrift für sozialistische Politik und Wirtschaft

Die Linke, die Kosmopoliten und die Kommunitaristen

Über einen Gegensatz, der keiner sein muss

von Sönke Hollenberg und Christian Krell(1)



1. Plötzlich gehen zwei Gespenster um: Kosmopoliten und
Kommunitaristen.

Ein neuer Konflikt scheint die Gesellschaften westlicher
Industriestaaten zu spalten. Die Differenz zwischen Kosmopoliten und
Kommunitaristen. So oder so ähnlich klingen vermehrt die Schlagzeilen
der Analysen gesellschaftlicher Unterschiede in den westlichen
Demokratien. Mit dieser neuen Konfliktlinie wird sich dabei den
Phänomenen der Spaltung der Gesellschaft, dem Wandel des
Parteiensystems und dem drohenden Zerfall der liberalen Demokratie
genähert. Auf den Endpolen der neuen cleavage sehen
Politikwissenschaftler wie Wolfgang Merkel dabei zum einen die
Kosmopoliten der Gesellschaft, die besser Gebildeten, die von der
Globalisierung profitieren und mit hohem kulturellem Kapital
ausgestattet sind. Dementsprechend ist Individualisierung für sie eher
gelebte Realität und votieren sie stark für Menschenrechte und offene
Grenzen. Demgegenüber stehen die Kommunitaristen, mit tendenziell
niedrigerer Bildung. Sie gelten als weniger mobil und hätten ein
höheres Interesse an nationalstaatlichen Grenzen.(2) Ferner
präferieren sie lokale Gemeinschaften und Identitäten.

Auch in der politischen Öffentlichkeit wird die Spaltung der
Gesellschaft in die beiden Lager vermehrt thematisiert. Auf die Seite
der Kommunitaristen schlägt sich dabei, wie schon in der
Habermas-Streeck-Debatte, erneut Wolfgang Streeck und postuliert in
der Zeit: "All political is local?"(3), was er konsequenterweise mit
einem Plädoyer für einen lokalen Patriotismus kombiniert. Dies nicht
zuletzt, weil die "Weltgesellschaft keine Steuern erheben" könne.(4)
Dabei werden die Argumente der Kommunitaristen neben den Fragen von
Grenzen häufig auch mit einer Kritik an zu hoher Elitenorientierung
linker Parteien verbunden, die die Klassenfrage und damit die
Verbesserung der materiellen Lebensbedingungen des "kleinen Mannes"
vergessen und sich stattdessen nur noch auf Themen wie Gender,
Menschenrechte, Ökologie und den internationalen Krisen von Flucht und
Migration und mithin sogenannte Identitätspolitik fokussiert hätten.
Insbesondere ein Überschuss an vermeintlicher Moral linker
Kosmopoliten der oft mit neoliberalen Ansichten einhergehe, wird dabei
von kommunitaristisch orientierten Akteuren wie dem Dramaturg und
"Aufstehen"-Co-Initiator Bernd Stegemann(5) oder dem
Politikwissenschaftler Nils Heisterhagen(6) beklagt. Auch der
Kampfbegriff der Hypermoral des konservativen Philosophen Arnold
Gehlen wird in diesem Zusammenhang verwendet und den Kosmopoliten
vorgeworfen. Die amerikanische Politikwissenschaftlerin Nancy Fraser
sieht in der Kombination von Progressivität in gesellschaftlichen
Fragen (Sexualität, Migration, Feminismus) und der Fokussierung auf
Identitätspolitik bei gleichzeitiger Nicht-Beachtung von sozialen
Fragen einen "progressiven Neoliberalismus"(7) am Werk, für den
beispielhaft Hillary Clinton im US-amerikanischen Wahlkampf gestanden
habe.

Demgegenüber betonen kosmopolitisch orientierte Denker wie Jürgen
Habermas die europäische Verantwortung Deutschlands und beklagen den
nationalstaatlichen Rückzug, der von Kommunitaristen wie Streeck
gefordert wird. Stattdessen pocht Habermas auf europäische Lösungen in
Fragen von Migration und sozialem Ausgleich und fordert nicht zuletzt
echte europäische Solidarität von Deutschland ein.(8) Gegen den
Rückzug in die nationale Wagenburg kämpft auch der Journalist und
Autor Georg Diez. Er hält die neuerlichen Diskussionen um die Frage
der Heimat für den falschen Weg, plädiert stattdessen für
Identitätsangebote jenseits der Nation(9) und fordert eine
Einwanderungspartei.(10)

2. Und die politische Linke?

Ein unüberbrückbarer Konflikt zwischen beiden Seiten also? Und was für
Folgen hat das für linke Parteien? Die Frage der Orientierung in
diesen Themenkomplexen spaltet die Parteien links der Mitte dabei
tatsächlich schon. So gab es in der Linkspartei einen wochenlangen und
teils öffentlich ausgefochtenen harten Streit zwischen dem Lager um
Katja Kipping und der Gruppe um Sahra Wagenknecht über die
Positionierung in der Frage der offenen Grenzen und der generellen
Strategie. Während Katja Kipping dabei für eine Politik der offenen
Grenzen wirbt und auf die Erfolge neuer Mitglieder und Wählerschichten
im urbanen, studentischen Milieu verweist, sieht Wagenknecht offene
Grenzen als eine Forderung des Neoliberalismus und versucht mit der
Gründung ihrer Sammlungsbewegung "Aufstehen" Enttäuschte von der AfD
zurückzugewinnen. Im Verbund mit Oskar Lafontaine, der schon 1990
diskutiert hat, ob man das Recht auf Asyl nicht stark einschränken
müsse und seitdem nicht müde wird, die Vorzüge nationaler Abschottung
zu preisen, ist wohl auch die sogenannte Sammlungsbewegung in der hier
verwendeten Unterscheidung im Lager der Kommunitaristen zu verorten.

In der SPD wird der Richtungsstreit zwar nicht so erbittert
ausgetragen, aber auch dort pocht der ehemalige Parteichef Sigmar
Gabriel auf eine Kursänderung. So beklagt er im Spiegel eine zu starke
Orientierung an Umweltschutzthemen oder der Ehe für alle,
problematisiert eine übergriffige Postmoderne des "Anything Goes" und
fordert stattdessen eine Hinwendung zu Fragen der Identität, Heimat
und Leitkultur.(11) Auch die Grünen schließlich, die man vielleicht
noch am ehesten in einem kosmopolitischen Lager verorten würde, sind
in dieser Frage unterschiedlich aufgestellt und zumindest teilweise
gespalten. Die parteiinterne Debatte um den Band "Wir können nicht
allen helfen" des Grünen Oberbürgermeisters Boris Palmer(12) inklusive
der Distanzierungen von Cem Özdemir und anderen verweist auf die
Bandbreite selbst bei dieser Partei. Auch die neuen elektoralen
Höhenflüge der Umweltpartei basieren zwar sehr stark, allerdings nicht
nur auf den kosmopolitisch orientierten bürgerlichen Milieus der
Großstädte. Bei den Landtagswahlen in Bayern und Hessen konnte die
Partei auch in kleineren Gemeinden und auf dem Land große Gewinne
verzeichnen. Auch die neuen Parteivorsitzenden Habeck und Baerbock
versuchen gerade in neue Milieus vorzudringen und stellten ihre
Sommerreise in kleine Dörfer, aber auch zu Traditionsorten deutscher
Demokratiegeschichte unter das Motto "Des Glückes Unterpfand" (und
damit explizit in Bezug zur Nationalhymne) und verbanden dies mit
einem Plädoyer für mehr sozialen Zusammenhalt.(13)

Abseits der Grünen kann man die Unsicherheit und Unentschiedenheit
linker Parteien bei den Fragen in der neuen Konfliktlinie also
förmlich greifen. Dabei wächst die Angst, sich entweder final von der
Arbeiterschaft und den Prekären abwenden zu müssen oder bei einem
Kurswechsel neue urbane und liberale Wählergruppen zu verlieren. Was
tun also? Einige Politikwissenschaftler wie Wolfgang Merkel gehen
davon aus, dass sich linke Parteien tatsächlich klar auf einer Seite
positionieren müssen. Insbesondere für die SPD stellt er fest, dass
sie sich "von ihrem Anspruch [...], Volkspartei zu sein" verabschieden
und sich stattdessen für eine Seite entscheiden müsse.(14) Die Annahme
dieser Argumentationsrichtung ist also eine Unvereinbarkeit der beiden
Positionen, sowohl inhaltlich, als auch strategisch. Ist das richtig?
Müssen sich linke Parteien zwischen den beiden Lagern entscheiden oder
führt das zu strategischen Fehlschlüssen? Ist stattdessen vielleicht
eine Symbiose nötig und wenn ja, wie kann sie gelingen?

3. Kein Gegensatz! Brücken statt Gräben

Aus unserer Sicht wäre es verheerend, wenn sich die politische Linke
in dieses "Entweder-Oder" hineinbegeben würde. Insbesondere für die
Sozialdemokratie mit ihrem nach wie vor gegebenem
Volkspartei-Charakter und -Anspruch würde diese Strategie zu ihrem
Niedergang beitragen. Wir werden im Folgenden historische,
empirisch-demoskopische und normative Argumente für diese These
nennen.

Historisch betrachtet ist die Sache zumindest für die Sozialdemokratie
klar. Sie war schon immer eine Partei, die eine weite Brücke zwischen
höchst unterschiedlichen Interessen spannen musste. Egal, ob es um die
Allianz zwischen Lasalleanern und Eisenachern in der Gründungsphase
der Partei, um die Nato-Doppelbeschluss-Befürworter und ihre Gegner
oder um die vermeintlichen Modernisierer und Traditionalisten in den
1990er Jahren ging. Aus historischer Perspektive wäre eine
Entscheidung zwischen Kosmopoliten und Kommunitaristen also nicht zu
begründen. Im Gegenteil: Der besondere Erfolg der SPD beruhte auf
dieser anspruchsvollen Synthese und zeichnete sich nicht zuletzt auch
durch die Integration der Arbeiterschaft in die bürgerliche
Gesellschaft und ihrer Versöhnung mit dem Bürgertum aus.

Dass es empirisch möglich ist die Gräben zu schließen und Brücken zu
bauen zwischen verschiedenen Milieus, gesellschaftlichen Gruppen und
Interessen, zeigen dabei auch jüngere elektorale Beispiele. So gelang
es Bernie Sanders sowohl klassische Interessen der Arbeiterschicht zu
repräsentieren (nicht zuletzt durch seine Glaubwürdigkeit angesichts
seines jahrzehntelangen Kampfes gegen ökonomische Ungleichheit) als
auch ein hohes Ansehen in der Black Lives Matter Bewegung zu genießen.
Eine zentrale Botschaft seiner Kampagne war dabei passenderweise: "Our
job is not to divide. Our job is to bring people together."(15)
Sanders scheiterte schließlich bekannterweise in den Vorwahlen der
Demokraten an Hillary Clinton, die dann jedoch auch aufgrund ihrer
geringen Ausstrahlungskraft in den Arbeiterbezirken des Rust Belts die
Wahl gegen Trump verlor. Jeremy Corbyn gelang in Großbritannien
Ähnliches, als er mit Labour im Wahlkampf einen großen Rückstand
aufholen konnte und bei den Parlamentswahlen nur knapp den
konservativen Tories unterlag. Auch ihn zeichnet die Glaubwürdigkeit
der Vertretung von Klassenpolitik aus, bei gleichzeitigem Betonen der
Diversität der Gesellschaft. Sicherlich, in Mehrheitswahlsystemen ist
es weiterhin leichter, unterschiedliche Interessen und Identitäten
unter einem Dach zu versammeln, als das in den hoch fragmentierten
Parteiensystemen in Ländern mit Verhältniswahlrecht der Fall ist. Doch
zeigte nicht der Hype um Martin Schulz und der fast nicht mehr für
möglich gehaltene kurze demoskopische Höhenflug der SPD, dass es auch
in solchen Systemen möglich ist? So strahlte Schulz anfangs sowohl in
kommunitaristisch orientierte Milieus als mit seinem
leidenschaftlichen Einsatz für Europa auch in die kosmopolitische
Jugend aus.

Die Beispiele von Corbyn über Sanders bis hin zu Schulz verweisen
zudem darauf, dass die Unterscheidung zwischen Kosmopoliten und
Kommunitaristen eine idealtypische Vereinfachung ist. In real
existierenden Gesellschaften und auf gegebenen Wählermärkten sind
diejenigen, die sich sehr eindeutig auf die eine oder andere Position
verpflichten lassen, vermutlich sehr überschaubar. Im Gegenteil
scheinen die Realtypen für Argumente beider Provenienz ansprechbar:
Der Thematisierung von gesellschaftlichen und kulturellen
Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten ebenso wie der materiellen.
Empirisch wird dies auch daran sichtbar, dass Menschen zu beiden
Seiten des Spektrums gleichzeitig neigen können und "eindimensionale
'Entweder-oder'-Betrachtungsweisen" daher nicht hilfreich seien, wie
Jan Eichhorn schreibt.(16) Der Anteil dieser Mittegruppen liegt dabei
zudem bei der SPD am höchsten.(17) Auch Thilo Scholle und Sascha Vogt
verweisen zu Recht auf die Heterogenität der potenziellen Wähler_innen
der SPD und die verschiedenen Erwartungen an die Partei.(18) Dabei
darf eine Mitte-Orientierung dieser Art nicht mit der
wirtschaftspolitischen Mitte-Strategie der Sozialdemokratie des
Dritten Weges verwechselt werden. Auch dürfen Parteien dabei nicht der
Gefahr der Profillosigkeit unterliegen und als "Partei ohne
Eigenschaften" gelten, wie Marc Herter schreibt.(19)

Dass es jedoch nötig ist, Brücken zu bauen in Gesellschaften, deren
einzelne Teile mehr und mehr auseinanderdriften, ist allerdings
unbestritten und zeigt auch Andreas Reckwitz mit seiner These der
Gesellschaft der Singularitäten auf. In seiner Darstellung des
Wandels der Moderne von der "Logik des Allgemeinen" zur "Logik des
Besonderen"(20) schildert Reckwitz die damit einhergehenden
Veränderungen in der Arbeitswelt und der Lebensführung sowie die
daraus entstehenden Gräben u.a. zwischen einer auf Sicherheit
bedachten und industriell geprägten alten Mittelklasse und einer
kulturell- und freiheitsorientierten neuen Mittelklasse der
postindustriellen Wissensgesellschaften. Doch wie können die Gräben
zwischen den verschiedenen Milieus überbrückt werden? Wie können
gesellschaftliche Differenzierung, Pluralisierung und der
kosmopolitische Blick in Einklang gebracht werden mit dem Wunsch nach
Verbindendem, Gemeinschaft und Heimat? Was kann also das Verbindende
in der Differenz sein?

Gewiss gibt es tatsächlich einen Mangel an Begegnung zwischen den
unterschiedlichen Gruppen. Filterblasen in sozialen Netzwerken,
Segregation in Großstädten, Verlust von Begegnung mit Anderen in
politischen und sozialen Großorganisationen und ein Schrumpfen der
öffentlichen Räume, in denen sich verschiedene Individuen als Bürger
begegnen können. Stattdessen kann man eine wachsende Vereinzelung und
Individualisierung beobachten, die nicht zuletzt durch die neoliberale
Ideologie der reinen Orientierung am Marktindividuum die Solidarität,
und damit das Band der Freundschaft zwischen den Menschen,
untergräbt.(21) Die Forderung nach mehr lokaler Gemeinschaft auf
Seiten der Kommunitaristen ist also verständlich. Dieser Wunsch wird
nicht zuletzt verstärkt durch mangelnde Anerkennung, die ländlich
lebende, nur gering qualifizierte und in sogenannten "einfachen
Dienstleistungen" arbeitenden Teile der Bevölkerung heute von Seiten
kosmopolitisch orientierter Städter, die in der Kultur- und/oder
Wissensökonomie arbeiten, erfahren. Doch muss diese Gemeinschaft
ethnisch homogen sein? Oder kann sie inklusiv gestaltet werden? Und
wird Heimat heute nicht vor allem durch einen aggressiven Kapitalismus
bedroht, dessen Zerstörungspotenzial sich durch Finanzspekulationen
sowohl auf städtische Wohnräume als durch seine Wachstumsideologie
auch auf die ländliche Natur auswirkt? Zudem zerstört der Klimawandel
die Natur sowohl hier als auch in den Gebieten, aus denen er Menschen
zur Flucht hierher zwingt. Gerade ein "linker Realismus"(22) muss sich
diesen Tatsachen und der eigenen Verantwortung daran stellen und darf
nicht auf falsche Sündenböcke abzielen.

Im Rückgriff auf Didier Eribon und seine Schilderungen der Entfremdung
von linken Parteien zur Arbeiterschaft aus Rückkehr nach Reims wird
oft eine Re-Thematisierung von Klassenfragen gefordert. Zurecht, denn
angesichts der ungeheuren Ungleichverteilung von Wohlstand und einem
existierenden Gefühl vieler prekär Gestellten von den etablierten
Politikern auch links der Mitte vernachlässigt zu werden, bedarf es
eines intensiven Einsatzes für mehr Umverteilung und Repräsentation
der Prekären. Doch damit auch eine Reduzierung des Einsatzes für die
Rechte von Frauen oder sexuellen Minderheiten zu verknüpfen, ist weder
normativ sinnvoll noch strategisch klug. Auch Eribon selbst wehrt sich
gegen diese Art von Vereinnahmung und betont die Gleichrangigkeit von
Identitätspolitik und Klassenpolitik.(23)

Der normative Auftrag der politischen Linken ist es, angesichts dieser
Herausforderungen für Verbindung und Zusammenhalt zwischen beiden
Gruppen zu sorgen: Den Kosmopoliten den Einsatz auch für die lokale
Gemeinschaft sowie Solidarität auch mit den Prekären in ihren eigenen
Gesellschaften abzuverlangen und ihnen Anerkennung zuteilwerden zu
lassen. Ferner sollten sie sich bewusst werden, dass eine rein auf
Differenz bedachte Identitätspolitik auch zu Gruppendenken führen und
auf der anderen Seite ebenso einen Wunsch nach konträrer
Identitätspolitik auslösen kann. So wird das Konzept der
Anti-Diskriminierung mittlerweile auch von Männern und/oder Weißen
genutzt, die damit ihre Rechte verteidigen wollen. Doch auf der
anderen Seite ist auch klar, dass es keine Rückkehr in die rein
nationalstaatlich begrenzte Welt, mit zwei klar getrennten und
heterosexuellen Geschlechtern geben wird, in der das Elend außerhalb
dieser Grenzen keine Rolle spielt. Es gilt Kommunitaristen also auf
Pluralität und internationale Solidarität zu verpflichten.

Denn wie Isolde Charim schreibt: "Es gibt keinen Weg zurück in eine
nicht-plurale, in eine homogene Gesellschaft."(24) Und das ist auch
gut so, möchte man mit Klaus Wowereit hinzufügen. Denn eine homogene
Gesellschaft beschränkt auch immer die Freiheitsspielräume all derer,
die eben nicht der Norm entsprechen.

4. Was tun?

Wir sind davon überzeugt, dass die politische Linke nicht durch die
Betonung des Trennenden zwischen Kosmopoliten und Kommunitaristen
wieder mehrheitsfähig werden kann, sondern im Gegenteil durch eine
Strategie, die die Interessen beider Gruppen als etwas
Zusammenhängendes anspricht und repräsentiert.(25) Hier sollen fünf
Bausteine einer solchen Strategie angesprochen werden, die für die
einzelnen Parteien der politischen Linken gelten, aber auch für das
politische Lager insgesamt. Dabei begreifen wir die Grünen als Teil
eines linken Lagers, wissend, dass dies innerhalb wie außerhalb der
Grünen umstritten ist, aber auch anerkennend, dass absehbar
fortschrittliche Mehrheiten nur in einer Dreiparteien-Konstellation
möglich sind.

1. Solidarität, Anerkennung und die inklusive Gesellschaft


Ein Diskurs, der Brücken bauen und unterschiedliche Gruppen ansprechen
soll, muss inklusiv sein. Abgrenzung und Ausgrenzung, sei es
"Fremdarbeitern", den "Gutmenschen" oder wem auch immer gegenüber,
verstärkt die Fliehkräfte einer Gesellschaft, wovon die politische
Linke bisher nie profitieren konnte. Die Renaissance des
Solidaritätsbegriffs, wie sie etwa von Andrea Nahles versucht wird,
ist demgegenüber vielversprechender. Solidarität selbst ist eine
Brücke. Nicht nur für diejenigen, die sie geben und für diejenigen,
die sie benötigen, sondern auch für all die, die sich durch sie
gesichert wissen. Solidarität ist dabei nicht nur normativ
wünschenswert, sondern findet als Wert auch breiten gesellschaftlichen
Zuspruch. So stufen etwa in der Wertestudie der Hans-Böckler-Stiftung
89 Prozent der Befragten weiterhin die Solidarität als für sie
wichtigen Grundwert ein.(26) Bemerkenswerterweise gibt es auch in
zahlreichen Ländern Europas eine hohe Bereitschaft zu europäischer
Solidarität.(27) Nach drei Jahrzehnten neoliberaler Dominanz und dem
Predigen des marktorientierten Wettbewerbs ist das außergewöhnlich und
verweist auf die hohe Attraktivität solidarischer Wertmuster über die
vermeintlichen Gräben zwischen Kosmopoliten und Kommunitaristen
hinweg. Ferner bedarf es mehr Anerkennung für die Leistung, die viele
für die Gesellschaft erbringen, ob in wichtigen aber nur schlecht
bezahlten Berufen oder durch ein Ehrenamt. Ziel muss es sein, dass
sich alle als Teil dieser Gesellschaft verstehen und sie gemeinsam
verbessern möchten. Das könnte auch ein Baustein einer linken
Identitätspolitik für alle sein.(28)

2. Gestalten!

"Take back control" - Das war der attraktive Slogan der
Brexit-Befürworter. Er hat auch deshalb verfangen, weil es in breiten
Teilen der Bevölkerung die Wahrnehmung gibt, dass einem die Kontrolle
über das eigene Leben völlig entglitten ist. Globalisierung,
Digitalisierung und Flexibilisierung - benennen für viele Menschen vor
allem Prozesse, denen man nicht Herr werden kann, sondern denen man
ausgesetzt ist. Linke Politik hat dieses Bild verstärkt, indem sie
etwa in den rot-grünen Jahren betont hat, man könne sich den globalen
Weltmärkten und ihren Dynamiken nur anpassen, sie aber nicht mehr
gestalten. Diese Ohnmachtserfahrung als Gefühl, das eigene Leben und
die eigene Umwelt nicht mehr beeinflussen zu können, beschreibt der
Jenaer Soziologe Hartmut Rosa als mangelnde Resonanz.(29) Wenn eine
linke Politik attraktiv sein will, dann muss sie klar machen, dass sie
gestalten kann. Dass es einen Unterschied macht, ob sie da ist oder
nicht. Gerade für den Brückenschlag in den kommunitaristisch
orientierten Bereich scheint es entscheidend, dass nichts - auch nicht
die Zuwanderung - vermeintlich unkontrolliert geschieht, ohne dass man
mitentscheiden könne. Ergebnisse der empirischen Sozialforschung
weisen im Übrigen immer wieder darauf hin, dass die Akzeptanz von
Entscheidungen - selbst, wenn sie nicht den eigenen Wünschen
entsprechen - dann wesentlich höher ist, wenn man in das
Entscheidungsverfahren eingebunden war.(30)

3. Erkennbar sein

Progressive politische Bewegungen haben - unter anderem - das Ziel,
einen Unterschied zum Bestehenden zu verkörpern. Dazu gehört mit
Adorno auch "das Ganze sich vorzustellen, als etwas, was völlig anders
sein könnte"(31), also in hoffnungsvollen Alternativen zu denken und
zu kommunizieren. Wer dabei wie die bleierne Verkörperung des Status
quo wirkt, kann wahrscheinlich keine einladende Brücke zwischen
Kosmopoliten und Kommunitaristen bilden. Wichtig bei dieser nach vorne
gerichteten Erkennbarkeit: Gerade in Zeiten einer zunehmenden
Polarisierung der Gesellschaft liegt ein maßgebliches
Unterscheidungsmerkmal darin, vernunft- und kompromissorientiert zu
sein und unterschiedliche Interessen auszuhandeln statt bei tumben
Parolen mitzumachen. Zwischen denjenigen, die "dafür" und denjenigen,
die "dagegen" schreien, gibt es jede Menge Raum für diejenigen, die
nach dem "wie jetzt genau?" fragen. Besonders für die SPD mit ihrer
historisch höchst produktiven Kompromissorientierung liegt darin eine
Chance.

4. Make Capitalism social again

Das Progressive Zentrum hat vor kurzem unter dem Titel "Rückkehr zu
den politisch Verlassenen" eine hoch aufschlussreiche Studie
veröffentlicht.(32) Diejenigen, die in strukturschwachen Regionen oder
Stadtteilen mit hohem rechtspopulistischem Wähleranteil leben, also
den vermuteten Hochburgen der Kommunitaristen, geben als größtes
Problem ihres Alltags unsichere Arbeitsbedingungen und den Wegfall von
sozialer Infrastruktur an. Forderungen nach nationaler Abschottung
oder der Bevorzugung von "Deutschen" gibt es, sie beruhen i.d.R. auf
der Annahme, dass zwar etwas für Zuwanderer getan werde, nicht aber
zur Absicherung des eigenen Lebens oder zur Verbesserung des eigenen
Umfelds. Dass Vorbehalte gegenüber gleichgeschlechtlichen Ehen oder
Unisex-Toiletten bestünden, wird in der Studie nicht genannt. Im
Umkehrschluss bedeutet das, dass ein verbindendes Narrativ zwischen
Kosmopoliten und Kommunitaristen weniger auf nationale Abschottung und
Geschlechterrollen von vorgestern setzen muss, sondern darauf, die
Wertschöpfung des Kapitalismus besser zu verteilen, nicht zuletzt in
eine attraktive öffentliche Infrastruktur. Regelmäßig fahrende Busse,
schöne Schulen und funktionierende Schwimmbäder könnten also mehr zur
gleichzeitigen Ansprache von Kosmopoliten und Kommunitaristen
beitragen, als sogenannte Ankerzentren oder die Anprangerung des
"Genderwahns".

5. National, international, egal!

Der Hinweis von Wolfgang Streek ist richtig, dass die Weltgemeinschaft
keine Steuern erheben kann. Aber es gibt keinen Grund, das nicht zu
ändern. Wenn der Kapitalismus besser eingehegt werden und mehr
Menschen zugutekommen soll, ist die Rückkehr in eine
kommunitaristisch-behagliche nationale Gemeinschaft, in der man alles
regeln könne, eine Scheinalternative. Probleme wie der Klimawandel
werden allein im nationalstaatlichen Rahmen nicht zu gestalten sein.
Es kommt darauf an, auf den jeweils angemessenen Ebenen zu handeln.
Natürlich ist die Nation "für die Mehrheit der Menschen überall auf
der Welt weiterhin die primäre Bewusstseins-, Gefühls- und
Kommunikationsgemeinschaft".(33) Und für die politische Linke ist es
wichtig, das nicht nur anzuerkennen, sondern auch in konkrete Politik
umzusetzen. Viel zu oft, wurde der Nationalstaat in den frühen 2000er
Jahren als machtlos angesichts der Globalisierung dargestellt. Ihn nun
aber als einzige realistische Gestaltungsebene zu begreifen ist ebenso
verkürzt. Gerade sehen wir etwa am Beispiel der Digitalisierung, wie
erfolgreich die europäische Ebene beim Setzen von Standards und Regeln
sein kann, die einzelne Nationalstaaten nicht setzen können oder
wollen. Hier zeigt sich das Potential einer brückenbildenden
Strategie: Nur in einem klugen Mix zwischen nationalen - vielleicht
kommunitaristischen - und internationalen - vielleicht
kosmopolitischen - Ansätzen kann politisches Gestalten gelingen.

5. Fazit: Bildet Banden

Am Ende ist es simpel und doch nicht leicht: Der Marktradikalität und
Vereinzelungstendenz des Kapitalismus auf der einen sowie der
Regression des Rechtspopulismus auf der anderen Seite gilt es die
Radikalität einer Utopie der Gesellschaft der Freien und Gleichen
entgegenzuhalten. Eine Gesellschaft, in der ein Jeder und eine Jede
ein freies Leben führen kann, in der der familiäre und soziale
Hintergrund nicht über den Lebensweg bestimmt und kein anderer
entscheidet, wen man lieben darf und wen nicht. Es geht also darum,
den Kampf gegen Rassismus, Sexismus, Homophobie,
Islamfeindlichkeit, Antisemitismus, oder Gewalt gegen Minderheiten mit
dem Kampf für faire Löhne, Umverteilung, bezahlbares Wohnen,
vernünftige Pflege, sozialen Zusammenhalt und den Erhalt einer
intakten Umwelt zu verbinden. Beides ist logisch, empirisch und
normativ verwoben. Der Weg zur Mehrheitsfähigkeit der politischen
Linken wird nicht durch das Vertiefen von Gräben, sondern nur über das
Bauen von Brücken gelingen.
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AFRIKA/2191: Unwetter - es trifft die Armen ... (SB)




Mosambik wurde von einem schweren Wirbelsturm heimgesucht, der
möglicherweise mehr als 1000 Tote gefordert hat. Luftaufnahmen der
Großstadt Beira zeigen, daß Wellblechhütten und andere Behausungen
der ärmeren Bevölkerung komplett zerlegt wurden, wohingegen die
festen Steinbauten der Wohlhabenderen stehengeblieben sind. Hierin
zeigt sich der soziale Widerspruch sowohl zwischen den Ländern des
Globalen Nordens und des Südens wie auch innerhalb der afrikanischen
Gesellschaften: Wer über die entsprechenden Mittel verfügt, ist von
Naturkatastrophen weniger betroffen. Das gilt auch für die
bevorstehende Zeit der globalen Erwärmung.

Vergangene Woche hat der Wirbelsturm Idai die südostafrikanischen
Länder Malawi, Mosambik und Simbabwe getroffen und dort schwere
Verwüstungen angerichtet. In allen drei Staaten zusammen sind
offiziell mehrere hundert Menschen gestorben, Tausende bis
Zehntausende Häuser wurden überschwemmt. Die mosambikanische
Hafenstadt Beira, die mehr als eine halbe Million Einwohner hat,
wurde nach Einschätzung der Hilfsorganisationen Rotes Kreuz zu 90
Prozent zerstört. Mosambiks Präsident Filipe Nyusi berichtete im
staatlichen Radiosender Radio Moçambique, daß mehr als 1000
Menschen gestorben sein könnten. Unzählige Leichen, die im Wasser
treiben, müssen noch geborgen werden. Indes kann die Zahl der
Todesopfer nur grob geschätzt werden.

Der internationale Flughafen von Beira war zeitweilig gesperrt, der
Strom in der ganzen Stadt ausgefallen, die Straßenverbindungen sind
unterbrochen. In den Straßen und Häusern steht das Wasser. Die
Öffnung des Chicamba-Staudamms hat die Überschwemmungen noch
verstärkt. Manche Gebiete waren auch Tage nach dem Sturm nicht
erreichbar. Im Osten des Nachbarlandes Simbabwe waren binnen 24
Stunden 600 Millimeter Niederschlag gefallen. Das ist die Menge, die
normalerweise in drei Monaten zusammenkommt. Dieses Wasser hat sich
in Richtung Mosambik auf den Weg gemacht. Der mosambikanische
Wetterdienst hat schwere Regenfälle noch bis mindestens Donnerstag
angekündigt, welche die Hochwasserlage verschlimmern. Die Bevölkerung
wird dringend aufgerufen, nach Möglichkeit höher gelegene Gebiete
aufzusuchen.

Welche Opferzahlen in Mosambik am Ende einer Bilanz auch immer stehen
werden, am Beispiel des Hurrikans Idai zeigt sich etwas
Grundlegendes: Alle werden getroffen, aber die Folgen der
Naturkatastrophe sind nicht für alle gleich. Das fängt schon mit der
Geographie an. Von vornherein siedeln ärmere Menschen in
gefährdeteren Regionen, beispielsweise in den potentiellen
Überschwemmungsgebieten des Flusses Pungwe, der in Beira ins Meer
fließt, nahe der sturmflutgefährdeten Küste oder auch weiter im
Landesinnern an steileren Hanglagen, wo bei anhaltenden Regenfällen
mit Schlammlawinen zu rechnen ist.

Darüber hinaus verfügen die ärmeren Menschen nicht nur über die
gefährdeteren Behausungen, sondern sie haben auch nicht die gleichen
Möglichkeiten, sich vor den Fluten in Sicherheit zu bringen - im
Unterschied zu den Reichen, die sich beispielsweise ein Flugticket
leisten und Beira rechtzeitig verlassen konnten. Die meisten
Blechhütten, die der Sturm getroffen hat, wurden flachgelegt, oder
haben ihre Dächer verloren, so daß diese nicht einmal Sicherheit vor
den steigenden Fluten boten.

Mosambik ist ein sehr rohstoffreiches Land. Erdöl, Erdgas, Kohle
Schwermineralsande, Gold, Kupfer, Bauxit und Edelsteine, um nur
einige zu nennen, werden in teilweise großflächig angelegten Minen
abgebaut. Das Land verzeichnet seit Jahren ein Wirtschaftswachstum
von über drei Prozent, doch mehr als die Hälfte der Bevölkerung ist
arm geblieben - ein typisches Kennzeichen des Extraktivismus. Das
Wachstum kommt nur aufgrund weniger Megaprojekte zustande, die kaum
mit der lokalen Wirtschaft verzahnt sind. Mosambiks Einnahmen aus dem
Rohstoffexport fließen in die Taschen sowohl der ausländischen
Unternehmen als auch des nationalen Establishments, das oftmals als
Sachwalter transnationaler Konzerne und Seilschaften die Ausbeutung
von Land und Leuten vorantreibt.

Idai war der schwerste Wirbelsturm seit zehn Jahren im südöstlichen
Afrika. Die globale Erwärmung wird den Ozeanen verstärkt Wärmeenergie
zuführen, was nach Ansicht der Wissenschaft noch kräftigere Hurrikane
auslösen wird. Im Indischen Ozean entstehen regelmäßig Wirbelstürme,
die auf den afrikanischen Kontinent treffen. Die damit verbundenen
Gefahren könnten sehr viel besser bewältigt werden, wenn Mosambik
keinen Entwicklungspfad beschritte, wie er zwar von den globalen
Finanzinstitutionen gerne gesehen und gefördert wird, aber der die
Kluft zwischen Arm und Reich weiter befestigt, anstatt sie
aufzuheben. Gegen Wirbelstürme kann man nichts machen, wohl aber sehr
viel mehr gegen ihre potentiell zerstörerischen Folgen.
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NAHOST/1652: Jemen - Nachtisch für die Saudis ... (SB)


Jemen - Nachtisch für die Saudis ...



Vier Jahre nun dauert die Militärintervention Saudi-Arabiens und der
Vereinigten Arabischen Emirate (VAE) im Jemen an. Was der Welt mit
einem Blitzsieg über die schiitischen Huthi-Rebellen die kriegerische
Potenz Riads und Abu Dhabis demonstrieren sollte, hat sich für die
Saudis und Emirater zur absoluten Blamage entwickelt. Ohne die
Rüstungshilfe der USA und Großbritanniens, die Unterstützung von Al
Kaida sowie des Einsatzes Tausender von Söldnern aus aller Herren
Ländern hätten die Initiatoren des Jemenkriegs ihre Segel längst
streichen müssen. Doch um das Gesicht zu wahren, setzen sie ihren
Kriegskurs ohne die geringste Rücksicht auf die Zivilbevölkerung des
Jemen fort.

Bei einer Sitzung des UN-Sicherheitsrats zum Thema der festgefahrenen
Friedensverhandlungen zwischen den Huthis in der jemenitischen
Hauptstadt Sanaa und der von Riad und Abu Dhabi protegierten
Alternativregierung in der südlichen Hafenstadt Aden gab am 12. März
UN-Kinderhilfswerkdirektor Mark Lowcock neue Zahlen bekannt, welche
das Ausmaß der "schwersten humanitären Krise" unserer Zeit
verdeutlichen. Demnach sind 24 von 28 Millionen Jemeniten - also 80
Prozent der Bevölkerung - zum Überleben auf humanitäre Hilfe
angewiesen; 10 Millionen von ihnen stehen "einen Schritt vor der
Hungersnot entfernt", weitere 240.000 leiden unter bzw. sterben
bereits an "katatrophalen Hungerzuständen". Eine baldige Linderung der
Situation ist nicht in Sicht. Die monatelangen Verhandlungen über
einen eventuellen Rückzug der Huthis aus der schwerumkämpften
Hafenstadt Hudeida am Roten Meer, über die die Nordwesthälfte des
Jemen mit Lebensmitteln, Medikamenten und anderen Dingen mehr schlecht
als recht versorgt wird, treten auf der Stelle.

Zu dieser schrecklichen Situation hätte es gar nicht kommen müssen,
glaubt man den Aussagen, die der iranische Außenminister Javad Zarif
Ende Februar in Teheran gegenüber Vertreterinnen der amerikanischen
Friedensorganisation CODE PINK - Women for Peace gemacht hat. In einem
aufschlußreichen Artikel, der am 14. März bei Consortiumnews.com
erschienen ist, zitierte die ehemalige US-Armeeoffizierin und
Diplomatin Anne Wright Zarif ausführlich über dessen Bemühungen, den
Konflikt im Jemen kurz nach dem Ausbruch Ende März 2015 doch noch im
Keim zu ersticken. Damals rangen Zarif und Barack Obamas Außenminister
John Kerry in Genf um die letzten Formulierungen jenes internationalen
Atomvertrags, der im Juli 2015 als Joint Comprehensive Plan Of Action
(JCPOA) von den Außenministern des Irans, der fünf ständigen
Mitgliedsstaaten des UN-Sicherheitsrats - China, Frankreich,
Großbritannien, Rußland, die USA - und Deutschlands unterzeichnet
werden sollte mit dem Zweck, die Konfrontation Teherans mit dem Westen
ein für allemal zu begraben. Gegenüber Wright und ihren
Mitstreiterinnen gab Zarif seine Erinnerungen an das damalige
Geschehen so wieder [in der Übersetzung des SB aus dem Englischen]:

John Kerry und ich waren uns einig, daß wir den Krieg beenden
 müßten. Zu dem Zeitpunkt war Adel Al Dschubeir, der Botschafter
 Saudi-Arabiens, in Washington. Nachdem wir am zweiten oder am
 dritten April eine Einigung erzielt hatten, kehrte John Kerry nach
 Washington zurück, wo er mit Al Dschubeir sprach. Der wiederum ging
 nach Saudi-Arabien zurück und bekam grünes Licht für einen
 Waffenstillstand im Jemen. Und er [Kerry] informierte mich, daß
 eine Feuerpause in Ordnung wäre. Ich habe sofort die Huthis
 kontaktiert und deren Zustimmung zum Waffenstillstand eingeholt.
 Wir reden hier von April 2015. Bald werden es vier Jahre gewesen
 sein.



Dann nahm ich eine Maschine nach Indonesien ... Ich sagte meinem
 Stellvertreter, er solle auf den Anruf von John Kerry warten, der
 die Einigung bestätigen würde. Wir landeten acht Stunden später in
 Indonesien. Ich rief Außenminister Kerry an und fragte ihn, was
 passiert war. Er sagte, 'die Saudis haben einen Rückzieher gemacht.
 Sie glauben, sie können einen militärischen Sieg innerhalb von drei
 Wochen erreichen'. Ich sagte ihm, sie würden keinen militärischen
 Sieg erzielen - weder in drei Wochen noch in drei Monaten noch in
 drei Jahren. Doch der sagte, 'was kann ich machen? Ich habe von
 denen die Schnauze voll. Sie bewegen sich nicht'. Woraufhin ich
 sagte, 'schön, immerhin haben wir es versucht'.



Am nächsten Tag, genau am nächsten Tag, hat ausgerechnet Präsident
 Obama eine öffentliche Erklärung abgegeben, in der er den Iran
 bezichtigte, sich im Jemen einzumischen. Am Tag darauf habe ich
 denen gesagt, 'nun ja, sie könnten nicht ihre Verbündeten für einen
 Waffenstillstand gewinnen, doch warum schieben sie uns die Schuld
 zu? Sie wollen nicht ihre Verbündeten bezichtigen - in Ordnung -,
 aber weshalb machen sie uns verantwortlich?'.



Die These, iranische Umtriebe im Jemen hätten ein Eingreifen
Saudi-Arabiens und der VAE dort erforderlich gemacht, wird seitens
Washingtons und Riads bis heute vertreten - und das um so energischer,
seit Obamas Nachfolger Donald Trump im Mai 2018 den einseitigen
Austritt der USA aus dem JCPOA verkündet und ein Wiederinkrafttreten
sämtlicher Finanz- und Wirtschaftssanktionen Washingtons gegen den
Iran verfügt hat. Angesichts der desolaten Lage im Jemen hat am 13.
März der US-Senat in Washington mit 54 zu 46 Stimmen für die
Beendigung sämtlicher Militärhilfe des Pentagons, ohne die
Saudi-Arabien und die VAE den Jemenkrieg nicht allzulang fortführen
könnten - Stichwort Luftbetankung - votiert. Präsident Trump hat
bereits mit einem Veto für den Fall gedroht, falls die Abgeordneten
des Repräsentantenhauses mehrheitlich der Entscheidung des Senats
folgen.

Auf einer Pressekonferenz am 15. März hat Trumps Außenminister Mike
Pompeo heftige Kritik am Ausgang der Jemen-Abstimmung im Senat geübt.
Machten sich die Senatoren "ernsthafte Sorgen um das Leben der
Jemeniten", würden sie "den Kriegseinsatz" der von Saudi-Arabien
angeführten sunnitischen Militärallianz begrüßen, denn dies
"verhindert, daß der Jemen zum Marionettenstaat der korrupten,
brutalen Islamischen Republik Iran" werde; der einzige Weg, "das
Leiden des jemenitischen Volks zu lindern", sei sicherzustellen, daß
die Saudis den Krieg gewinnen und damit "einen gerechten Frieden
sichern", so der ehemalige CIA-Direktor.

Eins steht fest, die seit 2015 laufende Verwandlung des bitterarmen
Jemen in ein Schlachthaus geht mit dem Aufstieg Saudi-Arabiens zum
größten Waffenimporteur der Welt einher. Der erste Auslandsbesuch
Trumps als Präsident im Mai 2017 führte den New Yorker Baulöwen
bekanntlich nach Riad, wo er nach einem hochpeinlichen Schwerttanz
Waffendeals in Höhe von 100 Milliarden Dollar für seine Amigos daheim
einfädelte. Saudi-Arabiens De-Facto-Regierungschef Kronprinz Mohammed
Bin Salman, der Chefarchitekt des Jemenkriegs, spielt in den
strategischen Plänen der USA sowie Israels eine zu bedeutende Rolle,
als daß man ihn an die Kandare nehmen, geschweige denn fallen lassen
will.

In einem Beitrag für die konservative US-Zeitschrift The National
Interest, der am 14. März erschienen ist, mißt Journalist Nasser
Arrabyee, Gründer des in Sanaa ansässigen, arabischsprachigen
Onlineportals Yemen Alaan, der Jemen-Resolution des Washingtoner
Senats lediglich symbolische Bedeutung bei:

Alle Bemühungen des Kongresses, darunter auch diese, helfen dem
 Jemen nur insoweit, als daß sie die amerikanische Öffentlichkeit
 darüber informieren, daß im Jemen der Krieg tobt, und sie die
 Effektivität der irreführenden, verlogenen Propaganda über das, was
 im Jemen passiert und die saudische Lobby den
 Entscheidungsträgern in teuren Washingtoner Restaurants
 verklickert, verringern. Mehr ist nicht zu erwarten.



Diese Resolution wird die Saudis lediglich in eine gewisse
 Erklärungsnot bringen und sie dazu zwingen, noch mehr zu bestechen
 und mehr zu erpressen. Selbst wenn sie vom Senat mit
 Zweidrittelmehrheit verabschiedet und das Veto [Trumps] ausgehebelt
 wird, geht es beim Krieg im Jemen allein um das Streben Mohammed
 Bin Salmans, sich auf den Rücken der Jemeniten als der mächtige
 Herrscher Saudi-Arabiens zu präsentieren. Trump ist damit
 einverstanden, solange MBS "unser Mann in Riad" bleibt. Doch das
 schmutzige saudische Geld steckt hinter den Verzögerungen [in
 Hudeida]. Welche Lobbyisten geben in den USA mehr aus als die
 Saudis? Keine.
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ARBEIT/2919: Frauen auf dem deutschen Arbeitsmarkt - Aufholen, ohne einzuholen (idw)


Bertelsmann Stiftung - 18.03.2019

Frauen auf dem deutschen Arbeitsmarkt: Aufholen, ohne einzuholen



Frauen auf dem deutschen Arbeitsmarkt, das ist auf den ersten Blick
eine Erfolgsgeschichte: Sie sind besser ausgebildet, arbeiten mehr und
haben deutlich mehr Einkommen zur Verfügung als noch vor 40 Jahren.
Dennoch sind sie häufiger überqualifiziert und hinken weiterhin der
Einkommensentwicklung von Männern hinterher. Das zeigt eine Langzeitstudie
zum Strukturwandel auf dem deutschen Arbeitsmarkt.

Gütersloh, 18. März 2019. Wer gewinnt? Wer verliert? Diese Fragen stehen
im Mittelpunkt einer von der Bertelsmann Stiftung geförderten
Langzeitstudie. Dafür hat ein Forscherteam um Prof. Dr. Timm Bönke von der
Freien Universität Berlin die Auswirkungen des Strukturwandels auf dem
deutschen Arbeitsmarkt für verschiedene Bevölkerungsgruppen untersucht.
Eines der zentralen Ergebnisse: Frauen gehören zu den Aufsteigern der
letzten 40 Jahre. Sie sind besser ausgebildet, arbeiten mehr, sichern
zunehmend das Haushaltseinkommen ab und verfügen über deutlich höhere
Einkommen als noch in den 1970er Jahren. Im Vergleich zu Männern zeigt
sich jedoch: Frauen arbeiten häufiger in Teilzeit und sind in Jobs tätig,
für die sie formal überqualifiziert sind. Darüber hinaus haben sie über
alle Bildungsstufen hinweg - damals wie heute - häufig weniger als die
Hälfte der Einkommen der Männer zur Verfügung. Geringqualifizierte,
insbesondere Männer, gehören dagegen mit Blick auf verfügbare Einkommen
und Beschäftigungsquoten zu den größten Verlierern.

"Teilhabe und Aufstieg auf dem Arbeitsmarkt sind zentrale Versprechen der
Sozialen Marktwirtschaft. Deshalb müssen Politik und Wirtschaft dort
Hürden abbauen, wo einzelne Bevölkerungsgruppen strukturell benachteiligt
werden", kommentiert Aart De Geus, Vorstandsvorsitzender der Bertelsmann
Stiftung, die Ergebnisse.

Bessere Bildung und mehr Arbeit: Frauen sichern immer öfter
Familieneinkommen ab

Der Blick auf das Bildungsniveau und die Arbeitsmarktbeteiligung zeigt für
Frauen im historischen Verlauf einen klaren Aufwärtstrend: Zwischen 1970
und 2013 ist der Anteil von Hochschulabsolventinnen in Westdeutschland von
zwei auf 17 Prozent um das Achtfache gestiegen. Ebenso hat sich die Zahl
erwerbstätiger Frauen in den alten Bundesländern zwischen 1973 und 2013
von rund sechs auf zwölf Millionen verdoppelt.

"Durch die gestiegene Erwerbstätigkeit der Frauen war es möglich, die
Haushaltseinkommen gerade im Bereich der unteren Einkommen zu
stabilisieren", erläutert Manuela Barišić, Arbeitsmarktexpertin
der Bertelsmann Stiftung, die Studienergebnisse. Zwar sind Männer in
Paarhaushalten immer noch häufig die Haupteinkommensbezieher, jedoch
tragen Frauen zunehmend zum Haushaltseinkommen bei. Insbesondere Frauen
prekär beschäftigter Männer sind zu Zweitverdienerinnen geworden, um das
Familieneinkommen abzusichern.

Konkret waren im Jahr 2013 westdeutsche Frauen in Paarhaushalten mit
Kindern in der unteren Einkommenshälfte fast dreimal so häufig
erwerbstätig wie noch 1973. Ihr durchschnittlich verfügbares
Haushaltseinkommen ist lediglich um die Hälfte gestiegen.

Frauen arbeiten häufiger als Männer in Jobs, für die sie formal
überqualifiziert sind

Knapp 61 Prozent der Akademikerinnen in Ost und West arbeiteten 2012 in
Jobs, für die sie formal überqualifiziert waren (1976, Westdeutschland: 71
Prozent). Dies traf im selben Jahr in den alten Bundesländern nur auf 42
Prozent und in den neuen auf 47 Prozent der Männer zu. "Auch wenn im
historischen Verlauf die Überqualifikation abgenommen hat, spiegelt sich
der Bildungserfolg von Frauen immer noch nicht in den von ihnen ausgeübten
Tätigkeiten wider", sagt Barišić. Dazu kommt: Während sich die
Erwerbsbeteiligung von Frauen in Westdeutschland von 1973 bis 2013
verdoppelt hat, ist die Summe ihrer wöchentlich geleisteten Arbeitsstunden
um nur 50 Prozent gestiegen, da sie immer noch häufiger in Teilzeit mit
geringer Stundenzahl arbeiten. Bei den westdeutschen Männern blieb die
Summe der Wochenarbeitsstunden im selben Zeitraum konstant, obwohl die
Zahl der Erwerbstätigen von zwölf auf 14 Millionen gestiegen ist.

Die Unterschiede zwischen Frauen und Männern zeigen sich auch im
verfügbaren Einkommen, das Arbeits- und Kapitaleinkommen sowie Transfers
beinhaltet und die Belastung durch Steuern und Abgaben widerspiegelt:
Während Akademikerinnen 1976 in Westdeutschland ein Einkommen in Preisen
von 2015 von rund 1.650 Euro zur Verfügung hatten, waren es bei
Akademikern mit rund 3.700 Euro gut doppelt so viel. Auch 2013 - knapp 40
Jahre später - hatten Akademiker in den alten Bundesländern mit rund 3.800
Euro im Vergleich zu Akademikerinnen (2.050 Euro) ein fast doppelt so
hohes Einkommen zur Verfügung. Eine ähnliche Entwicklung lässt sich auch
für gering- und mittelqualifizierte Arbeitnehmerinnen nachzeichnen. "Damit
hinken Frauen der Einkommensentwicklung rund 40 Jahre hinterher, da sie
2013 immer noch nicht das Niveau erreicht haben, das Männer in den 1970ern
hatten", fasst Barišić die Ergebnisse zusammen.

Bildung schützt vor Arbeitslosigkeit und Einkommensverlusten

Der historische Verlauf zeigt darüber hinaus, dass ein höheres
Qualifikationsniveau eine wichtige Schutzfunktion darstellt - über alle
Gruppen in Ost und West hinweg. "Mit den höchsten Arbeitslosenraten und
Einkommensverlusten über die Zeit gehören Geringqualifizierte zu den
größten Verlierern der vergangenen Jahrzehnte", so Barišić. Seit
den 1970er Jahren sind sie zunehmend stärker von Arbeitslosigkeit betroffen
als Mittel- und Hochqualifizierte.

Die gestiegenen Arbeitslosenraten spiegeln sich auch in der Entwicklung
der verfügbaren Einkommen wider. Insbesondere geringqualifizierte Männer
in West und Ost mussten über die Zeit Einkommensverluste hinnehmen: Ein
geringqualifizierter westdeutscher Mann hatte 2013 ein Einkommen von 1.460
Euro zur Verfügung - 1976 waren es in Preisen von 2015 rund 1.600 Euro.


Zusatzinformationen

Für die von der Bertelsmann Stiftung geförderte Studie "Wer gewinnt? Wer
verliert? Die Entwicklung auf dem deutschen Arbeitsmarkt seit den frühen
Jahren der Bundesrepublik bis heute" haben Prof. Dr. Timm Bönke, Astrid
Harnack und Miriam Wetter von der Freien Universität (FU) Berlin
untersucht, wer auf individueller und auf Haushaltsebene, differenziert
nach Geschlecht und Region, von den Entwicklungen der vergangenen 60 Jahre
auf dem deutschen Arbeitsmarkt profitiert hat. Dabei betrachten sie neben
dem Bildungsniveau und der Erwerbsbeteiligung auch die Entwicklung von
Tätigkeitsklassen nach bestimmten Qualifikationsanforderungen sowie die
verfügbaren Einkommen, um Verlierer und Gewinner zu identifizieren. Ein
Schätzmodell ermöglicht es darüber hinaus, die um die demographischen
Entwicklungen bereinigten Einkommensentwicklungen darzustellen. Als
Datengrundlage dient dabei der Scientific Use File des Mikrozensus, eine
seit 1957 mit wenigen Ausnahmen jährlich durchgeführte repräsentative
Befragung von einem Prozent aller privaten Haushalte in Deutschland. Die
Jahre 2012 beziehungsweise 2013 bilden den aktuellen Rand. Die Daten für
Ostdeutschland sind ab 1991 verfügbar.


Originalpublikation:

https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/wer-gewinnt-
wer-verliert-2/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605
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ARBEIT/2918: Argentinien - Neue Fabrikübernahme durch Arbeiter*innen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Argentinien: Neue Fabrikübernahme durch Arbeiter*innen



(Buenos Aires, 12. März 2019, ANRed) - Am 9. März haben die
Arbeiter*innen der Metallfabrik Canale in Llavallol, Provinz Buenos
Aires, die Gründung einer neuen Arbeiter*innen-Kooperative bekannt
gegeben; die Kooperative der Metallarbeiter von Llavallol, kurz
COTRAMEL.

Das Werk in Llavallol ist eines von vielen Unternehmen im Land, die in
den letzten fünf Jahren geschlossen oder deren Aktivitäten stark
zurückgefahren wurden. Um der Unternehmenskrise in der eigenen Fabrik
zu begegnen, begannen sich die Arbeiter*innen zu organisieren. Die
Krise hat sich zugespitzt. Es kam zu Zahlungsverzögerungen,
Tarifvereinbarungen wurden nicht eingehalten und die
Arbeitsbedingungen verschlechterten sich.


Kollektive Lernprozesse

Die Arbeiter*innen erzählen von dem kollektiven Lernprozess, den sie
während dieser Zeit durchgemacht haben: In Auseinandersetzungen über
Lösungswege, bei den Entscheidungsfindungen in den Versammlungen,
durch die Solidarität mit anderen Konflikten, durch das Kennenlernen
anderer Organisationen und deren Solidarität und dadurch, dass sie die
Unterstützung der Metallgewerkschaft UOM in Avellaneda eingefordert
haben - die ihnen jedoch verwehrt blieb.


Kollektiv, solidarisch und demokratisch

Als die endgültige Schließung des Unternehmens feststand, war die
Gruppe der Arbeiter*innen entschlossen, ihren Arbeitsplatz zu
verteidigen. Sie bauten ein Lager auf dem Fabrikgelände auf, um die
Produktionsmittel zu schützen und organisierten Grillaktionen, um die
Einkünfte aus der Arbeitslosenversicherung aufzubessern. Sie
entwickelten die Idee, eine Kooperative zu gründen und die Fabrik als
Produktionsort wiederzugewinnen. Nach 130 Tagen der Besetzung
gründeten die Arbeiter*innen die Kooperative COTRAMEL. Dieser Tag
wurde mit Musik gefeiert, das lokale Radio sendete in einer
Live-Übertragung Grüße und Solidaritätsbekundungen zahlreicher
Genoss*innen aktueller Sozial- und Gewerkschaftskämpfe. Auf dem
Fabrikgelände trafen sich an diesem 9. März soziale, politische und
gewerkschaftliche Organisationen aus den verschiedensten Bereichen, um
die Arbeiter*innen von Ex-Canale Llavallol bei diesem neuen Schritt in
ihrem Kampf um die Arbeitsplätze zu begleiten. Vor ihnen liegen viele
Herausforderungen und es gilt Schwierigkeiten zu meistern, doch sie
werden es sicher schaffen; so wie sie es bisher gemacht haben:
kollektiv, solidarisch und demokratisch.


Übersetzung: Pia-Felicitas Hawle
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UNTERNEHMEN/2759: Mit zufriedenen Mitarbeitern dem Fachkräftemangel vorbeugen (idw)


Universität Trier - 18.03.2019

Mit zufriedenen Mitarbeitern dem Fachkräftemangel vorbeugen

Wirtschaftspsychologen der Universität Trier haben ein Instrument
entwickelt, das in rheinland-pfälzischen Handwerksbetrieben getestet wird
- mit guten Erfahrungen



250.000 Stellen sind im Handwerk nach einer Einschätzung des
Zentralverbandes des Deutschen Handwerks deutschlandweit unbesetzt.
Angesichts dieses Fachkräftemangels ist es umso wichtiger, Mitarbeiter im
Unternehmen zu halten. Wirtschaftspsychologen der Universität Trier haben
hierzu ein praxistaugliches Instrument entwickelt, das die Zufriedenheit
von Mitarbeitern ermittelt. Derzeit läuft in Betrieben aller vier
rheinland-pfälzischen Handwerkskammern (HWK) ein Praxistest. Die
Erfahrungen sind vielversprechend.

Mithilfe von "MotivSORT", so der Projekttitel, lassen sich
Mitarbeitergespräche einfach strukturieren. Die zentrale Frage, die dabei
geklärt werden soll: Was ist dem Mitarbeiter in seinem Beruf wichtig?
Schließlich sind die Zufriedenheit und die Erfüllung seiner beruflichen
Erwartungen maßgeblich für die Bindung an das Unternehmen - oder eben auch
für Kündigungsabsichten. "Am Ende des Gesprächs lässt sich ablesen, wie
die Motive des Mitarbeiters und die Gegebenheiten im Betrieb
zusammenpassen", erklärt Christian Jaster. Er hat MotivSORT in seiner
Masterarbeit an der Universität Trier bei Prof. Dr. Thomas Ellwart
entwickelt und dafür den Ökonomiepreis der HWK Trier erhalten.

Schon das Gespräch selbst stellt für den Mitarbeiter eine Wertschätzung
dar. Der Führungskraft wird damit eine Grundlage bereitgestellt um zu
prüfen, ob und wo Diskrepanzen zwischen Mitarbeiter-Erwartungen und
Betriebsalltag ausgeglichen werden können. Welche konkreten Maßnahmen in
der Firma zu ergreifen sind, überlässt Jaster den Führungskräften.
"Generelle Empfehlungen auszusprechen, ist schwierig. Die
Umsetzungsmöglichkeiten sind in den Betrieben sehr unterschiedlich. Häufig
haben die Betroffenen aber schnell eine Lösung parat. In vielen Fällen
helfen bereits einfache Mittel."

Die Sorge, dass die Gespräche stets in höhere Lohnforderungen münden, kann
Christian Jaster den Chefs ebenfalls nehmen. "Das Thema Verdienst
rangierte bei bisherigen Befragungen eher im mittleren Bereich. Sehr
wichtig ist den Mitarbeitern hingegen eine hohe Kollegialität sowie
regelmäßiges Feedback durch die Vorgesetzten."

Zur Gestaltung der rund 15- bis 20-minütigen Gespräche haben die Trierer
Wissenschaftler eine Box entwickelt. Auf den darin enthaltenen Karten sind
berufliche Motive wie Arbeitsweg, familiäre Atmosphäre oder
abwechslungsreiche Tätigkeit gedruckt. Indem sie diese Karten auf einer
Vorlage an unterschiedlichen Stellen platzieren, legen die Mitarbeiter
fest, wie wichtig ihnen der jeweilige Aspekt ist. Zusätzlich markieren sie
mit einem Kreuz auf den Karten, in welchem Umfang der Punkt im eigenen
Betrieb erfüllt ist. Die Auswertung spiegelt den Chefs wider, wie ihr
Unternehmen gesehen und wahrgenommen wird. Diese Informationen könnten
auch bei der Personalgewinnung eingesetzt werden, etwa um zu prüfen, ob
die Erwartungen eines Bewerbers zur Unternehmensstruktur und -kultur
passen.

"MotivSORT" kann in großen und kleinen Betrieben gleichermaßen eingesetzt
werden. Ein weiterer Vorteil liegt darin, dass es Hemmschwellen für einen
Austausch zwischen Führungskraft und Mitarbeiter abbaut. In einem
Kooperationsprojekt mit den vier Handwerkskammern in Rheinland-Pfalz
wenden HWK-Betriebsberater MotivSORT derzeit in Unternehmen an.

"Wir stehen zwar noch am Anfang, aber bisher war jeder Inhaber sehr daran
interessiert, 'MotivSORT' in den Mitarbeitergesprächen anzuwenden. Auch
die ersten Erfahrungen auf Seiten der Mitarbeiter waren sehr positiv",
gibt HWK-Betriebsberaterin Claudia Steil ein erstes Feedback der
Einführungsphase. Die dabei gesammelten Erfahrungen und Daten werden
wissenschaftlich ausgewertet und dienen auch der Weiterentwicklung des
Werkzeugs. Die im Handwerk gewonnen Erkenntnisse könnten in einer späteren
Phase auch anderen Branchen zugutekommen.

"In Zeiten von Fachkräftemangel ist es genau das richtige Instrument, in
wirklich engem Kontakt mit dem Mitarbeiter zu sein und auf die
Bedürfnislage adäquat reagieren zu können. Auch der Einstieg über das
Karten legen und nicht über einen Dialog ist ein Vorteil von 'MotivSORT'",
ist Claudia Steil bereits jetzt von dem Instrument überzeugt.
Das Projekt "MotivSORT" wurde in der Abteilung Wirtschaftspsychologie der
Universität Trier entwickelt. Es wird von der Arbeitsgemeinschaft der
Handwerkskammern in Rheinland-Pfalz und dem Wirtschaftsministerium im
Programm "Handwerk attraktiv" gefördert.


Weitere Informationen zum Projekt:

www.uni-trier.de/index.php?id=68182

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution103
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VERBRAUCHERSCHUTZ/053: Kostenlose Verbraucherrechtsberatung der Humboldt Consumer Law Clinic (idw)


Humboldt-Universität zu Berlin - 18.03.2019

Humboldt Law Clinic: Kostenlose Verbraucherrechtsberatung der HU



Ab dem 1. April 2019 können Fälle bei der Humboldt Consumer Law Clinic
eingereicht werden.

Falsch gelieferte Bestellungen, eine fehlgeschlagene Reparatur der
Waschmaschine, Abzocke bei Handyverträgen - zahlreiche Gesetze und
Vorschriften schützen Verbraucherinnen und Verbraucher. Aber viele bleiben
in Endlosschleifen von Kundencentern hängen und scheuen das Kostenrisiko
einer anwaltlichen Rechtsberatung. Ab dem 1. April 2019 bietet die
Humboldt Consumer Law Clinic der Humboldt-Universität zu Berlin (HU) allen
eine kostenlose Rechtsberatung im Verbraucherrecht an. Angenommen werden
Fälle mit einem Streitwert von bis zu 1.000 EUR. Verbraucherinnen und
Verbraucher können ihre Fälle unter Schilderung des Sachverhaltes zur
Vorprüfung an die E-Mail-adresse der Law Clinic schicken:

hclc@rewi.hu-berlin.de

Die Consumer Law Clinic der Humboldt-Universität zu Berlin ist die erste
deutsche Law Clinic im Bereich des Verbraucherrechts. Jeweils im
Wintersemester werden die Teilnehmerinnen und Teilnehmer in
Veranstaltungen und Seminaren entsprechend geschult. Im darauffolgenden
Sommersemester werden die Studierenden in Teams eingeteilt, die unter der
Anleitung von Volljuristinnen und -juristen unentgeltlich reale Fälle im
Bereich des Verbraucherrechts bearbeiten. Studierende erhalten durch die
Teilnahme an einer studentischen Rechtsberatung bereits während des
Studiums die Möglichkeit, an konkreten Fällen zu arbeiten und erste
berufliche Erfahrungen zu sammeln. Das Spektrum der beratenen Fälle ist
weit und reicht vom Mietrecht und Handy- oder Fitnessstudioverträgen über
Abo-Fallen bis hin zu verspäteten und ausgefallenen Flügen. Mit der
Humboldt Consumer Law Clinic fördert die HU nicht nur die praktische
Ausbildung der Studierenden, sondern stellt auch einen kostenlosen Zugang
zur Rechtsberatung für alle zur Verfügung. Die HCLC wurde zum
Sommersemester 2012 gegründet und bietet seit dem Wintersemester 2012/2013
Rechtsberatung an.


Informationen:

https://www.rewi.hu-berlin.de/de//lf/oe/hclc/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution46
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INTERNATIONAL/376: Brasilien - 14. März. Ein Jahr ohne Marielle! (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien 

14. März: Ein Jahr ohne Marielle!



(São Paulo, 14. März 2019, Brasil de Fato) - Wer gab den Auftrag
Marielle zu ermorden? Auch nach einem Jahr nach dem Mord an der
Stadträtin Marielle Franco und ihrem Fahrer Anderson Gomes [1] gibt es
keine Antwort auf diese Frage. Zwar wurden zwei ehemalige
Militärpolizisten, Ronnie Lessa und Elcio Vieira de Queiroz,
verhaftet, doch die Drahtzieher sind weiterhin unbekannt.

In mehreren Städten Brasiliens und auch in anderen Ländern wurden
politische Aktionen durchgeführt, um Antworten auf die tausenden
Verbrechen in den Favelas und Vierteln zu fordern, die sich
hauptsächlich gegen Schwarze und Arme richten. Marielle war ein
Vorbild bei der Verteidigung der Menschenrechte der Allerärmsten, sie
selber bezeichnete sich als "Schwarze Frau, Tochter aus der Favela und
Verteidigerin der Menschenrechte".


Weltweite Kundgebungen zur Erinnerung an Marielle
Franco

Um an Marielle zu erinnern wurden Kundgebungen und Aktivitäten in
verschiedenen Städten des Landes durchgeführt. In der Stadt Rio de
Janeiro begann das Programm am 14. März um 6 Uhr morgens mit der
Aktion "Aufwachen mit Marielle" und zum Abschluss aller Aktionen fand
im Zentrum das Festival "Gerechtigkeit für Marielle und Anderson"
statt. In der Hauptstadt Brasilia wurden unter anderem Straßenschilder
mit dem Namen Marielle Franco verteilt. In der gesetzgebenden
Versammlung wurde eine feierlicher Akt des Gedenkens an die Stadträtin
durchgeführt. Auch wurde ihr posthum veröffentlichtes Buch mit dem
Titel "UPP*: Der Abbau der Favelas in drei Buchstaben" [2]
vorgestellt. Dabei geht es um die systematische Gewalt, die die
sogenannte Befriedungspolizei UPP [3] (Unidad de Policía Pacificadora)
in den Favelas ausübt.

Weitere Gedenkveranstaltungen [4] fanden in Buenos Aires, Bogotá,
Montevideo, Paris, Berlin, Amsterdam, Genf, Bologna, Madrid, London,
Zürich, Melbourne, Montreal, New York und weiteren US-Städten statt.


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/poonal/mord-an-prominenter-links-politikerin-in-brasilien/

[2] https://n-1publications.org/upp-a-reducao-da-favela-a-tres-letras

[3] https://www.npla.de/poonal/schiessereien-statt-befriedung

[4] https://www.kooperation-brasilien.org/de/themen/menschenrechte-gesellschaft/soziale-bewegungen/marielle-presente-in-berlin-frankfurt-und-bern
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SCHACH-SPHINX/06871: Zahmer Hunnensturm (SB)


Die Variante des offenen Spaniers hat nie die Anhängerschaft verloren,
trotzdem Viktor Kortschnoj mit ihr bei seinem Weltmeisterschaftskampf
gegen Anatoli Karpow nicht unbedingt die besten Resultate eingefahren
hatte und Viswanathan Anand gar gegen Garry Kasparow im New Yorker
Profi-Duell einen herben Rückschlag erlitt, als der Champion seinen
offenen Spanier regelrecht auseinandernahm. Dessen ungeachtet gibt es
auch heutzutage nicht wenige Großmeister, die statt der zähbreiigen
Abfolge nach 5...Lf8-e7 lieber zum tumulthaften 5...Sf6xe4 greifen.
Das Spiel gestaltet sich ungleich farbenfroher, der Facettenreichtum
an taktischen Möglichkeiten spricht für sich, und wer in seiner
spanischen Partie keine ruhige Kugel schieben will, überlegt nicht
zweimal. Im heutigen Rätsel der Sphinx hatte der ungarische
Großmeister László Hazai gegen seinen Landsmann mit dem kriegerischen
Namen Attila Grószpéter das Risiko nicht gescheut und sollte dafür
belohnt werden. Als "Attila" zuletzt mit 1.f4-f5 in die Offensive
ging, erwies sich der "Hunnensturm" bei weitem nicht so wild und
zügellos, wie es den Anschein hatte, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06871: Zahmer Hunnensturm (SB)]



Grószpéter - Hazai

Budapest 1979


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Im eigenen Kopf fand der Anziehende die Widerlegung des schwarzen
Zuges 1...h7-h6? mit 2.Sg5xf7! Lg6xf7 3.Ld5xf7+ Ke8xf7 4.Td1-d7+ Lf8-
e7 5.Td7xc7 Tc8xc7 6.Dg4-c4+ Kf7-g6 7.Le3xa7 Le7-f6 8.Ta1-d1 Th8-a8
9.La7-b6 Tc7-e7 10.Lb6-c5 Te7-c7 11.Lc5-d6 Tc7-d7 12.Dc4-g4+ und
Schwarz streckte die Waffen.



Erstveröffentlichung am 20. März 2006
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/347: Schlaues Haus Oldenburg - "Was fehlt mir, Dr. Robot?" am 21.03.2019


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg - 18. März 2019

Veranstaltungen im Schlauen Haus Oldenburg



Do_21.03.2019, 19:00 - 20:30 Uhr Auftaktveranstaltung

Wissenschaftsjahr 2019 - Künstliche Intelligenz

Was fehlt mir, Dr. Robot? Wie Künstliche Intelligenz und Robotik
die Medizin revolutionieren KI J

Fishbowl-Diskussion mit Prof. Dr.-Ing. Andreas Hein, Abt. für
Assistenzsysteme und Medizintechnik, Universität Oldenburg; Prof. Dr.
Gesa Lindemann, Institut für
Sozialwissenschaften / Pflegeinnovationszentrum, Universität
Oldenburg; Petra Rothe, Stabsstelle Pflegeentwicklung, Klinikum
Oldenburg

Moderation: Ulrike Nehls

Künstliche Intelligenz (KI) - das sind Computersysteme, Maschinen und
Roboter, die selbstständig dazulernen können. KI steckt im Smartphone,
in Verkehrsleitsystemen und in vielen Maschinen in Haushalt und
Fabrik. Ersetzen Roboter Menschen oder verbessern sie unser
Arbeitsleben und unseren Alltag? Wie kann KI verantwortungsvoll
genutzt werden? Darüber will das Wissenschaftsjahr 2019 - Künstliche
Intelligenz einen gesellschaftlichen Dialog anstoßen.

In der Diskussion "Was fehlt mir, Dr. Robot?" geht es um die Frage,
wie künstliche Intelligenz und Robotik in Medizin und Pflege genutzt
werden. In welchen Bereichen kann KI bereits jetzt Krankheiten besser
diagnostizieren als Menschen? Welche Rolle können Roboter in der
Kranken- und Altenpflege spielen? Und welche Fortschritte in Vorsorge,
Diagnose und Therapie sind für die Zukunft absehbar?

Die Veranstaltung findet statt in Kooperation mit Wissenschaft im
Dialog, Berlin. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Veranstaltungstips, 18.03.2019

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Referat Forschung und Transfer

Schlaues Haus Oldenburg

26111 Oldenburg

Internet: www.schlaues-haus-ol.de
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





PROFI/698: Weltergewicht - auf dem Sprung in die Beletage ... (SB)




Errol Spence erteilt Mikey Garcia eine Lehrstunde

Vor einer beeindruckenden Kulisse von 47.525 Zuschauern im AT&T
Stadium in Arlington hat der texanische Lokalmatador Errol Spence das
mit Spannung erwartete Prestigeduell gegen Mikey Garcia unangefochten
für sich entschieden. Der 29jährige IBF-Champion im Weltergewicht
behielt klar nach Punkten die Oberhand (120:107, 120:108, 120:108) und
ist nun in 25 Kämpfen ungeschlagen. Garcia, der Weltmeister in vier
Gewichtsklassen und zuvor ebenfalls unbesiegt war, mußte sich nach 39
gewonnenen Auftritten erstmals geschlagen geben. Der 31 Jahre alte
Herausforderer aus Moreno Valley in Kalifornien scheiterte auf ganzer
Linie bei seinem ambitionierten Versuch, sich zwei Limits über seiner
bisherigen Gewichtsklasse im mit einer Börse von jeweils 3 Millionen
Dollar hochdotierten Duell durchzusetzen. Spence war nicht nur
körperlich überlegen, sondern als bester Akteur im Weltergewicht auch
boxerisch eine Nummer zu groß für den aus dem Leichtgewicht
aufgestiegenen Garcia.

Während der Favorit aus DeSoto souverän und teils geradezu gelassen zu
Werke ging, agierte der Außenseiter größtenteils defensiv und machte
wenig Anstalten, den Kampf zum Gegner zu tragen. Dank seiner
überlegenen Reichweite und eines gefährlichen Jabs kontrollierte
Spence acht Runden lang das Geschehen und konzentrierte sich darauf,
den deutlich kleineren Kontrahenten auszuboxen. In den letzten drei
Durchgängen erhöhte der IBF-Weltmeister den Druck und deckte Garcia
förmlich mit Schlägen ein, was den einseitigen Verlauf des Kampfes
noch krasser hervortreten ließ. Mikey Garcia machte seine Sache
insofern gut, als er sich ausgezeichnet deckte und viele Schläge
abblocken konnte. Da Spence jedoch in hoher Frequenz schlug, mußte
sein Gegner doch eine Menge Treffer einstecken, wobei der Texaner
gegen Ende auch immer häufiger zum Körper durchkam.

Nur in der zweiten und fünften Runde gelang es Garcia, einen Kampf auf
gleicher Augenhöhe zu liefern, doch selbst in seinen besten Phasen
konnte er keine ausgesprochene Überlegenheit etablieren. Wollte man
dem gefüllten Siegespokal des Titelverteidigers einen Wermutstropfen
beifügen, so wäre allenfalls seine allzu entspannte Herangehensweise
zu nennen. Ähnlich wie gegen Lamont Peterson im vergangenen Jahr
schien er seinen Auftritt leicht zu nehmen, so daß sich bisweilen der
Eindruck aufdrängte, er trage den klar unterlegenen Kontrahenten über
die Runden, ohne auf einen Niederschlag zu drängen.

Auch die Statistik von CompuBox belegt zweifelsfrei, wie einseitig der
Kampf verlaufen war. Spence brachte demnach 345 von 1082 Schlägen ins
Ziel (32 Prozent), während Garcia lediglich 75 Treffer bei 406
Versuchen gelangen (18 Prozent). Nie zuvor hatte ein Gegner den
Kalifornier so häufig getroffen, dessen Ausbeute erschreckend niedrig
ausfiel.

Nach dieser ernüchternden Vorstellung bleibt Mikey Garcia wohl keine
andere Wahl, als ins Leichtgewicht zurückzukehren. Er ist schlichtweg
zu klein für das Weltergewicht, woran natürlich auch der
Gewichtsaufbau nichts ändern konnte, dem er sich vor dem Kampf gegen
Spence unterzogen hatte. Wenngleich längst nicht alle namhaften
Weltergewichtler so überragend wie Errol Spence zu Werke gehen, hat
dieser doch in Arlington die Blaupause geliefert, wie man einen
hervorragenden, aber wesentlich kleineren Gegner in die Schranken
weisen kann, sofern dieser stets vor der sattsam bekannten
Schlagwirkung des Favoriten auf der Hut sein muß und deshalb nicht ins
offene Messer zu laufen trachtet. Gegen Shawn Porter, Keith Thurman,
Terence Crawford oder Manny Pacquiao würde es Garcia kaum besser
ergehen, zumal diese Kontrahenten es vermutlich nicht so ruhig wie
Spence angehen ließen, der sich seiner Sache sicher war. So
nachvollziehbar die Idee war, zwei Limits aufzusteigen und sich im
einträglicheren Weltergewicht mit der dort versammelten Prominenz zu
messen, muß sich Garcia künftig eben doch im Leichtgewicht mit dem
Ukrainer Wassyl Lomatschenko auseinandersetzen, der dort als seine mit
Abstand größte Herausforderung gilt. [1]

Errol Spence hatte vor seiner dritten Titelverteidigung einen
einseitigen Kampfverlauf angekündigt. Diese Prognose setzte er gekonnt
in die Tat um, obgleich auch Garcia zum Kreis jener Akteure gehörte,
die als beste Boxer aller Gewichtsklassen gehandelt werden und auf dem
Höhepunkt ihres Könnens stehen. Für beide war es der erste Auftritt
ihrer Karriere als Hauptkämpfer im Pay-TV, doch nur Spence konnte den
Nimbus des ungeschlagenen Champions wahren und noch einmal an
Reputation gewinnen. Nach seinem Erfolg zollte er Garcia für dessen
Mut Respekt, diesen Kampf angenommen zu haben. Gemeinsam habe man den
Zuschauern eine großartige Vorstellung geboten. Vor der heimischen
Fangemeinde aufzutreten habe ihn außerordentlich motiviert, da ihn
diese Menschen von Beginn seiner Karriere an unterstützt hätten.
Während des Trainingslagers habe er von diversen Kommentatoren zu
hören bekommen, Garcia sei der bessere Boxer und zu clever für ihn.
Doch er habe den Beweis seiner Fertigkeiten angetreten und gezeigt,
wie gut er boxen und sich bewegen könne, wenn er das für geboten
erachte.

Garcia hielt sich in seiner Stellungnahme zugute, daß er das Wagnis
eingegangen und mit einem so hochklassigen Gegner über die volle
Distanz gegangen sei. Er könne stolz auf sich sein, zumal in jüngerer
Zeit niemand das Ende der zwölften Runde mit Spence erlebt habe. Der
Texaner sei ein großartiger Champion und habe seine taktische
Marschroute sehr gut umgesetzt, ihn auf Abstand gehalten und an der
Entfaltung gehindert. Sein Bruder und Trainer Robert Garcia habe ihm
zum Abbruch geraten, als er sehr viele Schläge einstecken mußte. Er
sei jedoch in guter Verfassung gewesen und habe bis zum Schluß
gehofft, einen alles entscheidenden Treffer landen zu können, um das
Blatt zu wenden, was ihm aber nicht gelungen sei. Er werde sich nun
seine Situation gründlich durch den Kopf gehen lassen, aber aller
Voraussicht nach in die leichteren Gewichtsklassen zurückkehren. [2]

Vermutlich hätten es viele Fans, die teure Eintrittskarten gekauft und
die Anreise nach Arlington nicht gescheut oder aber 75 Dollar
ausgegeben hatten, um den Kampf zu Hause bei Fox Sports im Pay-TV zu
verfolgen, einen spektakuläreren Auftritt und vorzeitigen Sieg des
Lokalmatadors vorgezogen. Deshalb sind die Einschätzungen durchaus
geteilt, ob sich Spence wirklich einen Gefallen mit dem souverän
herausgeboxten Punktsieg getan hat, statt den unterlegenen Gegner
unter Druck zu setzen und geschlagen auf die Bretter zu schicken. Man
kann ihm indessen attestieren, klug geboxt und genau das getan zu
haben, was erforderlich war, um diesen Auftritt erfolgreich über die
Bühne zu bringen. Auf lange Sicht dürfte diese Fähigkeit nicht minder
für ihn zu Buche schlagen wie der gefürchtete Dampf in seinen Fäusten.
[3]

Nachdem Errol Spence vor den Augen versammelter Stars wie Floyd
Mayweather, Manny Pacquiao und Deontay Wilder aufgetreten war, nutzte
er die Gelegenheit, um für einen Kampf gegen den Philippiner zu
werben. Pacquiao sei eine Legende und habe auch an diesem Ort
großartige Auftritte gegeben. Gegen ihn anzutreten wäre ihm eine Ehre.
Der Philippiner ist auf der Suche nach einem Gegner für seinen
nächsten Kampf und scheint nicht abgeneigt zu sein, sich mit Spence zu
messen. Jedenfalls stieg er nach dessen Sieg zu ihm in den Ring und
erklärte, er könne sich gut vorstellen, bald wieder nach Dallas
zurückzukehren, wo er 2010 zwei Kämpfe gewonnen hatte. Sollten beide
dazu bereit sein, stünden dem keine Hürden im Wege, zumal sich der
Kampf im Pay-TV sicher ausgezeichnet vermarkten ließe. Errol Spence
stünde dann eine schwierigere Aufgabe als sein Gang mit Mikey Garcia
ins Haus. Wenngleich Pacquiao den Zenit seines außergewöhnlichen
Könnens längst überschritten hat, ist er nach wie vor ein fulminanter
Kämpfer, der den Schlagabtausch sucht, und derzeit regulärer
Weltmeister der WBO im Weltergewicht. Das ließe einen spektakulären
Auftritt erwarten, der Errol Spence im Falle des Erfolgs in die
Beletage der Branche katapultieren könnte.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2019/03/errol-spence-jr-defeats-mikey-garcia-results/

[2] www.espn.com/boxing/story/_/id/26285327/spence-dominates-garcia-landslide-decision

[3] www.boxingnews24.com/2019/03/errol-spence-jr-calls-out-manny-pacquiao-after-beating-mikey-garcia/
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





GASTSPIEL/359: Theater Bremen - Zwei Theaterstücke in spanischer Sprache mit deutschen Übertiteln, 22. + 23.3.2019


THEATER BREMEN

Gastspiel: Escena España 2019: Zwei Theaterstücke in spanischer
Sprache mit deutschen Übertiteln

"Las flores del mal o la celebración de la violencia (Die
Blumen des Bösen oder die Feier der Gewalt)" von Sergio Blanco

Freitag, 22. März, 20 Uhr Kleines Haus, Theater Bremen


"La puta de las mil noches (Die Nutte der tausend Nächte)" von
Juana Escabias 

Samstag, 23. März um 20 Uhr im Kleinen Haus des Theater Bremen



Bei Escena España 2019 hat das Instituto Cervantes Bremen in
Zusammenarbeit mit der Spanischen Botschaft in Berlin und dem Theater
Bremen zwei Abende, die sich dem spanischen Theater widmen, in die
Hansestadt geholt: "Las flores del mal o la celebración de la
violencia (Die Blumen des Bösen oder die Feier der Gewalt)" von Sergio
Blanco und "La puta de las mil noches (Die Nutte der tausend Nächte)"
von Juana Escabias sind am kommenden Wochenende (Freitag, 22. März und
Samstag, 23. März jeweils um 20 Uhr ) zu Gast im Kleinen Haus. Beide
Stücke werden in spanischer Sprache mit deutschen Übertiteln gespielt,
im Anschluss an die Vorstellungen gibt es jeweils ein
Publikumsgespräch.

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - OPER/807: Hannover - Oedipus rex / Psalmensinfonie (Konzertant) von Igor Strawinsky, 27.4.2019


STAATSOPER HANNOVER

Oedipus rex / Psalmensinfonie (Konzertant)

von Igor Strawinsky

In lateinischer Sprache mit deutschen Übertiteln

OEDIPUS REX. Opern-Oratorium (1926-27/1948)

Libretto von Jean Cocteau nach der Tragödie Oidipus tyrannos von
Sophokles

PSALMENSINFONIE für Chor und Orchester (1930/1948)

PREMIERE Sa, 27.04.19, 19:30 Uhr



"Die wahre Tradition ist eine lebendige Kraft", bekannte Igor
Strawinsky. Äußerst lebendig wirkt diese Kraft auch in den zwei
Hauptwerken seiner neoklassizistischen Phase: dem Opern-Oratorium
"Oedipus Rex" und der "Psalmensinfonie". In beiden Werken vertont
Strawinsky archaische Texte - hier den Oedipus-Mythos, dort
alttestamentarische Psalmtexte, beide übertragen in lateinische
Sprache, die für den Komponisten "fast rituell" wirkt.

In "Oedipus Rex" präsentiert zunächst eine Sprecherin die Episoden,
die dann von Sängern musikalisch dargestellt werden. Strawinsky
vertont die Tragödie um den König, der unwissentlich seinen Vater
ermordet und seine Mutter geheiratet hat, in einer Tonsprache von
neuer Intensität und Härte. Doch kennt "Oedipus Rex" auch opernhafte
Elemente, die im Kontrast zu den rituellen Passagen ihre besondere
Ausdruckskraft gewinnen.

Strawinskys "Psalmensinfonie" ist eines der wenigen geistlichen Werke
des Komponisten. Die Psalmverse thematisieren menschliches Flehen und
Bitten ebenso wie Zuversicht und das Lob Gottes. Dem entspricht ein
farbenreiches musikalisches Spektrum von polyphon-nüchterner Strenge
bis zum religiösen Überschwang des großen Halleluja.

MUSIKALISCHE LEITUNG Valtteri Rauhalammi

LICHT Holger Klede

CHOR Lorenzo Da Rio

DRAMATURGIE Swantje Köhnecke

OEDIPUS, KÖNIG VON THEBEN Raymond Very 

JOKASTE, MUTTER UND FRAU DES OEDIPUS Khatuna Mikaberidze 

KREON, SCHWAGER DES OEDIPUS Michael Kupfer-Radecky 

TIRESEIAS, SEHER Michael Dries 

HIRTE Martin Rainer Leipoldt 

BOTE Gihoon Kim 

SPRECHERIN Mechthild Großmann


Chor der Staatsoper Hannover

Niedersächsisches Staatsorchester Hannover

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse April 2019

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SPIELPLAN/874: Karlsruhe - Badisches Staatstheater Karlsruhe. Veranstaltungen April 2019


_T_H_E_A_T_E_R__K_A_R_L_S_R_U_H_E_

MONATSÜBERSICHT FÜR DEN APRIL 2019



Montag, 01. April 2019

19:00

THE BROKEN CIRCLE

Ein Bluegrass-Konzert von Johan Heldenbergh und

Mieke Dobbels

ÖFFENTLICHE PROBE

10,00 Euro / erm. 5,00 Euro

KLEINES HAUS

19:15 Einführung

20:00 - 22:00

6. SINFONIEKONZERT

Werke von Liszt, Keuris & Strauss

48,00 - 13,50 Euro, Konzert-Abo Mo, 1 Pause

GROSSES HAUS

20:00 - 22:45

SZENEN EINER EHE

nach dem Film von Ingmar Bergman

Die Aufführung ist nicht barrierefrei

24,00 Euro / erm. 12,00 Euro, 1 Pause

STUDIO

AUSVERKAUFT

Möchten Sie sich auf die Warteliste setzen,

schreiben Sie Ihren Wunsch unter Angabe Ihres

Namens, Ihrer Telefonnummer und Ihrer

vollständigen Adresse bitte per E-MAIL

kartenservice@staatstheater.karlsruhe.de. Unser

Kartenservice wendet sich an Sie.

Dienstag, 02. April 2019

19:00

THE BROKEN CIRCLE

Ein Bluegrass-Konzert von Johan Heldenbergh und

Mieke Dobbels

ÖFFENTLICHE PROBE

10,00 Euro / erm. 5,00 Euro

KLEINES HAUS

19:00 - 20:15

FUCKFISCH

von Juliette Favre

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

20:00 - 21:15

JUDAS von Lot Vekemans

anschließend Publikumsgespräch

NUR NOCH WENIGE MALE

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

EVANGELISCHE STADTKIRCHE KARLSRUHE

Mittwoch, 03. April 2019

11:00 - 12:15

FUCKFISCH von Juliette Favre

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

18:30 - ca. 19:15

DAS BÜRO

von Herbordt/Mohren

6,00 Euro

TREFFPUNKT BÜHNENEINGANG

19:30

THE BROKEN CIRCLE

Ein Bluegrass-Konzert von Johan Heldenbergh und

Mieke Dobbels

ÖFFENTLICHE PROBE

10,00 Euro / erm. 5,00 Euro

KLEINES HAUS

20:00 - 21:15

JUDAS von Lot Vekemans

anschließend Publikumsgespräch

ZUM VORLETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

LIEBFRAUENKIRCHE ETTLINGEN

20:05 - ca. 20:50

DAS BÜRO von Herbordt/Mohren

6,00 Euro

TREFFPUNKT BÜHNENEINGANG

Donnerstag, 04. April 2019

11:00 - ca. 12:15

MONGOS von Sergej Gößner

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

14:30 Einführung

15:00 - 18:15

DIE ZAUBERFLÖTE

Große Oper von Wolfgang Amadeus Mozart

WIEDERAUFNAHME

Tagesbesetzung

43,00 - 11,50 Euro, DGB-Besucherring, 1 Pause

GROSSES HAUS

19:00 - ca. 20:15

MONGOS von Sergej Gößner

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

20:00

THE BROKEN CIRCLE

Ein Bluegrass-Konzert von Johan Heldenbergh und

Mieke Dobbels

anschließend Premierenfeier

PREMIERE

34,00 - 11,00 Euro, Schauspielpremieren-Abo

KLEINES HAUS

RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

Freitag, 05. April 2019

11:00 - 12:00

3. KINDERKONZERT - DAS GROSSE ELEFANTENKONZERT

Francis Poulenc / Jean Francaix - Die

Geschichte von Babar, dem Elefanten und Werke

von Camille Saint-Saens, Claude Debussy und

Igor Strawinsky

ÖFFENTLICHE PROBE

5,00 Euro

GROSSES HAUS

19:00 Einführung

19:30 - 23:00

ANNA BOLENA

Tragedia lirica von Gaetano Donizetti

ZUM LETZTEN MAL

Tagesbesetzung

48,00 - 13,50 Euro, KTG Di, 1 Pause

GROSSES HAUS

19:00 Einführung

19:30 - 22:45

NORA, HEDDA UND IHRE SCHWESTERN

nach Henrik Ibsen

ZUM VORLETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

34,00 - 11,00 Euro, Fr A2, 1 Pause

KLEINES HAUS

RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

19:30

DIE ZUKUNFT IST WEIBLICH! 4 - GERLINDE HÄMMERLE

Gespräch mit der Ehrenbürgerin der Stadt

Karlsruhe

TREFFPUNKT KASSENHALLE

EINTRITT FREI

21:00 - 01:00

THEATERPARTY 3 - JUST PROM - DIE NACHT DER

NÄCHTE

Eine theatralische Partyreihe

INSEL

Samstag, 06. April 2019

11:00 - ca. 12:30

THEATERFÜHRUNG

4,00 Euro / erm. 2,00 Euro

TREFFPUNKT KASSENHALLE

14:30 Einführung

15:00 - 17:15

BALLETT: EIN SOMMERNACHTSTRAUM

von Youri Vámos nach William Shakespeare

NUR NOCH WENIGE MALE

48,00 - 13,50 Euro, Sa D / Sternfahrt / KTG Sa,

1 Pause

GROSSES HAUS

RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

18:00 - 20:45

SZENEN EINER EHE

nach dem Film von Ingmar Bergman

Die Aufführung ist nicht barrierefrei

24,00 Euro / erm. 12,00 Euro, 1 Pause

STUDIO

AUSVERKAUFT

Möchten Sie sich auf die Warteliste setzen,

schreiben Sie Ihren Wunsch unter Angabe Ihres

Namens, Ihrer Telefonnummer und Ihrer

vollständigen Adresse bitte per E-MAIL

kartenservice@staatstheater.karlsruhe.de. Unser

Kartenservice wendet sich an Sie.

19:30 - ca. 21:30

JAZZ NIGHT 24 - JUDITH GOLDBACH "DIARY OF A

FLY"

22,00 Euro / erm. 11,00 Euro, 1 Pause

KLEINES HAUS

Sonntag, 07. April 2019

11:00 - 12:00

3. KINDERKONZERT - DAS GROSSE ELEFANTENKONZERT

Francis Poulenc / Jean Francaix - Die

Geschichte von Babar, dem Elefanten und Werke

von Camille Saint-Saens, Claude Debussy und

Igor Strawinsky

26,50 - 10,50 Euro / erm. 13,50 - 5,50 Euro,

Kinderkonzert-Abo

GROSSES HAUS

15:00 - 16:00

3. KINDERKONZERT - DAS GROSSE ELEFANTENKONZERT

Francis Poulenc / Jean Francaix - Die

Geschichte von Babar, dem Elefanten und Werke

von Camille Saint-Saens, Claude Debussy und

Igor Strawinsky

26,50 - 10,50 Euro / erm. 13,50 - 5,50 Euro,,

Kinderkonzert-Abo

GROSSES HAUS

16:00

LIEBLINGSBUCH 4 - EINFACH TIERISCH

Eine Vorlesereihe für Kinder

9,00 Euro / erm. 5,00 Euro

INSEL

19:00 - 20:45

WILLKOMMEN / Komödie von Lutz Hübner und Sarah

Nemitz

ZUM 30. MAL

34,00 - 11,00 Euro, Weihnachtsgeschenk-Abo 2

KLEINES HAUS

Dienstag, 09. April 2019

11:00 - 12:00

3. KINDERKAMMERKONZERT - BABY DRONTE

26,50 - 10,50 Euro / erm. 13,50 - 5,50 Euro /

8,00 Euro für Schulen

KLEINES HAUS

11:00 - 12:30

JUGEND OHNE GOTT

nach dem Roman von Ödön von Horváth

anschließend Publikumsgespräch

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

19:00 - 20:30

JUGEND OHNE GOTT

nach dem Roman von Ödön von Horváth

anschließend Publikumsgespräch

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

19:30 Einführung

20:00 - 21:45

DAS SCHLAUE FÜCHSLEIN Oper von Leos Janácek

In Reihe 1 und 2 kann es zu

Sichteinschränkungen kommen.

Tagesbesetzung

26,50 - 10,50 Euro, Di A, Volksbühne Di,

Volksbühne Oper Di

GROSSES HAUS

20:00 - 21:15

JUDAS von Lot Vekemans

anschließend Publikumsgespräch

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

KIRCHE ST. STEPHAN

Mittwoch, 10. April 2019

09:30 Einführung

10:00 - 11:45

DER GOLDNE TOPF

Nach dem Märchen von E. T. A. Hoffmann

ZUM 30. MAL

32,00 - 10,50 Euro / Schulen 8,00 Euro

KLEINES HAUS

RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

18:45 Einführung

19:00 - 20:30

LYRISCHES LIEBESLEID

Leidenschaft und Eifersucht von Hölderlin bis

Heine

NUR NOCH WENIGE MALE

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

19:30 Einführung

20:00 - 21:45

ELEKTRA Oper von Richard Strauss

Tagesbesetzung

43,00 - 11,50 Euro, Mi C, Schnupperabo Frühling

GROSSES HAUS

20:00

THE BROKEN CIRCLE

Ein Bluegrass-Konzert von Johan Heldenbergh und

Mieke Dobbels

32,00 - 10,50 Euro, Mi A32

KLEINES HAUS

Donnerstag, 11. April 2019

10:45 Einführung

11:00 - 12:30

LYRISCHES LIEBESLEID

Leidenschaft und Eifersucht von Hölderlin bis

Heine

ZUM VORLETZTEN MAL

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

19:30 Einführung

20:00 - 22:45

DER FREISCHÜTZ

Romantische Oper von Carl Maria von Weber

anschließend Publikumsgespräch

Tagesbesetzung

43,00 - 11,50 Euro, Do B, DGB-Besucherring,

1 Pause

GROSSES HAUS

19:30 Einführung

20:00 - 22:00

VIEL LÄRM UM NICHTS

Komödie von William Shakespeare

32,00 - 10,50 Euro, Do C47

KLEINES HAUS

RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

Freitag, 12. April 2019

09:00 - 10:00

DIE KONFERENZ DER TIERE

von Erich Kästner

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

11:00 - 12:00

DIE KONFERENZ DER TIERE von Erich Kästner

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

AUSVERKAUFT

Möchten Sie sich auf die Warteliste setzen,

schreiben Sie Ihren Wunsch unter Angabe Ihres

Namens, Ihrer Telefonnummer und Ihrer

vollständigen Adresse bitte per E-MAIL

kartenservice@staatstheater.karlsruhe.de. Unser

Kartenservice wendet sich an Sie.

20:00 - 22:30

HAIR

Buch und Texte von Gerome Ragni und James Rado.

Musik von Galt MacDermot

NUR NOCH WENIGE MALE

43,00 - 11,50 Euro, 1 Pause

GROSSES HAUS

20:00 - 22:00

LADIES FIRST

Ein musikalischer Abend mit 56 Frauen

34,00 - 11,00 Euro, Fr A1, 1 Pause

KLEINES HAUS

RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

Samstag, 13. April 2019

14:00 - 15:00

DIE KONFERENZ DER TIERE von Erich Kästner

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

16:00 - 17:00

DIE KONFERENZ DER TIERE von Erich Kästner

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

19:00 - 20:30

BALLETT: ZUKUNFT BRAUCHT HERKUNFT

von Thiago Bordin

Einführungsveranstaltung | Erhalten Sie

Einblicke in die Arbeit des Regieteams und der

Darsteller*innen

VOR DER PREMIERE

10,00 Euro

KLEINES HAUS

19:00 Einführung

19:30 - 22:45

DIE ZAUBERFLÖTE

Große Oper von Wolfgang Amadeus Mozart

ZUM 125 MAL

Tagesbesetzung

48,00 - 13,50 Euro, 1 Pause

GROSSES HAUS

19:00 Einführung

19:30 - ca. 21:15

UNANTASTBAR?

anschließend Premierenfeier

PREMIERE

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

AUSVERKAUFT

Möchten Sie sich auf die Warteliste setzen,

schreiben Sie Ihren Wunsch unter Angabe Ihres

Namens, Ihrer Telefonnummer und Ihrer

vollständigen Adresse bitte per E-MAIL

kartenservice@staatstheater.karlsruhe.de. Unser

Kartenservice wendet sich an Sie.

Sonntag, 14. April 2019

11:00 - 13:00

3. KAMMERKONZERT

Werke von Dvorák & Schostakowitsch

mit einleitendem Vor-Wort, anschließend Brunch

und Künstler*innentreff

28,00 - 10,50 Euro, Kammerkonzert-Abo, 1 Pause

KLEINES HAUS

14:30 Einführung

15:00 - ca. 17:45

ROBERTO DEVEREUX

Tragedia lirica von Gaetano Donizetti

Tagesbesetzung

48,00 - 13,50 Euro, So F, KTG So, Volksbühne

So, 1 Pause

GROSSES HAUS

18:30 Einführung

19:00 - 20:45

AM KÖNIGSWEG

von Elfriede Jelinek

34,00 - 11,00 Euro, Weihnachtsgeschenk-Abo

KLEINES HAUS

18:30 Einführung

19:00 - ca. 20:15

PROBELIEGEN

Recherchestück mit Karlsruher Bürger*innen von

Stefanie Heiner

anschließend Publikumsgespräch

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Montag, 15. April 2019

20:00 - 21:15

REZITAL FABIO MARTINO

mit Werken von Villa-Lobos, Ginastera,

Guastavino & Guarnierei

28,00 - 10,50 Euro

KLEINES HAUS

Dienstag, 16. April 2019

19:30 Einführung

20:00 - ca. 21:45

UNANTASTBAR?

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro, KTG Studio

STUDIO

21:45

THEATERGESPRÄCH ÜBER GOTT UND DIE WELT:

UNANTASTBAR?

mit Pfr. Dr. Wolfgang Vögele, Suse Wächter &

Jan Linders. Moderation Tobias Licht, Kath.

Bildungswerk

UNTERES FOYER

Mittwoch, 17. April 2019

19:30 Einführung

20:00 - 21:45

DIE GLASMENAGERIE

von Tennessee Williams

32,00 - 10,50 Euro, Mi A33

KLEINES HAUS

Donnerstag, 18. April 2019

17:00

PRÄSENTATION JUNGES OSTERLABOR

INSEL

20:00

THE BROKEN CIRCLE

Ein Bluegrass-Konzert von Johan Heldenbergh und

Mieke Dobbels

32,00 - 10,50 Euro, Do C49

KLEINES HAUS

Freitag, 19. April 2019

18:30 Einführung

19:00 - 20:45

ELEKTRA

Oper von Richard Strauss

Tagesbesetzung

48,00 - 13,50 Euro, Fr C

GROSSES HAUS

19:00 - 21:30

MEISTERKLASSE

von Terrence McNally

ZUM 25. & VORLETZTEN MAL

34,00 - 11,00 Euro, 1 Pause

KLEINES HAUS

Samstag, 20. April 2019

19:00 Einführung

19:30 - ca. 22:15

ROBERTO DEVEREUX

Tragedia lirica von Gaetano Donizetti

Tagesbesetzung

48,00 - 13,50 Euro, Sa musikalisch, DGB-

Besucherring, 1 Pause

GROSSES HAUS

Sonntag, 21. April 2019

18:30 Einführung

19:00 - 22:15

DIE ZAUBERFLÖTE

Große Oper von Wolfgang Amadeus Mozart

Tagesbesetzung

48,00 - 13,50 Euro, So A, 1 Pause

GROSSES HAUS

19:00 - 20:15

JACQUES BREL - ON N'OUBLIE RIEN

Inszenierte Chansons mit Natanael Lienhard

18,00 Euro / erm. 9,00 Euro

STUDIO

Montag, 22. April 2019

14:00 - 15:00

DIE KONFERENZ DER TIERE

von Erich Kästner

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

19:00 - 21:00

LADIES FIRST

Ein musikalischer Abend mit 56 Frauen

34,00 - 11,00 Euro, 1 Pause

KLEINES HAUS

Mittwoch, 24. April 2019

19:30 Einführung

20:00 - 21:45

AM KÖNIGSWEG

von Elfriede Jelinek

32,00 - 10,50 Euro, Mi B34, Volksbühne Fr

KLEINES HAUS

20:00 - 21:30

DER STÄRKSTE MANN DER WELT

Komödie von Noah Haidle

NUR NOCH WENIGE MALE

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Donnerstag, 25. April 2019

19:00 - ca. 20:45

4. SONDERKONZERT

Werke von Debussy, Jarrell, Mantovani &

Koechlin

mit Moderation & anschließendem

Künstler*innentreff

40,00 Euro, Sonderkonzert-Abo, KTG Konzert,

Volksbühne Konzert

HOCHSCHULE FÜR GESTALTUNG, LICHTHOF 4

20:00 - 22:45

SZENEN EINER EHE

nach dem Film von Ingmar Bergman

Die Aufführung ist nicht barrierefrei

24,00 Euro / erm. 12,00 Euro, 1 Pause

STUDIO

AUSVERKAUFT

Möchten Sie sich auf die Warteliste setzen,

schreiben Sie Ihren Wunsch unter Angabe Ihres

Namens, Ihrer Telefonnummer und Ihrer

vollständigen Adresse bitte per E-MAIL

kartenservice@staatstheater.karlsruhe.de. Unser

Kartenservice wendet sich an Sie.

Freitag, 26. April 2019

18:00 - ca. 19:00

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR Oper in sechs Episoden

Dauer ca. 10 Minuten pro Episode

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse

UNTERES FOYER

19:30 Einführung

20:00 - 21:45

DAS SCHLAUE FÜCHSLEIN

Oper von Leos Janácek

In Reihe 1 und 2 kann es zu

Sichteinschränkungen kommen.

Tagesbesetzung

48,00 - 13,50 Euro, Fr B, Volksbühne Oper Fr

GROSSES HAUS

20:00

THE BROKEN CIRCLE

Ein Bluegrass-Konzert von Johan Heldenbergh und

Mieke Dobbels

34,00 - 11,00 Euro, Fr A2

KLEINES HAUS

Samstag, 27. April 2019

18:30 Einführung

19:00 - ca. 21:00

BALLETT: ZUKUNFT BRAUCHT HERKUNFT

von Thiago Bordin

anschließend Premierenfeier

PREMIERE

65,00 - 17,50 Euro, 1 Pause

GROSSES HAUS

19:00 Einführung

19:30 - 21:30

VIEL LÄRM UM NICHTS

Komödie von William Shakespeare

34,00 - 11,00 Euro, Schauspielgeschenk-Abo

KLEINES HAUS

RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

Sonntag, 28. April 2019

16:00 - 16:45

FLIEGEN LERNEN

Theater für die Allerkleinsten von Stefanie

Heiner

9,00 Euro / erm. 5,00 Euro

INSEL

19:00 - 21:30

HAIR

Buch und Texte von Gerome Ragni und James Rado.

Musik von Galt MacDermot

NUR NOCH WENIGE MALE

43,00 - 11,50 Euro, 1 Pause

GROSSES HAUS

19:00 - 20:30

HOW TO DATE A FEMINIST

Komödie von Samantha Ellis

ENTFÄLLT

34,00 - 11,00 Euro

STUDIO

Montag, 29. April 2019

20:00 - ca. 22:00

GASTKONZERT DER JUNGEN DEUTSCH-FRANZÖSISCH-

UNGARISCHEN PHILHARMONIE

mit Werken von Humperdinck, Mozart & Dvorák

26,50 - 10,50 Euro, 1 Pause

KLEINES HAUS

Dienstag, 30. April 2019

18:00

LANDAUER-AKTE IM GENERALLANDESARCHIV ENTDECKT

GENERALLANDESARCHIV KARLSRUHE

EINTRITT FREI

19:00 - 22:00

MY FAIR LADY

Musical in zwei Akten von Frederick Loewe &

Alan J. Lerner

ZUM VORERST LETZTEN MAL

Tagesbesetzung

43,00 - 11,50 Euro, 1 Pause

GROSSES HAUS

19:00

DAS DORF

von Herbordt/Mohren

ÖFFENTLICHE PROBE

10,00 Euro

STUDIO

19:30 Einführung

20:00 - 21:45

DIE GLASMENAGERIE

von Tennessee Williams

32,00 - 10,50 Euro, Di A21

KLEINES HAUS

 * 

Quelle:

Badisches Staatstheater Karlsruhe

Hermann-Levi-Platz 1, 76137 Karlsruhe

Telefon: 0721/933 333, Telefax; 0721/3557 346

E-Mail: kartenservice@staatstheater.karlsruhe.de

Internet: http://www.staatstheater.karlsruhe.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SPIELPLAN/873: Lübeck - Theater Lübeck. Veranstaltungen April 2019


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

MONATSÜBERSICHT FÜR DEN APRIL 2019



Montag - 01. April 2019

18.30 Uhr | Kammerspiele | Eintritt frei |

Kostprobe ISTANBUL

Ein Sezen Aksu-Liederabend von Selen Kara,

Torsten Kindermann und Akin E. Sipal

Schauspiel

19.00 Uhr | Grund- und Gemeinschaftsschule

St. Jürgen | freier Verkauf |

Premiere ANDERLAND

Spielclub 4: Eine Stückentwicklung mit

Jugendlichen

Für Jugendliche ab 14 Jahren

In Kooperation mit der Grund- und

Gemeinschaftsschule St. Jürgen

Schauspiel

Dienstag - 02. April 2019

17.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf

Spielclub 2: Eine Stückentwicklung mit Kindern

TRAUMWELTEN

Für Kinder ab 6 Jahren

Schauspiel

19.00 Uhr | Grund- und Gemeinschaftsschule St.

Jürgen | freier Verkauf

Spielclub 4: Eine Stückentwicklung mit

Jugendlichen

ANDERLAND

Für Jugendliche ab 14 Jahren

In Kooperation mit der Grund- und

Gemeinschaftsschule St. Jürgen

Schauspiel

Mittwoch - 03. April 2019

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf

ICH DISTANZIERE MICH VON ALLEM (UND JETZT GUT'

NACHT) von Kat Kaufmann

Uraufführung

Eine Koproduktion des Theater Lübeck und des

Theater Rampe

Schauspiel

Donnerstag - 04. April 2019

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf |

Wiederaufnahme SUNSET BOULEVARD

Musik von Andrew Lloyd Webber · Buch und

Gesangstexte von Don Black und Christopher

Hampton · Basierend auf dem Film von Billy

Wilder · Deutsch von Michael Kunze · Mit Gitte

Hænning als Norma Desmond

Lübecker Erstaufführung

Musiktheater

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf

RÜCKKEHR NACH REIMS

nach Didier Eribon · Deutsch von Tobias

Haberkorn · für die Bühne bearbeitet von

Friederike Harmstorf

Schauspiel

Freitag - 05. April 2019

17.00 Uhr | Treffpunkt St.-Aegidien-Kirche |

Eintritt 11,- Euro | Sonderveranstaltung

NOSFERATU-STADTSPAZIERGANG

Lübeck auf den Spuren von Vampir und Pest im

Rahmen der Produktion 'Die tonight, live

forever oder Das Prinzip Nosferatu'

Maximale Teilnehmerzahl: 20 Personen

19.30 Uhr | Junges Studio | Gastspiel

KOBALT Figurentheater Lübeck

DER BARBIER VON SEVILLA

Opera buffa mit Figuren nach Rossini und

Beaumarchais · für Erwachsene

Gastspiel

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf |

Premiere ISTANBUL

Ein Sezen Aksu-Liederabend von Selen Kara,

Torsten Kindermann und Akin E. Sipal

Schauspiel

Samstag - 06. April 2019

15.00 Uhr | Junges Studio | Gastspiel

KOBALT Figurentheater Lübeck

DER SÜSSE BREI

NACH dem Märchen der Brüder Grimm für Kinder

von 4 bis 8 Jahren

Gastspiel

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf |

zum letzten Mal BALL IM SAVOY

Operette von Alfred Grünwald und Fritz Löhner-

Beda · Musik von Paul Abraham ·

Bühnenpraktische Rekonstruktion der Musik von

Henning Hagedorn und Matthias Grimminger

Lübecker Erstaufführung

Theater Lübeck Besucherring Abo (Samstags)

Musiktheater

19.30 Uhr | Junges Studio | Gastspiel

KOBALT Figurentheater Lübeck

DER BARBIER VON SEVILLA

Opera buffa mit Figuren nach Rossini und

Beaumarchais · für Erwachsene

Gastspiel

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf |

Eintritt 20,- Euro (erm. 15,- Euro) | Gastspiel

Jetzt: SCHÜTZENFEST! von und mit Christine

Schütze

Klavierkabarett

Gastspiel

Sonntag - 07. April 2019

15.00 Uhr | Junges Studio | Gastspiel

KOBALT Figurentheater Lübeck

DER SÜSSE BREI

Nach dem Märchen der Brüder Grimm für Kinder

von 4 bis 8 Jahren

Gastspiel

Die Vorstellung »Das Wunder der Heliane«

entfällt im Zuge der Verlegung in die Musik-

und Kongresshalle.

17.00 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

DAS WUNDER DER HELIANE

6. Sinfoniekonzert / Oper von Erich Wolfgang

Korngold · Libretto von Hans Müller-Einigen ·

Konzertante Aufführung

Musiktheater

Die Vorstellung »Das Wunder der Heliane«

entfällt im Zuge der Verlegung in die Musik-

und Kongresshalle.

17.00 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

DAS WUNDER DER HELIANE

6. Sinfoniekonzert / Oper von Erich Wolfgang

Korngold

Konzert

18.00 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf |

Eintritt 14,- bis 45,- Euro (erm. 10,- bis 32,-

Euro) | Sonderveranstaltung

Im Rahmen der »Schleswig Holsteiner Erklärung

der Vielen«

Musik-Gala: TERRA DI PACE - VIELFALT GEMEINSAM 

(ER-)LEBEN!

Mit Werken von Leonard Bernstein, George

Gershwin, Erich Wolfgang Korngold, Giacomo

Puccini, Richard Strauss, Giuseppe Verdi, Kurt

Weill, Alexander Zemlinsky u.a.

18.30 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

DOGVILLE

von Lars von Trier · dramatisiert von Christian

Lollike

Einführung um 18.00 Uhr im Mittelrangfoyer, Abo

der Volksbühne

Schauspiel

Mittwoch - 10. April 2019

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

PATTI SMITH: WAHRHEIT IST IN ALLEN DINGEN

Ein Liederabend über Patti Smith

von Pit Holzwarth

Uraufführung

Schauspiel

Donnerstag - 11. April 2019

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf |

Wiederaufnahme

WEST SIDE STORY

nach einer Idee von Jerome Robbins · Buch von

Arthur Laurents · Musik von Leonard Bernstein ·

Gesangstexte von Stephen Sondheim · Deutsche

Fassung von Frank Thannhäuser und Nico Rabenald

· Die Uraufführung wurde inszeniert und

choreographiert von Jerome Robbins · Original-

Broadwayproduktion von Robert E. Griffith und

Harold S. Prince in Übereinkunft mit Roger L.

Stevens

Abo WA

Musiktheater

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf |

Theatertag (11,- Euro)

ISTANBUL

Ein Sezen Aksu-Liederabend von Selen Kara,

Torsten Kindermann und Akin E. Sipal

Schauspiel

Freitag - 12. April 2019

17.00 Uhr | Treffpunkt St.-Aegidien-Kirche |

Eintritt 11,- Euro | Sonderveranstaltung

NOSFERATU-STADTSPAZIERGANG

Lübeck auf den Spuren von Vampir und Pest im

Rahmen der Produktion 'Die tonight, live

forever oder Das Prinzip Nosferatu'

Maximale Teilnehmerzahl: 20 Personen

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

DIE DREIGROSCHENOPER

von Bertolt Brecht · Musik von Kurt Weill

Einführung um 19.00 Uhr im Mittelrangfoyer,

Gemeinnützige Theaterabo

Schauspiel

Geänderte Vorstellung »Rigoletto«, vormals

»Rungholts Ehre«

19.30 Uhr | Junges Studio | Gastspiel

KOBALT Figurentheater Lübeck

RIGOLETTO

Oper mit Figuren · Von Dietmar Müller nach

Motiven von Giuseppe Verdi und Victor Hugo ·

für Erwachsene

Gastspiel

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

CAKUGULA von Albert Camus

Abo der Volksbühne

Schauspiel

Samstag - 13. April 2019

15.00 Uhr | Junges Studio | Gastspiel

KOBALT Figurentheater Lübeck

DIE PRINZESSIN AUF DER ERBSE

Eine Tischtheaterinszenierung nach Hans

Christian Andersen für Kinder von 4 bis 12

Jahren

Gastspiel

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

BORIS GODUNOW

Oper von Modest Mussorgsky (Urfassung von 1869)

· Libretto vom Komponisten nach dem

gleichnamigen Drama von Alexander Puschkin ·

Deutsch von Bettina Bartz und Werner Hintze

Eine Kooperation des Theater Lübeck mit dem

Staatstheater Nürnberg und der GöteborgsOperan

Abo Mix-12, Abo MT.12

Musiktheater

Geänderte Vorstellung »Rigoletto«, vormals

»Rungholts Ehre«

19.30 Uhr | Junges Studio | Gastspiel

KOBALT Figurentheater Lübeck

RIGOLETTO

Oper mit Figuren · Von Dietmar Müller nach

Motiven von Giuseppe Verdi und Victor Hugo ·

für Erwachsene

Gastspiel

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

DOGVILLE

von Lars von Trier · dramatisiert von Christian

Lollike

Schauspiel

Sonntag - 14. April 2019

11.00 Uhr | Musik- und Kongresshalle | freier

Verkauf

7. Sinfoniekonzert

TSCHECHISCHE MEISTER

Eine Kooperation mit der Musikhochschule Lübeck

Einführung um 10.00 Uhr in der MuK

Abo K1

Konzert

15.00 Uhr | Junges Studio | Gastspiel

KOBALT Figurentheater Lübeck

DIE PRINZESSIN AUF DER ERBSE

Eine Tischtheaterinszenierung nach Hans

Christian Andersen für Kinder von 4 bis 12

Jahren

Gastspiel

18.00 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

IN DER BAR »ZUM KROKODIL« Die Comedian

Harmonists

Ein Theaterabend von Pit Holzwarth · Unter

Verwendung von Szenen von Renato Grünig und Pit

Holzwarth

Uraufführung

Schauspiel

18.30 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf |

Eintritt 5,- Euro | Sonderveranstaltung

Im Rahmen der »Schleswig Holsteiner Erklärung

der Vielen«

IM GESPRÄCH MIT KAPITÄN SCHMIDT

Montag - 15. April 2019

19.30 Uhr | Musik- und Kongresshalle | freier

Verkauf

7. Sinfoniekonzert

TSCHECHISCHE MEISTER

Eine Kooperation mit der Musikhochschule Lübeck

Einführung um 18.30 Uhr in der MuK

Abo K2

Konzert

Dienstag - 16. April 2019

19.30 Uhr | Europäisches Hansemuseum,

Beichthaus | freier Verkauf

7. Kammerkonzert

RUSSISCHE SEELEN

Konzert

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf |

Gastspiel

Niederdeutsche Bühne Lübeck

EEN HART UT SCHOKOLOOD ODER HEINRICH SIEN

»SÖTES LEVEN«

Komödie von Valerie Setaire · Deutsch von

Angela Burmeister · Niederdeutsch von Ulrike

Stern und Rolf Petersen

Premiere

Gastspiel

Mittwoch - 17. April 2019

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

WERTHER

Oper von Jules Massenet · Libretto von Edouard

Blau, Paul Milliet und Georges Hartmann nach

»Die Leiden des jungen Werthers« von Johann

Wolfgang von Goethe

In französischer Sprache mit deutschen

Übertiteln

Abo Mix-6.1

Musiktheater

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

Premiere

Spielclub 3: Eine Stückentwicklung mit

Jugendlichen

FINDET MICH DAS GLÜCK4

Für Jugendliche ab 13 Jahren

Schauspiel

Donnerstag - 18. April 2019

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

DIE DREIGROSCHENOPER

von Bertolt Brecht · Musik von Kurt Weill

Abo der Volksbühne

Schauspiel

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

CALIGULA von Albert Camus

Schauspiel

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf

Spielclub 3: Eine Stückentwicklung mit

Jugendlichen

FINDET MICH DAS GLÜCK?

Für Jugendliche ab 13 Jahren

Schauspiel

Samstag - 20. April 2019

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

WEST SIDE STORY

nach einer Idee von Jerome Robbins · Buch von

Arthur Laurents · Musik von Leonard Bernstein ·

Gesangstexte von Stephen Sondheim · Deutsche

Fassung von Frank Thannhäuser und Nico Rabenald

· Die Uraufführung wurde inszeniert und

choreographiert von Jerome Robbins · Original-

Broadwayproduktion von Robert E. Griffith und

Harold S. Prince in Übereinkunft mit Roger L.

Stevens

Musiktheater

19.30 Uhr | Junges Studio | Gastspiel

KOBALT Figurentheater Lübeck

IM WEISSEN RÖSSL

Schräge Fassung des Singspiels mit Marionetten,

Kuhstall, Blitz, Donner und Live-Gesang · frei

nach dem Lustspiel von Blumenthal und Kadelburg

von H. Müller und E. Charell Gesangstexte von

R. Gilbert Musik von Ralph Benatzky · Mit sechs

musikalischen Einlagen von Robert Gilbert,

Bruno Granichstaedten und Robert Stolz · für

Erwachsene

Gastspiel

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

LEONARD COHEN I'M A HOTEL - SONGS OF LOVE AND 

HATE von Pit Holzwarth

Uraufführung

Schauspiel

Montag - 22. April 2019

15.00 Uhr | Junges Studio | Gastspiel

KOBALT Figurentheater Lübeck

DER SÜSSE BREI

Nach dem Märchen der Brüder Grimm für Kinder

von 4 bis 8 Jahren

Gastspiel

18.00 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

SUNSET BOULEVARD

Musik von Andrew Lloyd Webber · Buch und

Gesangstexte von Don Black und Christopher

Hampton · Basierend auf dem Film von Billy

Wilder · Deutsch von Michael Kunze · Mit Gitte

Hænning als Norma Desmond

Lübecker Erstaufführung

Musiktheater

Dienstag - 23. April 2019

18.30 Uhr | Großes Haus | Eintritt frei |

Kostprobe DON GIOVANNI

Oper von Wolfgang Amadeus Mozart · Libretto von

Lorenzo Da Ponte

In italienischer Sprache mit deutschen

Übertiteln

Abo Mix-8

Musiktheater

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf |

Gastspiel

Niederdeutsche Bühne Lübeck

EEN HART UT SCHOKOLAAD ODER HEINRICH SIEN

»SÖTES LEVEN«

Komödie von Valerie Setaire · Deutsch von

Angela Burmeister · Niederdeutsch von Ulrike

Stern und Rolf Petersen

Gastspiel

Mittwoch - 24. April 2019

19.30 Uhr | Theater-Restaurant Dülfer | freier

Verkauf

LIEBE GEHT DURCH DEN MAGEN

Ein Abend mit Musik aus Oper, Operette, Film

und Chanson von Imke Looft und Effi Méndez

Musiktheater

20.30 Uhr | Kommunales Kino »KOKI« | freier

Verkauf | Eintritt 6,- Euro (erm. 4,50 Euro),

Karten nur im KOKI. Bei Besuch der Inszenierung

»DIE DREIGROSCHENOPER« im Theater Lübeck gibt

es 10% Rabatt auf das Kinoticket im KOKI und

andersherum | Sonderveranstaltung

Film & Theater

Eine Kooperation zwischen dem Theater Lübeck

und dem Kommunalen Kino »KOKI«

Film: »MACKIE MESSER - BRECHTS

DREIGROSCHENFILM«

Freitag - 26. April 2019

19.00 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf |

zum letzten Mal DAS WUNDER DER HELIANE

6. Sinfoniekonzert / Oper von Erich Wolfgang

Korngold · Libretto von Hans Müller-Einigen ·

Konzertante Aufführung

Musiktheater

Die Vorstellung »Das Wunder der Heliane«

entfällt im Zuge der Verlegung in die Musik-

und Kongresshalle.

19.00 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

6. Sinfoniekonzert

DAS WUNDER DER HELIANE

6. Sinfoniekonzert / Oper von Erich Wolfgang

Korngold

Konzert

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf |

Eintritt 14,- bis 45,- Euro (erm. 10,- bis 32,-

Euro) | Sonderveranstaltung

Im Rahmen der »Schleswig Holsteiner Erklärung

der Vielen«

Musik-Gala: TERRA DI PACE - VIELFALT GEMEINSAM

(ER-)LEBEN!

Mit Werken von Leonard Bernstein, George

Gershwin, Erich Wolfgang Korngold, Giacomo

Puccini, Richard Strauss, Giuseppe Verdi, Kurt

Weill, Alexander Zemlinsky u.a.

Achtung vorverlegter Termin vom 27. April

2019/19

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Tanz und Schauspiel

DIE TONIGHT, LIVE FOREVER ODER DAS PRINZIP

NOSFERATU

Von Sivan Ben Yishai, übersetzt von Maren Kames

Uraufführung

Kooperation des Theater Lübeck mit

backsteinhaus produktion und dem Theater Rampe

Gefördert im Fonds Doppelpass der

Kulturstiftung des Bundes

Schauspiel

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf

SZENEN EINER EHE

nach dem Film von Ingmar Bergman · Deutsch von

Renate Bleibtreu

Schauspiel

Samstag - 27. April 2019

15.00 Uhr | Treffpunkt vor dem Theater |

Eintritt 5,-/2,- Euro (begrenztes

Kartenkontingent) | Sonderveranstaltung

ÖFFENTLICHE THEATERFÜHRUNG

17.00 Uhr | Treffpunkt St.-Aegidien-Kirche |

Eintritt 11,- Euro | Sonderveranstaltung

NOSFERATU-STADTSPAZIERGANG

Lübeck auf den Spuren von Vampir und Pest im

Rahmen der Produktion 'Die tonight, live

forever oder Das Prinzip Nosferatu'

Maximale Teilnehmerzahl: 20 Personen

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf |

zum letzten Mal in dieser Spielzeit

IN DER BAR »ZUM KROKODIL« DIE COMEDIAN

HARMONISTS

EIN Theaterabend von Pit Holzwarth · Unter

Verwendung von Szenen von Renato Grünig und Pit

Holzwarth

Uraufführung

Schauspiel

Achtung verschobener Termin vom 25. April

2019/19

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf |

Theatertag (11,- Euro) |

zum letzten Mal

GLAUBE LIEBE HOFFNUNG EIN KLEINER TOTENTANZ

von Ödön von Horváth

Einführung um 19.30 Uhr im Mittelrangfoyer

Schauspiel

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

Eintritt 10,- Euro (erm. 7,- Euro) |

Sonderveranstaltung

Actor's Studio

MEHR MEER ...

Ein Liederabend mit Texten aus 'Undine geht'

von Ingeborg Bachmann

Sonntag - 28. April 2019

16.00 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

BORIS GODUNOW

Oper von Modest Mussorgsky (Urfassung von 1869)

· Libretto vom Komponisten nach dem

gleichnamigen Drama von Alexander Puschkin ·

Deutsch von Bettina Bartz und Werner Hintze

Eine Kooperation des Theater Lübeck mit dem

Staatstheater Nürnberg und der GöteborgsOperan

Theater Lübeck Besucherring Abo (Nachmittag)

Musiktheater

16.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

ISTANBUL

Ein Sezen Aksu-Liederabend von Selen Kara,

Torsten Kindermann und Akin E. Sipal

Schauspiel

16.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf

TOPMODEL

Operettenshow für Jugendliche ab 12 Jahren ·

Libretto von Margrit Dürr · Musik aus »Die

schöne Galathée« von Franz von Suppé und

Neukompositionen von Julian Metzger

Uraufführung

Eine Kooperation des Theater Lübeck mit der

Taschenoper Lübeck

Musiktheater

18.30 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf

TOPMODEL

Operettenshow für Jugendliche ab 12 Jahren ·

Libretto von Margrit Dürr · Musik aus »Die

schöne Galathée« von Franz von Suppé und

Neukompositionen von Julian Metzger

Uraufführung

Eine Kooperation des Theater Lübeck mit der

Taschenoper Lübeck

Musiktheater

Montag - 29. April 2019

11.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

Schulvorstellung TOPMODEL

Operettenshow für Jugendliche ab 12 Jahren ·

Libretto von Margrit Dürr · Musik aus »Die

schöne Galathée« von Franz von Suppé und

Neukompositionen von Julian Metzger

Uraufführung

Eine Kooperation des Theater Lübeck mit der

Taschenoper Lübeck

Musiktheater

17.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf

TOPMODEL

Operettenshow für Jugendliche ab 12 Jahren ·

Libretto von Margrit Dürr · Musik aus »Die

schöne Galathée« von Franz von Suppé und

Neukompositionen von Julian Metzger

Uraufführung

Eine Kooperation des Theater Lübeck mit der

Taschenoper Lübeck

Musiktheater

Dienstag - 30. April 2019

11.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

Schulvorstellung

TOPMODEL

Operettenshow für Jugendliche ab 12 Jahren ·

Libretto von Margrit Dürr · Musik aus »Die

schöne Galathée« von Franz von Suppé und

Neukompositionen von Julian Metzger

Uraufführung

Eine Kooperation des Theater Lübeck mit der

Taschenoper Lübeck

 * 

Quelle:

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80, Telefax; 0451/70 88-222

E-Mail: kontakt@theaterluebeck.de

Internet: http://www.theaterluebeck.de
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JUSTIZ/233: Tierquälerei - Drei Jahre Gefängnis für Gütesiegel-Schweinemäster (SOKO Tierschutz e.V.)


SOKO Tierschutz e.V. - Pressemitteilung vom 16. März 2019

Tierquälerei: Drei Jahre Gefängnis für Gütesiegel-Schweinemäster

Historisches Urteil gegen den rechtsfreien Raum in der Massentierhaltung



Am Freitag den 15.03.2019 verurteilte das Amtsgericht Ulm einen
Massentierhalter aus Merklingen Baden-Württemberg zu einer Haftstrafe von
drei Jahren ohne Bewährung wegen hunderter Fälle von Tierquälerei,
besonderer Grausamkeit und Misshandlung der Tiere aus Profitgier. Das
Urteil ist das erste seiner Art in der bundesdeutschen Justizgeschichte.
Der Stall war 2016 von SOKO Tierschutz aufgedeckt worden und offenbarte ein
Bild des Schreckens. Die von SOKO-Chef Mülln bei Nacht und mit versteckter
Kamera geheim aufgenommenen Videos zeigen sterbende, verwahrloste Tiere,
Haufen mit schlimm zugerichteten toten Tieren, hunderte, schwer verletzte
Schweine und das brutale Töten der Tiere mit einem Vorschlaghammer.
Ermittlungen der Polizei belegten zudem, dass der Stall massiv und über
Jahre überbelegt war und dadurch massiver Kannibalismus und Todesraten von
über 20 % ausgelöst wurden. "In dem Stall herrschte das pure Grauen, selbst
in 26 Jahren als Tierschutzermittler, habe ich weltweit nichts
Vergleichbares gesehen", berichtete SOKO-Ermittler Friedrich Mülln dem
Gericht. Der Stall, dessen Fleisch EU weit im Handel war, schmückte sich
mit diversen Fleischsiegeln wie Qualität aus Baden-Württemberg, QS und der
Initiative Tierwohl.

Der Fall legte auch das massive Versagen der Behörden offen. Diese gaben
vor Gericht an eine 50 m lange Halle mit hunderten, verletzten Schweinen
direkt neben dem Hauptstall über Jahre "übersehen" zu haben und wollten von
der Tierquälerei und den bis zu dreimal zu hohen Tierbeständen nichts
mitbekommen haben. Die Zeugen von SOKO Tierschutz und Polizei gaben
hingegen an, " dass selbst ein Blinder diesen Stall hätte finden müssen".
Die Vernehmung der Amtsveterinäre zeichnete auch darüber hinaus ein
erschreckendes Bild einer Behörde, die den Verdacht auf Unfähigkeit und
sogar Korruption nährt. Einerseits arbeitete der Tierquäler neben der
Haltung tausender Schweine selbst wenige Büros weiter im Landratsamt,
anderseits verfügte die Behörde nicht einmal über Geräte zur Überprüfung
der Stallluft, die selbst bei den Tierschützern zur Standard-Ausrüstung
gehören und innerhalb von Sekunden beweisen konnten, dass die Luft in dem
Stall toxisch und für die Tiere gefährlich war.

In der Urteilsbegründung übte der Richter massive Kritik an der Verquickung
der Behörden mit der Massentierhaltungsindustrie, dem institutionalisierten
Rechtsbruch in der Branche und sprach von einem rechtsfreien Raum, der von
juristischer Verantwortung beraubt, Tierquälerei aus Profitstreben
verursacht. SOKO Tierschutz begrüßt das Urteil ausdrücklich und sieht darin
die Chance auf eine Zeitenwende, um den rechtsfreien Raum in den Ställen
endlich zu beenden. "Bisher wurde jedes Verfahren gegen Tierquälerei in der
Massentierhaltung eingestellt oder mit Mini- Bußgeldern ad acta gelegt. Das
Urteil von Ulm ist ein Zeichen, das die Branche erschüttern wird, denn es
berührt Rechtsbrüche wie die massive Überbelegung der Ställe, den
Kannibalismus und Verwahrlosung schwacher Tiere, die in tausenden Ställen
Alltag sind. Es bleibt zu hoffen, dass mehr Richter den nötigen Mut
aufbringen, das deutsche Tierschutzgesetz endlich anzuwenden und damit dem
Wildwuchs in der Tierhaltung ein für alle mal klar zu stellen, dass die
Schonzeit vorbei ist und Tiere in Deutschland Rechte haben."

 * 

Quelle:

SOKO Tierschutz e.V.

Rudolfstr. 112, 82152 Planegg

E-Mail: info@soko-tierschutz.org

Internet: http://www.soko-tierschutz.org
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PELZTIER/081: Appell an Klöckner - Keine Pelztiere im EU-Tierschutz-Referenzzentrum (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 18. März 2019

Appell an Klöckner: Keine Aufnahme von Pelztieren in das
EU-Tierschutz-Referenzzentrum



Der Deutsche Tierschutzbund fordert Bundeslandwirtschaftsministerin
Julia Klöckner auf, ihre Position zu überdenken und sich aktiv gegen
die Aufnahme von Pelztieren in den Arbeitsbereich des geplanten
EU-Tierschutz-Referenzzentrums auszusprechen. Die europäischen
Agrarminister treffen sich heute zur Ratssitzung "Landwirtschaft und
Fischerei", um gesamteuropäische Lösungen unter anderem im Bereich
Tierschutz zu finden. Währenddessen laufen die Gespräche zu einem
zweiten Tierschutz-Referenzzentrum auf Hochtouren - jedoch abseits
der großen Öffentlichkeit. Das von EU-Kommissar Vytenis Andriukaitis
angekündigte Zentrum soll den Mitgliedstaaten "Best
practice"-Beispiele zur Pelztierhaltung liefern, obwohl diese von der
Mehrheit der EU-Bürgerinnen und Bürger abgelehnt wird.

"Tierschutz und Pelztierhaltung schließen sich gegenseitig aus. Es
wäre ein völlig falsches Signal, wenn Deutschland sich für die
Aufnahme von Pelztieren in den Aufgabenbereich des
Tierschutz-Referenzzentrums ausspricht, während viele
EU-Mitgliedstaaten auf gesetzliche Verbote oder Einschränkungen von
Pelzfarmen hinarbeiten", sagt Thomas Schröder, Präsident des
Deutschen Tierschutzbundes. "Dies würde die Bemühungen in diesen
Ländern konterkarieren und der Pelzindustrie mit Hilfe von
Steuergeldern Aufwind geben. Das wäre unverantwortlich - zumal es der
Großteil der EU-Bevölkerung inakzeptabel findet, Tiere für die
Herstellung eines überflüssigen Luxusproduktes in kleine Drahtkäfige
zu sperren."

Pelztierhaltung ist ein Auslaufmodell

Der Deutsche Tierschutzbund hat gemeinsam mit Vier Pfoten - Stiftung
für Tierschutz - Bundesministerin Julia Klöckner in zwei Briefen dazu
aufgefordert, sich klar gegen die Aufnahme von Pelztieren in das
EU-Tierschutz-Referenzzentrum auszusprechen. In ihrem
Antwortschreiben machte diese jedoch klar, dass sie dem Anliegen der
Tierschützer nicht nachkommen wird. Sie argumentiert, dass die
Haltung von Pelztieren in anderen EU-Ländern noch eine große
Bedeutung habe, weshalb sie es für hilfreich hält, sich
wissenschaftlich mit dem Tierschutz in der Pelztierhaltung
auseinander zu setzen. "Frau Klöckner erkennt offenbar nicht, dass
die Pelztierhaltung in der EU ein Auslaufmodell ist. Diese
Entwicklung sollten wir voranzutreiben, anstatt weiter in eine
Industrie zu investieren, die nicht mehr zeitgemäß und in keiner
Weise mit dem Tierschutzgedanken der EU-Bürgerinnen und Bürger
vereinbar ist", so Schröder. "Frau Klöckner hat mal wieder die
Gelegenheit verstreichen lassen, den vermeintlichen Anspruch
Deutschlands als Vorreiter im Tierschutz geltend zu machen."

Nur in sieben EU-Ländern gibt es noch eine zahlenmäßig bedeutsame
Pelzproduktion von über einer Million Felle pro Jahr: Dänemark,
Finnland, Griechenland, Litauen, Niederlande, Polen und Schweden.
Doch auch diese Länder haben in den vergangenen Jahren gezeigt, dass
sie die Zeichen der Zeit erkennen und sie sich von Pelztieren
verabschieden müssen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 18. März 2019

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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ATOM/1307: "Ahauser Erklärung" - Schon über 10.000 Unterschriften (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 19.
März 2019

"Ahauser Erklärung": Schon über 10.000 Unterschriften / BBU
unterstützt Atommüll-Protest



(Bonn, Ahaus, 19.03.2019) Schon mehr als 10.000 Menschen aus Ahaus und
dem Münsterland, aber auch aus anderen Regionen, sowie über 40
Organisationen, haben bereits die "Ahauser Erklärung" unterschrieben.
Die Erklärung richtet sich u. a. gegen den drohenden Transport
weiterer Castor-Atommüllbehälter nach Ahaus und gegen die Entfristung
der Genehmigungsdauer für die Lagerung von schwach- und mittelaktivem
Abfall in Ahaus. Noch bis Ende März 2019 können Privatpersonen und
Organisationen die Ahauser Erklärung unterschreiben. In einer
Pressemittelung der Bürgerinitiative (BI) "Kein Atommüll in Ahaus"
heißt es dazu: "Wir werden noch alle Unterschriften bis zum Ende des
Monats berücksichtigen, und dann die Aktion beenden", so der BI-
Vorsitzende Heiner Möllers - Verbunden mit einem Dank an alle
Unterzeichner und der Bitte an alle Helfer um die Einsammlung bzw.
Rückgabe aller Listen."

Der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU), in dem auch
die Ahauser Bürgerinitiative organisiert ist, hat ebenfalls die
"Ahauser Erklärung" unterschrieben und ruft auch weiterhin dazu auf,
die Erklärung zu unterschreiben. Die Erklärung kann direkt im Internet
unterschrieben werden oder herkömmlich auf Unterschriftenlisten. 

Mehr dazu unter https://ahauser-erklaerung.de.

Erschreckende Atommüllsituation in Ahaus

In der "Ahauser Erklärung" wird die erschreckende Atommüllsituation in
Ahaus beschrieben: "In Ahaus existiert seit 1990 ein Atommüll-Lager.
Es ist genehmigt als Zwischenlager, in dem radioaktive Abfälle
befristet gelagert werden dürfen: Schwach- und mittelaktive Abfälle
bis 2020, hochradioaktiver Müll bis 2036. Nun aber zeigt sich, dass
Versprechungen der Politik nicht eingehalten werden sollen: Der
hochaktive Müll soll noch Jahrzehnte hier verbleiben, der
schwachaktive Müll sogar völlig ohne zeitliche Begrenzung. Ahaus würde
damit faktisch zu einem Endlager. Darüber hinaus sollen ab 2019 erneut
große Mengen hochradioaktiven Mülls nach Ahaus gebracht werden:
Hochangereichertes waffenfähiges Material aus Garching bei München und
152 Castor-Transporte mit Brennelementen aus Jülich!"

Den vollständigen Text der Ahauser Erklärung findet man unter

https://ahauser-erklaerung.de. 

Weitere Informationen zum
Atommüllstandort Ahaus unter 

https://www.bi-ahaus.de sowie unter

https://atommuell-protest.de 

Postanschrift der Ahauser Bürgerinitiative: Bahnhofstr. 27, 48683
Ahaus.

Am 9. März 2019, wenige Tage vor dem 8. Jahrestag der Fukushima-Katastrophe, 
haben rund 1400 Menschen in Ahaus gegen die drohenden
Castor-Atommülltransporte nach Ahaus und für die sofortige Stilllegung
aller Atomanlagen demonstriert. Bei der Abschlusskundgebung betonte
BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz, dass es gelingen wird, "den
nuklearen Wahnsinn zu stoppen. In Ahaus, in Gronau, in Lingen, in
Almelo und anderswo. Es darf kein weiterer Atommüll produziert werden -
jegliche Atommüllproduktion muss gestoppt werden. Sofort und
weltweit!"
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Presseinformation der Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus" vom
14. März 2019

Mehr als 10.000 Unterschriften gegen eine unsichere Zukunft bei
der weiteren Atommüllzwischenlagerung

Die BI-Ahaus fordert gemeinsam mit der Anti-Atom-Bewegung ein Konzept
zur sicheren Langzeit-Zwischenlagerung des Atommülls in Deutschland.
Besonders in Ahaus treten die Probleme und Risiken zu Tage, da das
Transportbehälterlager Ahaus (TBL-A) nur noch bis zum Jahr 2036
rechtssicher betrieben werden kann, obwohl schon lange nicht mehr der
geforderte "neueste Stand von Wissenschaft und Technik" erfüllt wird.
Außer der Aussage, dass der Atommüll viel länger als bis 2036 gelagert
werden muss, ist dem zuständigen Bundesamt für kerntechnische
Entsorgungssicherheit (BfE) und der Bundesgesellschaft für
Zwischenlagerung mbH (BGZ) leider nichts eingefallen. "Was ist, wenn
das TBL-A die erforderliche Neugenehmigung für eine Verlängerung der
Zwischenlagerung nicht erhält? Wird dann in Ahaus genauso wie in
Jülich und Brunsbüttel der Atommüll weiter rechtswidrig gelagert - nur
weil man da schon so reichlich Erfahrungen gesammelt hat", fragt Felix
Ruwe, der Sprecher der BI-Ahaus, um gleich danach noch anzufügen,
"alle Gesellschaften sind in der Hand des Bundes, wie kann ein Mensch
da noch Vertrauen in ein objektives und unabhängiges Verfahren haben?"

Mit der Ahauser Erklärung wenden sich alle Unterzeichner gegen die
Ahauser Misere und fordern endlich klares und nachvollziehbares Planen
und Handeln. Dabei legt die BI-Ahaus besonderen Wert auf ein
transparentes und öffentliches Verfahren mit sicheren zukunftsfähigen
Konzepten. Diese Forderung wird besonders durch die mehr als 10.000
Unterschriften verstärkt, die in Kürze den zuständigen Ämtern und
Ministerien übergeben werden. "Wir werden noch alle Unterschriften bis
zum Ende des Monats berücksichtigen, und dann die Aktion beenden", so
der BI-Vorsitzende Heiner Möllers - Verbunden mit einem Dank an alle
Unterzeichner und der Bitte an alle Helfer um die Einsammlung bzw.
Rückgabe aller Listen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 14. und 19.03.2019
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INITIATIVE/406: Kein Platz für den Spatz (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 20. März 2019

Kein Platz für den Spatz

Am 20. März ist Weltspatzentag - bayerischer Charaktervogel ist
bedroht - kaum geeignete Nistplätze für den Haussperling



Hilpoltstein, 18.03.19 - Die gute Nachricht zuerst: dank dem langen
und trockenen Sommer hatten die Haussperlinge letztes Jahr einen
überdurchschnittlich guten Bruterfolg. Das zeigen auch die Ergebnisse
der LBV-Mitmachaktion "Stunde der Wintervögel", bei der der Spatz nach
sieben Jahren erstmals wieder auf dem Spitzenplatz landet. Die
schlechte Nachricht: Es gibt immer weniger Platz für den Spatz und der
bayerische Charaktervogel ist bedroht. Eine Entwarnung gibt es für den
Haussperling noch lange nicht. "Gerade in großen Städten wird es immer
schwieriger, Spatzen bei ihrem munteren Treiben zu beobachten", sagt
Lorena Heilmaier vom LBV-Projekt "Der Spatz als Botschafter der
Stadtnatur". "Haussperlingen fehlen vor allem geeignete Nistplätze an
Gebäuden", ergänzt sie. Zum Weltspatzentag am 20. März will der LBV
deshalb besonders darauf aufmerksam machen, dass das fröhliche
Spatzentschilpen in vielen bayerischen Städten am Verstummen ist.




[image: Spatz mit Halm im Schnabel auf einer Regenrinne - Foto: © Ralph Sturm / LBV Bildarchiv]
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Als Kulturfolger sucht der freche Vogel wohl schon seit über 10.000
Jahren die Nähe des Menschen. Und einmal niedergelassen bleibt der
Spatz seinem Wohnort treu. Doch damit fangen die Probleme an. Als
Gebäudebrüter sind sie auf Nischen und Hohlräume an Häusern
angewiesen. Moderne, energetische Bauweisen und Fassadendämmungen
lassen kaum noch Platz für den Haussperling. "Gehen Brutplätze durch
Sanierungen verloren, können diese ganz einfach ersetzt werden und
müssen es auch, denn Bauherren sind gesetzlich dazu verpflichtet",
erklärt Lorena Heilmaier.

An Gebäuden angebrachte Nistkästen helfen den Spatzen geeignete
Brutplätze zu finden. Wohl fühlen sich Spatzen ab einer Höhe von etwa
vier Metern. "Die Nistkästen müssen nicht jährlich gereinigt werden,
das erledigen die Spatzen im Frühjahr selbst. Stehen sowieso Dach-
oder Fassadenarbeiten an, kann man dabei auch die Kästen säubern",
sagt Lorena Heilmaier.

Ein weiteres Problem: viele Gärten sind zu aufgeräumt und bestehen nur
noch aus Steinflächen und -wänden. "Unsere Spatzen und auch viele
andere wilde Gartenbewohner finden in den kahlen Gärten keine Nahrung
oder Versteckmöglichkeiten", sagt die LBV-Spatzenexpertin. Dabei ist
naturnahes Gärtnern gar nicht kompliziert. Bereits eine kleine "wilde
Ecke" mit Wildblumen, heimischen Sträuchern und etwas Totholz kann
jeden Garten für viele Wildtiere lebenswerter machen. Und: "Die
Bewohner eines naturnahen Gartens wie beispielsweise der Spatz zahlen
sogar Miete, indem sie sich nützlich machen und zum Beispiel
Blattläuse und Buchsbaumzünslerraupen fressen", sagt Heilmaier. Auch
Balkone mitten in der Stadt können der heimischen Tierwelt ein
Refugium bieten und mit entsprechender Bepflanzung eine kleine
Naturoase sein.

"Der Spatz als Botschafter der Stadtnatur"

Damit die Spatzen auch weiterhin von den bayerischen Dächern pfeifen,
setzt der LBV das vom Bayerischen Naturschutzfonds geförderte Projekt
"Der Spatz als Botschafter der Stadtnatur" um. Ziel ist es Nistplätze
und spatzenfreundliche Strukturen in der Stadt neu zu schaffen und zu
erhalten. Diese kommen aber nicht nur dem Haussperling, sondern allen
Vogelarten in der Stadt zugute. Der LBV bietet dazu für bayerische
Städte und Gemeinden eine kostenlose und ausführliche Beratung sowie
eine Wanderausstellung an.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 20.03.2019
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AKTION/665: Klimaschutz darf nicht baden gehen! (BUND BW)


BUND Landesverband Baden-Württemberg - 19. März 2019

Klimaschutz darf nicht baden gehen

BUND protestiert vor Landtag für konsequente Klimapolitik



Stuttgart. Unter dem Motto "Klimaschutz darf nicht baden gehen" haben
am Dienstagvormittag Aktive des Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND) vor dem baden-württembergischen Landtag für
konsequenten Klimaschutz protestiert. Die Aktion fand statt, da
zurzeit das baden-württembergische Klimaschutzgesetz überarbeitet wird
und die Regierungsfraktionen sich bis heute zu den Plänen der
Ministerien äußern müssen.

"Die Menschheit steht vor einer ihrer bisher größten
Herausforderungen: Damit unsere Erde auch in Zukunft noch ein
menschenwürdiges Leben ermöglicht, müssen wir alles daran setzen, die
Erderwärmung auf deutlich unter zwei Grad, besser 1,5 Grad, zu
begrenzen", erklärt Dr. Brigitte Dahlbender, Vorsitzende des BUND
Baden-Württemberg. "Baden-Württemberg kommt dabei als bedeutender
Industrieregion eine besondere Verantwortung zu. Doch bisher fehlt der
Landesregierung der Mut, die notwendigen Schritte einzuleiten.
Stattdessen orientiert sie sich an den absolut unzureichenden Zielen
der Bundesregierung. Das ist ein leichtsinniger Umgang mit unserer
Zukunft und der unserer Kinder und Enkel."

Was nun notwendig ist, sind drastische Maßnahmen zur Begrenzung der
Klimakrise. Ein Beispiel: Noch sind viele Wohn- und Geschäftsgebäude
unzureichend energetisch saniert und werden mit Kohle, Öl oder Gas
beheizt. Um die entsprechenden Treibhausgasausstöße bis 2050
weitestgehend auf null zu bringen, müssen die Sanierungsquoten
steigen, Wärmenetze ausgebaut und Fernwärmeversorger zu einem
verbindlichen Ausstiegsfahrplan aus den fossilen Energieträgern
verpflichtet werden. "Die Zeit für freiwillige und unverbindliche
Ansätze ist mittlerweile abgelaufen. Doch scheinen empfindliche
Vorgaben in Ressorts, wie Verkehr, Energie, Bauen und Landwirtschaft
auf wenig Einsicht zu stoßen", so Dahlbender.

Ursprünglich sollte das neue baden-württembergische Klimaschutzgesetz
spätestens im Dezember 2018 vom Kabinett abgesegnet und anschließend
dem Landtag zur Beratung vorgelegt werden. Seitdem wird in der
Landesregierung um einzelne Sätze gerungen, werden Regelungen
entschärft und Ziele verwässert.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 19.03.2019
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RECHT/285: BUND Hamburg reicht Klagebegründung gegen Flughafenausbau ein (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 18. März 2019

Flughafenausbau: BUND Hamburg reicht Klagebegründung ein

Umweltverband rügt Verfahrensfehler / Kapazitätserweiterung und
weitere Lärmbelastungen ohne Öffentlichkeitsbeteiligung genehmigt



Der BUND Hamburg hat heute fristgerecht die Begründung seiner Klage
gegen den Ausbau des Flughafens Hamburg beim Oberverwaltungsgericht
Hamburg eingereicht. Darin führt der BUND vor allem die völlig
veraltete Genehmigungslage aus dem Jahre 1998 und die Missachtung
seiner Beteiligungsrechte ins Feld. Die Grundlage für die massiven
Ausbauvorhaben des Flughafens stellt ein über 20 Jahre alter
Planfeststellungsbeschluss dar. Die nur im Grundsatz genehmigte
"Ausbaustufe 3", die der Flughafen jetzt für Millionen zusätzlicher
Passagiere in Angriff nimmt, sei daher außer Kraft getreten.

"Der Flughafen hat die dritte Ausbaustufe über 13 Jahre liegen lassen.
Daher ist die Genehmigung unserer Ansicht nach nicht mehr gültig. Der
Flughafen muss ein neues Planfeststellungsverfahren mit
Öffentlichkeitsbeteiligung durchführen, damit sich Betroffene und
Umweltverbände einbringen können. Mit einem neuen Verfahren entfällt
automatisch der Bestandsschutz des Flughafens und die Lärmschutzzonen
müssen neu bestimmt werden. Allein davon könnten zigtausende
Lärmbetroffene profitieren, da sie dann zumindest Anspruch auf
besseren Lärmschutz erhalten würden", so Manfred Braasch,
Landesgeschäftsführer des BUND Hamburg.

Der Hamburger Flughafen geht nach eigenen Angaben davon aus, dass die
Anzahl der Passagiere um 2,5 Prozent pro Jahr zunehmen wird. Somit
steigen die Passagierzahlen von derzeit ca. 17 Mio. auf über 26 Mio.
pro Jahr bis 2035 an. Dies bedingt eine erhebliche Ausweitung der
Flugbewegungen und in der Folge zusätzliche Lärmbelastungen. Ob dies
bei heutiger Rechtslage in der genannten Dimension zulässig ist, muss
sich in dem vom BUND geforderten neuen Verfahren zeigen.

Derzeit wird der Hamburger Flughafen formal als sogenannter
Bestandsflughafen eingestuft und darf mehr Lärm emittieren als neu
errichtete oder erweiterte Flughäfen. Sollte ein neues
Planfeststellungsverfahren notwendig werden, wären die Grenzwerte zur
Bemessung der Lärmschutzzonen im Umfeld des Flughafens um 5 db(A)
niedriger und die Lärmzonen entsprechend größer zu fassen.

Der Prognosezeitraum des alten Planfeststellungsbeschlusses von 1998
reicht lediglich bis 2010. Allein deswegen sei ein neues Verfahren mit
Öffentlichkeitsbeteiligung notwendig. Die einschlägigen Gesetze, die
Rechtsprechung und auch die umweltmedizinischen Erkenntnisse hätten
sich erheblich verändert. Insbesondere bei einem innerstädtischen
Flughafen wie in Hamburg müsse daher dieser Entwicklung Rechnung
getragen werden.

 * 
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VIELFALT/247: Artenvielfalt über- und unterirdisch nicht immer gleich - Daten zur Biodiversität ausgewertet (idw)


Universität Leipzig - 14.03.2019

Artenvielfalt über- und unterirdisch nicht immer gleich - Daten zur
Biodiversität ausgewertet



Ein internationales Forscherteam unter Leitung der Universität Leipzig
und des Forschungszentrums iDiv hat in aufwändigen Studien wichtige
neue Erkenntnisse zur Biodiversität ober- und unterhalb der
Erdoberfläche erlangt: Sie fanden heraus, dass auf etwa 30 Prozent der
terrestrischen Oberfläche unseres Planeten eine große Artenvielfalt an
Flora, Fauna und Mikroben im Boden herrscht, jedoch über der Erde
deutlich weniger Arten leben oder umgekehrt, oberirdisch herrscht im
Gegensatz zum Boden Artenreichtum.

Diese Unterschiede in der Biodiversität waren in den restlichen 70
Prozent der terrestrischen Erdoberfläche nicht nachweisbar. Hier gab
es ober- und unterhalb der Erde entweder Artenreichtum oder weniger
Diversität, sogenannte Hot- und Cold-Spots. Die Forscher haben die
Ergebnisse ihrer Studie jetzt im Fachjournal "Conservation Biology"
veröffentlicht.

Für uns war es überraschend, dass so große Teile der Erde von dieser
gegensätzlichen Artenvielfalt betroffen sind", sagt Prof. Dr. Nico
Eisenhauer von der Universität Leipzig, der zugleich Forscher des
Deutschen Zentrums für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv)
Halle-Jena-Leipzig ist. Bei diesen Gebieten handle es sich
beispielsweise um boreale und Tundra-Böden in Kanada oder Sibirien mit
wenig oberirdischer Biodiversität, jedoch einem artenreichen Gewimmel
im Boden. Umgekehrt gebe es unter anderem in Wäldern der gemäßigten
Breiten relativ artenärmere Böden, dafür aber viel oberirdisches
pflanzliches und tierisches Leben. Das Forscherteam wertete dazu Daten
aus zahlreichen vorangegangenen wissenschaftlichen Studien zum
pflanzlichen, tierischen und mikrobiellen Leben im Boden und in den
oberirdischen Arealen in den verschiedensten Regionen der Erde aus.
"Jeder Datensatz war einzigartig", so Eisenhauer. Ziel der Forschung
sei es gewesen, ein einheitliches Bild der globalen Artenvielfalt
oberhalb und - was bisher noch weniger erforscht war - auch unterhalb
der Erdoberfläche zu bekommen. Mit diesem globalen Wissen könne
beispielsweise viel genauer eingeschätzt werden, welche Areale der
Erde zu Naturschutzgebieten erklärt werden müssen, um die
Biodiversität zu erhalten. Zudem seien beispielsweise Gebiete mit
Permafrostböden und weitere Bodentypen nördlicher Gefilde wie in
Sibirien, die unterirdisch sehr artenreich sind, oberirdisch jedoch
nicht, besonders stark von Klimaveränderungen betroffen. "Wenn
gefrorene Böden plötzlich auftauen, finden dort dramatische
Veränderungen statt. In diesen Böden ist viel Kohlenstoff gespeichert,
der durch das Auftauen freigesetzt wird", erklärt Eisenhauer.

An dem Projekt waren neben Forschern der Martin-Luther-Universität
Halle-Wittenberg, der Universität Bremen und des Helmholtz-Zentrums
für Umweltforschung - UFZ Leipzig unter anderem auch Experten aus
Finnland, Frankreich, Schweden und mehreren anderen Ländern beteiligt.

Originaltitel der Veröffentlichung in "Conservation Biology":
"Global mismatches in aboveground and belowground biodiversity."
DOI: 10.1111/cobi.13311

Originalpublikation:

https://onlinelibrary.wiley.com/doi/abs/10.1111/cobi.13311

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news712184

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 
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MELDUNG/388: LNG-Fracking-Gas-Import soll massiv ausgeweitet werden (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 19. März 2019

Bundeswirtschaftsministerium versucht im Eilverfahren gesetzliche
Rahmenbedingungen für LNG-Infrastruktur durchzudrücken

LNG-Fracking-Gas-Import soll massiv ausgeweitet werden / vor allem
Norddeutschland betroffen



Das Bundeswirtschaftsministerium hat mit einer Frist von fünf Tagen(!)
Bundesländer und Verbände zu einer Stellungnahme zu einer umstrittenen
LNG-Artikelverordnung aufgefordert. Ziel der Verordnung ist die
Verbesserung der regulatorischen Rahmenbedingungen für die Errichtung
von LNG-Infrastruktur und eine Abwälzung der Kosten auf die
Allgemeinheit. Ein Aufbau der LNG-Infrastruktur, die auch die
geplanten LNG-Terminals in Brunsbüttel, Stade und Wilhelmshaven
betrifft, soll vor allem dazu dienen, klimaschädliches Fracking-Gas
aus den USA zu importieren und in Deutschland als LNG einzusetzen.
Fracking ist in Deutschland nicht ohne Grund verboten, soll jetzt aber
durch die Hintertür offenbar wieder hoffähig gemacht werden.

"Wirtschaftsminister Altmaier versucht, ohne Rücksicht auf übliche
Beteiligungsfristen Fakten zu schaffen und ignoriert obendrein, dass
wir dringend Antworten auf die Klimakrise und eben keine neue fossile
Infrastruktur brauchen. LNG ist weder günstig noch umweltfreundlich,
vielmehr droht ein massiver Import von LNG aus Frackinggas aus den
USA", so Manfred Braasch, Landesgeschäftsführer des BUND Hamburg.

Der BUND sieht die hohen Investitionen in LNG-Infrastruktur
insbesondere in den norddeutschen Küstenregionen äußerst kritisch, da
sie keinen Beitrag zur notwendigen Dekarbonisierung der Wirtschaft
leisten. Der BUND hat daher heute beim Bundeswirtschaftsministerium
eine Fristverlängerung beantragt und fordert Wirtschaftsminister
Altmaier auf, zumindest für ein geordnetes Verfahren zu sorgen.




Zum Hintergrund:

https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/Service/Gesetzesvorhaben/verordnung-zur-verbesserung-der-rahmenbedingungen-fuer-den-aufbau-der-lng-infrastruktur.html

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/kein-fracking-in-deutschland-321100

https://www.klimareporter.de/international/schmutziges-erdgas-aus-uebersee

 * 
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MELDUNG/387: BBU lehnt Verordnung zur Subventionierung von Flüssigerdgas-Terminals ab (BBU)


BBU-Pressemitteilung, 19.03.2019

BBU lehnt Verordnung zur Subventionierung von LNG-Terminals ab



(Bonn, Berlin, Hannover, Kiel, 19.03.2019) Der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU e.V.) hat sich im Rahmen der
Verbändeanhörung des Bundes-Wirtschaftsministeriums klar gegen die
"Verordnung zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für den Aufbau der
LNG-Infrastruktur in Deutschland" ausgesprochen. Der Umweltverband
kritisiert dabei, dass die gesetzte Frist von nur wenigen Tagen zur
Stellungnahme ein Affront gegenüber den beteiligten Kreisen ist. In
inhaltlicher Hinsicht lehnt der BBU die Verordnung ab, da hiermit
LNG-Terminals subventioniert werden, mit deren Hilfe US-Präsident
Donald Trump sein dreckiges Fracking-Gas nach Deutschland und in die
EU exportieren kann.

Oliver Kalusch vom Geschäftsführenden Vorstand des BBU erklärt hierzu:
"Es ist ein Skandal, wie die Bundesregierung Terminals für die Einfuhr
von dreckigem US-amerikanischen Fracking-Gas ohne Rücksicht auf
Verluste durchdrücken will. Dessen Gewinnung führt zu
Grundwasserkontaminationen und Erdbeben. Und während in Deutschland
die Förderung von Erdgas im Schiefergestein mit der Fracking-Methode
vorläufig verboten ist, erweckt das Bundes-Wirtschaftsministerium den
Eindruck, dessen Einfuhr aus den USA wäre ein Beitrag zur
Energiewende. Doch das genaue Gegenteil ist der Fall. Nicht nur wird
statt auf regenerative Energien weiter auf einen fossilen
Energieträger gesetzt. Hinzu kommt, dass gefracktes US-Gas so
klimaschädlich ist wie Kohle."

Weiter erklärt Oliver Kalusch: "Die ins Auge gefassten Terminals von
verflüssigtem Erdgas (LNG) in Brunsbüttel, Stade, und Wilhelmshaven
sind dabei überflüssig wie ein Kropf. Angesichts der bereits jetzt
nicht ausgelasteten LNG-Terminals in anderen europäischen Staaten
drohen drei Investitionsruinen, die nur mit staatlichen Geldern
aufrecht erhalten werden können. Daher will Bundeswirtschaftsminister
Peter Altmaier den Terminalbetreibern ein Geschenk überreichen und die
Fernleitungsnetzbetreiber die Leitungen zwischen den LNG-Terminals
sowie den Anschluss ans Gasnetz bezahlen lassen. Da die Netzbetreiber
die Kosten weitergeben werden, zahlt am Ende der Verbraucher."

Der BBU fordert daher, auf den Import von gefracktem Erdgas, die drei
möglichen LNG-Terminals und deren Subventionierung sowie den Entwurf
der vorgelegten Verordnung zu verzichten.

(Zur Erläuterung: Bei LNG handelt es sich um Flüssigerdgas, liquefied
natural gas).



Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg,
gegen die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.



Die BBU-Stellungnahme ist abrufbar unter https://bbu-online.de
(Stellungnahmen). 

Direktlink:
https://bbu-online.de/Stellungnahmen/BBU%20Stellungnahme%20LNG.pdf

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 19.03.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de
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veröffentlicht im Schattenblick zum 20. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / INDUSTRIE





STRAHLUNG/134: Mobiles Breitband 5G - gesundheitliche Auswirkungen vor dem Ausbau erforschen (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 19. März 2019

 BUND fordert, dass gesundheitliche Auswirkungen von 5G vor dem
Ausbau erforscht werden



Berlin. Das mobile Breitband 5G wird zurzeit viel diskutiert -
allerdings geht es in diesen Diskussionen hauptsächlich um die Chancen
für Wirtschaft und Industrie. Kaum thematisiert werden dagegen
mögliche gesundheitliche Risiken, die mit dem Einsatz von 5G verbunden
sein können. Aus Sicht des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland
(BUND) muss die Bundesregierung die Gesundheit der Menschen endlich in
den Blick nehmen. "Wir fordern, dass schnellstmöglich die
gesundheitlichen Auswirkungen von 5G im Rahmen von Begleitstudien
durch unabhängige Institute erforscht werden", sagt der
BUND-Vorsitzende Hubert Weiger anlässlich der heutigen Versteigerung
von 5G-Frequenzen.

Weiger kritisiert, dass Risikoforschung bisher kaum stattgefunden
habe. "Weder sind die Wirkungen auf Risikogruppen wie Kinder
ausreichend untersucht, noch lassen sich Aussagen von 5G-Befürwortern,
dass es keine Risiken durch die flächendeckende Nutzung
elektromagnetischer Strahlung gäbe, wissenschaftlich belegen", so der
BUND-Vorsitzende. "Aus Vorsorgegründen muss die Bundesregierung dem
Beispiel der Schweiz folgen und eine Absenkung der Grenzwerte aller
Mobilfunksendeanlagen vor dem weiteren Ausbau um mindestens 90 Prozent
veranlassen."

Weiterhin sei es vor einem Netzausbau dringend notwendig zu prüfen,
wie viele Sendemasten in den Regionen wirklich benötigt würden. Eine
Verpflichtung der Netzbetreiber, sich Sendeanlagen zu teilen - das so
genannte Roaming -, könnte die Dichte von Sendemasten reduzieren. Denn
dann müssen die Netzanbieter nicht jeweils eigene Sendemasten
errichten, um ihren Kundinnen und Kunden eine gute Netzabdeckung
bieten zu können.

Bei der heutigen Versteigerung geht es in erster Linie um langwellige
Frequenzen bis 3,6 Gigahertz (GHz). Die kurzwelligen Bereiche mit
Frequenzen von 20 bis 80 GHz sollen frühestens 2021/22 versteigert
werden. Diese höheren Frequenzen werden eine deutlich kürzere
Reichweite haben und deshalb mehr Sendeanlagen erfordern, die
demzufolge auch näher an die Nutzerinnen und Nutzer heranrücken
müssen. "Bevor diese Versteigerung beginnt, müssen daher zwingend die
Folgen dieser neuen 5G-Sendeanlagen für die Gesundheit geklärt
werden", fordert Hubert Weiger. Allerdings sieht der BUND auch Chancen
in einer verstärkten Digitalisierung, zum Beispiel im Bereich der
Energiewende und der Mobilität für den Bereich des öffentlichen
Verkehrs, sodass hier Abwägungen notwendig werden. "Grundsätzlich
stellt sich der BUND nicht gegen technische Neuerungen - jedoch muss
dem Vorsorgeprinzip und der Risikoforschung der gebotene Raum
zukommen", so Weiger.

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 19.03.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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STRAHLUNG/133: Wissenschaft fordert 5G-Moratorium - Strahlenminimierung technisch möglich (diagnose:funk)


diagnose:funk - Umwelt- und Verbraucherorganisation zum Schutz vor
elektromagnetischer Strahlung e. V.

Pressemitteilung, 18. März 2019

Wissenschaft fordert 5G-Moratorium - Strahlenminimierung ist
technisch möglich


Die Verbraucherschutzorganisation diagnose:funk e.V. fordert ein
sofortiges Aussetzen der Versteigerungen der 5G-Lizenzen. Jörn
Gutbier, Vorsitzender von diagnose:funk bezeichnet die
5G-Versteigerung als einen Verkauf der Gesundheit



Stuttgart, 18.3.2019: Die Verbraucherschutz-Organisation diagnose:funk
fordert, dass die für morgen angesetzte Versteigerung der
5G-Mobilfunklizenzen vom Bundesamt für Strahlenschutz ausgesetzt wird,
bis die Technikfolgenabschätzung für 5G-Frequenzen vorliegt. Aktuelle
wissenschaftliche Untersuchungen der Folgen von Mobilfunkstrahlung
untermauern diese Forderung.

Jörn Gutbier, Vorsitzender von diagnose:funk, bezeichnet die
5G-Versteigerung als einen Ausverkauf der Gesundheit: "5G ist ein
Feldversuch auf Kosten der Gesundheit der gesamten Bevölkerung.
Mobilfunkstrahlung ist von der WHO als möglicherweise krebserregend
eingruppiert, wie Dieselabgase und das Insektizid DDT. Wie kann es da
sein, dass die Bundesregierung und das Bundesamt für Strahlenschutz
jetzt noch bereit sind, die Strahlenbelastung weiter zu erhöhen? Wir
fordern ein 5G-Moratorium!"

Zu 5G gibt es bis heute keine Technikfolgenabschätzung. Doch das
Bundesamt für Strahlenschutz hat in zwei Studien nachgewiesen, dass
Mobilfunkstrahlung unterhalb der Grenzwerte krebsfördernd ist.
Trotzdem sollen 98% aller Haushalte mit 5G-Mobilfunkstrahlung versorgt
werden - eine Zwangsbestrahlung trotz zahlreicher Hinweise auf
Gesundheitsgefahren wie Krebs. Die Mobilfunk-Industrie plant 750.000
zusätzliche Sendeanlagen. Hinzu kommen Millionen neuer funkender
Geräte im häuslichen Smart Home-Umfeld und an den Arbeitsplätzen.
Autos sind bereits heute Dauerstrahler und sollen dank 5G noch mehr
funken. Die Elektrosmogbelastung der Bevölkerung wird dadurch
erheblich zunehmen - und damit das Krebsrisiko.

Jörn Gutbier: "Wir fordern von der Politik Strahlenminimierung. Die
wichtigsten Maßnahmen dazu sind: Nationales Roaming, also ein
Mobilfunknetz für alle, wie bei Wasser und Strom, sowie getrennte
Innen- und Außenversorgung für (mobile) Kommunikation. Damit kann die
Strahlenbelastung der Bürger massiv gesenkt werden, ohne dass die
Kommunikationsqualität eingeschränkt wird."

Für eine geringere Strahlenbelastung müssen bei jeder
Frequenzversteigerung die Weichen gestellt werden: Gesundheitsvorsorge
und Strahlungsminimierung müssen als oberste Planungsziele definiert
werden. Denn die bereits vorliegenden Forschungsergebnisse zu 5G
deuten auf eine hohe Gesundheitsschädlichkeit dieser Frequenzbereiche
hin. Deswegen fordern die Autoren dieser Studien ein 5G-Moratorium. In
einem Appell haben sich inzwischen hunderte Wissenschaftler dieser
Forderung angeschlossen und fordern: "Stoppt das Risiko 5G!".

https://www.5gspaceappeal.org/the-appeal

diagnose:funk e.V. ist eine unabhängige
Verbraucherschutz-Organisation im deutschsprachigen Raum, die sich für
den Schutz vor elektromagnetischer Strahlung einsetzt. Dazu klärt
diagnose:funk über die gesundheitsschädigenden Wirkungen
elektromagnetischer Strahlung auf und fordert zukunftsfähige
technische Lösungen für eine gesundheitsverträgliche
Telekommunikation.



Weitere Informationen zu den Risiken von 5G:

https://www.diagnose-funk.org/themen/mobilfunk-versorgung/5g

www.EMFData.org

s.a.
Interview mit Peter Hensinger zum 5G-Projekt:

www.diagnose-funk.org/publikationen/artikel/detail&newsid=1354

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 18.03.2019

diagnose:funk

Umwelt- und Verbraucherorganisation zum Schutz vor elektromagnetischer Strahlung e. V.

Bismarckstr. 63, 70197 Stuttgart
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Internet: www.diagnose-funk.org
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VERBRAUCHER/122: Warnung vor unseriösen Anbietern von Wasserfiltersystemen (VZHH)


Verbraucherzentrale Hamburg e.V. - 18. März 2019

Betrug mit Wasser

Verbraucherzentrale

warnt vor unseriösen Anbietern von Wasserfiltersystemen



Bei der Verbraucherzentrale Hamburg melden sich zurzeit vermehrt
Ratsuchende, weil sie befürchten "Wasserschadstoffe" im Trinkwasser
könnten ihre Gesundheit beeinträchtigen. Über Social-Media-Kanäle und
im Direktvertrieb wurden ihnen spezielle Geräte empfohlen, die die
Qualität von Leitungswasser verbessern sollen. Die Hamburger
Verbraucherschützer warnen vor den teils unseriösen Angeboten und
raten Verbraucherinnen und Verbrauchern, sich nicht das Geld aus der
Tasche ziehen zu lassen.

Frau K. hörte gemeinsam mit Bekannten über den Bildschirm eines
Nachbarn einen Vortrag zum Thema Trinkwasser. Dort erzählte man ihr,
dass in Leitungswasser viele Schadstoffe enthalten sein können, so zum
Beispiel Keime, Medikamentenrückstände, Pestizide oder auch Blei. Mit
einem Wert von 370 Mikrosiemens wäre ihr lokales Wasser "belastend".
Durch Filtern könne man die Trinkwasserqualität jedoch verbessern. Das
hierfür notwendige Gerät sollte 3.594 Euro kosten und wäre eine
ratsame Investition, um die eigene Gesundheit zu schützen.

"Wie im Fall von Frau K. schüren unseriöse Anbieter mit
pseudowissenschaftlichen Erkenntnissen Ängste, um dann ihre völlig
überteuerten Messgeräte und Filtersysteme zu verkaufen", berichtet
Tristan Jorde, Umweltberater bei der Verbraucherzentrale Hamburg. "Bei
 kostenlosen Infoterminen nutzen die Veranstalter die Sorge vieler
Menschen um ihre Gesundheit gezielt aus und setzen sie in bester
Kaffeefahrtenmanier unter Druck." Der Mikrosiemens-Wert gebe lediglich
an, wie leitfähig das Wasser sei. Laut Trinkwasserverordnung liegt der
Grenzwert bei 2.790 Mikrosiemens pro Zentimeter. "Das Leitungswasser
von Frau K. ist also vollkommen in Ordnung", so Jorde.

Verbraucher, die hinsichtlich der Qualität ihres Wassers verunsichert
sind, können sich an ihren lokalen Wasserversorger wenden und
gegebenenfalls ein Labor mit einer Wasseranalyse beauftragen. "Je nach
Ergebnis lassen sich dann weitere und vor allem die richtigen Schritte
in die Wege leiten", sagt Jorde. Filter seien in den meisten Fällen
gar nicht notwendig und würden die Qualität des Wassers oft sogar
verschlechtern.

Veranstaltungshinweis: 

Anlässlich des Weltwassertags erfahren Interessierte am Donnerstag,
den 21. März, in einem kostenlosen Vortrag der Verbraucherzentrale
Hamburg, wo das Hamburger Trinkwasser herkommt, welche Stoffe im
Trinkwasser sein dürfen oder sollten und welche keinesfalls.

Anmeldung erforderlich unter

www.vzhh.de/vortrag-trinkwasser

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 18.03.2019

Verbraucherzentrale Hamburg e.V.

Kirchenallee 22, 20099 Hamburg

Tel. (040) 24832-0, Fax (040) 24832-290

E-Mail: info@vzhh.de

Internet: www.vzhh.de
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DESERTIFIKATION/015: Wenn aus Viehweiden plötzlich Wüsten werden (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 15.03.2019

Wenn aus Viehweiden plötzlich Wüsten werden



Wie kann es in Trockengebieten passieren, dass Ökosysteme unter
wachsendem Nutzungsdruck plötzlich "umkippen"? Wo vorher Weidegras
üppig wuchs, bleibt dann nur der blanke Boden zurück - mit drastischen
Folgen für die Ernährungssicherung. Ein internationales Team aus
Wissenschaftlern unter Federführung der Universität Bonn erforscht in
Namibia die ökologischen und sozialen Einflussfaktoren auf solche
Kipppunkte der Wüstenbildung. Nun startet das Projekt, das in den
nächsten drei Jahren vom Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF) mit mehr als drei Millionen Euro gefördert wird.




[image: Foto: © Anja Linstädter / Uni Bonn]

Wenn Grasland stark überweidet wird, bleibt nackter, kahler Boden
zurück. Dieser ist besonders anfällig für Bodenabtrag (unten im Bild).


Foto: © Anja Linstädter / Uni Bonn



NamTip - so lautet der Name des nun bewilligten, deutsch-namibischen
Forschungsprojektes zu ökologischen Kipppunkten in Namibias
Weideländern. Seit einigen Jahren rücken Kipppunkte (oder "Tipping
Points") in Ökosystemen immer mehr in den Fokus von Wissenschaftlern
und Umweltmanagern. Veränderte Umweltbedingungen können in Kombination
mit wachsendem Nutzungsdruck dazu führen, dass Ökosysteme plötzlich
kollabieren oder "umkippen".

Aufgrund der engen Verzahnung von Natur und Gesellschaft sind diese
Tipping Points noch nicht gut verstanden - oft kommen sie als
unangenehme Überraschungen. "Sie können jedoch schwerwiegende
ökologische und sozio-ökonomische Auswirkungen haben, die
schlimmstenfalls unumkehrbar sind", sagt Projektleiterin Dr. Anja
Linstädter vom Institut für Nutzpflanzenwissenschaften und
Ressourcenschutz der Universität Bonn.




[image: Gespräch auf Land mit spärlichem Bewuchs - Foto: © Anja Linstädter / Uni Bonn]

Welche Erfahrungen haben Farmer vor Ort zu Kipppunkten der
Desertifikation? Dr. Diego Menestrey, Ethnologe an der Universität zu
Köln, im Gespräch mit einem namibischen Farmer. 

Foto: © Anja Linstädter / Uni Bonn



Eine große Rolle spielen Kipppunkte auch in Trockengebieten. Wenn
Weiden stark übernutzt werden, können sie - zum Beispiel infolge einer
Dürre -rasch "umkippen". Ausdauernde Futtergräser gehen dauerhaft
verloren, und zurück bleibt karger, nackter Boden. Diese Wüstenbildung
oder Desertifikation ist auch in Namibia ein drängendes Problem. "Der
Klimawandel wird die Wahrscheinlichkeit für das Überschreiten von
Wüstenbildungs-Kipppunkten noch drastisch erhöhen", sagt Linstädter.
"Hier kann fächerübergreifende, anwendungsbezogene Forschung einen
wichtigen Beitrag dazu leisten, die Weidegebiete nachhaltig zu
nutzen."

Frühwarnsysteme sollen Wüstenbildung vermeiden helfen

Im NamTip-Projekt wollen daher Wissenschaftler und Interessenvertreter
gemeinsam daran arbeiten, Wüstenbildungs-Kipppunkte und ihre
Auswirkungen auf die Lebensgrundlage der namibischen Farmer besser zu
verstehen. Gleichzeitig wollen sie Möglichkeiten ausloten, solch
ungewollte Effekte zu vermeiden - beispielsweise durch geeignete
Frühwarnsysteme.

Das NamTip-Projekt bringt Experten aus vielen Bereichen zusammen.
Neben deutschen und namibischen Forschern aus den Natur- und
Sozialwissenschaften sind es Weidemanager, Politikexperten, Pädagogen
und Kommunikatoren. Beteiligt sind Wissenschaftler der University of
Namibia und der Namibian University of Science and Technology. Von
deutscher Seite sind neben Graslandökologen und Bodenwissenschaftlern
der Universität Bonn auch Ethnologen der Universität zu Köln,
Vegetationsökologen der Universität Tübingen sowie
Sozialwissenschaftler vom Institut für sozial-ökologische Forschung in
Frankfurt und Systemwissenschaftler des Helmholtz-Zentrums für
Umweltforschung aus Leipzig dabei.




Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news712252

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution123

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 15.03.2019
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MEER/322: Todeszonen im Meer (PROVIEH)


PROVIEH MAGAZIN - Ausgabe 3/2018

Todeszonen im Meer

von Sandra Lemmerz



In vielen Bereichen des Ozeans wird der Sauerstoff knapp: In den
letzten Jahren sind sauerstoffarme und -freie Gebiete im Meer,
sogenannte Todeszonen, vor allem in Küstennähe um ein vielfaches
gewachsen. Ihre Ursachen sind Umweltverschmutzung und Klimawandel. Der
Sauerstoffgehalt in diesen Zonen sinkt auf unter zwei Milligramm
pro Liter Wasser und macht so ein Leben für Meerestiere unmöglich.
Fische, Krebse und andere Meeresbewohner fliehen oder sterben. Es
gibt auch natürliche Vorkommen von sauerstoffarmen
Meeresgebieten, aber besonders die Zonen in Flussmündungsgebieten sind
meist menschengemacht.




[image: Bild: So entsteht die Todeszone im Golf von Mexiko - Schweinezucht und intensiver Ackerbau (Karte) / Soviel Nitrat spült der Mississippi ins Meer (Diagramm) - Lizenz: CC BY SA PETRABOECKMANN.DE / MEERESATLAS 2017 /Quelle: EPA (Diagramm) / GRIDA / USDA (Karte)]
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Intensive Landwirtschaft

Sauerstoffarme Gebiete in Küstennähe werden häufig durch die
intensive Landwirtschaft verursacht. Eine der größten
Todeszonen umfasst eine Fläche von 20.000 Quadratkilometer und
befindet sich im Golf von Mexiko vor dem Mississippi-Delta. Die Gründe
dafür liegen stromaufwärts des Mississippis, etwa 2.000 Meter den
Fluss entlang. Dort befindet sich der sogenannte "Corn Belt", der
 "Maisgürtel" der USA. Er heißt so, weil hier etwa 50 Prozent
des Maisanbaus der USA stattfinden. Inzwischen wird neben Mais aber
auch verstärkt Soja angebaut und Schweinezucht im großen Stil
betrieben. Man könnte also mittlerweile von einem
"Mais-Soja-Schweinemastgürtel" sprechen.




[image: Bild: So entstehen sauerstoffarme Zonen im Meer - CC-BY-SA PETRABOECKMANN.DE / MEERESATLAS 2017 / LUMCON]
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Um möglichst hohe Erträge zu erwirtschaften, werden riesige Mengen
Kunstdünger eingesetzt. Dazu kommen Abfallprodukte aus der
Schweinemast: Unmengen an Gülle werden auf den Feldern
verteilt. Der Überschuss landet in Form von Nitraten und Phosphaten
im Grundwasser und gelangt über das Mississippi-Missouri-Flusssystem
ins Meer. Dort "düngt" er dann Algen und Phytoplankton.


Eutrophierung

Diesen Vorgang der Überdüngung beziehungsweise der
Nährstoffanreicherung bezeichnet man in der Fachsprache als
Eutrophierung. Der überschüssige Dünger, der von den Nutzpflanzen
nicht aufgenommen werden kann, wird ins Meer gespült und kurbelt
dort das Wachstum von Algen an. Danach sterben die Algen ab,
 sinken zu Boden und werden dort von Bakterien zersetzt.
Diese verbrauchen dabei den letzten Sauerstoff im Wasser und es
entstehen Sauerstoff-Minimum-Zonen, die Todeszonen.




[image: Bild: Hier wird Sauerstoff knapp - CC-BY-SA PETRABOECKMANN.DE / MEERESATLAS 2017 / WRI / PAULMIER & RUIZ-PINO]
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Heimische Gefilde

Vor unserer Haustür befindet sich in der Ostsee eine riesige
Todeszone, in der dauerhaft ein sehr geringer Sauerstoffgehalt
herrscht. Die Fläche hat sich seit Anfang des 20. Jahrhunderts mehr
als verzehnfacht und ist mit mehr als 60.000 Quadratmetern die
flächenmäßig größte Zone weltweit.

Bei der Ostsee handelt es sich um einen speziellen Fall, da der
Sauerstoffmangel sehr stark durch die geologische Struktur vorgegeben
ist. Die Ostsee ist ein flaches Binnenmeer und mit den angrenzenden
Gewässern findet nur sehr selten (alle 10 bis 15 Jahre) ein
Wasseraustausch statt. Durch die gestiegenen Temperaturen erwärmt sich
das Wasser im Meer und es kann nicht mehr so viel Sauerstoff aufnehmen
wie kaltes Wasser. Zusätzlich kommt es auch hier durch überdüngte
Felder zu hohen Stickstoff- und Phosphateinträgen. Riesige Mengen
Biomasse gingen so bereits verloren. Wertvolle Fischsorten wie der
Kabeljau sind davon betroffen, denn auch in den Teilen der Ostsee,
in denen der Kabeljau seine Eier ablegt, sind die Todeszonen
gewachsen und haben den Fisch aus seinen Laichgründen vertrieben.


Gegenmaßnahmen

Um eine Verringerung der Nährstoffeinträge in die Ostsee zu
gewährleisten, ist eine Reduktion des Einsatzes von Düngemitteln in
der Landwirtschaft dringend nötig. Die Ausarbeitung eines
wirksamen Klimaschutzes und die Einhaltung von vernünftigen
Grenzwerten für Nitrat im Grundwasser sind ebenfalls
unumgänglich. Wissenschaftler empfehlen zudem die Errichtung von
 Meeresschutzzonen am Rand der Sauerstoff-Minimum-Zonen. In
diesen Gebieten sollte nicht gefischt werden, damit sich Fische
hierhin zurückziehen können.

 * 

Quelle:

PROVIEH MAGAZIN - Ausgabe 3/2018, Seite 25-27

Herausgeber: PROVIEH e.V.

Küterstraße 7-9, 24103 Kiel

Telefon: 0431/248 28-0, Telefax: 0431/248 28-29
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PROVIEH erscheint viermal jährlich.
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FORSCHUNG/564: Öko-Landbau 2.0 (idw)


Hochschule für Technik und Wirtschaft Dresden - 15.03.2019

Öko-Landbau 2.0



Ein neues Forschungsprojekt an der HTW Dresden zeigt die digitale
Zukunft des Öko-Landbaus. Das Kooperationsprojekt "Web-Man" entwickelt
ein webbasiertes Nährstoffmanagementsystem.




[image: Acker mit Blütenpflanzen, groß im Zentrum eine Mohnblüte - Foto: © Frank Pötsch]

Artenreiche Ackerfläche im Ökologischen Landbau - vom Ökolandbau
profitiert auch die Artenvielfalt von Pflanzen.

Foto: © Frank Pötsch



Im ökologischen Landbau werden möglichst geschlossene
Nährstoffkreisläufe angestrebt, um begrenzte Ressourcen optimal zu
nutzen. Das Projekt "Web-Man" soll dazu ein webbasiertes
Nährstoffmanagementsystem entwickeln. An dieser digitalen Innovation
im Öko-Landbau arbeiten die Forscher der HTW Dresden gemeinsam mit der
TU München, dem Sächsischen Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und
Geologie (LfULG), dem Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsforschung e.
V. (ZALF) und der Hochschule Weihenstephan-Triesdorf.

Zunächst wird der Nährstoff- und Düngebedarf landwirtschaftlicher
Kulturen sowie der Nährstoffanfall im Betrieb ermittelt. Dadurch
können die inner-und überbetrieblichen Nährstoffkreisläufe analysiert
werden, um im Anschluss Handlungsempfehlungen zur optimalen Düngung
und Fruchtfolgegestaltung im landwirtschaftlichen Betrieb zu geben.
"Das entwickelte System ist mit bereits bestehenden Komponenten
vernetzt, um dem Öko-Landwirt ein kompaktes Werkzeug der Planung und
Steuerung des Nährstoffmanagements im Betrieb anzubieten.", so
Projektleiter Knut Schmidtke, Professor für Ökologischen Landbau an
der HTW Dresden. Die Tools werden in Ökobetrieben unterschiedlicher
Struktur an vielen Standorten verschiedener Agrarregionen Deutschlands
eingesetzt, um die Modelle unter Praxisbedingungen zu testen,
schrittweise zu verbessern sowie betriebs- und standortbezogene
Maßnahmen und Strategien zur nachhaltigen Nährstoffversorgung
abzuleiten.

Das Projekt wird an der HTW Dresden von Professor Knut Schmidtke,
Fachgebiet Ökologischer Landbau, begleitet und läuft bis Januar 2022.
Es wird mit rund 100.000 Euro von der Bundesanstalt für Landwirtschaft
und Ernährung (BLE) gefördert.




Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.htw-dresden.de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news712229

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution163

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/563: Ökolandbau mindert Klimawandel (idw)


Justus-Liebig-Universität Gießen - 14.03.2019

Ökolandbau mindert Klimawandel

Ergebnisse aus weltweit einmaligem Langzeit-Feldversuch zeigen
geringere Lachgas-Emissionen ökologisch bewirtschafteter Ackerböden -
Vielfältige Fruchtfolge wichtig



Langfristig ökologisch bewirtschaftete Ackerböden emittieren weniger
Treibhausgase pro Hektar als konventionell bearbeitete Böden. Auch pro
Tonne Ertrag ist dieser Wert geringer oder - beim Anbau von Mais -
gleich hoch. Dies geht hervor aus einer Studie zu einem weltweit
einmaligen Langzeit-Feldversuch, die der Gießener Agrarwissenschaftler
Prof. Dr. Andreas Gattinger geleitet hat. Er hat die Professur für
Ökologischen Landbau mit dem Schwerpunkt nachhaltige Bodennutzung an
der Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU) inne. Die Ergebnisse sind
in der Online-Ausgabe des Wissenschaftsjournals "Scientific Reports"
veröffentlicht worden.




[image: Foto: © FiBL]

Luftaufnahme der Flächen des DOK-Langzeitfeldversuchs in Therwil/Schweiz.

Foto: © FiBL



Landwirtschaft trägt mit einem Anteil von rund elf Prozent zu den
weltweiten Treibhausgasemissionen bei. Dabei nehmen die
Bodenemissionen den höchsten Anteil ein - vor allem in Form von
Lachgas. "Während bislang die Auffassung vorherrschte, dass ökologisch
bewirtschaftete Flächen pro Tonne Pflanzenertrag mehr Treibhausgase
emittieren, zeigt unsere Studie ein anderes Bild", so Gattinger. "Der
ökologische Landbau leistet einen Beitrag zur Minderung des
Klimawandels."

Die Untersuchungen wurden vor allem vom Forschungsinstitut für
biologischen Landbau (FiBL) und dem Schweizer Kompetenzzentrum für
landwirtschaftliche Forschung Agroscope in dem weltweit bedeutendsten
Langzeit-Feldversuch zum Vergleich biologischer und konventioneller
Anbausysteme durchgeführt. Im sogenannten DOK-Langzeitversuch in der
Schweiz werden seit 1978 der biologisch-dynamische (D),
organisch-biologische (O) und konventionelle (K) Anbau von
Ackerkulturen wie Weizen, Kartoffeln, Mais, Soja oder Kleegras am
selben Standort verglichen. Nach 34 Jahren Laufzeit wurden nun in der
Kulturfolge Kleegras-Mais-Grünbrache das in der Landwirtschaft
wichtigste Treibhausgas Lachgas (N2O) in fünf Anbausystemen bestimmt.
Diese umfassten zwei ökologische (biologisch-dynamisch und
biologisch-organisch) sowie zwei konventionelle (mit/ohne
Wirtschaftsdünger) Bewirtschaftungssysteme, sowie eine ungedüngte
Kontrolle.

Das Ergebnis: Die ökologisch bewirtschafteten Flächen wiesen pro
Hektar rund 40 Prozent niedrigere Lachgas-Emissionen auf als die
konventionell bewirtschafteten. Bezogen auf die Erträge wies das
Verfahren "biologisch-dynamisch" die niedrigsten Lachgas-Emissionen
auf, das Verfahren "Nulldüngung" die höchsten. Beim Maisertrag zeigten
sich keine Unterschiede in den Lachgas-Emissionen zwischen
ökologischer und konventioneller Bewirtschaftung.

"Dies belegt, dass nicht allein der Düngerverzicht, sondern eine
gezielte Bewirtschaftung mit vielfältiger Fruchtfolge und
Wirtschaftsdünger zur Aufrechterhaltung wichtiger Bodenfunktionen zur
Emissionsminderung im Pflanzenbau führt", so Studienleiter Gattinger.
Dieser Befund wird dadurch gestützt, dass wichtige Indikatoren für
Bodenfruchtbarkeit wie pH-Wert, organische Substanz sowie die
mikrobielle Biomasse im Boden negativ mit den Lachgasemissionen
korrelierten.

"Mit diesen Erkenntnissen lassen sich landwirtschaftliche
Bewirtschaftungssysteme hinsichtlich ihrer Treibhausgasemissionen
optimieren", so Gattinger. Die Ergebnisse der Studie müssten nun durch
weitere Langzeitstudien zudem auf unterschiedliche Böden, Regionen und
Anbausysteme übertragen werden.

Die Arbeiten für die Studie wurden von den Eidgenössischen
Bundesbehörden für Umwelt (BAFU) und Landwirtschaft (BLW), der
Stiftung Mercator Schweiz und dem Schweizerischer Nationalfonds im
Rahmen des Nationalen Forschungsprogramms "Boden als Ressource"
gefördert.

Originalpublikation:

Skinner C, Gattinger A, Krauss M, Krause HM, Mayer J, van der Heijden
MGA, Mäder P (2019) The impact of long-term organic farming on
soil-derived greenhouse gas emissions. Scientific Reports, 9:1702;


DOI: 10.1038/s41598-018-38207-w



Weitere Informationen finden Sie unter

https://doi.org/10.1038/s41598-018-38207-w

http://www.uni-giessen.de/fbz/fb09/institute/pflbz2/oekolandbau

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news712183

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution217

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen - 14.03.2019
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VERBAND/371: Kreis Coesfeld ist Träger des Stiftungspreises "Landschafft 2019" (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 19. März 2019

Kreis Coesfeld ist Träger des Stiftungspreises "Landschafft
2019"

Deutsche Stiftung Kulturlandschaft und deutscher Landkreistag:
"Ländlicher Raum ist Grundlage der positiven Wirtschaftsentwicklung
Deutschlands"

Pressemeldung Deutsche Stiftung Kulturlandschaft



Berlin/ Coesfeld. Der Kreis Coesfeld im Münsterland wird mit dem Preis
"Landschafft 2019" der Deutschen Stiftung Kulturlandschaft (DSK)
ausgezeichnet.

Die DSK gab den aktuellen Preisträger am Dienstag in der
Landesvertretung Nordrhein-Westfalen in Berlin bekannt. In Kooperation
mit dem Deutschen Landkreistag (DLT) würdigt die Stiftung mit ihrer
Auszeichnung alle zwei Jahre einen Landkreis in Deutschland, der
seinen Bürgerinnen und Bürgern nachhaltig gleichwertige
Lebensverhältnisse sichert. Der Preis ist mit 10.000 Euro dotiert.

Der DSK-Vorstandsvorsitzende Dr. Helmut Born begründete an der Seite
von Dr. Markus Mempel (DLT), warum die Wahl auf den Kreis Coesfeld
fällt: "Der Kreis Coesfeld hat mit seiner auf 220.000 Einwohner
angewachsenen Bevölkerung solides Wirtschaftswachstum und annähernd
Vollbeschäftigung erreicht. Seine kleinen und mittelständischen
Unternehmen und Handwerksbetriebe setzen umfänglich auf innovative
Produkte und eine gute fachliche Aus-und Weiterbildung der
Mitarbeiter."

Born lobte ausdrücklich, dass Kreis, Städte und Gemeinden die
Digitalisierung in der Fläche vorantreiben. Handwerker, Land- und
Forstwirte schlössen Lücken im Netzausbau mit Glasfaser in
Eigeninitiative. Zudem bestimmten der innovative Maschinen- und
Anlagenbau sowie eine leistungs- und wettbewerbsfähige Land- und
Ernährungswirtschaft die Wirtschaftsstruktur des Kreises Coesfeld -
flankiert von zahlreichen Dienstleistungsunternehmen.

Zugleich investiert der Kreis umfangreich in "weiche"
Standortfaktoren: So organisieren sich Bürger, Landschaftsarchitekten
und Bauern beispielsweise im Projekt Parklandschaft 2.0, um die
Nutzung und den Schutz der von Wasserburgen und Hecken geprägten
Kulturlandschaft des Münsterlandes fortzuentwickeln. Historische
Ortszentren werden durch moderne Restaurants und Einzelhandelsläden,
kleine Theater und Kultureinrichtungen, neue Ärztehäusern sowie
altersgerechtes Wohnen deutlich attraktiver. Und von all dem
profitieren die Bürgerinnen und Bürger des Kreises ebenso wie
Touristen.

Die privaten Haushalte im Kreis Coesfeld verfügen im Durchschnitt über
ein höheres Einkommen als in anderen Kommunen Nordrhein-Westfalen; die
gute Wirtschaftslage lässt die Steuereinnahmen kontinuierlich steigen.
Dem Kreis gelang es dadurch, die öffentliche Verschuldung drastisch
zurückzufahren (auf unter 110 EUR/Einwohner). Entsprechend größer
wurden die Handlungsspielräume, um zukunftsträchtige Wirtschaftszweige
und die schulische Ausbildung zu fördern bzw. Forschung und
Entwicklung zusammenzubringen - während bei der sozialen Absicherung
junger Familien und ältere Menschen und dem ökologischen Schutz der
natürlichen Ressourcen ebenfalls neue Impulse gesetzt werden konnten.

Dr. Christian Schulze Pellengahr, Landrat des Kreises Coesfeld,
betonte: "Wir leben im Kreis Coesfeld in einer herrlichen Region,
einer wundervollen Landschaft, die nicht nur viele Urlauber anzieht,
sondern auch für Fachkräfte und Familien attraktiv ist. Wir werden
alles daransetzen, damit unser Kreis auch in Zeiten des
demographischen Wandels dauerhaft lebens- und liebenswert bleibt. Als
kerngesunder Wirtschaftsraum mit einer guten und leistungsstarken
Infrastruktur setzen wir auf wirtschaftliche und soziale
Selbstständigkeit, unternehmerische Innovation und Tatkraft im engen
Schulterschluss mit unseren Städten und Gemeinden - und mit einer
engagierten Bürgerschaft, die sich für ihre Heimat einsetzt." Mithilfe
des Projekts "On Boarding Münsterland" werden neue Mitarbeiter in
mittelständischen Unternehmen fündig bei der Suche nach einem
Arbeitsplatz für den Ehepartner, bei der Auswahl der passenden Schulen
für die Kinder und der Suche eines attraktiven Wohnumfeldes. Das
wiederum entlaste kleinere Unternehmen in strategischen Personalfragen
und sichere den Zugang zur jüngeren Generation.

Bisherige Preisträger: 

Region Oberschwaben (Baden-Württemberg), Ilm-Kreis (Thüringen),
Landkreis Kulmbach (Bayern), Landkreis Nordfriesland
(Schleswig-Holstein), Landkreis Cham (Bayern)

Die Deutsche Stiftung Kulturlandschaft engagiert sich seit 2006 für
eine ökonomisch tragfähige, nachhaltige Nutzung und Entwicklung der
Kulturlandschaft, um diese Existenzgrundlage der Bewohner des
ländlichen Raums, aber auch der städtischen Bevölkerung für künftige
Generationen zu sichern. Sie wurde vom Deutschen Bauernverband
gestiftet und wird von Bürgern, Unternehmen, Banken und Stiftungen des
ländlichen Raums unterstützt. Sie bildet das gemeinsame Dach für
mittlerweile sechs von den Landwirten getragenen
Kulturlandschaftsstiftungen in den Bundesländern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. März 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030/31 904-0, Fax: 030/31 904-431

E-Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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AKTIONSTAGE/987: 30. März - Zentrale Veranstaltung zu Astronomietag und "Earth hour" in der Sternenstadt Fulda


Max-Planck-Institut für Astronomie - Haus der

Astronomie und Vereinigung der Sternfreunde, 18.03.2019

30. März 2019: Zentrale Veranstaltung zu Astronomietag und "Earth
hour" in der Sternenstadt Fulda



Unter dem Motto "Möge die Nacht mit uns sein" laden am 30. März rund
200 Sternwarten, Planetarien und Vereine in Deutschland zum
Astronomietag ein. Das diesjährige Thema ist die sogenannte
Lichtverschmutzung - die schädliche Auswirkung von zu viel Licht auf
Mensch und Natur. Die Vereinigung der Sternfreunde e.V. wird darüber
zusammen mit dem Sternenpark Rhön in Fulda umfangreich informieren.

Wie man mit ausreichender Beleuchtung zum Schutz der Nacht beiträgt,
hat die mittelhessische Stadt Fulda vorgemacht und wurde daher jüngst
zur ersten "Sternenstadt" in Deutschland ernannt. Am 30. März 2019
wird die hessische Umweltministerin Priska Hinz gemeinsam mit Fuldas
Oberbürgermeister Dr. Heiko Wingenfeld und Stadtbaurat Daniel
Schreiner die Auszeichnung "Sternenstadt Fulda" übergeben. Dafür wurde
bewusst der Termin der "Earth hour" und des Astronomietages gewählt,
um die Bedeutung von Lichtverschmutzung in den Medien und in der
Bevölkerung zu intensivieren.

Ab 15 Uhr findet im Vonderau Museum in Fulda eine zentrale
Veranstaltung zum Astronomietag und der Lichtverschmutzung statt, um
die Öffentlichkeit über das Thema zu informieren und für die
Beobachtung des Sternenhimmels zu begeistern. Geboten werden Vorträge,
Vorführungen im Planetarium, eine Ausstellung zur Lichtverschmutzung
und bei gutem Wetter an der Hans-Nüchter-Sternwarte Himmelsbeobachtung
mit Teleskopen. Ab 20:30 Uhr wird aus Anlass der vom WWF
veranstalteten "Earth hour" die Stadtbeleuchtung für eine Stunde
reduziert.

Programm


	15-18 Uhr im Vonderau Museum und Planetarium, Jesuitenplatz 2, 36037 Fulda

	Ausstellung "Lichtverschmutzung" mit Demonstration einer Musterleuchtenwand.

	Im Planetarium jede halbe Stunde Kurzvorführung "Möge die Nacht mit uns sein"

	15-16 Uhr Beobachtung der Sonne durch ein Teleskop im Museumshof



Vorträge


	15:00 Uhr Begrüßung durch Sven Melchert, Vereinigung der Sternfreunde e.V.

	15:10 Uhr "Reise zu den dunkelsten Orten des Planeten", Dr. Andreas Hänel, Fachgruppe Dark Sky der VdS

	15:50 Uhr "Lichtverschmutzung und Biodiversität", Sybille Winkel, Biologin, NABU

	16:30 Uhr Vom Wert der Nacht in Siedlungen", Sabine Frank, Sternenpark Rhön

	17:10 Uhr "Himmelsbeobachtung für Hobbyastronomen", Sven Melchert, VdS

	19:00 Uhr Taschenlampenführung für Familien durch die Naturkundeausstellung im Vonderau Museum. "Was machen Tiere nachts?" (Joachim Jenrich). Mit Anmeldung unter 0661-102-3210 und bitte Taschenlampe mitbringen.

	Ab 18 Uhr an der Hans-Nüchter-Sternwarte, Domänenweg 2, 36037 Fulda

	18:00 Uhr Kurzvorführung "Losing the Dark" im Planetarium der Sternwarte und Führungen durch die Sternwarte, Beginn etwa alle 20 bis 30 Minuten

	20:00 Uhr Beobachtungsabend bei klarem Himmel oder Vorführungen im Planetarium der Sternwarte

	Ab 20 Uhr "Earth hour" am Domplatz in Fulda: Abschaltung der Dombeleuchtung und Orangerie.



Führung 1: 

Astronomische Sternenstadtführung (Sabine Frank, Katharina und
Johannes Heyden, Verein Sternenpark Rhön e.V.).

Führung 2: 

Technische Sternenstadtführung (Matthias Hahner,
Geschäftsführer OsthessenNetz der RhönEnergie Fulda oder Dr. Andreas
Hänel): Erläuterungen des Lichtmasterplans der Stadt Fulda,
nachtfreundliche Umrüstungen der Altstadtleuchten, neue
Dombeleuchtung.




Weitere Informationen finden Sie unter

https://idw-online.de/de/news711808

Pressemitteilung zum Astronomietag

http://www.astronomietag.de

Der Astronomietag in Deutschland und der Schweiz

http://www.sternenpark-rhoen.de

Sternenpark Rhön

http://www.sternfreunde.de

Vereinigung der Sternfreunde

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news712259

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1413

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Astronomie - Haus der

Astronomie und Vereinigung der Sternfreunde, 18.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/3328: Betrug mit Wasser und ein Vortrag über das Hamburger Trinkwasser am 21.3. (VZHH)


Verbraucherzentrale Hamburg e.V. - 18. März 2019

Betrug mit Wasser

Verbraucherzentrale warnt vor unseriösen Anbietern von Wasserfiltersystemen



Bei der Verbraucherzentrale Hamburg melden sich zurzeit vermehrt
Ratsuchende, weil sie befürchten "Wasserschadstoffe" im Trinkwasser
könnten ihre Gesundheit beeinträchtigen. Über Social-Media-Kanäle und
im Direktvertrieb wurden ihnen spezielle Geräte empfohlen, die die
Qualität von Leitungswasser verbessern sollen. Die Hamburger
Verbraucherschützer warnen vor den teils unseriösen Angeboten und
raten Verbraucherinnen und Verbrauchern, sich nicht das Geld aus der
Tasche ziehen zu lassen.

Frau K. hörte gemeinsam mit Bekannten über den Bildschirm eines
Nachbarn einen Vortrag zum Thema Trinkwasser. Dort erzählte man ihr,
dass in Leitungswasser viele Schadstoffe enthalten sein können, so zum
Beispiel Keime, Medikamentenrückstände, Pestizide oder auch Blei. Mit
einem Wert von 370 Mikrosiemens wäre ihr lokales Wasser "belastend".
Durch Filtern könne man die Trinkwasserqualität jedoch verbessern. Das
hierfür notwendige Gerät sollte 3.594 Euro kosten und wäre eine
ratsame Investition, um die eigene Gesundheit zu schützen.

"Wie im Fall von Frau K. schüren unseriöse Anbieter mit
pseudowissenschaftlichen Erkenntnissen Ängste, um dann ihre völlig
überteuerten Messgeräte und Filtersysteme zu verkaufen", berichtet
Tristan Jorde, Umweltberater bei der Verbraucherzentrale Hamburg. "Bei
 kostenlosen Infoterminen nutzen die Veranstalter die Sorge vieler
Menschen um ihre Gesundheit gezielt aus und setzen sie in bester
Kaffeefahrtenmanier unter Druck." Der Mikrosiemens-Wert gebe lediglich
an, wie leitfähig das Wasser sei. Laut Trinkwasserverordnung liegt der
Grenzwert bei 2.790 Mikrosiemens pro Zentimeter. "Das Leitungswasser
von Frau K. ist also vollkommen in Ordnung", so Jorde.

Verbraucher, die hinsichtlich der Qualität ihres Wassers verunsichert
sind, können sich an ihren lokalen Wasserversorger wenden und
gegebenenfalls ein Labor mit einer Wasseranalyse beauftragen. "Je nach
Ergebnis lassen sich dann weitere und vor allem die richtigen Schritte
in die Wege leiten", sagt Jorde. Filter seien in den meisten Fällen
gar nicht notwendig und würden die Qualität des Wassers oft sogar
verschlechtern.

Veranstaltungshinweis: 

Anlässlich des Weltwassertags erfahren Interessierte am Donnerstag,
den 21. März, in einem kostenlosen Vortrag der Verbraucherzentrale
Hamburg, wo das Hamburger Trinkwasser herkommt, welche Stoffe im
Trinkwasser sein dürfen oder sollten und welche keinesfalls.

Anmeldung erforderlich unter

www.vzhh.de/vortrag-trinkwasser

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 18.03.2019

Verbraucherzentrale Hamburg e.V.

Kirchenallee 22, 20099 Hamburg

Tel. (040) 24832-0, Fax (040) 24832-290

E-Mail: info@vzhh.de

Internet: www.vzhh.de
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BILDUNG/3327: Schlaues Haus Oldenburg - Kompost-(Klima)-Garten, 25.3.; Offshore Wind Logistik, 28.3.


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg - 18. März 2019

Veranstaltungen im Schlauen Haus Oldenburg



Mo. 25.03.2019, 19:30-21:00 Uhr Vortrag

Klimaschutz jenseits der Verbrennung und diesseits der Gartenmauer

Thomas Myslik, BUND - Kreisgruppe der Stadt Oldenburg

Der Vortrag erläutert die wenig beachtete Klimaschädigung im
stofflichen Bereich. Dem Kohlenstoffkreislauf werden neben der
Verbrennung von fossilen Brennstoffen auch große Mengen von Klimagasen
außerhalb des Energiesektors zugeführt. Bekannt ist das Methan von
Rindern und dem Reisanbau. Aber es fängt eben schon in unserem Garten
an.

Der Referent
thematisiert die Inhalte der Ausstellung Kompost-(Klima)-Garten und
deren Hintergründe.




Do. 28.03.2019, 19:30-21:00 Uhr Vortrag

Offshore Wind Logistik - das kann doch nicht so schwer sein?

Prof. Dr. Kerstin Lange, Fachbereich Seefahrt und Logistik, Jade
Hochschule

Das Energiekonzept der Bundesregierung sieht eine erhebliche Senkung
der CO2-Emissionen vor. Eine Säule zum Erreichen der Klimaziele soll
die Stromproduktion auf dem Meer sein.

Welche logistischen Herausforderungen ergeben sich beim Transport und
der Konstruktion tonnenschwerer Bauteile auf See? Welche
Logistikkonzepte haben sich durchgesetzt, welche nicht? Welche
Zukunftskonzepte sind denkbar?

 * 

Quelle:

Veranstaltungstips, 18.03.2019

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Referat Forschung und Transfer

Schlaues Haus Oldenburg

26111 Oldenburg

Internet: www.schlaues-haus-ol.de
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BILDUNG/3326: "Flaschenwasser, Trinkwasser & die Weltwasserkrise" - Freiburger Weltwassertag am 20.3. im SWR


regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)

Flaschenwasser, Trinkwasser & die Weltwasserkrise - Einladung zum
Freiburger Weltwassertag am 20.3. im SWR



Auch dieses Jahr laden wir wieder zu einer Veranstaltung mit Vorträgen
und einer Podiumsdiskussion anlässlich des Weltwassertags ein - und
zwar am 20. März (Mi.) um 19 Uhr im Schwarzwaldsaal des Freiburger
SWR-Studios in der Kartäuserstraße 45.

Vorträge und Debatten werden sich um die Kontroverse Flaschenwasser
versus Trinkwasser aus der Leitung drehen - und übergeordnet setzen
wir uns mit der Frage auseinander, was das alles mit der
Weltwasserkrise zu tun hat. Die Diskussion dürfte besonders spannend
werden, weil ein Vertreter der Nestlé Deutschland AG den Standpunkt
des weltgrößten Flaschenwasserproduzenten verdeutlichen wird.

Wir freuen uns auf Euer Kommen!

Steht der Ressourcenaufwand für die Produktion der PET-Flaschen und
vor allem der Transportenergieaufwand, um Milliarden Liter
Flaschenwasser quer durch Deutschland (oder gar quer durch Europa) zu
transportieren, noch in einem angemessenen Verhältnis zum
(vermeintlichen) Nutzen von Flaschenwasser?

 * 

Quelle:

Einladung, 18.03.2019

regioWASSER e.V.

Freiburger Arbeitskreis Wasser

im Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)

(Mitglied im Freiburger Klimaschutzbündnis)

Grete-Borgmann-Strasse 10, 79106 Freiburg i./Br.

E-Mail: post@regiowasser.de

Internet: www.regiowasser.de
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MARKT/4174: Herten - Frauensache(n), Flohmarkt für Damenbekleidung und Accessoires am 24.03.19


Stadt Herten

Frauenkulturtage 2019

Frauensache(n) - Flohmarkt für Damenbekleidung und Accessoires



Herten. Einen Flohmarkt von Frauen für Frauen - genauer gesagt ein
Basar bei dem Kleidung oder Schmuck in gemütlicher Atmosphäre eine
neue Besitzerin finden sollen - gibt es am Sonntag, 24. März, von 11
bis 16 Uhr im Glashaus. Dann laden die Mitarbeiterinnen von der
Stadtbibliothek und vom Kulturbüro zu einer völlig neuen Veranstaltung
während der Frauenkulturtage ein.

Der Eintritt ist frei.

Von Handtaschen, Kleidungsstücken über Schmuck bis hin zu Schuhen
können die Besucherinnen nach Herzenslust stöbern, handeln, tauschen
und kaufen. Für einen kleinen Imbiss zwischendurch hat das Bistro im
Glashaus geöffnet. Verkaufsstände gibt es für diese Veranstaltung
leider nicht mehr zu mieten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 18.03.2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357, Fax: (02366)303-588

Web:http://www.herten.de

E-Mail: pressestelle@herten.de
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